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Die Frauenredaktion und das neue Argument

Das Argument hat sich erneuert. Es ist aus den vielfältigen Krisen kräftiger hervor
gegangen, bestimmter. Gilt dies auch für die autonome Frauenredaktion, für jenes
»Quotierungsprojekt« im Argument? Die Wellen erfaßten uns ungleichzeitig. Wir
warenzerstritten, als die gemischteRedaktion noch ruhigdahinarbeitete. Wir hatten
uns konsolidiert, als die ökonomische Krise durch die der Redaktion verstärkt
wurde. Wirgerietenerneut in Unruhe, als die gemischte Redaktion sich vergrößerte,
erstarkte und in »rot-grüner Perspektive« einen Neustart begann. Wer sind wir und
was wollen wir mit unserem Feminismus im Argument?

Vorallem sind wir ein lebendiger Widerspruch. Unsere Ansprüche greifen un
seren Möglichkeiten voraus. Kämpfend mit unseren (Un-)Fähigkeiten bei der Ver
wirklichung unserer Projekte, halten wir an der sozialistisch-feministischen Per
spektive fest, denn wir glauben, daß die utopische Hoffnung nötig ist —auch für
kleine Schritte.

Wir wollten die Zeitschrift verändern — wir veränderten zunächst uns selbst und
veränderten doch auch die Zeitschrift, indem wir einen größeren Raum in ihr ein
nehmen. Die Quote der schreibendenFrauenkonntenwir inden fünfJahren unserer
Existenz fast vervierfachen (von 8 auf 31 Prozent). Wir geben dem Projekt »Wissen
schaftlicher Feminismus« einenOrt, zu dem wir gleichzeitig selbsterst aufbrechen.
Wir wollten den Feminismus in den Marxismus einschreiben, diesen so gleichzeitig
erweitern und für uns nutzen. Beider Aneignung werden wir erst zu feministischen
Marxistinnen, alsdie wir schon begonnen zu haben glaubten. Unsere Ziele werden
schwieriger und zugleich bescheidener. Stück um Stück gewinnen wir Neuland aus
dem Meer von Selbstverständlichkeiten.

Immer noch haltenwir die Form vonForschungsprojekten für die geeignete, um
eine feministische Wissenschaft voranzubringen, die eingreifend ist und viele er
greift. Von daher sind die Redakteurinnen und Mitarbeiterinnen derFrauenredaktion
zugleich Autorinnen, Reisende, Organisatorinnen. Unsere langjährige Forschung
zur Vergesellschaftung von Frauen (mit inzwischen vier Buchveröffentlichungen:
Frauenformen 1; Sexualisierung der Körper; Subjekt Frau; Der Widerspenstigen
Lähmung) geschieht im Projekt Frauenformen. Zu diesen Bänden gibt eseine Reihe
von Studiengruppen im Inland und im deutschsprachigen Ausland. Und soeben ist
unser »Sexualisierungsband« in englischer Sprache erschienen (Verso. London
1987). Eine andere unserer Aktivitäten ist das Frauengrundstudium, ein Versuch, fe
ministische Wissenschaft in den Institutionen so zu betreiben, daß die kräfteyer-
schleißenden Kämpfe mit den Institutionen das eigentliche feministische Studium
nicht vollends ersetzen. Eine anderedie Gründung einerfeministischen Universität
in Hamburg, die sich die Aufgabe stellt, Politik und Wissenschaft in sozialistisch-fe
ministischer Perspektive zusammenzubringen.

Viel Energie verwenden wir darauf, Diskussionen aus dem fremdsprachigen Aus
land für die Frauenbewegung bei uns zugänglich zu machen. Auch diese Arbeit
wendet sich uns sogleich in politische Praxis. Wir haben einefeministisch-sozialisti
sche internationale Frauenkonferenz mitbegründet —dies in europäischem Maß
stab. Sie tagt im November 1987 zum dritten Mal —diesmal in Spanien. Im allge
meinen Trend zu mehrInnerlichkeit und Privatheit wenden wir uns verstärkt nach
außen. Unsere derzeitigen Forschungsfelder sind Frauenpolitik und Internationa
lismus.

In dieser Weise sindwir —wieauch die gesamte Zeitschrift —ein Projekt, nicht
bloß ein Organ. Und mehr als die gemischte Redaktion sind wir selbst Teil einer
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324 Zum vorliegenden Heft

Bewegung mit eigenem politischem Anspruch in ihr. — Als wir uns fragten, wie
denn nun diese eigentümlichen Abstempelungen,das Argument sei ein DKP-Organ
gewesen, jetzt sei es ein SPD-Organ, mit unserer Arbeit zusammenpaßten, stellte
sich sogleich jenes ungemütliche Gefühl ein, das uns ergreift, wenn wir in einem
Warenhaus die letzte Mode anprobieren, die nicht für uns gemacht ist (und vor allem
wir nicht für sie). Unsere Adressatinnen, unsere Mitstreiterinnen sind Frauen aus
allen Organisationen (also u.a. auch aus der SPD, von den Grünen, den Gewerk
schaften und der DKP),die die Befreiung der Frauenund die Veränderung der Ge
sellschaft zusammen angehen wollen —aber ebenso auch Frauen, die in keiner Or
ganisation tätig sind. Nicht nur die vorhandenen Politikformen, auch die der
Wissenschaft müssen von uns ergriffen und zugleich verändert werden. Wir halten
die Frauenbefreiung fürein sozentrales Moment von Gesellschaftsveränderung, daß
wir an der Radikalität von Eingriffen zweifeln, die diese Frage nicht grundlegend
einbeziehen. Diese Unbescheidenheit durchzusetzen überfordert unsständig, undso
brauchen wir dringend Hilfe: Vorschläge, Kritik, Mitarbeit.

Zum vorliegenden Heft

Marilyn French schildert in ihrem Roman»Frauen« (deutsch 1978, 1985 im 245. Tau
send), wie aus dem friedlichen Mitglied einer Frauengruppc eine verzweifelte
Kämpferin gegen Staat und Polizei wird. Ihre Tochter wird von einem schwarzen
Jungenvergewaltigt. Im Prozeß, in dem der Jungeverurteilt unddie Tochtervonden
männlichen Richtern undverhörenden Beamten erniedrigt undwieeineHurebehan
delt wird, die mal »schwarzes Fleisch«wollte,erkennt die Mutter, daß Sexismus und
Rassismus ausdemgleichen Stoffgemacht sind. Diegierige Verachtung der Frauen
und die Behandlung der Schwarzen als bloßes »Fleisch« lassen auf der anderen Seite
derBarriere Herrenmenschen entstehen. Ein gleichzeitiger Kampf gegen Rassismus
und Frauenunterdrückung, gegen Staat und Klassenherrschaft muß aufgenommen
werden.

Die Heftigkeit, mit der das Thema von Rasse, Klasse und Geschlecht in den USA
und England die Diskussionen unter Feministinnen durchquerte, finden wir in der
Bundesrepublik nicht. Zum einen sind unsere historischen Voraussetzungen andere.
Zum anderen hatsich dieGegenwart noch nicht mitdergleichen Unruhe indie femi
nistischen Diskussionen gedrängt. Aber es ist abzusehen, daß die Fragen von Se
xismus und Rassismus auch bei uns an Dynamik gewinnen werden. Fürdie weitere
Diskussion scheinen uns die beiden Hauptbeiträge besonders geeignet, indenen zum
einen Grundlagen für ein Zusammendenken von Rassismus, Klasse und Frauenun
terdrückung vorgestellt werden (Verena Stolcke), zum anderen der Versuch unter
nommen wird, bisherige feministische Auffassungen zu Familie und Patriarchat
unter dem Gesichtspunkt ethnischer Unterschiede noch einmal durchzurechnen
(Barrett/Mackintosh). Der Beitragder türkischenFrauen aus der BRD macht auch
umgekehrt deutlich, wie verschlossen die Diskussionen eingewanderter Frauen für
feministische Forschung noch immer sind.

Ineiner Kurzfassung bringen wir den Beitrag von Klaus Holzkamp über Arbeitslo
sigkeit aus dem Forum Kritische Psychologie (18, 1986), dem wir wegen seines orien
tierenden Charakters eine weitere Verbreitung wünschen. Holzkamp macht eine Be
standsaufnahme zur Arbeitslosigkeitsforschung, kritisiert den — insbesondere in
linken Kreisen —verbreiteten Trend, das Thema Arbeitslosigkeit zu psychologi-
sicren und erstellt in der Auseinandersetzung einen methodischen Rahmen fürdie
Subjektforschung, der ausprobiert werden sollte. Die Frauenredaktion
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Das Argument-Konzept

In Heft 130vom November 1981 veröffentlichten wir zum erstenmaldas »Argument-Kon
zept», das seither auf der Umschlag-Innenseite aller Argument-Sonderbände zu finden
war. Was zunächst nur eine Zeitschrift im »Selbstverlag«gewesen war, hatte sich ausdiffe
renziert.

»Ein Verlagskonzept ganz eigenerArt (mitspezifischen Vorteilen, aberauch Risiken) hat sich heraus
gebildet. Da das Ganze nur als Projekt seiner Leser und Schreiberexistierenkann, also auch trans
parent sein muß, skizzieren wir den Zusammenhang.« (Argument 130, 777)

Inzwischen hat sich das politische Umfeldwieder eimal verändert. Das »Argument« hat
neue Krisen hinter sich; Akzente haben sich verschoben, Projekte sind verschwunden,
neue entstanden. Die Aktivitäten haben sich weiter ausdifferenziert. Da überdies viele
neue Mitarbeiter/innen in Verlag und Redaktion(en) eingetreten sind, ist es nötig ge
worden, das Gesamtkonzept neu zu diskutieren. Wir bringen imfolgenden den Text zur
Kenntnis, der den Konsens (undden Kompromiß) der Miftvirkenden ausdrückt. W.F.H.

Das Verlagsprogramm trägtzur Entwicklung der theoretischen Kultureiner Linken
bei, die sich in der Arbeiterbewegung und der kritischen Universität, den Kräften
der Frauenbefreiung, der ökologischen Umgestaltung, der Kultur-von-unten undder
Friedensbewegung verankert. Dabei orientieren wir uns am Ziel eines erneuerten
sozialistischen Projekts, in dem diese Bewegungen sich aneinanderlagern. Die Ver
öffentlichungen beziehen sich v.a. auf folgende Bereiche:
— Übergang zurelektronisch-automatischen Produktionsweise und entsprechenden

Lebensweisen; Entwicklung der Arbeit
— Bedingungen einer rot-grünen Alternative
— AlternativeWirtschafts- und Umweltpolitik; Friedensforschung und -politik
— Geschlechterverhältnisse; Frauengrundstudium und Frauenpolitik
— Kritische Medizin; Kritische Psychologie
— Internationale Sozialismus-Diskussion; Weiterentwicklung des Marxismus
— Materialistische Geschichtsschreibung; Faschismus-Theorien
— Kultur(en); Ideologieforschung; Migration und neuer Rassismus
— Literaturim historischen Prozeß; Kritische Anglistik & Amerikanistik (Gulliver)

DerVerlag fördert dieVolksunivcrsität und das alternative Radio. Er kooperiert mit
Studentengruppen an vielen Orten . Er istalsalternatives Non-profit-Unternehmen
organisiert und bildet zusammen mit Argument-Diskussions- und Rezensenten
gruppen ein Element der theoretischen Kultur.

Die wissenschaftlicheTaschenbuchreihe Argument-Sonderbände mit ihren Unter-
Reihen ist ein überregionaler Projekteverbund. Wie bei einem Buchklub kann man
AS-Bände auch billiger beziehen (z.B. im Auswahl-Abo).

Dieeinzelnen Projekte werden verbunden überdie Zeitschrift DasArgument. Sie
istdieerste inder BRD, die nebender allgemeinen Redaktion eineautonome Frauen
redaktion hat. Im Argument werden
— politische, philosophische und Methoden-Diskussionen ausgetragen;
—Entwürfe und Ergebnisse aus den einzelnen Gebieten einer weiteren Öffentlich

keit zugänglich gemacht;
— mit Hilfe von Literaturberichten und einem beispiellosen Rezensionsteil Über

blicke und Anschluß an die Forschung vermittelt;
— theoretische Entwicklungen auch aus anderen Ländern kritisch und gemeinsam

(d.h. diskutierend) angeeignet, um die Erneuerung marxistischer Theorie zu
fordern;
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— Frauenforschungen entwickelt (und aus anderen Ländern zugänglich gemacht),
in denen feministische Fragen und sozialistische Perspektive verbunden werden.

In der Reihe Argument-Studienhefte werden Materialien von und für Arbeitsgruppen
veröffentlicht und Studientexte verfügbar gehalten.

Die Edition Philosophie & Sozialwissenschaften bringt Dissertationen und andere
Forschungsarbeiten.

Die Marxismus-Werkstatt arbeitet an einem Wörterbuchprojekt, das der Erneue
rung, Selbstkritik und Intcrnationalisierung marxistischer Theorie dient und den Zu
griff auf die Quellen verallgemeinern soll.

Verlagsmitteilungen

Rüstungskonversion, die Umstellung der Produktion von Waffen auf zivile Ferti
gung, ist mehr als eine ökonomische Strategie. Ihre Einbindung in eine gewerk
schaftliche Politik für das Recht auf nützliche Arbeit eröffnet Wege zur Vernetzung
der sozialen Bewegungen und zur Demilitarisierung unserer Gesellschaft. Im neuen
Band der Reihe Alternative Wirtschaftspolitik berichten Autoren aus der Friedens
undGewerkschaftsbewegung überKonversionsstrategien inder BRD, Italien,Frank
reich, Österreich, Belgien und Großbritannien (Rüstungskonversion und Alternativ
produktion. Hrsg. von György Szell. AS 118).

Forum Kritische Psychologie 19 (AS 143) befaßt sich mit der Verkennung von
Handlungsbegründungen in sozialpsychologischen Theorien (Klaus Holzkamp) und
zeigt am Beispiel der Ausländerpolitik, wie Ausgrenzungsmechanismen als Mittel
der Herrschaftssichcrung funktionieren (UteOstcrkamp). Weitere Themensind Fa
milientherapie, dieBedeutung derWissenschafts- und Erkenntnistheorie fürdiePsy
chologie und Werk und Wirken Walter Hollitschcrs.

Das Jahrbuch für Kritische Medizin 12: Medizin, Moral und Markt (AS 146)
widmet sich dem Geschäft mit der Krankheit und der Diskussion um eine neue Ethik
für dieMedizin. Untersucht werden u.a. marktradikalc Varianten der Sozialpolitik
und die ethische Debatte um Gentechnologie und »Humanes Sterben«. Hinzu
kommen Beiträge zur aktuellen gesundheitspolitischen Diskussion (z.B. zur ärztli
chen Ausbildungsordnung) und zur anthropologischen Medizin.

Die Festschrift für ErichWulff (Fremde Nähe. Zwischen Psychiatrie und Politik.
AS 152), ursprünglich für Januar angekündigt, erscheint zum Gesundheitstag im
Mai. Diskutiertwerdendie Perspektiven der im Umbruchbefindlichen sozialenPra
xisfelder von der Psychiatrie bis zur Sozialarbeit. Der Band enthält eine Bibliogra
phie derSchriften Erich Wulffs und seinen neuesten Aufsatz: »Norm, Delinquenz,
Persönlichkeit, Ideologie und Moral. Prozesse und Querverbindungen«.

Das Buch »Der hilflose Antifaschismus« von W.F. Haug hatte sich 1967 ungeplant
aus der Überarbeitung einer im Argument veröffentlichten Sammelrezension ent
wickelt. Ungeplantermaßen hat es sich auch diesmal soergeben: aus der vorgese
henen Neuauflage mit aktualisierendem Überblick über die gegenwärtigen Ausein
andersetzungen um das Verhältnis der BRD zur NS-Vergangenheit ist bei der
Überarbeitung ein neues Buch entstanden: Vom hilflosem Antifaschismus zur
»Gnade der späten Geburt«. Es analysiert die Diskurse der»Vergangenheitsbewälti
gung« der60erund der80er Jahre imVergleich und gibt sozugleich einen Einblick
in die westdeutsche Nachkriegsgeschichte der Faschismus-Verarbeitung. Die Frage
des Verhältnisses zur NS-Vergangenheit und der Lehren aus ihr wird weiterhineine
Schlüsselfrage für die politische Identität der Westdeutschen bleiben.

Zuguterletzt: Erste Presseechos aufdas »neue Argument« sind ermutigend: »Ins
gesamt ein Argument im neuen Kleid und mit neuem Biß.« (Zitty) P.S.
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Dorothee Solle

Soweto

Zum 16. Juni

South west townships
vor zehn jähren
hab ich die abkürzung buchstabieren gelernt
das größte ghetto afrikas
für mehr als eine million menschen

So We To

vor zehn jähren
hab ich die Schulkinder gesehen
die die spräche des Unterdrückers nicht lernen
Hört auf sie durch unsere kehlen zu zwingen
Soweto

und seit zehn jähren
sind die toten immer jünger geworden
das alter der ermordeten sank

von siebzehn auf zwölf auf elf

Soweto

eine die acht war als es geschah
ist jetzt achtzehn
und immer noch würgen sie unsere kehlen
die spräche der Unterdrücker zu lernen
SOWETO

heute

ist es verboten die toten zu nennen

sich an die fünfhundert Schulkinder zu erinnern

heute wird das beten verboten

in Soweto

für Soweto

aber ihr werdet die sechsundzwanzig bezirke der southwesttownships
nicht los werden

weil diese toten lebendiger sind
als ihre mörder

und ihre Zuschauer und ihre geldgeber und ihre Waffenlieferanten
weil diese Stadt auf der weitkarte der befreiung eingezeichnet ist
eingetragen in das buch des lebens
in dem auch die stehen die wir tot nennen

SOWETO
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Günther Anders

Über die »continuity of Western Values«

(zwei College-boys vor dem Kultur-Tape sitzend)

Fred

Tom

Fred

Tom

Fred

Tom

Fred

Tom

Fred

Tom

Fred

Tom

Fred

Tom

Fred

Tom

Fred

Tom

»How do you spell ...?«

»Why should I spell? I don't need spelling. Why do youl*
«... cause I've to write a paper on the com...«

»communism?«

»no«

»computerism?«

»No. (reading) On the continuity of Western values.«

»Of all things! What was the damned word?«
»Hittler. How do you spell it?«
»It? Why it?«

»What do you mean?«

»Hirn! He was a guy!«

»No! — Anyhow. How do you spell him?«
»And why do you need that guy?«
»Didn't I teil you? ... cause ...

»Anyhow. H.I.T.T.L.E...R.«

»Thank you so much. That's what I thought anyhow.«
»You are welcome!«
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Verena Stolcke

Das Erbe sichern

Die »Naturalisierung« der gesellschaftlichen Ungleichheit

»Sie läßt sich um ihre Geschichte bringen.
Läßt sich die Seele absprechen. Den Verstand.
Das Menschsein. Die Verantwortung für sich selbst.
Läßt sich verheiraten. Dient dem Mann. Schenkt ihm Erben.

Muß ihm glauben, daß die Lust, die er genießt,
ihr leider ein für allemal versagt ist.
Sie verbirgt ihr Unglück. Tanzt.
Hört seinen Vorwurf: Ich möchte schlafen.

aber du mußt tanzen.«

(Christa Wolf. Büchner-Preis-Rede, 1980)

Über die Ursachen der Unterordnung der Frauen im allgemeinen und in der
Klassengesellschaft im besonderen ist vieldiskutiert worden. Liberaleund radi
kale Feministinnen sowie marxistische Sozialwissenschaftlerinnen neigten dazu,
vorwiegend den ökonomischen oder zumindest materiellen Behinderungen Auf
merksamkeit zu schenken, die den Frauen aus ihren Pflichten in der Ehe und in
der Familieentstehenund ihre Bewegungsfreiheit einschränken. Weniger Beach
tungfanden die ideologischen Vorgänge, diedasVerständnis der Reproduktion in
der Klassengesellschaft und ihre Auswirkungen auf die Geschlechterrollen ge
prägt haben (Rowbotham 1974, 69; vgl. auch Meillassoux 1978). Dabei wurde
außerdem meist übersehen, daß die bürgerlicheFamilieund deren ideologische
Rechtfertigung einestrukturell andere Bedeutung fürdieReproduktion der Klas
senbeziehungen hat als die Arbeiterfamilie.

In diesem Aufsatz möchte ich im Gegensatz dazu zeigen, daß die Ursprünge
der Unterordnung der Frauen in der bürgerlichen Gesellschaft aufder ideologi
schen Ebene in einer naturalistischen Rechtfertigung der Klassenungleichheit zu
suchen sind.

Man definiert die Frauen durch das, was sie nicht sind

Obwohl sie vonunterschiedlichen Gesichtspunkten ausgehen, stimmenmarxisti
sche und feministische Forscherinnen darin überein, daß die Unterordnung der
Frauen (zumindest in der Klassengesellschaft) verursacht wird durch die Bela
stung der Mutterschaft unddiegeschlechtsspezifische Arbeitsteilung, dieFrauen
daran hindert, gleichberechtigt mit den Männern an der sogenannten produk
tiven Arbeit teilzuhaben. Frauen werden als untergeordnet eingestuft, weil sie
untergeordnete Funktionen erfüllen. Marxisten begründen dies damit, daß die
Hausarbeit privatisiert und somit unproduktiv sei. Für viele Feministinnen ist
die untergeordnete Rolle der Frauen darin begründet, daß ihre Bewegungsfrei
heit überall durch ihrevorrangige Verantwortung für das Gebären und das Auf
ziehen derKinder eingeschränkt wird, was siedaran hindert, andergesellschaft
lichen Arbeit teilzuhabenund in der Öffentlichkeit aufzutreten, gerade in jenen
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Bereichen, auf die Männer anscheinend ihre gesellschaftliche und politische
Vorherrschaft gründen. Keine dieser Thesen befriedigt mich. Einerseits haben
Marxistinnen versäumt, den grundlegenden Zusammenhang zwischen der ge
sellschaftlichen Ungleichheit und der Beziehung zwischen Produktions- und Re
produktionsverhältnissen darzulegen. Andererseits neigen Feministinnen dazu,
die Unterschiedlichkeit der Geschlechterrollen in verschiedenen Kulturen

ebenso zu übersehen wie die kulturspczifische Organisation der gesellschaftli
chen Reproduktion und ihre gesellschaftliche Bedeutung in verschiedenen ge
schichtlichen Zusammenhängen. Als logischeSchlußfolgerung dieser produkti-
vistisch-politischcn Einstellung befürworten Marxistinnen wie Feministinnen
die Einbeziehung der Frauen in die sogenannte produktive Arbeit und die Besei
tigung der geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung als grundlegende Bedingung
für die Befreiung der Frauen; d.h. so wie sie es sehen, werden Frauen nur dann
frei sein, wenn sie die »Privilegien« der Männer errungen haben. Wenn jedoch
die Unterordnung der Frauen in der Klassengesellschaft auf ihre als minder
wertig angesehene Hausarbeit zurückgeführtwird, verwandeltman das, was ein
Symptom dieser Unterordnung ist, nämlichdie Unterbewertung ihrer Arbeit, in
deren Ursache. Mehr noch, dadurch ergibt sich gar nicht erst die grundlegende
Frage nach der Ursache dafür, daß Frauen vorzugsweise für die Hausarbeit be
stimmtsind oder daß diese imGegensatz zur sogenannten produktivenArbeit als
minderwertig gilt. Meine Absicht ist es jedoch nicht, nachzuweisen, daß Haus
arbeit in der kapitalistischen Gesellschaft letzten Endes doch produktiv ist, son
dern ich möchte vielmehr die gesellschaftlichen Gründe für dieses spezifische
Verständnis der Hausarbeit unddessen Folgenfür die Frauen sowie für deren all
gemeine Unterordnung aufdecken. Kurzgefaßt möchte ich zeigen, daß es nicht
die Minderwertigkeit der Hausarbeit als solche, sondern die Unterordnung der
Frauen ist, die dazu führt, daß die ihnen zugewiesene Arbeit als untergeordnet
angeschen wird. Diese These erfordert dann natürlich eine neue Erklärung für
die Unterordnung der Frauen.

Himmelweit und Mohun (1977, 22) haben auf ähnliche Weise darauf hinge
wiesen, daß es sich hier zum Teil um eine Fragedes Standpunkts handelt:
»Hausarbeit war fürMarx unsichtbar, weilerdie Arbeitskraft vomStandpunkt des Kapitals betrach
tete. (...) Wennmanaberdas Proletarial vonseinemeigenenStandpunkt ausbetrachtet, von dem der
Produktion unddesVerkaufs derArbeitskraft, das heißt, wenn man dieArbeitskraft vomStandpunkt
ihrer eigenen Produktion, von ihrer Wertscite und nicht ihrer Gebrauchswertseite betrachtet, dann
wird nicht nur die Hausarbeit eine sichtbare Kategorie, sondern die Tendenz von Marx, die Familie
unddasProblem derGleichheit derGeschlechter voneinem spezifisch männlichen Standpunkt aus
zu betrachten, wird begreifbar und kann korrigiert werden.-

Eine Revision der marxistischen These in diesem Sinne hat zu einem besseren
Verständnis der Arbeiterfamilie, noch nicht aber der bürgerlichen Familie ge
führt. In letzterem Fall kann es sichbeider Hausarbeit ja nichtvorrangig umdie
billige Produktion von Arbeitskraft handeln.

Ein vorwiegend produktivistischer Gesichtspunkt hat Forscherinnen oftdaran
gehindert, das spezifisch Gesamtgesellschaftliche an der Unterordnung der
Frauenzu erfassen,dasgeradeinder allgemein gesellschaftlichen und nichtnur
rein ökonomischen Funktion der Familie besteht. Es handelt sich hierbei nicht
nur um die Reproduktion von billiger Arbeitskraft, sondern um die Rcproduk-
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tion der ungleichen Beziehungen zwischen den Klassen als solche. Das Arbeits
und Leistungsideal, das für die bürgerliche Gesellschaft so charakteristisch ist
und das aus dem Fortschrittsbegriff des 19. Jahrhunderts entstand, der nur jene
Tätigkeiten als gesellschaftlich wertvoll ansieht, die in direkter Beziehung zur
materiellen Produktion stehen, verdeckt weitgehend den spezifisch gesellschaft
lichen und ideologischen Charakter der Unterordnung der Frauen. Diesem Ideal
zufolge sindes nur die Männer, die tatsächlich Arbeit leisten; nur diese Arbeit
istproduktiv, sodaßnur Männer aktiv amFortschritt der Gesellschaft mitwirken
und dementsprechend Anspruch auf Respekt und Macht haben. Wie Naredo
(1979, 63ff.) schreibt, »preist dieser phallokratische Standpunkt die Produktion
als die einzigeQuelle von Wohlstand und behandelt die Frauen ebenso wie die
Natur, nämlichals passiveund beherrschteObjekte,die sich ohne Gegenleistung
den räuberischen Wünschen des Vaters Arbeit hingeben ... der sie aller darüber
hinausgehenden Bedeutung, die sie besitzen möge, beraubt«.

Engels' Deutung des Ursprungs und der Rolle der monogamen Ehe in der
Klassengesellschaft und ihrer Auswirkungen auf die Lebensbedingungen der
Frauen hat für die marxistischen Analysen der Unterordnung der Frauen eine
große Bedeutung gehabt. Seine Thesen können jedoch von zwei sehrverschie
denen Standpunkten gedeutet werden, wenn auch imallgemeinen nureineseiner
Schlußfolgerungen, nämlich jene,diesich aufdieVeränderungen inderStruktur
der Produktion bezieht, weiterverfolgt wurde.

Anfänglich führt Engels die Unterordnung der Frauen auf ihre Erniedrigung
zum »bloßen Werkzeug der Kindererzeugung« ihres Ehemannes zugunsten der
rechtmäßigen Vererbung des privaten Eigentums zurück (MEW 21,61). Um sich
seiner tatsächlichen biologischen Vaterschaft inbezug aufseine Erben zu versi
chern, mußte die absolute eheliche Treue der Fraugeltend gemacht werden; so
entwickelte sich die monogame Ehe, dieden Männern große sexuelle Freiheit
bietet, aberdieFrau derausschließlichen Kontrolle ihres Ehemannes unterwirft.
Die Kleinfamilie ist das Endergebnis dieser Entwicklung. In bezug aufdie öko
nomische Rolle der Frauen bedeutete dies folgendes:
»Die Führung des Haushalts verlor ihren öffentlichen Charakter. Sie ging die Gesellschaft nichts
mehr an. Sie wurdeein Primidienst: die Frau wurdeerste Dicnstbolin, aus der Teilnahme an der ge
sellschaftlichen Produktion verdrängt.« (Ebd., 75)

Ich werde später aufEngels' Begriffder biologisch begründeten Vaterschaft zu
rückkommen. Vorerst möchte ich auf die Tatsache hinweisen, daß der Autor
seinen Standpunkt im Verlauf seiner Analyse merklich veränderte, und zwar
kommt er von einer anfänglichen Untersuchung der geschichtlichen Gestaltung
der Reproduktionsformen, d.h. der Paarungssysteme und der Verwandtschafts
verhältnisse, zu einer Analyse der Sphäre der Produktion, d.h. der Arbeitstei
lung, und kehrt dabei dieBedingtheit der Unterordnung der Frau um: •
»Die rechtliche Ungleichheit beider [wohl im Familienrecht, das die gegenseitigen Rechte und
Pflichten der Ehegatten festlegt; Anm. d. Verf.], die uns aus früheren Gcscllschaflszuständen ver
erbt, istnicht die Ursache, sondern die Wirkung derökonomischen Unterdrückung derFrau.« (Ebd.)

Die Vorherrschaft der Männerunddie Unterordnung der Frauenerscheinennun
als die Folge ihrerjeweiligen Stellung in bezug aufdie »gesellschaftliche Arbeit«:
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»Der Mann muß heutzutage in der großen Mehrzahl der Fälleder Erwerber, der Ernährer der Familie
sein, wenigstens in den besitzenden Klassen, und das gibt ihm eine Herrschcrstcllung, die keiner ju
ristischen Extrabcvorrechtung bedarf.« (Ebd.)

Die Schlußfolgerung, daß die Befreiung der Frau erst dann möglich wird, »so
bald diese auf großem, gesellschaftlichem Maßstab an der Produktion sich betei
ligen kann und die häusliche Arbeit sie nur noch in unbedeutendem Maß in An
spruch nimmt« (Ebd., 75 u. 158), folgt logisch.

Diese Umkehrung in Engels' Ausführungen ist nicht zufallig. Sie entspringt
der ökonomistischen Einstellung, die Engels' und Marx' Begriff der bürgerli
chen Gesellschaft kennzeichnet, der zufolge in dieser Gesellschaftsform »alle
feudalen, patriarchalischen, idyllischen Verhältnisse« —sogar innerhalbder Fa
milie und zwischen den Eheleuten — zerstört und ausschließlich durch Geldver
hältnisse ersetzt werden (Marx, MEW 4, 464). Das heißt, in der bürgerlichen
Gesellschaft würden jegliche Überreste eines außerökonomischen Zwanges,
sogar innerhalb der Familie, der intimsten Sphäredesgesellschaftlichen Lebens,
abgebaut. Im Kapitalismus seien die Beziehungen zwischen Ehegatten aus
schließlich von ihrerjeweiligen wirtschaftlichen Rolle bestimmt, ähnlich jenen
Gegebenheiten, die die gesellschaftlichen Produktionsbeziehungen kenn
zeichnen:

»Er (der Mann) ist inderFamilie derBourgeois, dieFrau repräsentiert das Proletariat.« (Engels, 75)

Engels' Unterbewertung der Hausarbeit war keine Ausnahme. Lenins Einstel
lung gegenüber der Unterordnung der Frauen ist ähnlich:
»Solange die Frauen sichmitderHausarbeit befassen, istihre Stellung noch beschränkt. Umdievöl
lige Unabhängigkeit der Frauen zuerlangen und sieden Männern wirklich gleich zu machen, benö
tigen wir einer gesellschaftlichen Wirtschaft und der Beteiligung der Frauen an der allgemeinen pro
duktiven Arbeit. Nur dann werden Frauen dieselbe Stellung wiedieMänner innehaben... Siewissen
alle, daß sogar im Falle einer völligen Gleichheit Frauen sich immer noch ineiner Stellung der tat
sächlichen Minderwertigkeit befinden, weil ihnen alle Hausarbeit aufgebürdet wird. Der größte Teil
dieser Hausarbeit ist weitgehend unproduktiv, äußerst mühsam und wird von Frauen ausgeführt.«
(Lenin 1972)

Die Teilnahme derFrauen am Wiederaufbau des Landes nach den Verheerungen
des Bürgerkrieges inderSowjetunion war zweifellos unerläßlich und mag zum
Teil diegroße Bedeutung erklären, dieLenin derEinbeziehung derFrauen indie
gesellschaftliche Arbeit beimaß. Es geht mir hier nicht darum, in Frage zu
stellen, daß die Befreiung der Frauen aus der zunehmenden häuslichen Isolie
rung und Einsamkeit und aus ihrer wirtschaftlichen Abhängigkeit wünschens
wert ist. Vielmehr geht esdarum, inwieweit dieEinbeziehung der Frauen indie
gesellschaftliche Arbeit, von derEngels und Lenin dieBefreiung derFrauen ab
hängig machten, die tatsächlichen Grundlagen ihrer Unterordnung anficht. An
gesichts der fortdauernden Diskriminierung der Frauen auf dem Arbeitsmarkt,
trotz ihrer massiven Einbeziehung in den letztenJahren, ist das zu bezweifeln.
Lenin und andere waren sich dessen bewußt, daß die Befreiung derFrauen auch
deren politische und rechtliche Gleichstellung sowie die Vergesellschaftung der
Hausarbeit erfordert (vgl. Trotzki 1970, 61). Daß es vor allem notwendig ist, die
ihnen durch die und in der Ehe auferlegte Kontrolle ihrer Sexualität und somit
ihrer Person aufzuheben, sah man jedoch entweder gar nicht oder mit viel grö
ßerer Skepsis. Lenin z.B. zeigt sich äußerst kritisch gegenüber dergroßen Be-
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dcutung, die die Arbeiterinnen Fragen der Sexualität und der Ehe im Zusammen
hang mit ihrer Befreiung beimaßen. Und die sowjetische Regierung reformierte
lediglich die Ehegesetzc und führte die Scheidung ein, anstatt die Ehe an sich als
Instanz der Regulierung der Geschlechterbeziehungen zum Nachteil der Frauen
abzuschaffen. Lenin selbst weigertesich, das Besondereder Frauenfragc und die
Notwendigkeit einer getrennten Organisation anzuerkennen.1 Die gegenwärtig
relativ größere sexuelle Freiheit in den westlichenLändern, die mit der Verbrei
tungvonVerhütungsmitteln zu tun hat, zeigtandererseits,daß größere Freizügig
keit nicht unbedingt einen grundlegenden gesellschaftlichen Umschwung mit
sich bringt. Dennoch, ohne eine radikaleVeränderung jener Institutionen —der
Ehe und der Familie —, die dem Fortbestehen der gesellschaftlichen und se
xuellen Ungleichheit dienen, ist eine gesellschaftliche Revolution unvoll
kommen (vgl. auch Martinez-Alier 1974).

Um dieses ökonomistische Mißverständnis der Unterordnung der Frauen aus
zuräumen ist es notwendig, die ausschlaggebende Rollezu untersuchen, die die
monogame Ehe und auf ihr begründete Familie für das Fortbestehen der gesell
schaftlichen Ungleichheit und der Machtverhältnisse spielt. Obwohl die Klas
senunterdrückung und die gesellschaftliche Arbeitsteilung auf dem ungleichen
Zugang zuden Produktionsmitteln beruhen, denke ich,daßdiegesellschaftliche
Reproduktion, d.h. dasFortbestehen der Klassen- und Machtverhältnisse —di
rekt vermittelt durch die Institutionen der Ehe, Familie und Erbschaft —, sowohl
die vorrangige Zuweisung der Frauen zur Hausarbeit als auch die Unterbewer
tung dieser Tätigkeiten erfordert und bedingt. In anderen Worten: Inder Klas
sengesellschaft istdiegeschlechtsspezifische Arbeitsteilung —dieVerhausfrau-
lichung der Frauen —letztlich dasErgebnis der Tatsache, daß es den Männern
zusteht, über die Gebärfähigkeit der Frauen zu bestimmen, im Zusammenhang
mit der Fortdauer des ungleichen Zugangs zu den Produktionsmitteln. Da ge
schichtlich gesehen die Gebärfähigkeit der Frauen mit ihrer Sexualität ver
schmolzen war, bedeutet dies, daß Männer in ihrer Rolle als Ehegatten, Väter
und Brüder über die Sexualität »ihrer« Frauen bestimmen.

Es ist natürlich irreführend, im Falle der Klassengesellschaft verallgemei
nernd vonderFamilieund vonderRolleder Frau zu sprechen. Die bürgerlichen
Institutionen der Eheundder Familie mögen formell denen der Arbeiterähnlich
sein. Ihre gesellschaftliche Bedeutung ist jedoch sehr verschieden und daher sind
unterschiedliche Ansätze zu ihrer Untersuchung erforderlich. Darüber hinaus
unterscheidet sich die"durch die Gesellschaft ausgeübte Kontrolle der Frauen
überdie Form der Eheje nach Gesellschaftsklasse und hatunterschiedliche Be
deutung.

Trotzdem muß ein jeglicher Versuch, das Fortbestehen derArbeiterfamilie zu
erklären, die vorhandenen Verbindungen zwischen der bürgerlichen undder Ar
beiterfamiliemit in Betracht ziehen, ähnlich wie das Kapital nicht ohne die Ar
beitskraft vorstellbar ist. Eine Betrachtung derArbeiterfamilie, diesichlediglich
auf ihre wirtschaftliche Funktion beschränkt, d.h. auf deren Beitrag an unbe
zahlter Hausarbeit zurReproduktion derArbeitskraft, kann ihre Fortdauer nicht
erklären. Nurunter Berücksichtigung derbürgerlichen Ideologie istes möglich,
der Art und Weise Rechnung zu tragen, wie die Institutionen der Ehe, Familie
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und Erbschaft in der Arbeiterklasse dazu beitragen, die Arbeiter als solche zu er
halten und zu reproduzieren. Da die herrschende Klasse die Regeln des gesell
schaftlichen Spiels bestimmt, muß der erste Schritt zur Erklärung der Ehe und
der Familie darin bestehen, nach den Gründen des Fortbestehens dieser Institu
tionen innerhalb des Bürgertums zu suchen. Ich will mich hier mit dieser Frage
befassen (zur Arbeiterfamilie vgl. Stolcke 1985).

Erbschaft und Vererbung: Das Fortbestehen der bürgerlichen Familie

Die monogame Ehe und die daraus entstandene Familienform sind weder eine
ausschließliche Erscheinungder warenproduzierenden Klassengesellschaft noch
sind sie mit dem Kapitalismus entstanden. Diese Institutionen existieren auch in
anderen hierarchischen Gesellschaftsformen, z.B. der Kasten- oder Feudal-Ge-
sellschaft, in denen sie ebenfalls eine grundlegende strukturelle Bedeutung
hatten. Die Ehe als Institutionbesteht stets darin, den Ehegatten wechselseitig
eine Reihe von Vorrechten an bestimmten ihrer Fähigkeiten einzuräumen, wie
z.B. in bezug auf ihre Sexualität, ihre Arbeitskraft, ihr Eigentum (vgl. Leach
1961). Das Erbrecht bestimmt stets, wie bestimmte Rechte von einer Generation
auf die nächsteübertragenwerden(vgl. Goody u.a. 1976). Somit bestimmendie
Heiratssystemc und das Erbrecht teilweise oder ausschließlich die gesellschaft
licheStellung einer Person. Diesistamoffensichtlichsten injenen Gesellschafts
formen, wie z.B. der Kasten- oder Lineagc-Gesellschaft, in denen die gesell
schaftliche Stellung ihrer Mitglieder gänzlich von der Abstammung bestimmt
wird. In der bürgerlichen Gesellschaft bedeutetjedoch das Fortbcstehen einer
Familienfbrm, die auf Beziehungen der persönlichen Abhängigkeit undauf der
Unterordnung der Frau beruht, einen klaren Widerspruch. Wie Hobsbawm
(1975, 239) aufgezeigt hat, besteht
»der entscheidende Punkt darin, daß die bürgerliche Familie derbürgerlichen Gesellschaft klarwi
derspricht. In ihr herrschen weder Freiheit. Chancengleichheit, Gcldvcrhällnisse noch das Prinzip
des individuellen Profitstrebens.«

Eine rein ökonomische Analyse kann diesenWiderspruch nicht aufklären. Die
Bestimmung der gesellschaftlichen Stellung durch die Abstammung erscheint
unangebracht in Gesellschaften (der typischste Fall ist die bürgerliche Gesell
schaft), indenen die Stellung deseinzelnen aufeigene Leistungen zurückgeführt
wird. John Stuart Mill (1806-1873) war sichdes Widerspruchs zwischen dem li
beralen Ethos und der Unterordnung der Frauen klar bewußt:
»In den fortgeschrittenen Ländern sinddieUnfähigkeiten derFrauen, miteiner Ausnahme (demKö-
nigstum),dereinzige Fall, indem GesetzeundInstitutionen Personen vondem Moment ihrerGeburt
an erfassen und bestimmen, daß sie niemals inihrem Leben sich um gewisse Dinge werden bewerben
können ... Diegesellschaftliche Unterordnung der Frauen sticht somitalsallein dastehender Fall aus
den modernen Institutionen hervor; eine allein dastehende Verletzung ihrer grundlegenden Gesetze
(Wettbewerb undindividuelle Leistung); eineinziges Überbleibsel einer alten Welt des Denkens und
Handelns, das in allem anderen zerstört wurde, aber in dem einen Ding von größtem allgemeinem
Interesse erhalten blieb.« (Mill 1977, 236f.)

Ist es jedoch gerechtfertigt, die Unterordnung der Frauen in der bürgerlichen
Gesellschaft lediglich als ein Überbleibsel aus vergangenen Zeiten zu be
trachten? Es ist tatsächlich verwunderlich, daßdie bürgerliche Familie in ihrer
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repressivsten Form gerade im viktorianischen Englandauf dem Höhepunkt des
Konkurrenzkapitalismus in Erscheinung trat. Die Formulierung von biologi
schen Theorien, im Zusammenhang mit der Verbreitung eines wissenschaftli
chen Naturalismus in den westlichen Ländern im 19. Jahrhundert, die dazu

dienten, die gesellschaftliche Ungleichheit zu legitimieren, sind entscheidend
für ein Verständnis dieses scheinbaren Widerspruchs der Unterordnung der
Frauen und Kinder in der bürgerlichen Gesellschaft. Denn gleichzeitig mit der
auf tiefgreifenden gesellschaftlichen Ungleichheiten begründeten Klassengesell
schaftentstand der Mythos der Chancengleichheit, der durchdie Hoffnung auf
gesellschaftliche Mobilität dazu beitrug, potentielle Klassenkonfliktc zu unter
binden. Es bestand somit eine ständige Spannung zwischen den hierarchischen
gesellschaftlichen Gegebenheiten und einem dem Anschein nach egalitären
Ethos. DieSpannung zwischen dem Drang zurEroberung undBeherrschung der
Natur durch den Menschen und der gleichzeitigen Naturalisierung des gesell
schaftlichen Menschen, die andererseits in der Debatte über den Platz des Men
schen in der Natur zum Ausdruckkam, botdie Möglichkeit,diesen Widerspruch
zwischen reeller gesellschaftlicher Ungleichheit und vorausgesetzter Chancen
gleichheit ideologisch zu verbergen (vgl. auch Young 1973). Diebiologisch be
gründete Bestimmung der Frauen —das Schicksal der Frauen ist die Mutter
schaft, weil die Natursiedazubestimmt hat —im Zusammenhang mit einemin
dividualisierten, ebenfalls biologisch begründeten Begriff der Vaterschaft, war
eine derFolgen davon, daß man zunehmend dazu neigte, die gesellschaftlichen
Gegebenheiten als in der Natur begründet darzustellen.

Im 19. Jahrhundert lagen die Widersprüche der Klassengesellschaft für die
Vorherrschaft desBürgertums aufder Hand, nämlich die Verarmung desarbei
tenden Volkes unddiewachsende Arbeiterbewegung; siespiegelten sichauchauf
der ideologischen Ebene wider. Im 17. und 18. Jahrhundert hatten die Liberalen
die freie Marktwirtschaft befürwortet, konnten oder wolltenjedoch nicht deren
klassenbedingte gesellschaftliche Folgen wahrnehmen. Anfang des 19. Jahrhun
derts sahen siesich jedoch zunehmend gezwungen, kapitalistische Arbeitsbezie
hungen und damit Klassenunterschiede in ihre Gesellschaftsmodclle mit aufzu
nehmen. Um die Exzesse dieses Wirtschaftssystems in Grenzen zu halten und
gleichzeitig die Illusion der Mitbestimmung zu schaffen, wurde das allgemeine
Wahlrecht —jedoch noch unter Ausschluß der Frauen —als Grundlage einer re
präsentativen Regierung gewährt (vgl. Macpherson 1977). Andererseits konnte
aber auch das Bürgertum, wie Hobsbawm gezeigt hat, die zunehmende gesell
schaftliche Ungleichheit nicht mehr ausschließlich durch eine Ethik derEnthalt
samkeit und der Arbeit, d.h. der persönlichen Leistung, rechtfertigen; nicht zu
letzt, weil diese »Tugenden« auch den Erfolg des Bürgertums selbst nicht mehr
erklären konnten:

»Daher die zunehmende Bedeutung alternativer Theorien der biologischen Klasscnüberlcgenheit,
die in einem so großen Maße die bürgerliche Weltanschauung des neunzehnten Jahrhunderts prägen.
Diese Überlegenheit war das Ergebnis der natürlichen Auswahl, genetisch übertragen. Das Bür
gertum gehört, wenn nicht einer anderen Art, doch zumindest einer höheren Rasse an, einer fortge
schritteneren Stufe inderEntwicklung des Menschen, abgesondert von den unteren Schichten, die
aufder Stufe zurückgeblieben waren, die geschichtlich oder kulturell der Kindheit oder, wenn es weit
kam, der Adoleszenz entsprach.« (Hobsbawm 1975, 247f.)
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Diese biologischen Theorien, der Sozial-Darwinismus, der Sozial-Spcnce-
rismus, die Eugenik etc., kamen einer rassistischen Begründung der gesell
schaftlichen Ungleichheit sehr nahe. Obwohl biologische Theorien dieser Art
manchmal als eine Nebenerscheinung des Kolonialismus betrachtet worden sind,
als eine ideologische Legitimation der »Zivilisationsaufgabe« der Kolonial
mächte, war ihre politische Funktion, die wachsenden Klassenunterschiede zu
Hausezu rechtfertigen, mindestens ebenso ausschlaggebend. Letzten Endes ging
es inbeidenFällenumdasselbe, nämlich umden Versuch, die gesellschaftlichen
Folgendes Kapitalismus,d.h. die Armutder Mehrheit, auf natürliche Ursachen,
die dann auch noch als erblich dargestellt wurden, zurückzuführen.

Manneigt manchmal dazu, nur injenenFällen von Rassismus zu sprechen, in
denen gesellschaftliche Diskriminierung undUnterordnung aufanscheinend tat
sächlich vorhandene phänotypische Gruppenunterschiede bezogen werden.
Daher mag eine Definition angebracht sein. Unter Rassismus verstehe ich jene
Art von Diskriminierung, die verbunden ist mit einer ideologischen Rechtferti
gung von gesellschaftlich und politisch gegebenen Unterschieden, die angeblich
aufeinerinder »Rasse« begründeten und daher natürlich bedingten Minderwer
tigkeit beruhen. Diese Minderwertigkeit ist somit erblich und dieAbstammung
spielt dann eine ausschlaggebende Rolle in der Bestimmung der gesellschaftli
chenStellung deseinzelnen (vgl. Bock 1986, Vorwort). So reagierte die Elite in
Deutschland z.B. aufdie zunehmende politische Polarisierung der Gesellschaft
gegen Ende des 19. Jahrhunderts mit verschiedenen rassistischen Theorien, die
alledaraufhinausliefen, daßdiegesellschaftliche Ungleichheit nicht aufder Ar
beitsteilung, sondernauf grundlegenden, angeborenen Unterschieden unterden
Menschen beruht (vgl. Struvc 1973). Zurgleichen Zeit erfreuten sich inEngland
und in den Vereinigten Staaten der Sozial-Darwinismus und die Eugenik
enormer Beliebtheit sowohl außerhalb als auch innerhalb akademischer Kreise
(vgl. Glick 1972). Die eugenischen Theorien brachten vor allem die subjektive
Furcht der Oberschicht vor den Folgen des angeblich klassenspezifischen Ge
burtenrückgangs zum Ausdruck. Wenn dieOberschicht weniger Kinder habe im
Vergleich zu den Unterschichten, bestündedie Gefahr, daß die Erbmasse der er-
steren zersetzt werde. Denn die Klassenstellung offenbare ja letzten Endes die
Qualität der Erbmasse (vgl. Searle 1981; Gordon 1977). Es ist unterdessen nach
gewiesen, daßes keine merklichen klassenspezifischen Unterschiede indemGe
burtenrückgang zu der Zeit gab. Die Zunahme der Anzahl der Armen war eine
Folge der industriellen Entwicklung, die aufGrund der eugenischen Vorurteile
der Oberschicht als geburtenbedingt betrachtet wurde.

Unter Eugenik versteht man im allgemeinen die human-genetische Forschung
unter dem Gesichtspunkt der Züchtung von positiven Eigenschaften und der
Auslese oder Verminderung solcher, dieals negativ betrachtet werden, um die
menschliche Erbmasse aufzubessern. Die grundlegende Frage istnatürlich, was
»positive« und was »negative« Eigenschaften sind und wer diese als solche be
stimmt. All diese Theorien, der Sozial-Darwinismus, der Sozial-Spencerismus,
der Sozial-Lamarckismus und die Eugenik, bestanden in unterschiedlichem
Maße darauf, daß gesellschaftliche Ungleichheiten nicht sozial, sondern gene
tisch bedingt und daher erblich seien. Wie gesagt, beschränkte sich die Eugenik
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nicht auf gewisse akademische Kreise —z.B. Biologen und Genetiker —, son
dern brachte weitverbreitete rassistische Vorurteile in der Verbrämung einer
scheinbar wissenschaftlichen Theorie zum Ausdruck. Die Tatsache, daß Ende
derdreißiger JahredieEugenik außerhalb von Deutschland an Bedeutung verlor,
hängt wohl mit dem verschiedenen Maße der Verfestigung des Bürgertums und
deren Diskreditierung durch den Nationalsozialismus zusammen, in dem eine
Variante, die Rassen-Hygiene, die wissenschaftliche Legitimation für seinen
mörderischen Rassismus lieferte.

Jedoch ist auch heute sowohl ein verschwommener, gefühlsmäßiger wie auch
ein theoretischer biologischer Reduktionismus vorhanden. Die in den siebziger
Jahren formulierte sozio-biologische Synthese ist ein gutes Beispiel hierfür. Zu
Zeiten wachsender gesellschaftlicher Spannungen erheben biologische, rassisti
sche Theorien wiederum ihre Stimme. Die Soziobiologie versucht nachzu
weisen, daß alle gesellschaftlichen Institutionen genetischbedingt sind. So sind
Paarungsstrategien in den menschlichen Gesellschaften, wie Inzest-Verbote, En-
dogamie, Exogamie, Heiratssysteme, die Geschlechtcrrollen, alles Ausdrücke
eines genetischen Imperativs, der in der genetischen Maximierung des einzelnen
besteht, d.h. in der größtmöglichen Vermehrungseiner Gene in der nächsten Ge
neration (vgl. u.a. Sahlins 1976).

Welche Bedeutung hat diese Neigung zu einer naturalistischen Rechtfertigung
der Klassenungleichheit für die Unterordnung der Frauen, für die Institutionen
der Ehe und der Familie? Ein Ausdruck dieses biologischen Reduktionismus ist
dieTendenz, dieBegriffe der Vererblichkeit im Sinne derÜbertragung von mate
riellen Gütern mit dem der Vererbung als Übertragung der genetisch begrün
deten Anlagen zu verschmelzen, d.h. gesellschaftliche in natürliche Vorgänge zu
verwandeln. Bezeichnend für solcherart begriffliche Verschmelzungen ist z.B.
die zweideutige Definition des englischen Begriffs to inherit (erben), der sich
nicht nuraufdie Übertragung von »Eigentum, Rang, Titel durch gesetzliche Ab
stammung oder Erbfolge«, sondern auch auf »die Herleitung (von Eigenschaften
und Charakter) von dem Vorfahren« bezieht.2 Charakterlichc Anlagen werden
somit ähnlich wie materielle Dinge ererbt. Und da die Regeln der Vererbungs
lehre unabänderlich sind, bieten sie eine äußerst überzeugende Erklärung für ge
sellschaftliche Unterschiede. In einer Gesellschaft, die vorgibt, allen ihren Mit
gliedern uneingeschränkte Freiheit und Chancengleichheit zur Entwicklung
ihrer Fähigkeiten zu gewähren, erscheint die anachronistische Bedeutung, die
der Vererblichkeit — im Sinne der »Tendenz, seinesgleichen zu erzeugen« — bei
gemessen wird, als eine subtile und sehr wirkungsvolle Rechtfertigung dafür,
daß letztlich manche gleicher sind alsandere. Ähnlich istesmit derweitverbrei
teten Ambivalenz in bezug auf die AdoptionvonKindern, die gegenwärtigdurch
die neuen Fbrtpflanzungstechniken noch stärker zum Ausdruck gebracht worden
ist.3

Diese ideologisch bedingten begrifflichen Verschmelzungen brachten einen
ausschließlich biologischen Begriff der Verwandtschaftsbeziehungen im bürger
lichen Denken zum Ausdruck. Verwandtschaftliche Vorrechte, die kulturell be
dingt sind, wurden auf »Blutbeziehungen« zurückgeführt. »Blut ist dicker als
Wasser.« Ethnologen haben jedoch nachgewiesen, daß unterschiedliche Ver-

DAS ARGUMENT 163/1987 O



338 Verena Stolcke

wandtschaftssystcmc kulturell unterschiedliche Begriffe der Abstammung, des
gemeinsamen Blutes und der Substanz und unterschiedliche gesellschaftliche
Beziehungen beinhalten, diekaum etwas mit Biologie zutun haben (vgl. Sahlins
1976).

Sozialisten im 19. Jahrhundert prangerten die Erbschaft als eine der Ursachen
dergesellschaftlichen Ungleichheit an,aber esgabauch bürgerliche Denker, die
(übereinstimmend mit dem Ethos der Chancengleichheit) die Erbschaft als un
vereinbar mit der bürgerlichen Gesellschaft betrachteten. Der Soziologe Durk-
heim z.B. hielt die Abschaffung des Erbrechts für notwendig:
»Diese Ungerechtigkeit, dieunszusehends unerträglich erscheint, wird immer unvereinbarer mitden
Existenzbedingungen unserergegenwärtigen Gesellschaft.« (Zit. n. Lukcs 1973, 184)

Was Durkheim hier zum Ausdruck brachte, war die scheinbare Unvereinbarkeit
der Erbschaft mit dem Leistungsprinzip. Er leitetedie moderne Gesellschaftaus
der gesellschaftlichen Arbeitsteilung ab. Im Zusammenhang mit der Frage je
doch, was nun die Stellung der einzelnen Gesellschaftsmitglieder in der Arbeits
teilung bestimme, griff er wiederum auf eine Art Naturalismus zurück. Zwar
werde die Stellungdes einzelnen in der Gesellschaft nicht durch seine Abstam
mung bedingt, doch
»ist die einzige Ursache, die die Art und Weise bestimmt, wie die Arbeil geteilt wird, die Unter
schiedlichkeitder Anlagen ... die Arbeit ist spontangeteilt (und erzeugt Solidarität anstatt von Kon
flikt) nur dann, wenn die Gesellschaft so gebildet ist. daßgesellschaftlicheUngleichheiten genauna
türliche Ungleichheiten zumAusdruck bringen- (Durkheim 1964, 376ff.).

Durkheim versucht hier wiederum, die gesellschaftliche Arbeitsteilung mit dem
Prinzip der Chancengleichheit zu vereinbaren, indem er sich auf natürliche Un
terschiede beruft. Natürliche Unterschiede in den Anlagen oder Fähigkeiten
müssen jedoch nicht unbedingt zu gesellschaftlicher Ungleichheit führen. Im
Gegenteil, damit diese zur Ursache und zum Ausdruck gesellschaftlicher Un
gleichheiten werden, ist vorerst eine ungleiche Gesellschaft notwendig (vgl.
Dobzhansky 1973; Chomsky 1973).

Wenn nun aber gesellschaftliche Ungleichheiten auf natürliche Unterschiede,
die erblich sind, zurückgeführt werden, und wenn die Erbschaft den Regeln der
Vererbung folgt, wird die monogame Ehe, d.h. das ausschließliche Anrecht des
Gatten auf die Sexualität und generative Fähigkeit seiner Frau, zu dem entschei
denden gesellschaftlichen Mechanismus, der dafür sorgt, daß die Reproduktion
zwischen gesellschaftlich und daher angeblich genetisch gleichen Partnern statt
findet. Wie der Anthropologe Leach schon vor einiger Zeit bemerkte:
»Auf eine ganz grundlegende Art und Weise unterscheiden wir alle jene, die von unserer Art sind,
von jenen anderen, die es nicht sind, indem wir uns die Frage stellen: würden wir sie heiraten?«
(Leach 1967, 19)

In der Klassengesellschaft bezieht sich »dieselbe Art« auf »dieselbe Klasse«. Die
klassenendogamc Heirat und die Kontrolle der generativen Fähigkeit der Frauen
dient dazu, die angestrebte Klassenvorherrschaft aufrechtzuerhalten. Diese Ver
schmelzung von sozial und genetisch bedingten Eigenschaften und ihre Auswir
kungen auf das Recht der Frauen, selbst über ihre generative Fähigkeit zu be
stimmen, wird offensichtlich in der Debatte über die Abtreibung im Zusammen
hang mit dem Geburtenrückgang in europäischen Ländern wie z.B. in Frank-
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reich und der Bundesrepublik. Obwohl der Geburtenrückgang keineswegs auf
die Abtreibung oder die Verhütungsmittel zurückgeführt werden kann, erklärte
der französische Politiker Michel Debre (1979, 50) Ende der siebziger Jahre:
»Die Abtreibung auf Verlangen bedeutet den Selbstmord eines Volkes«. Und
Franz Josef Strauß bezichtigte die Bundesregierung 1983, sie habe nicht genug
getan, um den Geburtenrückgang aufzuhalten. Es sei notwendig,
»ein neues umfassendes sittliches Bewußtsein für die ethischen und sittlichen Grundlagen unseres
Volkes« zu erwecken. »Wir benötigen mehr jungeVäter und junge Mütter. Wir brauchen eine neue
Generation, die die biologischen RessourcenunseresVolkes fördert.« (Zit. n. Financial Times 1983)

Ein derart aggressiverNatalismus ist selten. Die angeblichnegativen wirtschaft
lichen Auswirkungen der Überalterung der Bevölkerung aufdie zukünftige so
ziale Sicherung werden unterdessen bezweifelt, und ein größeres Problem ist
vorerst die Arbeitslosigkeit (Familienbericht 1986). Trotzdem besteht jedoch
eine diffuse Furcht vorder»Überfremdung« desLandes durch dieEinwanderung
von ausländischen Arbeitskräften, begleitet von rassistisch gefärbten Vorurteilen
ihnen gegenüber. Man fürchtet hier nicht mehr, daß die Armen im eigenen Lande
überhandnehmen, sondern daß Europa auf Grund des Geburtenrückgangs seine
Vorrangstellung auf internationaler Ebene verlieren könnte. In der Auffassung
von Michel Debre z.B. führt die Weigerung der Frauen, mehr Babies für die Na
tion zu gebären, zu folgendem:
»Produzenten ohne Märkte, Soziallcistungen, die der Staat nicht mehr zahlen kann, eine soziale Ge
setzgebung, die völlig in Frage gestellt wird, eine gefährliche Isolierung alternder Europäer in einer
überbevölkerten Welt, in der die Drille Welt die Geburtenkarte ausspielt.« (Debrd 1979)

Das Recht und die Fähigkeit der Frauen, über ihre Gebärfähigkcit zu verfugen,
erscheint als eine Bedrohung der rassistisch begründeten politischen Vorherr
schaft der Ersten Welt. Somit wird ein einschränkender Begriff der Nation als
Gemeinschaft all derer, die zu deren »Volk« gehören, verstärkt, der immer weiter
entfernt ist von dem modernen, der französischen Revolution entsprungenen vo-
luntaristischen Begriff der Nation. Bedeutsam ist in diesem Zusammenhang
auch, die in den letzten Jahren in verschiedenen europäischen Ländern wahr
nehmbare Tendenz, die Staatsbürgerschaftsgesetzc strenger auf die Abstammung
auszurichten, wodurch der Erwerb der Staatsbürgerschaft durch Ausländer er
schwert wird. England ist ein Beispiel, ein anderes der neue »Codede la nationa
le«, der von der Chirac-Regierung in Frankreich kürzlich vorgelegt worden ist,
aber auf starken Widerstand der Antirassismus-Gruppen stieß (die tageszeititng
v. 16.3.87).

Als Engels die monogame Ehe dem Wunsch zuschrieb, die unumstrittene Va
terschaft derKinder zusichern, um dierechtmäßige Übertragung desEigentums
zu schützen, war er von gleichen biologisch-naturalistischen Ideen infiziert.
Denn, wie das alte lateinische Sprichtwort sagte, pater semper incertus. Rein
unter dem Gesichtspunktder Erbschaftdürfte es eigentlichegal sein, ob es sich
um eine sozialeoder biologischeVaterschaft handelt, solangediese gesellschaft
lich anerkannt ist.

»Indem Verhältnisalso, wie die Reichtümer sich mehrten, gabensie einerseitsdem Mann eine wich
tigere Stellung in der Familie alsder Frau underzeugten andrerseits den Antrieb, diese verstärkte
Stellung zu benutzen, um die hergebrachte Erbfolge zugunsten der Kinder umzustoßen. Diesging
aber nicht, solange die Abstammung nach Mutterrecht galt.« (MEW 21, 60)
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Engels' Schlußfolgerung ist lediglich ein weiteres Beispiel für die Tendenz, ge
sellschaftliche Gegebenheiten zu »naturalisieren«. Wie Marx selbst zu dieser
Annahme bemerkte:

»Dies scheint überhaupt dernatürlichste Übergang.« (Zit. b. Engels, ebd.)

Engels setzte hier eine Art väterlichen Instinkts voraus, der Männer dazu ver
leitet habe, ihre eigenen Kinder als Erben einsetzen zu wollen, wenn sie erst
einmal etwas zuvererben hatten. Hinter dieser Annahme steckt jedoch die Über
zeugung, daß Vaterschaft und Mutterschaft reinbiologische Beziehungen seien.

Die bürgerlich-naturalistische Rechtfertigung der gesellschaftlichen Un
gleichheit bekräftigte diesen biologischen Begriff der Elternschaft, und dieVer
bindung beider Begriffe führte zu einer Überbewertung derehelichen Treue der
Frau. Bachofen hatte schon bemerkt, daß die Mutterschaft stets eine natürliche,
die Vaterschaft dagegen immer eine gesellschaftliche Gegebenheit sei. Die Va
terschaft muß mittels gesellschaftlicher Mechanismen offenkundig gemacht
werden, während die Mutterschaft (außer bei bestimmten Formen der künstli
chen Befruchtung) unanfechtbar ist, es sei denn, sie wird kulturell, also nicht
biologisch begriffen (Bachofen 1861). Dadurch, daß man den Frauen zusammen
mit der klassen-endogamenHeirat Keuschheit vor und Treue inder Ehe auferleg
te, versuchte die Oberschicht, sich vor einer biologisch begriffenen »Entartung«
zu schützen.

Ich möchte meine Ausführungen mit zwei Beispielen verdeutlichen: Kuba im
19. Jahrhundert und Deutschland unter dem Nationalsozialismus. Der offenkun

dige Rassismus in beiden Fällen wird dazu dienen, gewisse gemeinsame grund
legende Aspektedes hier zur Diskussionstehenden Problems zu enthüllen, die,
obwohl weniger offenkundig, doch nicht minder ausschlagebend in der mo
dernen Klassengesellschaft sind (vgl. Martinez-Alier 1974; Mason 1976; Rupp
1977; Koonz 1977).

Kuba war im 19. Jahrhundert eine Sklavengesellschaft. Die gesellschaftliche
Stellung des einzelnen wurde jedoch nicht nur durch die Geburt oder den »rassi
schen« Ursprung bestimmt. Wirtschaftliche Erfolge konnten die Unterordnung
der Schwarzen bis zu einem gewissen Grade aufheben. Die Ehe zwischen
Weißen und Schwarzen war jedoch verboten, während jene zwischen gesell
schaftlich und »rassisch« Gleichen die Norm war. Wie man damals in Kuba

sagte, cada tmo con su cada uno (jeder mit seinesgleichen). Trotzdem bezeugt
das Heiratsverbot, daß diese Regel keinesfalls immer befolgt wurde, was seiner
seits dazu beitrug, die Weißen in ihrer Furcht vor der Rassenmischung zu be
stärken. Eine gehobene gesellschaftliche Stellung war bedingt durch Reichtum
und »rassisch reine«, d.h. weiße Abstammung. Somit erforderte das Fortbe
stehen der Vorherrschaft der weißen Oberschicht nicht nur die geregelte erbliche
Übertragung des Eigentums, sondern außerdem dieWahrung ihrer »Rassenrein
heit« durch die Kontrolle der Vererbung. Man erreichte dies auf ähnliche Weise
wie im viktorianischen England mittels einer durch die Männer der Oberschicht
ausgeübten strengen Kontrolle über die Sexualität ihrer Frauen und deren betonte
Häuslichkeit. Das Schicksal einer Frau bestand darin, ihrem Gatten eheliche,
d.h. »rassisch reine« Kinder zu gebären. Auf Grund dieser Rassenideologie
waren es die Frauen, denen es oblag, die Familien-Merkmale von einer Genera-
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tion auf die nächste zu übertragen. Die Aufgabeder Männer bestand darin, die
Frauen der Familie zu überwachen und für sie zu sorgen. Sie erfüllten die Ne
benrolle, die gesellschaftlich korrekte Übertragung der Familien-Merkmale
durch die Frauen zu sichern, das Familien-Vermögen zu verwalten und, wenn
möglich, es zu vermehren. Dieses Verständnis der Frauen als »Aufbewahre
rinnen« der Familien-Merkmale kommt klar zum Ausdruck in den Ehebruchs-

Gesetzen, die scharfe Strafen für Frauen vorsahen, aber äußerst nachsichtig
gegenüber den Männern waren:
»... ein vernünftiger und gerechter Unterschied, denn, abgesehen von den Auswirkungen der Un
treue zwischen Gatten, die die gesellschaftlichen Beziehungen schwächen, die guten Sitten angreifen
und Krieg und Streitigkeiten ins Heim einführen, kanndie Frau Bastarde in die Ehebringen.' (Mar
tinez-Alier 1974, 117)

Die Erfahrungen in Deutschland unter dem Nationalsozialismus waren etwas an
ders, doch wurden die Frauen ebenfalls zu Instrumenten einer aggressiven Ras
senpolitik. Während die Bewegungsfreiheit der Frauen der weißen Ober- und
Mittelschicht in Kuba extrem eingeschränkt war — die Arbeit war Sache der
Sklaven —, stieg die Anzahl der Lohnarbeiterinnen und weiblichen Angestellten,
letztere vorwiegend aus der Mittelschicht, in Deutschland in den zwanziger
Jahren merklich. Die Wirtschaftskrise Ende der zwanziger Jahre brachte diesen
Trend zu einem plötzlichen Ende. Gleichzeitig waren die Geburten rückläufig,
und die Familie wurde kleiner. Die politischeRechtereagierte hierauf, indem sie
die Rolle der Frauen als Mütter bekräftigte. Dies wurde nach Hitlers Machtüber
nahme weiter verfestigt mit dem Aufruf an alle deutschen Frauen, Kinder für das
Reich zu gebären. Nach 1937 erfuhr diese Politik eine neue Wende, als die
Frauen erneut in die Industrie eingegliedert wurden, um aktiv an den Kriegsvor
bereitungen teilzunehmen. Ihre wachsende Beteiligung an der Produktion än
derte jedoch wenig an dem gesellschaftlichenBild der Frauen. Sie gelangten nie
in jene Stellungen, in denen sie über gewisse Entscheidungen hätten verfügen
können. Von den Nazis wurde währenddessen die Mutterschaft weiterhin als die

vorrangige Aufgabe der Frauen im Dienste der rassischen Erstarkung des deut
schen Volkes propagiert. Wie Mason (1976, 87f.) in diesem Zusammenhang zu
treffend bemerkt hat:

»Alle rassistischen Bewegungen, die die biologischen, pseudowissenschaftlichen Bestandteile ihrer
Ideologie ernst nehmen, sind gezwungen,der Gebärfähigkeit der Frauen eine besondereBedeutung
beizumessen. Die Reinheit des Blutes, die zahlenmäßige Überlegenheit unddie Vitalität der Rasse
warenideologischeZiele von derartigem Vorrang, daßalleanderen Tätigkeiten der Frauen, mit Aus
nahme des Gebarens, in der Partei-Rhetorik als absolut zweitrangig behandelt wurden.«

Eine der extremsten Erscheinungen der Rassenpolitik unter dem Nationalsozia
lismus waren die Lebensborn-Anstalten, in denen nach rassen-hygienischen Ge
sichtspunkten ausgewählte junge Mädchen dazubestimmt wurden, mitebenfalls
ausgewählten jungen Männern»rassisch« reine Kinderzu gebären, ohnejedoch
eine Ehe einzugehen(vgl. etwaKoonz 1977). In diesem Fall bestimmteder Staat
die Wahlder Partner und kontrollierte somitdirekt die generative Fähigkeit dieser
Frauen. Daß diese jungen Mädchen die »Rassenzüchtung« aktiv unterstützten,
ähnlich wie wahrscheinlich ein bedeutender Teil der weißen Frauen in Kuba die
vorherrschenden rassistischen Vorurteile teilte, stelle ich hiermit nicht in Frage.
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Beide Beispiele zeigen, daßdie Vererbung zueinergrundlegenden Frage wird,
wenn gesellschaftliche Hierarchien und Vorherrschaft auf natürliche Anlagen
(entwederdie Rasseoder andereangeblich genetischübertrageneEigenschaften)
zurückgeführt und nicht als sozial bedingt (z.B. von der ungleichen Verteilung
der Produktionsmittel) betrachtet werden. Dies hat direkte Folgen für die
Frauen, denn der Fortbestand der gesellschaftlichen Hierarchie hängt dann von
der Kontrolle der Fortpflanzung (d.h. wer mit wem) durch Kontrolleder genera
tiven Fähigkeit der Frauen ab.

Die Tatsache, daß die künstliche Befruchtung mit dem Samen eines Mannes,
der nicht der Gatte ist, in gewissen konservativen Kreisen heute noch als Ehe
bruchbegriffen werden kann,zeigtjedochdeutlich,daßes sichhier nichtumdie
sexuelle Keuschheit der Frauen als solche, sondern um die gesellschaftliche
Reinheithandelt (vgl. etwaBalz 1980; Balcclls 1980). Ebensoaufschlußreich ist
es, daß zumindest das englische bzw. spanische Wort für Ehebruch, nämlich
adultery oder adulterio, wörtlich Vermischung bedeutet, d.h. »Verfälschung
durch die Beigabe von minderwertigeren Bestandteilen«, die ein beflecktesoder
unechtes Produkt hervorbringt« (Concise Oxford Dictionary). Die Art der Recht
fertigung der gesellschaftlichen Ungleichheit in einer offenkundig rassistischen
Gesellschaft unterscheidet sich von jener in der Klassengesellschaft letzten
Endes lediglich in ihrer Intensität.

Welche Beziehung besteht nun aber zwischen der monogamen Ehe als der
Form der Reproduktion der Klassenprivilegien und dem bürgerlichen Ideal der
Häuslichkeit der Frauen sowie der Unterbewertung ihrer Hausarbeit? Wenn die
vorrangige Funktion der Frauen darin besteht, genetisch legitime Erben zu ge
bären, ist eine Überwachung in diesem Sinne erforderlich. Dies kann man da
durch erreichen, daß man die Bewegungsfreiheit der Frauen auf die häusliche,
typisch weibliche Sphäre einschränkt. Die Männer der Familie (der Vater, die
Brüder und der Gatte) treten dann als die natürlichen Beschützer und Versorger
der Frauen auf. Damit jedoch die Frauen die Mutterschaft und die damit verbun
dene Häuslichkeit sowie ihre Abhängigkeit von den Männern akzeptieren,
werden diese als naturbedingte Funktion dargestellt. Die Mutterschaft und die
damit verbundenen Pflichten erscheinen somit als die Quellen der Erfüllung der
Frauen, während sie für erwerbsberufliche Tätigkeiten als von Natur aus unge
eignet gelten. Die Frauen werden somit dargestellt als seien sie von einer anderen
Art als die Männer, schwach und abhängig von ihnen und daher weitgehend un
fähig, ihr Leben selbst zu bestimmen. Da sie von Natur aus dazu bestimmt sind,
Kinder zu gebären und sie aufzuziehen, werden diese Pflichten, deren Erforder
nisse ihnen angeboren sind und ihre innersten Neigungen befriedigen, außerdem
nicht als Arbeit angeschen, die entsprechend entgolten werden müßte. Dies be
deutet jedoch nicht, daß die Mutterschaft nicht als eine wertvolle Funktion aner
kannt wird. Im Gegenteil, die Mutterschaft ist so außerordentlich wertvoll, daß
sie beschützt und kontrolliert werden muß. Das Problem ist aber nicht die Mut

terschaft als solche, sondern es sind die gesellschaftlichen Bedingungen, die den
Frauen bestimmte Einschränkungen auferlegen. Diese Einschränkungen werden
dadurch gerechtfertigt, daß man diejenigen, die zu kontrollieren sind, selbst
davon überzeugt, daß sie des Schutzes der Männer bedürfen, weil sie schwach
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sind. AufdieseWeise wird dieVorherrschaft der Männer legitimiert und allean
deren Tätigkeiten der Frauen werden in bezug aufdieder Männer als unterge
ordnet dargestellt, denn sie sind vonder gesellschaftlich konstruierten Unterord
nung der Frauen infiziert (vgl. French 1978).

Die Unterordnungder Frauen in der Klassengesellschaft beruht somit auf dem
bürgerlichen Verständnis der gesellschaftlichen Reproduktion —d.h. der bür
gerlichen Ehe und Familie. Obwohlständigvon Freiheit und Gleichheit die Rede
ist, ist doch die rechtlich geregelte Ehe in den Industrie-Gesellschaftenweiterhin
der bestimmendeRahmen, in dem Kinderzur Welt gebracht werden, wenn auch
gewisse neue Widersprüche, wie z.B. sogenannte »ehe-ähnlichc Gemein
schaften« häufiger in Erscheinungtreten und auf eine größere individuelle Frei
heit hinzuweisen scheinen. Die wachsende Einbeziehung von Frauen in die Be-
rufswclthat nicht dazu geführt, ihre mütterlicheBestimmungund Unterordnung,
nun auch im Beruf, in Frage zu stellen. Im Gegenteil, die berufliche Erwerbsar
beit der Frauen ist meist durch den schwankenden Bedarfdes Arbeitsmarktes be

stimmt, wird aber selten als ein Rechtder Frauen angesehen. Sogar dann, wenn
der Beruf den Frauen eine größere ökonomische Unabhängigkeit verschafft hat,
ist der Preis hoch. Denn dies bedeutet dann meist entweder eine doppelte Bela
stung durch die Hausarbeit zusätzlich zu der bezahlten Arbeit oder den Verzicht
auf die Mutterschaft.5 Ferner hat die Verbreitung der Verhütungsmittel wohldie
enge Beziehung zwischen Sexualität und Gebären aufgelöst und eine größere se
xuelle Freiheit ermöglicht. Jedoch dienen die Verhütungsmittel ebenfalls dazu,
die unerwünschten Folgen dieser größeren Freiheit, nämlich »verfälschte«
Kinder, zu vermeiden. Und Ehen werden weiterhin vorwiegend unter gesell
schaftlich Gleichen geschlossen. Die merkliche Zunahme der sogenannten »ehe
ähnlichen Gemeinschaften« seit Anfang der siebziger Jahre hat zum einen die
Ehe als solche nicht in Frage gestellt und zum anderen steht deren formelle
Gleichstellung mit der Ehe in verschiedenen Ländern schon seit einiger Zeit zur
Debatte. Die Zahl der Scheidungen ist ebenfalls gestiegen, eine Folge von eheli
chen Konflikten. Jedoch dient die Scheidung letzten Endes dazu, die Ehe als In
stitution zu beschützen, denn es handelt sich dabei vor allem um die Regelung
der Lage der Kinder und des Vermögens. Letztlich deuten die Entwicklungen auf
dem Gebiet der künstlichen Befruchtung, die darin bestehen, unfruchtbaren
Ehepaaren ein Kind ihres eigenen »Blutes« zu verschaffen, darauf hin, daß das
biologische Verständnis der Elternschaft bei weitem nicht überholt ist, wenn
auch diese Techniken im Falle der Teilnahme eines außerehelichen Samenspen
ders mit dieser Auffassung in Widerspruch geraten können (vgl. Stolcke 1987).

Schlußfolgerungen

Man könnte mir nun aber vorhalten, daß ich letzten Endes ebenfalls auf die na
turbedingten Unterschiede zwischen den Geschlechtern zurückgreife, d.h. auf
eine Art biologischen Reduktionismus verfalle, wenn ich die Unterordnung der
Frauen der gesellschaftlichen Bedeutung ihrer Gebärfähigkeit zuschreibe. Ich
stimmejedoch nicht mit jenen Feministinnen überein, die die Unterordnungder
Frauen geschichtlich deren Belastung durch die Mutterschaft zuschreiben und
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technologische Lösungen von der Art der Retorten-Babies vorschlagen (vgl.
Firestone 1979). —Wenn man gesellschaftliche Ungleichheiten auf wesentliche
Unterschiede in der Natur der Individuen zurückführt, dann kann gesellschaft
liche Gleichheit logischerweise nur durch natürliche Gleichheit geschaffen
werden. Aber die These, daß geschlechtlicheHierarchien nur durch die Beseiti
gung vonbiologischen Unterschieden aufgehoben werden könnten, ist genauso
irrig wie die Annahme, daß der Rassismus nur dann abgeschafftwerden könne,
wenn alle Menschen denselben Phänotyp hätten. Rassismus ist nicht die Folge
von phänotypischen Unterschieden als solchen. Vielmehrwerden reale oder er
fundene phänotypische Unterschiededazu benutzt, gesellschaftliche und politi
sche Ungleichheiten dort zu bezeichnen, wo Rassismus vorherrscht. Ähnlich
sind es nicht die biologischen Geschlechtsunterschiede als solche, die ge
schlechtliche Hierarchien hervorbringen, sondern deren gesellschaftliche Kon
struktion und die Bedeutung, die man ihnen beimißt. Geschlechtliche Hierar
chien setzen gesellschaftliche Ungleichheiten voraus. Beide werden legitimiert,
indem man sie als naturbedingt darstellt. Wasnun die geschlechtsspezifische Ar
beitsteilung anbelangt, so bedeuten unterschiedliche Pflichten und getrennte Ge
schlechterrollen weder unbedingt Unterordnung noch eine hierarchische Ord
nung (vgl. auch Leacock 1978). Die Frage ist vielmehr, ob getrennte Rollen einen
komplementären Beitrag zum allgemeinen Wohl leisten, ohne jedoch auf For
men der Ausbeutung zu beruhen, oder ob sie eine geschlechtliche Unterordnung
beinhalten, die dazu dient, gesellschaftliche Ungleichheiten zu sichern. Wenn
die Unterordnung der Frauen mit ihrer Ausschließung aus der Produktion be
gründet wird, dann erfordert die Geschlechterglcichheit natürlich ihre Einglie
derung. Jedoch beruht diese Denkweise auf der Vorstellung, daß Gleichheit zwi
schen Frauen und Männern nur dann errungen werden kann, wenn es den Frauen
gelingt, jene Vorrechte zu erobern, nämlich die Nicht-Beteiligung an der Mutter
schaft und die Beteiligung an der produktiven Arbeit, auf denen die Vorherr
schaft der Männer in der Klassengesellschaft zu beruhen scheint, d.h. indem
Frauen sich in Männer verwandeln. Sogar diejenigen, die aus rein strategischen
Gründen für die Einbeziehung der Frauen in die sogenannte produktive Arbeit
plädieren, weil sie meinen, nur so würden sich die Frauen ihrer Ausbeutung be
wußt werden und sich organisieren, neigen dazu, Strategien von einer rein männ
lichen Perspektive zu sehen. Zu meinen, daß Frauen erst zu Männern werden
müßten, um frei zu sein, ist letzten Endes nicht weniger paradox, als wenn man
die Überwindung der klassenbedingten Ausbeutung davon abhängig machen
würde, daß die Arbeiter sich in Kapitalisten verwandeln.

Der Verzicht auf Mutterschaftoder berufliche Arbeit sind nicht geeignet, die
Unterordnung der Frauen zu überwinden. Emma Goldman (1970)betonte schon
vor langer Zeit, daß Unabhängigkeit, Emanzipationund Gleichheit solange eine
Illusion sein werden, wie die Enge und Unfreiheit des Heims lediglich durch die
Enge und Unfreiheit der Fabrik, der Heimarbeit, des Warenhauses oder des
Bürosersetzt wird. Um dies zu ändern, ist jedoch die Abschaffung der klassen
bedingten erblichen Privilegien und Machtverhältnisse notwendig, für deren
Fortbestehen die Unterordnung der Frauen so grundlegend ist wie die Ausbeu
tung der Arbeiter.
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Anmerkungen

1 Die Familie spielt offensichtlich auch heute noch eine ausschlaggebende Rolle inder »Verer
bung« von Privilegien der Bürokralen im real existierenden Sozialismus, vgl. Bahro 1977, z.B.
251. Als Havemann (1967) voraussagte, daß die Ehe in der Gesellschaft der Zukunft abgeschafft
würde, wurde erder Propagierung der Poligamie bezichtigt.

2 Concise Oxford Dictionary. Die semantische Lage im Deutschen ist in diesem Zusammenhang
komplexer. Anfang des Jahrhunderts bedeutete der Begriff Erblichkeit sowohl »das Wiederauf
treten körperlicher und geistiger Eigentümlichkeiten der Vorfahren in mehr oder mindervoll
kommenem Grade bei den Nachkommen« als auch »im juristischen Sinne die Übertragbarkeit
der Rechtsverhältnisse eines Verstorbenen aufdie mit ihm durch die Bande des Blutes [sie] oder
der Ehe verbundenen oder aufsolche Personen, denen der Erblasser selbst letztwillig eine Zu
wendung machte.« (Meyers Großes Konversations-Lexikon, Leipzig 1903). In der Nachkriegs-
Ausgabc des Lexikons hat dieser Begriff jedoch nur noch die genetische Bedeutung, nämlich der
»Ubertragbarkeit bestimmter, nicht umweltbedingter elterlicher Merkmale auf die Nach
kommen« (Meyers Enzyklopädisches Lexikon, Mannheim 1971). Die historischen Gründe für
diese Einschränkung des Begriffes dürften offensichtlich sein.

3 WieJ. Goody gezeigt hat, wurden Adoptiv-Erben inhierarchischen Gesellschaften wieChina,
Indien, Griechenland und Rom oft innerhalb der Deszendenzgruppc ausgesucht (Goody u.a.
1976). Inden modernen westlichen Gesellschaften handelt es sich jedoch meist um nicht ver
wandte Kinder. Dies istwahrscheinlich der Grund für die Zweifel, die Adoptivkindern entgegen
gebracht werden. Bei denmodernen Fortpflanzungstechniken handelt essich gerade darum, auf
künstlichem Wege ein »blutverwandtes« Kind zu zeugen (vgl. Stolcke 1987).

4 Somit betrachtete derCode Napoleon all jeneKinder alsdiedesEhegalten, dieeinemPaar wäh
rend deren Ehe geboren wurden. Einerseits diente diese Regelung dazu, mögliche Widersprüche
zu lösen zwischen derBedeutung, dieder biologischen Vaterschaft beigemessen wurde, und ge
legentlichen Schwierigkeiten, sich der ehelichen Treue der Frauen zu versichern. Andererseits
sorgten die Ehebruchsgesetzc dafür, daß die Kinder einer Frau meistens wirkliche Abkommen
ihres Ehemannes waren.

5 Bundespräsident vonWeizsäcker brachte in seiner Weihnachtsansprache 1986 denWert der Fa
milie, aber auch die Besorgnis überdiegesellschaftlichen Folgen ihres möglichen Zerfalls von
einem fürwahr sehr männlichen Standpunkt zum Ausdruck:»Esist aucheine Gefahr, wenn Ge
sellschaft, Werbung und manche Medien ein Ehe- und Familienbild als reine Freizeitpartner
schaft vermitteln ... Wer sich mit einem anderenMenschen fürs Leben verbindet, muß wissen,
daßer arbeitslos oderkrankwerden kannoderdaß er Fehler macht. Insolchen Belastungen, von
denen kaumein Lebenverschontbleibt, zeigtsicherstder tiefeWertder Familie. JederMensch
hat seine Stärkenund Schwächen. Jederstößtan Grenzen. In der Familie hater die Chance, so
angenommen zu werden, wie er ist — mit allem Licht und Schatten.« Der Bundespräsidentun
terstrich dabei wiederum die traditionelle Rolle der Frauen: »Es wird Zeit, besser verstehen zu
lernen, daß es Arbeit auch außerhalb der beruflichenErwerbsarbeil gibt, vor allem die Fami
lienarbeit ... Unglaublich vielGutesgeschieht inden Familien. Istes unsbewußt,daßungefähr
90 Prozent der alten oder pflegebedürftigen Menschennichterwerbsberuflich betreut werden,
sondernvon ihren Angehörigen? Weiß man, daß diese selbstlosePflegcleistung ganz überwie
gend von Frauenerbrachtwird, von Müttern, Schwestern, Töchtern und Schwiegertöchtern?«
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Michele Barrett und Mary Mclntosh

Ethnozentrismus im sozialistischen Feminismus*

Der politische Kontext

Alles, was in Großbritannien als »feministische Theorie« veröffentlicht wurde,
stammte bis vor kurzem aus der Feder weißer Frauen. Die meisten von ihnen
halten — anknüpfend an die in Selbsterfahrungsgruppen entwickelten Vorstel
lungen —die persönliche Erfahrung für einen wichtigen Ausgangspunkt in der
Entwickjung politischer Theorie. Die meisten dieser weißen feministischen Au
torinnen sind bürgerliche Intellektuelle, tiefverwurzelt in einer spezifisch briti
schen, überwiegend linkenund freiheitlichen Tradition von Bildung und politi
schem Denken. Die meisten von ihnen sind — auch wenn sie als Frauen benach
teiligt sind —durch ihre Zugehörigkeit zu einer bestimmtenKlasse und »Rasse«
höchst privilegiert: Sic können publizieren, lehren, sich verschiedener Medien
bedienen und in verschiedenster Weise öffentlich auftreten. Dieseprivilegierten
weißen Feministinnen (das heißt also wir selbst) konnten sich Gehör und bis zu
einem gewissen Ausmaß auch Respekt verschaffen.

SchwarzeFrauen versuchen bereits seit geraumer Zeit, uns diese Vorteileklar
zumachen, aber die meisten von uns haben nie richtig zugehört: Wir waren zu
sehr mit unserem eigenen unterdrückten Frausein beschäftigt, waren zu sehr in
unserer eigenen Lage befangen und hatten vielleicht auch zu sehr darauf beharrt,
immer nur aus der eigenen Erfahrung heraus zu sprechen. Viele Feministinnen
haben sich so wie wir selbst aus den spannungsgeladenen Auseinandersetzungen
1983 in der Zeitschrift Spare Ribeher herausgehalten, in deren Verlauf»farbige
Frauen« dem damaligen Kollektiv Rassismus vorwarfen und Frauen, die den is
raelischen Staat angriffen, des Antisemitismus bezichtigt wurden, wobei dieje
nigen, die dies kritisierten, ihrerseits als rassistisch bezeichnet wurden. Statt
dessen war es einfacher, Outwrite zu abonnieren, eine Zeitung, die seit März
1982über die antirassistischen und antiimperialistischen Kämpfevon Frauen und
über die internationale Frauenbewegung allgemein berichtet. Unsere Unterstüt
zung dieser Kämpfe und unser Engagement in Kampagnen gegen die Abschie
bung und Dreimonatsspritze ist wichtig; aber ebenso wichtig ist es, unsere Po
litik im Lichte der Kritik schwarzer Frauen an uns neu zu überdenken.

Natürlich gab und gibt es weiße Feministinnen, die ihre Ohren vor der Kritik
schwarzer Feministinnen nicht verschlossen hielten; aber bislang haben zu we
nige von uns ernsthaft angefangen, unsere Theorien zu überprüfen. Tatsächlich
verbirgt sich dahinter für uns als weiße Autorinnen auch ein Dilemma. Wenn wir
unsöffentlich fürdieÜberprüfung dereigenen Arbeit starkmachen, dannunter
stellen wir damit gleichzeitig, daß diese Arbeit auch wichtig genug war (und ist),
um »zurechtgerückt« zu werden. Von daher hat eine öffentliche Selbstkritik
immer auch etwas Selbstgefälliges an sich. Außerdem besteht die Gefahr, daß das

* Ethnocentrism and Socialist-Feminist Theory. Zuerst erschienen in: Feminist Review 20, summer
1985. Übersetzung: Nora Räthzel undGabi Mischkowski; gekürzt.
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Vorhaben zu einer Pflichtübung gerät, bei der man sich öffentlich anprangert,
um dann genauso weiterzumachen wie bisher, nun aber mitdem beruhigenden
Bewußtsein, einige modische Schuldgefühle geäußert zu haben. Dennoch sind
wirder Meinung, alldies riskieren zumüssen, weil unsere eigene Geschichte fe
ministischer Kritik an Männern und am Sexismus uns eine Lehre erteilt hat, die
jetzt, da wir uns selbst als Kritisierte wiederfinden, eine neue und beunruhi
gende Bedeutung gewinnt.

Schwarze Feministinnen erheben vor allem zwei Einwände gegen die Theorien
weißer Frauen, die zusammengenommen auf eine ähnliche Kritik hinauslaufen
wie die, die weiße Feministinnen in den siebziger Jahren gegen die vorwiegend
männlichen Politiker, Sozialistenund Theoretiker vorgebracht haben. Sie kriti
sieren, daß einerseits schwarze Gruppen nach Klischecvorstellungen eingeteilt,
typisiert undghettoisiert werden, und daßdieherrschenden rassistischen Ideolo
gien,vorallem imHinblick aufschwarze Frauen, indenSchriften weißer Femi
nistinnen eher reproduziert als in Frage gestellt werden. Schwarze Frauen, so
sagen sie, tauchen indenArbeiten weißer Feministinnen nicht anders auf als im
Fernsehen: als Hilfsarbeiterinnen im Krankenhaus, als Busfahrerinnen, als Bei
spieldes karibischen Matriarchats oderaber gefügige Opfer arrangierter Ehen.
Andererseits aber und — im Hinblick darauf, daß die vorherrschende ideologi
sche Konstruktion der schwarzen Frau, diese unsichtbar machen soll — noch
häufiger bleiben schwarze Frauen in den Arbeiten weißer Feministinnen un
sichtbar und unhörbar. Weiße Feministinnen arbeiten also entweder mit Kli
schees, oder aber sie unterstellen, daß all ihre Aussagen automatisch auch auf
schwarze Frauen zutreffen. Sie interessieren sich nicht dafür, ob und inwieweit
ihre Aussagen über Renten, Pornographie oder auch Dichtung auf Frauen an
deren ethnischen Ursprungs passen. Damit leugnenweiße Feministinnendie Be
deutung ethnischer Unterschiede und die Bedeutung des Rassismus. Ihre Ar
beiten beanspruchen Allgemeingültigkeit, tatsächlich aber beruhen sie auf den
spezifischen Erfahrungen der weißen Frauen — sie sind ethnozentrisch.

Diese doppelte Kritik ist Feministinnen nicht fremd. Stellen wir doch selbst
nach wie vor fest, daß Männer Frauen in Klischees pressen und unterstellen, ihre
Vorstellungen über Männer träfenebensogutauf Frauen zu. Wir haben als weiße
Feministinnen genügend Erfahrungen mit der Taubheit sozialistischer Männer
gesammelt, um die Unfähigkeit zuzuhören bei uns selbst zu erkennen. Genauso
wie früher feministische Schriften nur am Rande des Hauptstroms sozialistischer
Veröffentlichungen existierten, genauso sind jetzt die Schriften schwarzer Femi
nistinnen ghettoisiert und bloße Randerscheinungen des breiten Stromes femini
stischer Veröffentlichungen. Das hängt zum Teil damit zusammen, daß schwarze
Frauen andere Themen aufgreifen, anderes zu sagen haben und ihr eigenes Pu
blikum brauchen. Es zeigt aber auch, wie sehr der Hauptstrom unserer Veröf
fentlichungen von der schwarzen Strömung unberührt und unverändert dahin-
treibt.

Die Einwände der schwarzen Feministinnen ergeben insgesamt eine überzeu
gende Kritik an vielem, was weiße sozialistische Feministinnen geschrieben
haben. Damit sagen wir nicht, daß diese Arbeiten notwendig rassistisch sind
oder gar von vornherein unbrauchbar für die Analyse der Lebenssituation von
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Frauen anderer ethnischer Gruppen. Das wäre eben zuprüfen. Wir weisen auch
einige der geäußerten Rassismusvorwürfe zurück. Vor allem finden wir es
falsch, daß Frauen, die die Unterschiede zu diskutieren versuchten, des Ras
sismus bezichtigt wurden, während diejenigen, die die »Rasscn«frage umgehen,
fein raus sind. Aber wir akzeptieren den Haupteinwand, dergegen uns als weiße
Feministinnen erhoben wurde: daß unsere Arbeiten von einem nicht erkannten
spezifisch ethnischen Standpunkt ausgehen; ihre vermeintlich universelle An
wendbarkeit war trügerisch. Wir müssen unsere Arbeit grundsätzlich über
prüfen, umzusehen, wo dieTheorie standhält undwo sieverändert werden muß,
um den Ethnozentrismus darin zu überwinden. In unserem Buch »The Anti
social Family« (vgl. den Beitrag von Barrett in Argument 136/1982) haben wir
versucht, unserespätgekommene Besorgnis im Nachhinein durcheinedem Vor
wort angehängte Passage auszudrücken:
»Auf die Frage, ob die vorliegende Analyseauf die Familienformen der verschiedenen ethnischen
Gruppen übertragbar istoder nur für die vorherrschende 'weiße' Familie gilt, gehen wirnicht weiter
ein. Die Anziehungskräfte dieser verschiedenen Familienformen sind ebenso wie ihre Zwänge und
Spannungenzweifellos spezifisch, dies um so mehr, da sie als Formenethnischer Solidaritätin einer
feindlichen Umwelt existieren. Wir glauben aber, daß unsere Kritik der Familie prinzipiell auch auf
sie zutrifft, halten es allerdings nicht für die Aufgabe weißer Feminislinncn, herauszuarbeiten, wie
diese Kritik imeinzelnen auszusehen hätte. Einige der von uns vorgeschlagenen Veränderungsstrate
gien sind neue Möglichkeiten für alle inder Gesellschaft, unabhängig von der ethnischen Herkunft.-

Dieser Abschnitt ist nicht deshalb unangemessen, weil er politisch falsch ist —
wir verteidigen nach wie vordie Auffassung, daßdie Familie unabhängig vom
ethnischen Kontext zutiefst antisozial ist —, sondern weil er Versäumnisse und
Unkenntnisse offenbart, die sichdurchdasganzeBuchziehen.Wirkannten eben
keine dieser Einzelheiten, deren Untersuchung wir anderen als Aufgabe zu
wiesen, und wir sahen keine Notwendigkeit, uns mit den verschiedenen Fami
lienformen vertraut zu machen. Nicht die Aussage selbst, sondern die unglaub
liche Ignoranz gegenüber Rassismus und Ethnizität im Rest des Buches machte
die Bemerkung im Vorwort haltlos.

Mit diesem Artikel wollen wir mit der notwendigen Überarbeitung unserer
Theorien beginnen. Die Analysedes Verhältnisses Klasse, Rasseund Geschlecht
fallt nicht ausschließlich in die Verantwortung schwarzerFrauen; sie sollte auch
ein ProjektweißerFeministinnen sein. Allerdings können die theoretischen Pro
blemedieses Projektes nichthochgenug veranschlagt werden; wir wollen daher
im folgenden nicht mehr versuchen, alseinige einleitende Überlegungen darzu
stellen, die sich auf unsere eigenen früheren Arbeiten beziehen.

Der Begriff »Rasse«

»Rasse« ist kein biologischer Begriff, sondern eine soziale Konstruktion. Er ist
der sozial konstruierten Kategorie des Geschlechts nicht analog, denn diese be
zieht sich —trotz aller grotesken Verzerrungen in zahlreichen Lesarten von »Ge
schlecht« — tatsächlich auf einen biologischen Unterschied zwischen Frauen
und Männern. Die soziale Kategorie »Rasse« hat keinen vergleichbaren biologi
schen Bezug; die geringfügigen phänotypischen Unterschiede, auf die rassisti-
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sehe Ideologien die soziale Kategorie »Rasse« gründen, sind wissenschaftliche
Chimären (vgl. Rose u.a. 1984).

Als soziale Kategorie stützt sich »Rasse« sowohl aufeine Selbstdcfinition als
auchauf Definitionen von anderen: Daley Thompson mag zwarbehaupten, kein
»schwarzer Athlet« zu sein, aber in dieser Kultur gelten nun einmal die Kinder
z.B. einesweiß-afrokaribischen Elternpaares als »schwarz«. »Rasse« ist eineso
ziale und politische Kategorie, aber sie folgt keiner biologischen Logik und ent
behrt jeglicher wissenschaftlichen Basis (Milcs 1982). Ohne Zweifel gibt esRas
sismus, und ohne Zweifel ist »Rasse« in der Praxis etwas sehr Reales, aber wir
dürfen nie vergessen, daß dieRealität, diewirinempirischen Daten festzuhalten
suchen, keine absolute Realität ist, sondern eine Konstruktion zu einer be
stimmten Zeit und an einem bestimmten Ort.

Die Diskussionen überdie Kategorie »Rasse« sindenormwichtig für femini
stische Politik. Floya Anthias und Nira Yuval-Davis wenden sich gegen eine Ein
teilung der Frauen inschwarze und weiße, dadadurch dieExistenz von Frauen,
die in keine der beiden Kategorien passen, ebenso geleugnet wirdwiedie Kom
plexität der behandelten Probleme. So verweisen sie darauf, daß einige Kämpfe
alle Migrantinnen betreffen und nicht nur schwarze Frauen, während andere
vielleicht nur die Kämpfe einer bestimmten religiösen oder kulturellen Gruppe
sind. Von daherseidie Kategorie »schwarz« zugleich zu weitundzu eng,umein
brauchbarer Ausgangspunkt fürpolitische Mobilisierung zusein(1983, 63). Sie
ziehen es daher vor, von einem ethnischen Gegensatz zu sprechen, da uns dies
erlaube, die Auswirkungen desRassismus und die Beziehungen zwischen Ethni-
zität, Geschlecht und Klasse umfassender zu analysieren.

Floya Anthias und Nira Yuval-Davis verweisen zu Recht darauf, daß Schwe
sterlichkeit nicht einfach vorausgesetzt werden kann, sondern über die
Schranken ethnischer Zugehörigkeit hinweg erstritten werden muß. Ihr Ansatz
gegenüber den Unterscheidungen schwarz/weiß und Mann/Frau ist »dekon
struktiv«: Sie halten diese Verallgemeinerungen für nutzlos zur Formulierung
vonZielen für Kampagnen und Kämpfe: »Politische Kämpfe, die von einem ge
schlechtlichenoder ethnischen Wesen ausgehen, halten wir für reaktionär« (73).
Dem stimmen wir zu: Politik, die auf biologischen Gcschlechtsunterschiedcn
oderangeblichen rassischen Wcsensmerkmalen beruht, ist vom sozialistisch-fe
ministischen Standpunkt aus reaktionär. Aberwir dürfenauchnichtzu puristisch
sein, denn dann würden wir uns vermutlich von der Mehrheit der Kämpfe sowohl
der feministischen als auch der antirassistischen Bewegung entfernen, da viele
dieser Kämpfe ihre politische Mobilisierungskraft gerade daraus gewinnen, daß
Menschen sich bewußt werden, bestimmte Erfahrungen gemacht zu haben, weil
sie schwarz oder eine Frau sind. Natürlich können wir aufzeigen, daß Slogans
wie »Black ist beautiful«oder »Sisterhoodis powerful«auf einer falschen Auffas
sungder Begriffe vonRasseundGeschlecht beruhen, daß diese darin als einheit
liche Kategorien erscheinen, ohne daß die jeweiligen historischen Zusammen
hänge und die komplexen, wechselseitigen Beziehungen zwischen Ethnizität.
Geschlecht und Klasse beachtet werden. Aber diese Kritik läuft Gefahr, die

breite politische Mobilisierungzu bremsen, die solche Slogans braucht. Die Po
litik, die aus dieser Kritik am Essentialismus hervorgeht, ist — bei aller Korrckt-
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heit auftheoretischer Ebene —eng und begrenzt. —InderArgumentationsweise
von FloyaAnthias und Nira Yuval-Davis erscheintRassismus als ein schwer faß
bares Problem mit ganz verschiedenen Auswirkungen. Wenn man die schwarz/
weiß-Unterscheidung zugunsten eines Konzeptes ethnischer Differenzierung zu
rückweist, dann negiert man zugleich die politische, soziale und ideologische
Macht des Rassismus inunserer Gesellschaft. Die Unterdrückung anderer ethni
scher Gruppen in Großbritannien ist unbestritten; aber das Ausmaß des unmit
telbar gegen schwarze Menschen gerichteten Rassismus ist—dafür gibt esüber
zeugende Beweise —einfach überwältigend. So hat bereits 1974 das Institut für
politische undökonomische Planung (PSI) nachgewiesen, daß Arbeitskräfte di
rekt nach derHautfarbe eingestellt werden. Dabei ergaben dieForschungen, daß
ethnische Minderheiten, diegemeinhin nicht alsschwarz gelten, auch nicht dem
gleichen Ausmaß an Diskriminierung ausgesetzt waren wie die Schwarzen
(Smith 1975). DieBeweise waren überzeugend genug, um zum Motor einerGe
setzgebungskampagne zu werden; das »Race-Relation«-Gesetz von 1975 war
Folge dieses Nachweises institutionalisierter Diskriminierung von Schwarzen.
Auch in seinem letzten Berichtverteidigtdas PSI die schwarz/wciß-Unterschei-
dung,da das Institutes nachwie vor für unwiderlegbar erwiesenhält, daß »Vor
urteile und Diskriminierungen sichgegen die Hautfarbe richten«, im Gegensatz
zu den vielfaltigen Kennzeichen von Einwanderergruppen und nicht-schwarzen
ethnischen Minderheiten (Brown 1984,4). Wirteilen die Auffassung von Robert
Miles undAnnie PhizackJea, daßIrenundJuden zu früheren Zeiten inder engli
schen Geschichte in ähnlicher Weise »rassialisicrt« wurden (wie sie es nennen),
wie heute Schwarze. Überbleibsel dieses Rassismus können bei Bedarf wieder
mobilisiert werden. Aberdie zahlreichen Vorurteile gegenüber ethnischen Min
derheiten und die vielen Diskriminierungen von Migranten erreichen nicht die
Form des Rassismus; ihre Berücksichtigung darf den Kampf gegen den Ras
sismus nicht verzetteln.

Diese Thesen sind Teileines sehr viel breiteren Streits über die Natur gesell
schaftlicher Realität und über die politischen Implikationen der verschiedenen
Versuche, gesellschaftliche Gegensätze wie die von Geschlecht und »Rasse« zu
begreifen. Die Position von FloyaAnthias und Nira Yuval-Davis ist eine verhält
nismäßig milde Variante der dekonstruktivistischen Position, die, wenn man sie
als Leitliniefüreine politische Strategie logisch zu Endedenkt, politische Mobi
lisierung höchstens in sehr kleinem Maßstab zuläßt. Deshalb meinen wir, daß es
politisch wichtig ist, auf der ökonomischen, sozialen und ideologischen Existenz
von »Rasse« und von Rassismus zu bestehen, ebenso wie auf einer gegensätzli
chen Definition von »schwarz«, auch wenn die angeblich biologischen Determi
nanten dieser Kategorie klar verneint werden müssen.

Ethnizität unterscheidet sich prinzipiell von »Rasse«. Der Begriff muß nicht
unbedingt in Anführungszeichen gesetzt werden, denn er bezieht sich auf existie
rende Unterschiede zwischen den Völkern: in der Kultur, den Traditionen, der
Geschichte, den Gewohnheiten, Glaubensvorstellungen und Bräuchen. In ihrer
ethnischen Identität haben die Individuen Wahlmöglichkeiten, in bezug auf »Ras
se« nicht. Trotz prinzipieller Unterschiede können die sozialen Grenzen zwi
schen beiden verschwimmen: Gruppen, die als »Rasse« konstruiert werden,
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können in sichvonunterschiedlicher ethnischerZugehörigkeit sein. Für England
trifft dies mit Sicherheit zu: Immigrantengruppen mit nicht-englischer Kultur
und Tradition wurden zu »Rassen« gemacht. Das heißt, die Situation von
Schwarzen in Großbritannien ist von Rassismus und Ethnizität gekennzeichnet;
eine Analyse der Situation schwarzer Frauen wird daher beides gleichermaßen
berücksichtigen müssen. Wir haben in unserem Titel den Begriff Ethnozen
trismus verwandt, weil dies einer der Vorwürfe schwarzerFrauen ist. Der Ras
sismus weißer Feministinnen, so sagen sie, tritt ethnozentrisch auf, da die eth
nisch andersartigen Sichtweisen und Erfahrungen schwarzer Frauen ausge
schlossen werden. Aber der andere Vorwurf, weiße Feministinnen würden die
Wirkung des Rassismus aufschwarze Frauen ignorieren und sienurals Opfer des
Sexismus sehen, ist ebenso wichtig.

Definitionen und Materialgrundlage

Die Definitionen von Ethnizität und Rasse sind verwirrend und politisch strittig.
Die empirischen Daten werden oft nach verschiedensten Kriterien gesammelt,
womit ein angemessener Vergleich natürlich erschwert wird. Wirschlagen vor,
die im britischen Kontext allgemein gebräuchliche Definition von »schwarz« zu
übernehmen undden Begriff auf Menschen aus Asien, Afrika und Westindien
anzuwenden. Das heißt, wir meinen damit Menschen aus dem indischen Sub
kontinent und ihre Nachkommen (die in einer engen Definition von »schwarz«
manchmal ausgeschlossen bleiben), Afrikaner undihreNachkommen sowie die
fürGroßbritannien wichtigste Gruppe von Menschen ausWestindien (manchmal
auch als »afro-karibische« Gesellschaft bezeichnet) und ihre Nachkommen. Mit
dieserDefinition grenzen wir »schwarze« Menschen ab von Mitgliedern anderer
ethnischer Minderheiten (Chinesen, Zyprioten, Iraner etc., die in mancher Hin
sichtallerdings unterähnlichen Bedingungen hier leben). Diese Definition istsi
cher auch problematisch, erscheint uns aber zur Zeit die einzig brauchbare zu
sein. Die britischen Statistiken teilen die Kategorie »schwarz« meist in zwei
Gruppen auf, in Menschengruppen asiatischer und westindischer Herkunft.

Es gibt im wesentlichen zwei Quellen zur Gewinnung empirischer Informa
tionen über ethnische Minderheiten: den regierungsoffiziellen Labour Force
Survey von 1983 und den letzten Forschungsberichtdes Policy Studies Institute
(PSI)von 1984. Die erste Erhebungenthältwichtige Informationen über die eth
nische Herkunft, so wie sie von den Befragten selbst definiert wird; ihre Funk
tion bestand darin, genauere Daten über die Verteilung ethnischer Minderheiten
in Großbritannien zu erhalten. Für einige Fragen, vor allem in bezug auf die Er
werbsarbeit, lassen sich auch frauenspezifische Informationen herausziehen.
Die PSI-Erhebungliefertdagegen ganz andere, detailliertereInformationen; sie
beruht auf langen Interviews mit einem niedrigeren Rcpräsentativitätsgrad, un
terscheidet systematisch nach Geschlecht und deckt daher viele für Femini
stinnen interessante Bereiche ab, wie zum Beispiel die Zusammensetzung des
Haushaltes.

In dem folgenden Versuch, unsere eigenen Arbeiten neu zu überdenken,
werden wir zunächst die Beziehung zwischen Haushalt und Lohnarbeit betrach-
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ten unduns dannder breiteren Thematik von Theorie und Ideologie zuwenden,
um schließlich am Ende noch einmal aufunsere Kritik der Familie einzugehen.

Haushaltsorganisation und Lohnarbeit

Viele sozialistische Feministinnen verweisen seit längerem auf den engen Zu
sammenhang von Haushaltsorganisation und Lohnarbeit, vor allem darauf, daß
die Vorstellung vom männlichen Ernährer undseinem Familienlohn dieStellung
der Frau auf dem Arbeitsmarkt schwächt, zu Hause männliche Herrschaft und
weibliche Unterordnung festklopft und ledige Frauen mit abhängigen Kindern
einer sozial unabgesicherten Situation ausliefert. Diesen Thesen lassen sich wei
tere hinzufügen, wie die, daß Frauen ein sicherer Nachschublieferant peripherer
und flexibler Arbeitskräfte sind und daß einige Frauen (vor allem verheiratete)
eine industrielle Reservearmee bilden als Konjunkturpuffer für die kapitalisti
sche Reproduktion. Vervollständigen läßt sich die Analyse dann mit einer Kritik
staatlicher Sozialpolitik, die die Zufuhr an Arbeitskräften im gewünschtenMaße
über die Höhe der Unterstützungsleistungen regelt. In unseren früheren Arbeiten
sind wir dieser Argumentationslinie gefolgt bzw. haben die Analysen anderer so
zialistischer Feministinnen übernommen, ohne dabei zu berücksichtigen, inwie
weit die von uns vorgebrachten Daten und Beschreibungen überhaupt in die
Haushalts- und Lohnarbeitsmuster anderer ethnischer Gruppen passen.

Nehmen wir zunächst die Vorstellung vom männlichen Ernährer und der ab
hängigen Ehefrau als Modell oder Norm des typisch britischen Haushalts: bei
Betrachtung der schwarzen Haushalte verschiebt sich dieses Bild erheblich.
Nach der PSI-Erhebung entsprechen 26 %der weißen Haushalte dem Familien
modell »Erwachsene plus Kinder« gegenüber 36 %der westindischen und 56 %
der asiatischen Haushalte (Brown 1984, 51). Diese Daten sind allerdings ganz
schlicht zu erklären, sie hängen eher mit Altersstrukturen als mit unterschiedli
chen kulturellen Mustern zusammen: Der Immigrationsvorgang führt dazu, daß
sehr viel weniger Haushalte ethnischer Minderheiten — vor allem asiatischer
Herkunft — aus alleinstehenden Rentnern bzw. Rentnerinnen bestehen. (Klam
mern wir die weißen Rentner/innen aus, dann steigt die Zahl der dem Familien
modell entsprechenden weißen Haushalte auf 38 %.) Interessanter ist vielleicht
die Frage, ob diese relativ konventionellen Familienhaushalte auch aus dem Er
nährer-Hausfrau-Ehepaar bestehen. Ermitteln läßt sich dies durch einen Blick
auf die Erwerbstätigkeitsquoten erwachsener Frauen ethnischer Minderheiten.
Nach dem LabourForce Survey von 1981 waren 23 % aller weißen Frauen, 42 %
aller westindischen und 25 % aller asiatischen Frauen voll erwerbstätig; 17%der
weißen, 14%der westindischen und 5 % der asiatischen Frauen waren Teilzeitar
beiterinnen (Central Statistical Office 1983, 183). Entgegen den üblichen Kli
scheevorstellungen, nach denen die asiatischen Frauen ans Haus gebunden
bleiben, zeigt sich also, daß relativmehr asiatischeFrauen außerhalb des Hauses
vollerwerbstätigsind als weißeFrauen; unddies gilt auchdann noch, wennman
bei den weißen Frauen die älteren und Rentnerinnen nicht mitzählt. Erwähnens
wert ist auch, daß die Teilzeitarbeit von Frauen — laut westlicher Familienideo
logie die angeblich ideale Möglichkeit, Erwerbsarbeitund Familienpflichten zu
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vereinbaren — unter weißen Frauen weitaus verbreiteter ist als bei irgendeiner
dieser ethnischen Minderheiten. Auf den ersten Blick also sieht es so aus, als sei
dieses Familienmodell eher für weiße Familienhaushaltc charakteristisch als für

westindische oder asiatische.

Bei nährerer Betrachtung der Haushalts- und Erwerbsarbeitssituation von
Frauen finden sich noch andere Unterschiede. Die Ungerechtigkeit und Irratio
nalität des männlichen Familienlohn-Systems tritt am deutlichsten für die west
indischen Frauen zu Tage. 18 % aller westindischen Haushalte bestehen aus
Mutter und Kind; 31 % der westindischen Haushalte mit Kindern sind Einheiten
mit nur einem Elterntcil. Bei den weißen Haushalten sind es entsprechend 3 und
10%, bei asiatischen 4 und 5 % (Brown 1984, 49, 51). Die Chancen westindi
scher Frauen, die abhängige Kinder oder Alte mitzuversorgen haben, finanzielle
Unterstützungen wie zum BeispielKindergeld zu erhalten, sind weitausgeringer
als die für weiße Frauen; und westindische Frauen sind eher ledig als geschieden
oder getrennt lebend (232). Diese Daten deuten daraufhin, daß relativ gesehen
bedeutend mehr westindische als weiße oder asiatische Frauen die Last finan

zieller Verantwortung vor allem für Kinder zu tragen haben. Die PSI-Erhebung
verzeichnet insgesamt mehr weibliche »Vorstände« in westindischen Haushalten
als in weißen oder asiatischen (32 % gegenüber 6,5 % in asiatischen und 14% in
weißen Haushalten, wobei die alleinlebenden Rentner/innen überall ausgeklam
mert sind; vgl. Brown 1984, 51). Diese Daten erklären einen ansonsten eher er
staunlichen Umstand im Hinblick auf die Erwerbstätigkeit westindischer
Frauen: Sic sind öfter voll erwerbstätig als weiße oder asiatische Frauen und ihr
wöchentliches Durchschnittseinkommen liegt höher. Der PSI-Studie zufolge
lagen die mittleren Löhne schwarzer Männer wesentlich unter denen der weißen
Männer, die mittleren Wochenlöhne westindischer Frauen dagegen lagen um 4 %
höher als die der weißen und um 8 % als die der asiatischen Frauen (212). Die
Unterschiede verringern sich allerdings, betrachtet man nur die Altersgruppe der
25- bis 54jährigen; möglicherweise sind es die Löhne der älteren weißen Frauen,
die den weißen Lohndurchschnitt insgesamt herabdrücken (181).

Betrachten wir die Erwerbsarbeit asiatischer Frauen, dann stoßen wir auf wei
tere Unterschiede. Nach gängiger Klischeevorstcllung leben asiatische Frauen
auf Grund religiöser und familialer Bräucheeingekapselt im Haus, beherrschen
die fremde Sprache nicht, müssen sich hinter dem Schleier verbergen und
dürfen, wenn überhaupt, nur in kleinen Familienwerkstätten arbeiten. Wenn wir
diese auch in uns selbst als Feministinnen wirksamen Klischees verlassen und

uns den Fakten zuwenden, dann entdecken wir, daß im asiatischen Kontext der
gleiche Mythos herrscht, den wir bereits für die weiße Familie entlarvt hatten:
der MythosweiblicherAbhängigkeit. Zunächststimmtes, daß weltweit gesehen
die Erwerbsquote von Frauenin islamischen Ländern weitunterhalb derjenigen
in vergleichbaren Ländern liegtunddaß sichdarin auch eine andere Stellungder
Frau ausdrückt. Die Gründesind wahrscheinlich ebensosehr in den spezifischen
Mustern sozialer Kontrolle und ökonomischer Verpflichtungen innerhalb der
verwandtschaftlichen Einrichtungen wie einfach in unterschiedlichen Auffas
sungen über die Rolle der Frau in den jeweiligen Kulturen zu suchen (vgl.
Haggag Youssef, 1974). Es stimmt aber auch, daß derartige Zahlenangaben den
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Berg produktiver Arbeit, den Frauen tatsächlich ableisten, verschleiern, ein
schließlich solcher Arbeiten, die Geld einbringen. Als weiße sozialistische Fe
ministinnen wissen wir natürlich, daß die britischen weißen Frauen stets gear
beitet haben und daß das System des Familienlohns nie real existiert hat, außer
in der kleinen Gruppe der britischen Arbeiteraristokratie; wir wissen, daß die
Vorstellung des männlichen Ernährers und eines ihm auf Grund dieser Fähigkeit
gebührenden höheren Status ideologisch ist. Dennoch mußte uns Pratibha
Parmar anhand zahlreicher Beispiele vorführen, wie Theoretiker/innen und
Politiker/innen die Vorstellungenüber die Passivität asiatischer Frauen und ihrer
häuslichen Abgeschlossenheit reproduzierten; diese Fehlinterpretationen be
ruhen, so führt sie aus, auf einer vollständig falschen Wahrnehmung der Rolle
der Frauen auf dem indischen Subkontinent. Auch in islamischen Ländern, in
denen der Schleier obligatorisch ist, arbeiten Frauen hauptsächlich außerhalb
des Hauses in der Landwirtschaft; ihre Arbeit trägt wesentlich zur Erhaltung des
Haushalts bei und ist für alle sichtbar, die hingucken (Parmar 1982, 254ff.). In
Großbritannien liegt die Erwerbsquote moslemischer Frauen (vor allem aus Pa
kistan und Bangla Dcsh) zwar tatsächlich unterhalb der von asiatischen Hindu
oder Sikh-Frauen (und die asiatische Quote ist insgesamt niedriger als die weiße
oder westindische), aber die Interpretation dieser Tatsache ist kompliziert.
Sheila Allen stellt fest, daß die Anhänger des Islam das Ideal der nicht-erwerbs
tätigen Frau anstreben, daß die praktizierte Wirklichkeit aber anders aussieht;
doch bereits die Vorstellung, daß Frauen zu Hause bleiben sollten, führt dazu,
daß sie als erwerbstätige Frauen in Arbeitsstatistiken nicht auftauchen (1982,
134f.).

Insgesamt wird unser Bild von der geschlechtsspezifischcn Segregation des
Arbeitsmarktes durch die Einbeziehung der Erwerbsarbeit schwarzer Frauen er
weitert. Asiatische Frauen finden sich in unverhältnismäßig hoher Zahl in der
Textil- und Bekleidungsindustrie und bei Fließbandarbeiten; sie finden sich in
großer Anzahl dort, wo die Ausbeutung am größten ist — in der Heimarbeit.
Westindische Frauen tauchen in besonderem Maße in Berufen mit geringen Qua
lifikationsanforderungen und im Dienstleistungssektor auf (Brown 1984, 203).
Diese Segregation schildert Amina Mama so:
•Gemäß rassischer Unterschiede findet man uns auf den unteren Stufen aller Institutionen, in denen

wir arbeiten (was selbst nurdie Mustereines segmentierten Arbeitsmarktes reflektiert), wx> die Ar
beit meist körperlichschwerist (sei es in Fabriken oder in Fürsorge- und Pflegeberufen), die Bezah
lung am niedrigsten und die Arbeitszeit am längsten und unsozialsten ist (Nachtschicht zum Bei
spiel). Gemäß der Gcschlcchtcrtrcnnung findet man uns am ehesten in ganz bestimmten Branchen
(Bekleidung, Lebensmittelherstcllung und -Versorgung, Transport und Reinigung, in der Kranken
pflege undin untergeordneten Krankenhaustätigkeiten). Tätigkeiten im Bereich vonKrankenpflege,
Unterricht, Gcmeinde-und Sozialarbcit beuten unterdrückerischc Vorstellungen von »Weiblichkeit«
aus, obwohlsie, wie zum Beispielim Falle der Krankenschwestern oder Putzfrauen, schwere körper
liche Arbeit sind.« (1984, 26)

Dieses Muster ist bislang nur unzureichend untersucht worden, und es ist zwei
fellos richtig, daß Untersuchungen über Arbeitsmarktsegregation und ge
schlechtsspezifische Arbeitsteilung in der Erwerbsarbeit, die dieses Muster
schlicht ignorieren (wiezumBeispiel Kapitel 5 unseres Buches »Das unterstellte
Geschlecht«), ganz und gar unzureichend sind.
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Fragen zur Begriffsbildung

Es geht uns zunächst um die Frage, welche Bedeutung »Rasse« für den Patriar
chatsbegriff hat. Sozialistische Feministinnen haben sich meist dagegen ver
wahrt, das Patriarchat einfach als universelle Herrschaft von Männern über
Frauen zu theoretisieren (vgl. die ausführliche Diskussion bei Beechey 1979).
Wir selbst forderten — falls der Begriff denn beibehalten werden sollte — eine
genauere Definition, die die hierarchischen Unterschiede zwischen Männern
einschließt. Ein Blick auf Sklaverei und Kolonialismus sowie deren Hinterlas

senschaften genügt, um zu sehen, daß Schwarze systematisch von den Machtpo
sitionen der gesellschaftlichen Hierarchie ferngehalten werden. Zwar können ei
nige der schwarzen Männer mit Unterstützung der Kolohialbehörden in relative
Machtpositionen gegenüber ihrem eigenen Volkgelangen, aber sie bleiben doch
stets von der Gnade der weißen Herren abhängig. Prinzipiell aber sind die mei
sten Schwarzen, Frauen wie Männer, allen Weißen untergeordnet. Die gesell
schaftliche Macht weißer Frauen ist in Sklavenhalter-, kolonialen und rassisti
schen Gesellschaften meist auf das Haus und den Wohnort beschränkt sowie auf

die persönlichen Beziehungen zwischen Herrin und Dienerschaft und die Ehrer
bietungsrituale zwischen den »Rassen«; dennoch ist dies eine Herrschaft weißer
Frauen über schwarze Männer. Einige Radikalfeministinnen wenden dagegen
ein, daß Frauen in solchen Situationen lediglich Schachfiguren im Spiel der
weißen Männer sind. Die Wechselwirkung zwischen weißer und männlicher
Macht scheint uns jedoch komplizierter. Eine rechtliche Verordnung wie der
»Erlaß zum Schutze weißer Frauen« (White Women's Protection Ordonance),
der im britisch beherrschten Papua-Neuguinea schon für den Versuchder Verge
waltigung einer weißen Frau die Todesstrafe vorsah, machte Frauen zu bloßen
Symbolen weißer »Zivilisation«, deren Schutz ein Teil der Herrschaftsstrategie
des weißen Mannes war. Gleichzeitig aber gab er weißen Frauen als Frauen ein
Machtmittel gegen schwarze Männer als Männer in die Hand. Es handelt sich
dabei nicht nur darum, daß sich die »Rassen«-Hierarchie über die gcschlechts-
spezifische schiebt. Das Verhältnis wird im Sexuellen sogar umgekehrt: Aus der
gcschlechtsspezifischen Unterordnung wird eine »rasscn«spezifische Über
ordnung.

Ein noch schlagenderes Beispiel ist der viel diskutierte Fall der »Scottsboro
Boys« in Alabama in den frühen dreißiger Jahren. Acht von neun schwarzen Ju
gendlichen wurden zum Todeverurteilt, weil sie angeblich zwei verarmte weiße
Frauen vergewaltigt hatten, die auf einem Güterzug nach Chattanooga fuhren.
Eine Kampagne der Kommunistischen Partei führtespäterzu ihrer Begnadigung.
Wie sich herausstellte, waren die Frauen voneiner Gruppe weißer Männer ge
drängt oder überredet worden, einen Meineid gegen die Jugendlichen zu
schwören. Die Kampagne zur Begnadigungsetzte dann die Frauen den üblichen
Beschimpfungen von Vergcwaltigungsprozessen aus: Sic wurden als weißes Ge
sindel, als Landstreicherinnen und Prostituierte diffamiert. Mehr als vierzig
Jahre später verteidigte Susan Brownmiller (1976, 230ff.) die weißen Frauen. Sie
weiß, deren Beschuldigungen waren falsch, aber sie hält das auf Grund ihrer
Lage als unterdrückte Frauen für verständlich. Dem folgte eine Kritik von An-
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gela Davis: »Da sie sich ohne Rücksicht auf die Umstände auf die Seite der
Frauen schlägt, kapituliert Brownmiller selbst vor dem Rassismus. Ihr Ver
säumnis, die weißen Frauen über die Notwendigkeit aufzuklären, eine mutige
Herausforderung des Rassismus mit dem Kampf gegen den Sexismus zu ver
binden, ist für die gegenwärtigen Kräfte des Rassismus zu einem bedeutenden
Vorteil geworden.« (Davis 1982, 188) Die Kampagne zur Begnadigung hattesich
ausschließlich gegen den Rassismus gewandt; die radikalfeministische Position
läuft ihrerseits Gefahr, sich ausschließlich gegen den Sexismus zu wenden und
den Rassismus ganz auszuklammern. Damals war es notwendig, Partei zu er
greifen; heute aber sollte es möglich sein, zu sehen, daß das zentrale Thema der
komplexen Situation Rassismus war. Die Neun von Scottsboro waren durch und
durch Opfer; was sie auch sagten oder taten, nichts konnte sie retten. Nur eine
Kampagne von außen ermöglichte eine zweite, dann eine dritte Gerichtsverhand
lung und führte schließlich zu einer langenGefängnisstrafe anstatt zum Tod. Die
beiden weißen Frauen wurden eingeschüchtert, ihr Ruf wurde in den Dreck ge
zogen, ihre Glaubwürdigkeit angezweifelt. Sie wurden eine Zeitlang in Haft ge
halten, bevor man sie als Zeuginnen vernahm. Aber die jüngere von beiden wi
derrief in der zweiten Gerichtsverhandlung: Sie hatten also Handlungsmöglich
keiten.

Solche Beispiele wie der »Erlaß zum Schutz der weißen Frauen« und der Fall
der »Scottsboro Boys« verdeutlichen die komplexen Machtstrukturen in den
wechselseitigen Beziehungen von Klasse, Rasse und Geschlecht. Aber das Pro
blem besteht nicht nur in diesen Beziehungen. Die sozialistischen Geister
scheiden sich gegenwärtig an der Frage, ob die mit Ethnizität und Rassismus ver
bundenen gesellschaftlichen Gegensätze autonom und klassenunabhängig zu
sehen sind, ob sie auf Klassen reduzierbar sind, oder ob sie trotz unterschiedli
cher historischer Herkunft jetzt mit den Klassengegensätzen in kapitalistischen
Gesellschaften unentwirrbar verknüpft sind. Eines ist offensichtlich klar: Der
Rassismus ist ähnlich wie die Frauenunterdrückung wesentlich älter als der Ka
pitalismus, er kann nicht auf vermeintliche Klasseninteressen des Kapitals redu
ziert werden, er plagt die sozialistischen Gesellschaften usw. Aber klar ist auch,
daß die »Rassentrennungen in Gesellschaften wie dem heutigen Großbritannien
stark mit den Klassenspaltungen übereinstimmen. Die Vererbbarkeit des »Ras
senstatus« (im Gegensatz zum Geschlecht) macht vielleicht die Gemeinsamkeit
mit der Klassenposition aus, die ja auch weitgehend »vererbt« wird. Schwarze
Arbeiter finden sich überwiegend in bestimmten leicht identifizierbaren Sek
toren des Arbeitsmarktes; die jeweiligen ethnischen Minderheiten verteilen sich
nach jeweils bestimmten Mustern auf dem Arbeitsmarkt; Wanderungsprozesse
und Höhe der Arbeitslöhne lassen sich in den verschiedenen geographischen Ge
bieten voraussagen. Auf diese Weise ließen sich noch mehr Ähnlichkeiten zwi
schen Klasse und »Rasse« finden. Im übrigen nehmen auch viele schwarze Akti
vistinnen und Autorinnen in bezug auf Imperialismus und Rassismus einen Klas
senstandpunkt ein.

Abgesehen von diesem ungelöst bleibenden Problem der Verhältnisse von
Klasse und Rasse scheint uns zum Begreifendes Verhältnisses von Rasse und Ge
schlecht eine Definition von Patriarchat als eindeutige Männerherrschaft, wie sie
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in vielen Versionen feministischer Theorie auftaucht, weniger brauchbar als eine
differenzierte sozialistisch-feministische Herangehensweise. Sozialistische Fe
ministinnen haben sich stets gegen eine Vorstellung gewandt, die die männliche
Vorherrschaft zur wesentlichen oder einzigen Form von Macht und Ausbeutung
in unserer Gesellschaft bestimmt, weil für uns Klassenherrschaft und Klassen
ausbeutung ein unleugbarer Fakt sind. Das bedeutet jedoch nicht, daß unser Pa
triarchatsbegriff in bezug auf das Rassismusproblem aussagekräftiger wäre. In
diesemallgemeinen Zusammenhang haltenwir den Patriarchatsbegrifffür einen
wichtigen, aber begrenzten Stützpunkt. Wir sind nach wie vor der Auffassung,
daß er als Substantiv kaum brauchbar ist: Wir kennen kaum Gesellschaften, die
wir als »Patriarchat« bezeichnen könnten, während wir viele Gesellschaften
kennen, die wir als »Kapitalismus«, »Feudalismus« oder »Sklavenhaltergesell
schaft« bezeichnen können. (Ausschlaggebend dabei ist das organisierende
Prinzip der Gesellschaft.) Andererseits lassen sich mit dem Adjektiv »patriar
chalisch« bestimmte Arten gesellschaftliche Verhältnisseerhellend beschreiben.
Was stellen wir uns vor, wenn wir glauben, bestimmte Verhältnisse am besten
mit dem Wort »patriarchalisch« fassen zu können?Wir vermuten, daß es sich um
spezifische Verhältnisse handelt, die einen Bereich staatlich-öffentlicherMacht
ausübung und Ausbeutung mit einem Bereich persönlicher Abhängigkeiten ver
binden. Frauen erfahren genau diese Kombinationvon öffentlicher und formaler
Macht mit privater und persönlicher Knechtschaft, die der Begriff »patriarcha
lisch« schlaglichtartig beleuchtet. Eugene Genovese hat den Begriff »Paterna-
Iismus« in bezug auf schwarze Sklaven ähnlich benutzt: »Der Südstaaten-Patcr-
nalismus entstand aus der Notwendigkeit, ein Ausbeutungssystem moralisch zu
rechtfertigen und die Disziplin darin aufrechtzuerhalten. Er förderte Freundlich
keit und Zuneigung ebenso wie Haß und Brutalität.« Das nahe Beieinanderlcben
von Herren und Sklaven wirkte dabei ebenso stabilisierend wie die Tatsache, daß
beide — wenn auch mit sehr verschiedenen Interpretationen — das System ak
zeptierten. Der Paternalismus »bot eine Möglichkeit, den unvereinbaren Wider
spruch eines Systems zu überbrücken, das auf Rassismus, Sklaverei und Klas
senausbeutung beruhte und zugleich abhängig war von der Bereitschaft der Opfer
zu produzieren und sich selbst zu reproduzieren.« (Genovese 1975, 5)

Die Lektüre von Genovese zeigt aufschlußreiche Parallelen zum Geschlechter
verhältnis: »Wo immer Paternalismus existiert, untergräbt er die Solidarität zwi
schen den Unterdrückten, indem er sie als Individuen an ihre Unterdrücker fes

selt. Der Feudalherr/Sklavenhalter fungiert als unmittelbarer Ernährer und Be
schützer für jedes Individuum oder für jede Familie.« (Ebd.) Andere meinten,
die Sklaverei habe die patriarchalische Macht der männlichen Sklaven ge
schwächt; dieÄhnlichkeit derForm legt nahe, daß diepersönliche Bindung zwi
schen Herrn und Sklaven/Sklavin einen ausschließenden Charakter hat, der die
persönliche Bindung zum patriarchalischen Ehemann verdrängt. Patriarchali
sche Beziehungen zeichnen sich durch die persönliche, oft physische Ausbeutung
einer Abhängigkeit aus, die im allgemeinen ökonomische Ursachen hat und die
immer durch eine streng hierarchische Ordnung geregelt ist. Manches in den
Formen weiblicher Erwerbsarbeit im Kapitalismus verdankt sich patriarchali
schen Einstellungen, dergestalt, daß die Art der bezahlten Arbeit oft den persön-
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liehen Diensten ähnelt, die Frauen im Haushalt leisten. Und in Ergänzung von
Amina Mamas Skizze der Arbeit schwarzer Frauen, die sie als »weibliche« und
zugleich physisch schwere Arbeit beschrieb, ließe sichhinzufügen: Das ideolo
gische Modell für die Arbeit schwarzer Frauen ist nicht die Ehefrau, sondern das
Dienstmädchen.

Zwei weitere Begriffe müssen unserer Ansicht nach überprüft werden: Ideo
logie und Reproduktion, und zwarerstens im Hinblick auf ihre Beschreibungs
kraft und zweitens in bezug auf die Folgenfür die marxistische Gesellschaftsthe
orie. Beginnen wir mit der Frage ihrer Inhalteund hier zunächstmit dem Begriff
der Ideologie. Es ist häufig festgestellt worden, daß die Geschlechtertrennung
wesentlich über eine »Ideologie der Weiblichkeit« (und der Männlichkeit) repro
duziert wird. Wir wissen aber auch genug, um zu sagen, daß sich die ideologi
sche Konstruktion von Weiblichkeit und Männlichkeit in den verschiedenen eth

nischen Gruppierungen ebenso unterscheidet wie ihre jeweiligen Regeln für das,
was sexuell erlaubt oder unerlaubt ist. Für weiße Frauen wird es vermutlich

schwer sein, diese Unterschiede zu theorisieren, ohne in ein neues Klischee zu
verfallen und alle Unterschiede auf die ethnische Herkunft zu reduzieren. Wir

können uns allerdings die Darstellungen und Untersuchungen von Vergesell
schaftungsprozessen aneignen, die auf Erfahrungen beruhen. (Vgl. zum Beispiel
die Diskussionen zu Erziehung und Weiblichkeitbei Moraga und Anzaldua 1981;
Smith 1983; El Saadawi 1980; Kishwar und Vanita 1984; Wilson 1978 und die
vielen wichtigen literarischen Schriften wie Angelou 1984;Cade Bambara 1984;
Walker 1982). Wir müssen uns außerdem bewußter machen, daß die weiße Weib
lichkeit ideologisch oft als Gegenbild zu den negativen und herabmindernden
Klischees und Mythen schwarzer Weiblichkeit und Sexualität konstruiert wurde
— so wie die im 19. Jahrhundert gepflegten Mythen und Klassenvorurteile über
die Sexualität der Arbeiterinnen eine wichtige Rolle spielten bei der Definition
von Rcspektabilität und passiver Sexualität der bürgerlichen Frau. Eine rassisti
sche Beziehung zeigen Lucy Bland und Frank Mort in bezug auf die Bilder
weißer Weiblichkeit und schwarzer Männlichkeit: »Das Bild der weißen Frau als

passives zivilisiertes Opfer wirkte verstärkend auf die Bildung des Gegenbe
griffs: die primitive, animalische Männlichkeit, die als nicht-weiß, nicht-euro
päisch und nicht-zivilisiert galt« (1984, 145).

Dem Reproduktionsbegriff wurde im Zusammenhang mit Rassismus mehr
Aufmerksamkeit geschenkt, besonders wenn es um biologische Reproduktion
ging. Die Verlagerungdes Schwerpunktsvom Recht auf Abtreibung zum allge
meinen Recht der Frauen auf Reproduktion zeigt den Wandel von einer mehr an
den Interessen weißer Feministinnen orientierten Kampagne zu einer weniger
ethnospezifischen. Zwar bleibt das Recht auf Abtreibung nach wie vor eine For
derung, die Frauen über »Rassen«- und Klassenschrankenhinweg einigen kann,
aber wir sind uns heute mehr des Ausmaßes bewußt, in dem Übergriffe wie
Zwangssterilisation oder die Verabreichung der Dreimonatsspritze Teil einer
langfristigen globalen Strategie bilden, die sich gegen die Gebärfahigkeit von
Frauen der »Dritten Welt« und Frauen ethnischer Minderheiten richtet. Auch die
Benutzung des Begriffs imSinneder gesellschaftlichen Reproduktion wirft Pro
bleme auf, wie Hazel Carby gezeigt hat, »denn wir haben bislang kein Instru-
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mcntarium, mit dem wir den Vorgang erfassen könnten, wie die Arbeit schwar
zer Frauen als Dienstmädchen 'rassen'-spezifische Produktionsverhältnisse re
produziert« (1982, 218).

Es reicht aber nicht aus, nach dem Inhalt zu fragen, der mit den beiden Be
griffen analysiert und beschriebenwerdenkann. BeideBegriffewurden —zum
Teil mit Schwierigkeiten —im Dialog mit der marxistischen Gcsellschaftstheo-
ric entwickelt, aus der sie letztendlich selbst stammen. Bei beiden Begriffen war
es stets schwer zu sagen, wann ihr Gebrauch durch sozialistische Feministinnen
von ihrer Bedeutung innerhalb der marxistischen Theorie abwich und wann
nicht. Unter diesem Gesichtspunkt ist das Problem von »Rasse« als eines eigen
ständigen gesellschaftlichen Gegensatzes theoretisch außerordentlich dringend.
Wird die Einführung eines dritten Systems notwendig die Theorie zerreißen, die
schon durch den Feminismus aus allen Fugen zu brechen drohte? Oder wird es
leichter sein, »Rasse« in die klassische marxistische Theorie einzubauen, als
»Geschlecht« bzw. Feminismus? Oder sollten wir uns überhaupt auf die Bezie
hungen zwischen »Rasse« und Geschlecht konzentrieren und für eine Weile ihre
Bedeutung für die Klassenanalyse vergessen?Oder sollten wir aus diesen theore
tischen Debatten ganz aussteigen und politisch pragmatisch vorgehen, um nach
Möglichkeiten für gemeinsame, nach vorn gerichtete Kämpfe zu suchen? Alle
diese Fragen müssen hier ebenso ungelöst bleiben wie die oben angeführten Pro
bleme zum Patriarchatsbegriff; aber sie stehen aufder Tagesordnung zukünftiger
Arbeit.

Die Kritik der Familie

In »The Anti-social Family« haben wir für eine grundsätzlich kritische Haltung
gegenüber der Familie plädiert, ohne dabei die Bedürfnisse und Gründe zu
leugnen, die die Menschen an die Familie binden. Folgende kritische Einwände
wurden gegen unsere Theorie erhoben: Die Familie, so schrieb Hazel Carby,
könne eine Hauptquelle des politischen und kulturellen Widerstandes gegen den
Rassismus sein; die Sexualität schwarzer Frauen werde nicht innerhalb der
schwarzen Familie diffamiert und herabgesetzt, sondern durch den Rassismus
der Weißen; das berufliche Weiterkommen asiatischer Mädchen werde weniger
durch die asiatischen Familien selbst verhindert als durch die weißen Vorstel

lungen über asiatische Familienideologie (Parmar 1982); weiße Frauen gingen
davon aus, die westliche romantische Ehe sei besser als andere Familienmodelle,
die sie aber gar nicht genau kennen; die Pathologisierung der schwarzenFamilie
durch den britischen Staat habe auch die Ansichten fortschrittlicher Menschen

beeinflußt; all diese Auffassungen verrieten eine paternalistische (imperialisti
sche) Haltung gegenüber sogenannten unterentwickelten Gesellschaften und
ihrem Familienformen (Carby 1982, 214ff.). Und Anthias und Yuval-Davis
stellen kurz und bündig fest, daß »die Familie nicht Hauptort der Frauenunter
drückung sein kann, wennFamiliendurch Besatzungs- oder Kolonialmächteaus
einandergerissen werden (wie im Libanon und in Südafrika)« (1983, 73). Bevor
wir uns diesen politischen Argumenten zuwenden, wollen wir kurz einen Blick
auf das Material werfen, mit dem wir unsere Thesen stützten, um zu sehen, wie
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es sich zu den Familienformen schwarzer Menschen verhält. — Wir hatten den
zentralen Stellenwert der Familie imHinblick aufdie Reproduktion von Klassen
betont.Das vonunsangeführte Material zeigte, wieFamilien PrivilegienundBe
nachteiligungen weitergeben. Der PSI-Forschungsbericht von 1982 hat die Daten
mit den 1974 erhobenen verglichen zur Feststellung der sozialen Mobilität der
schwarzen Bevölkerung innerhalbdieses Zeitraumes. Das Ergebnis war depri
mierend(Brown 1984,179). ShirlyDex* Studieüberdie Berufstätigkeit westindi
scher Frauender zweitenEinwanderergeneration zeigteinen höheren Mobilitäts
grad (und gestiegenen Ehrgeiz). Allerdings bleibt unklar, in welchem Ausmaß
dies nicht besonders Folgeder generell stärkeren Berufsorientierung westindi
scher Frauen gegenüber Frauen anderer ethnischer Gruppen ist (Dex 1983,
69f.). Es sieht nicht so aus, als würde durch die Einbeziehung der ethnischen
Unterschiede unsere Theorie der Familie als einer Institution, die bestehende
Ungleichheitenvoneiner Generation zur anderen weitergibt, wesentlich erschüt
tert werden. Mit Sicherheit aber weist nichts daraufhin, daß die Familie ethni
scher Minderheiten von der allgemeinen Kritik der Familie verschont bleiben
könnte.

Allerdings hätten wir unsere Ausführungen zum Individualismus anders ge
schrieben und die Vorstellungen von romantischer Liebe und Ehe als kulturelle
Besonderheiten begriffen. Unsere Kritik der Ehe basierte nur auf einem Modell
und ließ ein so zentrales Thema wie arrangierte Ehe und die feministische Dis
kussion darüber außer acht. Nicht untersucht haben wir die Frage, inwieweitun
sere Kritik der Familie als Privatisierungskraft durch einen Vergleich mit den Fa
milienformen verschiedener asiatischer Bevölkerungsgruppen bestätigt oder wi
derlegt worden wäre; und die Probleme von Hausarbeit und Einkommensvertei
lung innerhalb der Haushalte haben wir ausschließlich auf Grundlage der weißen
Tradition diskutiert und dargestellt. Um all diese Fragen angemessen zu behan
deln, fehlt es uns auch an empirischen Informationen, und wir glauben nach wie
vor, daß weiße Frauen nicht gerade besonders geeignet sind, diese spezifischen
Probleme zu erfassen.

An einem halten wir jedoch mit Nachdruck fest: Bislang ist nichts aufgetaucht,
was uns veranlassen könnte, unsere generell kritische Haltung zur Familie aufzu
geben. Nehmen wir zuerst den Einwand, demzufolge das gewaltsame Auseinan
derreißen von Familien eine Kritik der Familie überflüssig macht. Natürlich
stimmt es, daß infolge von Krieg, Apartheid und restriktiven Einwanderungsge
setzen Familien auseinandergerissen werden (das gilt allerdings auch für natio
nale Unabhängigkeitskämpfe oder Frauenfriedenscamps). Wir sind entschieden
dagegen, daß Individuen mit Gewalt von denen getrennt werden, die sie lieben.
Und wir wenden uns entschieden gegen das gewaltsame Auseinanderreißen eines
Volkes, das zusammenleben will. Aber wir dürfen dabei nicht selbst in den
Glauben verfallen, daß das einzig Furchtbare das Auseinanderreißen von Fami
lien ist; damit würden wir nur die Macht und den privilegierten Status der Fa
milie mit reproduzieren. Viele Weißesind bereit, eine Petition zu unterzeichnen
oder sonstwie aktiv zu werden, wenn es in einem konkreten Fall darum geht, die
tragischeTrennung von Eltern und Kindzu verhindern. Setzt man sich aber nur
für diese einzelnen Fälle ein oder für die Rechte einer bestimmten eng definier-
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tenGruppevonAngehörigen, dannakzeptiert mandieLogik, diedenEinwande
rungsgesetzen dieses Landes zugrundeliegt: man akzeptiert, daß Schwarze das
Problem sind und daß »wir« nur wenige von ihnen wollen. Außerdem zwingt
man anderen Menschen »unsere«heterosexistischen Vorstellungen von Kleinfa
milie auf. Die Einwanderungsgesetze setzen diese rigiden Familienformen ge
waltsam durch. Die Opposition sollte dies nicht stillschweigend akzeptieren,
sondern den im Gesetz und im Verfahren enthaltenen Rassismus bekämpfen.

Es liegtuns fern, die Familienformen anderer ethnischer Gruppen vonaußen
zu verurteilen, aber wir wollen andererseits auch nicht in einen gänzlichen Rela
tivismus oder Agnostizismus verfallen. Damit würden wir uns selbst unfähig
machen, die vielen Feministinnen zu unterstützen, die ihre eigene, auf ihren Er
fahrungen basierendeKritik gegenüber der Familieäußern. Um ein internatio
nales Beispiel zu nennen: Die Aufsatzsammlung der indischen feministischen
Zeitschrift Manushi konzentriert sich eindeutig auf den unterdrückenden Cha
rakter bestimmter familialer Praxen in Indien; die Titel sprechen für sich: »Fami
lienleben — der ungleiche Tausch«, »Frauen gegen Mitgift«, »Verheiratet, ver
marktet, ermordet« (Kishwar und Vanita 1984). Es ließen sich noch zahlreiche
weitere Beispiele anführen, auch aus Großbritannien selbst (so die Kampagne
zum Aufbau eines Netzes von Frauenhäusern für geschlagene asiatische
Frauen), wo weiße Feministinnen sich auf jeden Fall mit anderen Feministinnen,
die ihre eigenen Familienformen scharf kritisieren, solidarisieren müssen. Bei
all dem klingt uns die WarnungAudrey Lordes im Ohr, die weiße Feministinnen
davor warnt, sich der ErfahrungenschwarzerFrauen nur um der Kritik willen zu
nähern: »Hast Du je meine Wortegelesen oder blätterst Du in ihnen nur herum,
um ein paar brauchbare Zitate zu finden, die Deine vorgefaßteMeinung über un
sere alten, verqueren Beziehungen bestätigen?« (Lorde 1983)

Uns scheint, die Aufgabeweißer Feministinnen liegt darin, genauere und kla
rere Vorstellungen darüber zu gewinnen,aufweiche Weisedie Familie in jeweils
verschiedenengesellschaftlichenZusammenhängen zu kritisieren ist. Die Kritik
an der Isolation der westlichen weißen Hausfrau, die in den vier Wänden ihrer
Kleinfamilie lebt und sich von Beruhigungsmitteln ernährt, ist in anderen Zu
sammenhängen völlig fehl am Platz. Dabei geht es nicht um Gemeinplätze wie
die, Großfamilien seien besser als Kleinfamilien; es geht vielmehr darum, zu un
tersuchen, wo sie weniger egalitär sind oder patriarchalischer oder direkter der
Kontrolle des männlichen Haushaltungsvorstandes unterstehen. Zunächst jedoch
sollte es unser Ziel sein, uns als Feministinnen ein fundiertes Wissen über die
verschiedenen Familienformen anzueignen und uns eine solidarische Grundlage
zu schaffen, ohne dabei in die Extreme des ethnozentrischen oder relativisti
schen Denkens zu verfallen.
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Hamburger Frauengruppe aus der Türkei

Türkinnen in der Initiative

Wir sind eine aus der Türkei kommende Gruppe von Frauen, die seit langem in
Hamburg leben und arbeiten. Vielevonuns sind in unterschiedlichenAusländer
initiativen tätig.

Wann immer wir Frauen zusammenkommen, bestimmen die Umstände, unter
denen wir leben, und die daraus folgenden Schwierigkeiten unsere Unterhal
tungen. Dies sowohlbei Privatgesprächen als auch in der Arbeit. Wir unterhalten
uns z.B. über A's Probleme bei der Wohnungssuche, über die Schulprobleme von
B's Kindern, über die tägliche Diskriminierung am Arbeitsplatz, wenn wir zu
zweit und privat sind. Die gleichen Themen beschäftigenuns bei Arbeitstreffen,
diesmal etwas sachlicher und allgemeiner: Schulprobleme ausländischer Kinder,
Wahlrecht für Ausländer, die Verbesserung der Beratung, welche Kurse für
Frauen nötig wären, was getan werden müßte, damit sie aus ihrer Isolation her
austreten. Wir behandeln als gesellschaftliche Probleme, was sonst und auch von
uns als individuelle Probleme gedacht wird.

Wir befinden uns jetzt an folgendem Punkt: Es ist uns im letzten Jahr in Frank
furt gelungen, gemeinsam als Gruppe über unsere Probleme zu sprechen, un
serem Ärger freien Laufzulassen, uns gegen bewußte und unbewußte Diskrimi
nierung und Bevormundung aufzulehnen. Wir haben drei wichtige Ergebnisse
herausgefunden:

1. Was jede einzelne von uns erlebt, erleben auch viele andere ausländische
Frauen. Wir sind mit unseren Problemen nicht allein.

2. Wir sind weder behinderte noch reduzierte noch sonstwie Problemmen

schen, obwohl wir von Seiten der Deutschen so behandelt werden.
3. Wir sind unterschiedliche Frauen, die aus unterschiedlichen Kulturen

stammen. Wir lehnen es ab, glcichmacherisch verändert zu werden. Eine beja-
henswerte Entwicklung und Veränderung kann nur stattfinden, wenn wir an dem
Punkt anfangen, an dem wir uns befinden. Wir sind einstimmig der Meinung,
daß nicht wir, sondern die Verhältnisse und Bedingungen, unter denen wir zu
leben gezwungen sind, verändert werden müssen. »Ausländische Frauen«
können solange kein Thema irgendeiner Diskussion sein, wie sie nicht selber als
gleichwertige Partner mitwirken.

Jetzt müssen wir, die wir eine Minderheit sind, die in einem fremden Land lebt
und arbeitet, den zweiten Schritt tun: wie können wir die Bedingungen ändern,
unter denen wir leben, und wer sind wir?

Da ist zunächst das Minderheiten-Problem: Dieses Problem wird von einigen
als »Ausländer-Problem«, von anderen als »Einwanderer-Problem«bezeichnet.
Obwohl wir den Begriff »Einwanderer«richtig finden, möchten wir dennoch von
einem durch eine Mehrheit verursachten Minderheiten-Problem sprechen, dies
nicht, um Verwirrungzu schaffen, sondern weil es politisch praktisch ist. Es ist
üblich, das Problem als »Ausländer-Problem« zu behandeln, so daß selbst wir
uns dieser Bezeichnungbedienen, wenn wir von unseren Problemen sprechen.
Wir halten diese Redeweise aus zwei Günden für gefährlich: es ensteht der Ein-
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druck, als ob die Ausländer das Problem sind, womit dann die Ursachen und
Hintergründe des tatsächlichen Problems aus dem Blickgeraten.

Wenn die Mehrheit der deutschen Gesellschaft die Ausländer als ein Problem

betrachtet, wird es selbstverständlich, uns als etwas Mangelhaftes, Krankes,
eben Problematisches zu behandeln. Tatsächlich findet dieser Behandlungsge
danke praktische Kraft bei humanistisch und den Ausländern freundlich geson
nenen Deutschen. Da aber die Krankheit falsch diagnostiziert wurde, ist es nur
natürlich, daß fälsche Behandlungsmethoden angewandtwerden. Damit wir, wie
die Mitteleuropäer zivilisiert und in die hiesige Gesellschaft integriert werden,
wurdendie uns allen bekanntenAusländer-Initiativen gegründet, Finanzierungs
möglichkeiten geschaffen und ehrenamtliche sowie bezahlte Helfer eingesetzt.
Trotz all der gut gemeinten Bestrebungen konnte bis heute das sogenannte »Aus
länder-Problem« nicht gelöst werden und hat sogar erschreckende Ausmaße an
genommen, wie wir der Presse entnehmen können. Unter diesen Umständen
scheint die CSU recht zu behalten, wenn sie durch einen ihrer Politiker sagen
läßt: »Die Integration der Türken ist undurchführbar ... Menschen, deren Kultur
und Glauben so von der unseren abweicht, können nicht integriert werden.« Als
Beleg erwähnt er das Beispiel eines Türken, der in der Badewanne Hammel
schlachte. Die fortschrittlicheren Deutschen dagegen sind, obwohl inzwischen
etwas verwirrt und genervt, noch immer mutig dabei, Lösungen zu finden. Wir
sind der Auffassung, daß hier trotz gegensätzlicher Standpunkte eine gewisse
Ähnlichkeit im Verständnis zu finden ist: beide sind der Meinung, daß wir ein
Problem sind; daß wir Defizite haben, die kompensiert werden müssen; daß wir
uns ändern müssen. DieÄnderungen werden von den Deutschen bestimmt. Sie'
besagen im allgemeinen eine Angleichung an die Mitteleuropäer, insbesondere
die Deutschen. Dann könnten wir aufhören, ein Problem zu sein.

Die Lösung ist also die Assilimation. Sie ist den ausländerfreundlichen Men
schen wichtiger als den CDU-lern, die selbstverständlich der Reduzierung der
Ausländerzahlen den Vorzuggeben. Wir möchten die gemeinsame Logik der Ar
gumentationen einen europäischen Rassismus nennen.

Was sind die Hintergründe des Ausländerproblems?
Zunächst erkennen wir Ausländergesetze(Anwerbestop und Anwendung des

§ 19 AFG) und Ausländerfeindlichkeit. Sie sind u.E. Probleme der deutschen
Gesellschaft — nicht unsere, so daß nicht wir zu ändern wären, sondern das Ver
halten der deutschen Gesellschaft gegenüber Minderheiten.

Allerdings bedarf es mehr. Wir folgenJuliet Mitchell (Women'sEstate): Eine
ausgebeuteteKlasse, eine unterdrückte Gruppe kannsolange kein politisches Be
wußtsein erlangen, solange sie nicht die Beziehungen aller Klassen dieser Ge
sellschaft zueinander erkannt hat; durch In-sich-gekehrt-sein wird sie niemals zu
diesem Bewußtsein kommen. Wir müssen also unser passives Verhalten in den
politischen Diskussionen überwinden. Wir haben uns bislang zu sehr mit un
seren Herkunftsländernbeschäftigt. Da wir uns seit dem Tagunserer Ankunft in
Deutschland als Gäste definiert haben, die eines Tages zurückkehren werden,
haben wir in der Tat die 25 bis 30 Jahre nicht für uns genutzt. Auch ungeachtet
der Tatsache, daß die Deutschen uns bei jeder Gelegenheit daran erinnern, daß
wir nur Gäste sind, ist unser eigener Rückkehrwunsch eindeutig der Grund für
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unser passives Verhalten hier. Während die Deutschen über unsere Änderung
und die Anzahl von uns, die sie zurückschicken wollten, redeten, waren wir
dabei, Rückkehrpläne zu schmieden. Tasächlich ist auch die Zahl der Rück
kehrer in den letzten 6 Jahren auf Druck der Regierung enorm gestiegen. Aber
viele kommen wieder nach Deutschland zurück, viele können Deutschland gar
nicht verlassen. Die Gründe für dieses Durcheinander liegen in der schwierigen
Situation unserer Heimatländer.

Während in der BRD kein zusätzlicher Bedarf an Arbeitskräften mehr besteht,
ist die Situation in unseren Ländern in den letzten 20 Jahren noch schlechter ge
worden. Das Wichtigsteaber ist unsere eigene Veränderung. Wir unterscheiden
uns von den Frauen, die das letzte Vierteljahrhundert zu Hause verbracht haben.
Wir unterscheiden uns aber auch von den deutschen Frauen, mit denen wir ir
gendwiezusammenleben. Wir sind Einwandererfrauen und werden uns zur Zeit
unserer selbst bewußt.

Unser Fazit ist: wir müssen sowohl für unser Bleiben wie für unsere Rückkehr

ins Heimatland kämpfen. Da wir jetzt in der BRD sind, müssen wir hier mit un
serem Kampf beginnen.

Zunächst wenden wir uns den Ausländerinitiativen zu: sie werden staatlich fi

nanziert, und die Konzepte stammen von fortschrittlichen Deutschen. Ihren In
halt möchten wir als integrationistisch, paternalistisch und humanistisch skiz
zieren. Rassismus wird reproduziert. Die Absichten sind natürlich gut, aber die
Aktionen halten sich an den staatlich vorgegebenen Rahmen und hinterfragen
z.B. nicht das Fehlen aller demokratisch-politischen Rechte der Ausländer.

Wir waren an diesen Initiativen als Dolmetscherinnen beteiligt, während die
deutschen Kollegen zumeist ausgebildete Sozialarbeiter waren. Wir haben diese
zweifelhafte Rolle akzeptiert, weil wir zunächst Sozialarbeit gar nicht als Beruf
sehen konnten, denn in unserer Heimat ist sie in die Lebensweise integriert. Au
ßerdem war die Initiativarbeit verglichen zu dem sonst für uns Erreichbaren —
wie Putzstellen, Fabrikarbeit — angenehm war. In diesem Zusammenhang
müssen wir natürlich zwischen der ersten und der zweiten Generation unter

scheiden, da letztere keine Sprachschwierigkeiten hat und ebenfalls den Beruf
einer Sozialarbeiterin erlernen kann. Ist es eigentlich unser Ziel, die Initiativen
ganz mit ausländischen Sozialarbeiterinnen zu besetzen und jene Deutschen, die
schließlich zu den demokratischen Teilen der Gesellschaft gehören, aus dieser
Arbeit auszuschließen? Wichtiger scheint uns zur Zeit, die Inhalte der Initiativar
beit zu verändern in Richtung auf faktische Gleichberechtigung der Einwan
derer. Für diesen Kampf brauchen wir eine eigene Organisierung der Ausländer.
Bevor wir nicht die gleichen Rechte wie die Deutschen haben, können wir u.E.
auch nicht zusammen mit deutschen Frauen gegen die Unterdrückung der Frau
streiten.
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Klaus Holzkamp

»Wirkung« oder Erfahrung von Arbeitslosigkeit?

Widersprüche und Perspektiven psychologischer Arbeitslosenforschung*

I. Die »Verwissenschaftlichung« der Arbeitslosenforschung

Die »klassische« Studie über die Situation von Arbeitslosen ist die Arbeit von

Marie Jahoda und Paul Lazarsfeld aus dem Jahre 1933: Die Arbeitslosen von Ma

rienthal. Marienthal ist ein österreichisches Dorf, in dem durch die Schließung
einer Textilfabrik mehr oder weniger alle arbeitsfähigen Bewohner mit einem
Schlage arbeitslos geworden waren. Umfangreiche Erhebungen wurden mehrere
Jahre lang durch vielfaltiges Material gewonnen, von statistischen Daten über
Gesundheitszustand, Kriminalität etc., über teilnehmende Beobachtung etwa in
Lokalen, auf der Straße, in der öffentlichen Bibliothek etc. bis zu eingehenden,
wörtlich protokollierten Gesprächen mit den Betroffenen und Familien.

Erklärtes Ziel der Studie war die Analyse eines von Arbeitslosigkeit betrof
fenen kleinen Gemeinwesens, um die Veränderungen des öffentlichen und pri
vaten Lebens mit Eintritt der Arbeitslosigkeit und die Befindlichkeiten der ein
zelnen aus dieser historisch bestimmten Gesamtsituation Marienthals erklärlich

bzw. verständlich zu machen. Differenzierte und eindrucksvolle Befunde, deren

Lebendigkeit und humane Aussagekraftbis heute kaum wieder erreicht wurden,
konnten dabei erarbeitet werden.

In der Marienthal-Studie sind die meisten wesentlichen Dimensionen und

Konzepte der späteren Arbeitslosenforschung schon angesprochen: Störung der
Zeitstruktur des Lebens der Arbeitslosen, Beeinträchtigungen des Sclbstwertge-
fühls, Ohnmachtserfahrungen, Zurückgeworfcnheit auf das Privatleben bzw. die
Familie,mit widersprüchlichenAuswirkungen; geringesInteressean politischen
und kulturellen Angelegenheiten trotz mehr Zeit dazu. Auch wurde bereits hier
der Versuch gemacht,die Reaktionen der Betroffenen aufdie Arbeitslosigkeit ty-
pologisch zu differenzieren: In die »Ungebrochenen«, die »Resignierten«, die
»Verzweifelten« und die »Apathischen« (47ff.). Dabei wurde schon dargelegt,
daß sichsolche Individualtypologien mehroder weniger eindeutig mitVerlaufs
typologien überlagern: In Abhängigkeit von der Dauer der Arbeitslosigkeit erst
»ungebrochen«, dann»verzweifelt«, dann»resigniert bzw. apathisch« o.a. Solche
Konzeptualisierungcn wurden dabei rückbezogen aufdie konkrete Situation der
Arbeitslosen zu dieser Zeit an diesem Ort Marienthal.

Weitere sozialwissenschaftliche Studien historisch konkreter Gemeinschaften
bzw. Gemeinden in ihrer Betroffenheit von Arbeitslosigkeit sind die Detroit-
Studie überdie Auswirkungen der Stillegung der Packard MotorCar Companie
imJahre 1956 auf die Lebenslage und Befindlichkeit der entlassenen Automobil
arbeiter (Aiken, Ferman& Shephard 1968), weiterhin die Bredaer Protokolle, in
denen diesubjektive Reaktion der Betroffenen aufdieAnkündigung derSchlie
ßung des Enka-Glanzstoffwerkes in Breda (Niederlande) durch die Bctriebslei-

* Gekürzte Fassung eines Beitrags aus Forum Kritische Psychologie 18 (1986).
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tungdokumentiert unddie Bedingungen der folgenden Verhinderung der Wcrks-
schließung mittelsBetriebsbesetzung durchdie Arbeiteranalysiert werden (vgl.
Teulings 1973 undHoffmann 1974). —Derallgemeine Trend gerade derpsycho
logischen Arbeitslosenforschung verliefjedoch weg von derartigen historisch-
sozialwissenschaftlichcn Gesamtstudien hin zu einer indhnduumzentrierten Un

tersuchung von Wirkungen oderFolgen der Arbeitslosigkeit (alsVorläufer dieser
Sichtweiseist in gewissem Sinnedie imgleichenJahr wie die Marienthal-Studie
publizierte sogenannte »Warschauer Studie« zubetrachten, inder die regional-hi
storische Einheit des Untersuchungsgegenstandes aufgegebenwurde und die Ar
beitslosen aus verschiedenen Regionen Polensper Preisausschreiben zu schriftli
chen Erfahrungsberichten veranlaßt wurden; vgl. Zawadsky/Lazarsfeld 1935).

Inzwischen wurde das variablenpsychologischcSchema experimentell-statisti
scher Planung/Bedingungsanalyseausgearbeitet. Die »Verwissenschaftlichung«
der klassischen Arbeitslosen-Studien mußte so als gleichbedeutend betrachtet
werden mit der Formulierung und Prüfung empirischer Wenn-Dann-Hypothe-
sen. Arbeitslosigkeit wurde so aufgefaßtals Stimulus-Situation/unabhängige Va
riable und die psychischen Folgen als die Reaktionen/abhängigen Variablen, die
auf ihre Vorhersagbarkeit aus den unabhängigen Variablen hin zu überprüfen
sind. Dabei wurde also — in für den variablenpsychologischen Ansatz typischer
Weise — vom konkreten sozial-historischen Lebenszusammenhang der Betrof
fenen und ihrer Befindlichkeit abstrahiertund ein allgemeiner gesetzmäßiger Zu
sammenhang zwischen der »Arbeitslosigkeit« als Stimulus-Situation und deren
»psychischen Folgen« postuliert.

So hat man in einer Reihe von Untersuchungen mehr aktivationstheoretischer
Art die Arbeitslosigkeit als Streßbedingung definiert, um dann die psychischen
Folgen als physiologische oder psychologische Wirkungen des Stresses, seiner
Abwehr oder Versuchen seiner Verarbeitung erklären zu können (vgl. etwa Mül-
ler-Limmroth 1977, u.v.a). Von mehr lern- oder verhaltensthcoretischen An
sätzen her liegt es nahe, »Arbeitslosigkeit« in Termini von Verstärkungsbedin
gungen zu konzeptualisicren. So betrachten Mohr/Frese (1978) den psychischen
Aspekt der »Arbeitslosigkeit«als Verlustder in der Arbeitswelt vorhandenen po
sitiven Verstärker. Die Folgender Arbeitslosigkeit werden dann als Resultate von
Lernprozessen unter diesen negativen Verstärkungsbedingungen aufgefaßt.
Dabei werden zwei solcher Folgen unterschieden: einmal Depressivität und zum
anderen (unter Einbeziehung von Seligmans Theorie der »gelernten Hilflosig
keit«), subjektiver Kontrollverlust.

Durch die Abstraktion vondem konkretenhistorischen Lebenszusammenhang
der Individuen und durch die Behauptung von gesetzmäßigen Zusammenhängen
zwischen isolierten Reizbedingungen und Reaktionen ergibt sich für die Varia
blenpsychologie notwendig die folgende Komplikation: Hypothesen, in denen
die abhängigen Variablen alleinaufdie Wirkung einer bestimmtenunabhängigen
Variablenzurückgeführt werden, lassen sich kaum hinreichend empirisch bestä
tigen. Es stellt sich vielmehr heraus, daß man — um zu statistisch sicherbaren
Vorhersagen zu kommen —zu den ursprünglichen unabhängigenVariablen wei
tere Variablen einführen muß. Dies kann einmal dadurch geschehen, daß man die
Theorie so erweitert und aufweicht, daß mehrere unterschiedliche unabhängige
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Variablen daraus ableitbar sind, oder — wenn man die Theorie schonen will —
dadurch, daß man sogenannte Moderator-Variablen hinzunimmt, d.h. »vermit
telnde« Variablen, von denen abhängen soll, wieweit der in der Theorie/Hypo
these behauptete Zusammenhang tatsächlichempirisch aufweisbar ist. Hier wird
also der zunächst »wegabstrahierte« komplexe Lebenszusammenhang quasi
nachträglich wieder als Komplizierung in die Hypothesenbildung/-prüfung ein
geführt, allerdings in einer Weise,durch welchedie historische Einmaligkeit der
jeweiligen Lebenssituation prinzipiell nicht erreichbar ist, nämlich wiederum in
Form von Annahmen über abstrakte Wenn-Dann-Zusammcnhänge. Dies führt
dazu, daß der Prozeß der Differenzierung der ursprünglichen Theorien/Hypo
thesen durch Einbeziehung immer weiterer unabhängiger Variablen bzw. Mode
ratorvariablen hier grundsätzlich niemals abschließbarist.

In der einschlägigen Arbeitslosen-Forschung fehlen entsprechende Hinweise
auf weitere Faktoren außer den ursprünglich angenommenen, vondenen die psy
chischen Wirkungen der Arbeitslosigkeit zusätzlich abhängig sein sollen, prak
tisch in keiner Untersuchung. Wacker (1983)wie Paulus (1985) u.v.a. sprechen in
diesem Zusammenhang explizit von »Moderator-Variablen«, durch welche die
psychischen Auswirkungen der Arbeitslosigkeit vermittelt, differenziert und re
lativiert werden (womit die Auffassung von Arbeitslosigkeit als einer »unabhän
gigen Variablen« indirekt bekräftigt wird). Ich will die dabei hervorgehobenen
verschiedenen Ebenen solcher »Moderatoren« summarisch zusammenstellen:

1. Naheliegend und entsprechend häufig ist der Verweisauf weitere materielle
Lebensumstände, wie Höhe der Unterstützung, Ressourcen, von denen die psy
chischen Folgen der Arbeitslosigkeit mitbedingt wären. Ebenfalls in die Kate
gorie solcher äußerer Vermittlungsbedingungen gehören mehr demoskopische
Merkmale — wie Lebensalter, Geschlecht, Schichtzugehörigkeit, ehemaliger
bzw. gelernter Beruf— deren psychische Auswirkungen untersuchtwurden. Die
Resultate sind, wie stets in variablenpsychologischen Untersuchungen, unein
heitlich und umstritten, mit vielfältigen, widersprüchlichen theoretischen Deu
tungsversuchen der positivenbzw. negativen Befunde, wasdann zu weiterenHy
pothesenspezifizierungen führte.

2. Eine weitere Ebene von »Variablen« sind unterschiedliche Sozialisationsbe-

dingungen bzw. dadurch bedingte oder auch unabhängig davon angesetzte Per
sönlichkeitsmerkmale der Arbeitslosen, wobei häufig —im Anschluß an die Ma
rienthal-Studie — typologische Gruppierungen solcher Merkmale angesetzt
wurden. In neuerer Zeit spielen dabei besonders Merkmale wie »Konzessionsbe
reitschaft«, »Rigidität/Flexibilität« etc. eine Rolle.

3. Besonders im Kontext streßtheoretischer wie kognitionstheoretischer An
sätze zur Erklärung der Arbeitslosigkeit werden immer häufiger Variablen der
Einstellung zu Arbeit und Leben allgemeinals Moderatoren der psychischenAr-
beitslosigkeits-Folgen hervorgehoben und untersucht.

4. Diese persönlichen Einstellungen werden häufig mit einem allgemeinen
Wertewandel hinsichtlichder Einstellung zur Arbeit, einem Brüchigwerden der
»protestantischen Arbeitsmoral«, einererhöhten Freizeitorientierung etc., durch
welche die psychischen Folgen der Arbeitslosigkeit modifiziert und gebrochen
sind, in Zusammenhang gebracht.
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5. Diese (unvollständige) Auflistung sei abgeschlossen mit dem Hinweis auf
quasi multivariante Sichtweisen auf die Arbeitslosigkeit: Gelegentlich wird her
vorgehoben, daß die Arbeitslosigkeit ja nur ein Faktor unter anderen für die psy
chische Verfassungder Individuen sei, und daß man so die Wirkung der Arbeits
losigkeit nicht isoliert untersuchen könne, sondern nur als ein Moment in einem
Gesamtzusammenhang von äußeren und inneren Faktoren, die sich allesamt
wechselseitig bedingen etc.

Das immer stärkere Hervortreten der genannten Differenzierungen und Relati
vierungen der psychischen Auswirkungen der Arbeitslosigkeit ging mit generel
leren methodischen, theoretischen und schließlich politischen Umorientierungen
einher. Man kam zu einer grundsätzlichen Kritik an der sogenannten Depriva-
tionsthese der älteren psychologischen Arbeitslosenforschung und ihrer neueren
Folgeuntersuchungen: Es wird hervorgehoben, daß das »klassische« Bild vom
Arbeitslosen ah fatalistisch, inaktiv, isoliert, depressiv, apolitisch etc. viel zu
summarisch, einseitig und undifferenziert sei. Tatsächlich seien die psychischen
Folgen der Arbeitslosigkeit von einer Vielzahl unterschiedlicher Zusatzbedin
gungen abhängig, wobei nicht nurnegative, sondern auch positive Auswirkungen
der Arbeitslosigkeit aufdie psychische Verfassung undBefindlichkeit vonIndivi
duen in Rechnung zu stellen seien. Die Arbeitslosigkeit sei nicht automatischbe
lastend für die Betroffenen, sondern nur unter bestimmten Bedingungen, insbe
sondere auf Grund bestimmter kognitiver und emotionaler Bewertungen. Die
Tragfähigkeit der alten »Deprivationsthcse« wird dabei nicht nur aus methodi
schen und theoretischen Gründen angezweifelt. Darüber hinaus nimmt man an,
daß die Resultate der »klassischen« Studien aus dendreißigerJahren ingewisser
Weise »veraltet« seien, da die historisch-gesellschaftliche Gesamtsituation, in
der heute die Massenarbeitslosigkeit auftritt, auf Grund geringerer materieller
Not und veränderter Bewertung der Funktion von Arbeit und Freizeitfür die Le
bensgestaltung mitderindendreißigerJahren nichtvergleichbar sei (vgl. hierzu
Wacker 1983 und Paulus 1985).

Einen Schritt weiter in die gleiche Richtung gehen neuere Ansätze und Unter
suchungen einer Forschergruppe an der Universität Sheffield um Peter Warr.
Hier wird dem vorherrschenden Bild vom fatalistischen, inaktiven Arbeitslosen,
wie es in der Deprivationsthese gezeichnet wird, auf Grund einer alternativen
Tätigkeitsthese (»Agency hypothesis«) ein anderes Bild gegenübergestellt, das
besagt, »daß Arbeitslose einfallsreiche, mit Schwierigkeiten zurechtkommende
Handelnde sind, die wahrnehmen, daß sie sich in einer Welt bewegen, die sich
radikal vonder der Beschäftigten unterscheidet« (Fryer/Hartley 1983, 26, zit. n.
Wacker 1983, 78; vgl. Paulus 1985, 38).

Nicht Problemgruppen sollen bei der Arbeitslosenforschung jetzt untersucht
werden, sondern »Vorbilder« oder»Wegbereiter«, die trotzHärten wichtige Ziele
realisieren. Die wichtigstenBefunde vonFryer und Paync(1983) sind: die Bevor
zugungeiner selbstgewählten Zeitstrukturicrung; das Engagement außerhalbder
Privatsphäre; Ziele und Werte, die über den Arbeitsbereich hinausgehen; eine
neue Identität aus den Aktivitätenin der Arbeitslosigkeit;extreme Aktivität und
psychisches Wohlbefinden. — Wolfgang Paulus (1985) hat die »Agency hypo
thesis« von Fryer/Hartleyan neunderaktivsten Mitglieder des Kreuzberger »Ar-
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beitslosen-Ladens« (ALOLA) überprüft und kam dabei zu ähnlichen Befunden.
Er überschreibt ein Kapitel, in dem er die Geschichte eines Einzelfalles darstellt
»Vom Schock zumpro-aktivenArbeitslosen« und hebt damit seine Fragerichtung
programmatisch von dem Titel des bekannten Buches von Ali Wacker »Vom
Schock zum Fatalismus?« (1978) ab.

II. »Bedingungsanalytische« Verdinglichung
der Subjektivität des Arbeitslosen

Unser Studium der neueren Untersuchungen zur Arbeitslosigkeit: je mehr sich
die Forschung psychologischer Methodik verpflichtet, desto unspezifischer wird
das zu untersuchende Phänomen der Arbeitslosigkeit. »Studien und Untersu
chungen, die sich mit den Auswirkungen von Arbeitsplatzunsicherheit, des Ar
beitsplatzverlustesund der Erwerbslosigkeitbeschäftigen«, haben es, indem »sie
sich um die subjektiven Dimensionen der Arbeitslosenproblematik zentrieren,
... nicht mit der Arbeitslosigkeit selbst, sondern mit abgeleiteten Phänomenen
zu tun« (Wacker 1978, 15).

Vom Ansatz der psychologischen Arbeitslosigkeits-Wirkungsforschung her ist
man also offenbar gezwungen, die »Arbeitslosigkeit« selbst von ihrensubjektiven
Auswirkungen zu trennen und aus derPsychologieauszuschließen, also den Um
stand, daß »Arbeitslosigkeit« doch immer solche von individuellen Subjekten
und ohne Bezugdarauf gar nicht faßbar ist, irgendwiewegzuleugnen. Die Resul
tate einer so verstandenen psychologischen Arbeitslosenforschungsind demnach
quasinurzußlliggeradeamPhänomen der»Arbeitslosigkeit« gewonnen worden.

Der methodische »Fortschritt« dieser Forschungen zeigte immer deutlicher,
daß es »die« psychischen Auswirkungen »der« Arbeitslosigkeit gar nicht gibt,
sondern daß — je nach Schichtzugehörigkeit, Alter, Einstellung zum Beruf,
Wertbeziehung zur Arbeit, vorgängiger politischerErfahrung, familialerEinbet
tung, Gesundheitszustand, Bildungsgrad, »Flexibilität«, »Kompromißbereit
schaft« etc. etc. — die früher beschriebenen negativen Folgen der Arbeitslosig
keit auftreten, abgeschwächt sind, ausbleiben oder sogar statt dessen positive
psychische Folgen auftreten. Es wäre demnach schon von der Fragestellung her
unangemessen, die »Arbeitslosigkeit« als einheitliches Phänomenfiir bestimmte
psychische Verfassungen verantwortlich zu machen. Esgilt sogesehen vielmehr,
bedingungsanalytisch differenziert die Konstellation von Faktoren herauszu
finden, aus der bestimmte psychische Belastungen, Depressivität etc. am zuver
lässigsten »vorhergesagt« werden können, wobei die »Arbeitslosigkeit« als solche
dabei nur ein Faktor ist, dessen Wirksamkeit von der gesamten Faktorenkonstel
lation abhängt, und der —wenn er durch eine Stimulus-Situation mit gleicher
psychischer Wirksamkeit ersetzt ist —letztlich auch wegbleiben kann.

Auffällig ist, daß die Resultate der Untersuchungen, gerade durch die bedin
gungsanalytische Differenzierung der behaupteten psychischen Folgen der Ar
beitslosigkeit, irgendwie immer selbstverständlicher und trivialer werden. So
verwundert es doch eigentlich niemanden, daß jemand, der mehr Geld kriegt,
vielfältige Interessen, gute Freunde, eine verständnisvolle Familie hat,normaler
weise leichter mit der Arbcitslosensituation fertig werden wird als jemand, der
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über dies alles nicht verfügt. Man hat es hier mit dem eigenartigen Phänomen zu
tun, daß die Forschungsresultate nicht nur trivial, sondern dabei auch noch ir
gendwie mehr oder weniger verfehlt sind. Der einzelne erscheint nicht als dieses
besondere Subjekt, sondern nur als Exemplareines durch eine bestimmte Varia-
blcnkonstcllationcharakterisierten Typs. Es ist also, obwohl es doch um psychi
sche Verfassungen und Befindlichkeiten gehen soll, von mir in meiner Verfas
sung/Befindlichkeit nirgends die Rede. Jeder konkrete Arbeitslose hat also
gegenüber./eY/t'r beliebigen solcher Untersuchungen allen Grund zu fragen: Wen
meinen die eigentlich? Doch nicht etwa mich?

Man kann sich die Verfehlung und Verdinglichung der individuellen Subjekti
vität durch derartige Untersuchungen noch verdeutlichen, wenn man sich klar
macht, daß es dabei immer um Menschen-Einteilungen, Etikettierungen, Ab
stempelungen, Eingrenzungen, Ausgrenzungen von einem Standort außerhalb
geht: So haben z.B. »Ergebnisse« von Studien, in denen die Arbeitslosen als
apathisch, depressiv, isoliert, an gesellschaftlichen Aktivitäten desinteressiert
etc. erscheinen, genau besehen den Charakter der Diffamierung undAusgren
zung einer gesellschaftlichen »Randgruppe«. Indem die Arbeitslosen hier ein
fach als arme Opferder kapitalistischen Verhältnisse dargestellt sind, wird ihrer
öffentlichen Abstempelung als nutzlosund untauglich ungewollt noch eine wei
tere Facette hinzugefügt und damit ihre Situationobjektiv verschlechtert. Aber
auch, woman dem »Bild« des »deprivierten« Arbeitslosen, wie geschildert, das
Bild des »pro-aktiven« Arbeitslosen entgegenstellen will, sind derartige Men
schen-Einteilungen und entsprechende Etikettierungen/Ausgrenzungen keines
wegs überwunden. Fryer/Hartley haben ja mit ihrem methodischen Vorgehen
ausdrücklich Vorbilder (path Anders) herausstellen wollen. So werden also allen
Arbeitslosen die Pfadfinder als »Vorbilder« hingehalten, mitder Aufforderung,
doch auch so aktiv, produktiv und heiter zu werden wie diese.

Die damit skizzierte »normative« Problematik der psychologischen Arbeits
losen-Wirkungsforschung bleibt auch dann bestehen, wenn man sie in den
Rahmen gesellschaftskritischer bzw. fortschrittlicher Zielsetzungen stellt. Auch
wenn man z.B. die Untersuchungen, in denen psychischesLeiden der Arbeits
losen als Befund berichtet wird, zum Aufweis derInhumanität der Arbeitslosig
keit und damit des Kapitalismus benutzen will (vgl. etwa das von Maiers/Mar
kard erstellte Diskussionsprotokoll 1980, 112), ändert dies nichts an der damit
vollzogenen verdinglichenden Abstempelung der Arbeitslosen. Ebenso sind Ver
suche, die psychischen Folgen der Arbeitslosigkeit auf der Basis marxistischer
Persönlichkeitstheorie aus dem Zusammenhang vonArbeit und Persönlichkeits
entwicklung als individuelle Entwicklungsbehinderung zu erklären, nur eine an
dereSpielart derdargestellten etikettierenden Menschen-Einteilungen unter Aus
klammerung derSubjektivität derBetroffenen. Dies giltauchdann, wenn manin
falscher Anwendung kritisch-psychologischer Konzepte den Arbeitslosen (ganz
imSinne des »Kontrollverlustes« im Sinne von Seligman) die Nichtbefriedigung
ihrer »produktiven Bedürfiiisse« aufGrund mangelnder »Verfügung über Lebens
bedingungen« bescheinigen will. Auch mit der immer wieder gestellten Frage,
vonwelchen Faktoren es dennabhängt,ob die Arbeitslosen sich isolieren undin-
dhidualisieren oder organisiert um die Verbesserung ihrer Lage kämpfen, ist
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man dem »bedingungsanalytischen« Ansatz der neueren psychologischen Ar
beitslosen-Forschung keineswegs entkommen. Folgerichtig gelangt man hier
dann etwa zu der Feststellung, wer sich bereits vorherpolitisch organisiert habe,
sei auch eher in der Lage, sich im Zustand derArbeitslosigkeit einschlägig zu or
ganisieren (vgl. etwa Maiers/Markard 1980a, lOlf.) Damit sind aber offenbar
alle anderen Arbeitslosen an ihrer politischen Inaktivität und Abstinenz selbst
schuld. Hätten sie sich eben vorherorganisiert!

III. Der subjektwissenschaftliche Ansatz der Arbeitslosenforschung:
»Bedeutungen« und »Handlungsgründe«

Kritische psychologische Arbeitslosenforschung konnte den entsubjektivie-
renden Fallstricken der traditionellen Forschung bislang deshalb nicht ent
kommen, weil sie mit dieser die Grundfragestellung teilte, die psychischenWir
kungen und Folgen von Arbeitslosigkeit zu untersuchen (vgl. Maiers/Markard
1980a, 951). Damit hat man nämlich der Sichtweise, der gemäß die Arbeitslosig
keit theoretisch als »Stimulus-Situation« und methodisch als »unabhängige Va
riable«aufzufassensei, nichtsBegründetes entgegenzusetzen, da es sich tatsäch
lich dabei um nichts anderes handelt als um bestimmt geartete »Terminologisie-
rungen« des »Einwirkungs«-Konzepts. Gesucht wäre also ein psychologischer
Ansatz zum Problem der Arbeitslosigkeit, der sich nicht als (wie immer um
schriebene) psychologische Wirkungsforschung versteht. Ein solcher Ansatz er
gibt sich indessen quasi von selbst, wenn man das Problem »Arbeitslosigkeit«
vom subjektwissenschafilichen Standort der Kritischen Psychologie aufzuschlüs
seln versucht (zum folgenden vgl. Holzkamp 1983).

Wir haben u.a. aufweisen wollen, daß mit der Reformulierung der Umwelt als
»Reizsituation« die Mensch-Welt-Beziehung auf ein unspezifisch-biologisches
Niveau reduziert ist, und daß man zur Erfassung von deren menschlicher Spe
zifik diegesellschaftlichen Verhältnisse alsBedeutungskonstellationen imSinne
von objektiven gesellschaftlichen Handlungsmöglichkeiten fürdieIndividuen —
samt den darin liegenden Widersprüchlichkeiten und Beschränkungen solcher
Möglichkeiten —zu begreifen habe. Durch dergestalt als»Bedeutungen« gefaßte
Weltgegebenheiten ist das Individuum also nicht einfach bestimmten »Wir
kungen« ausgesetzt und durch diese inseinem Verhalten determiniert: Vielmehr
kann (und muß) es sich —da man gegenüber HandlungsmdgJVc/i&ei'fcTi stets in
dem Sinne »frei« ist, daß man sie ergreifenoder ungenutztlassen bzw. daß man
zu einer bestimmten Handlungsmöglichkeit immer die Alternative, anders zu
handeln, hat — zu den gesellschaftlichen Bedeutungskonstellationen bewußt
»verhalten«. Nuraufdiesem Wege kann dasIndividuum für sichklären, ob und
in welcher Weise es die gegebenen Handlungsmöglichkeiten realisieren will,
können also Hand\\ingsmöglichkeiten in tatsächliche Handlungen überführt
werden.

Auch zui Arbeitslosigkeit, wenn siealsgesellschaftliche Bedeutungskonstella
tion reformuliert wird, kann sich demgemäß das Subjekt bewußt »verhalten«.
Damit isteinerseits gesagt, daß das Individuum nicht einfach der Wirkung der
Arbeitslosigkeit auf seine psychische Verfassung ausgesetzt ist, sondern sich

DAS ARGUMENT 163/1987 ©



374 Klaus Holzkamp

aktiv und bewußt dazu stellen kann, Alternativen des Nicht- oder Andcrshan-
delns hat. Der Umstand, daß verschiedene Individuen sich zur Arbeitslosigkeit
unterschiedlich »verhalten«, sie auf verschiedene Weise verarbeiten, bewältigen,
daran leiden können, ist nur, wenn man die Arbeitslosigkeit als auf das Indivi
duum »einwirkend« auffaßt, als empirischer »Befund« mißzuinterpretieren, bei
der Fassung von Arbeitslosigkeit als Bedeutungskonstellation hingegen selbst
verständliche kategoriale Voraussetzung. Andererseits ist damit aber auch ge
sagt, daß das Individuum sich keineswegs in beliebiger Weise zur »Arbeitslosig
keit« verhalten kann, so daß alsojede beliebige psychische Verfassung in Rech
nung zu stellen und deren Besonderheit so auf der psychischen Ebene nicht mehr
wiederzufinden wäre: Indem das Individuum sich nämlich zur Arbeitslosigkeit
bewußt »verhalten« kann, muß es sich eben zur Arbeitslosigkeit bewußt »ver
halten«, d.h. ihm stehen nur diejenigen objektiven Handlungsmöglichkeitcn und
-alternativen zur Verfügung,die mit der gesellschaftlichen Bedeutungskonstella
tion »Arbeitslosigkeit« objektiv gegebensind. Mithin istjede Nutzung oder Ver
weigerung von Handlungsmöglichkeiten, jede Wahl zwischen verschiedenen
Handlungsalternativen objektiv durch die Beschränkungen und Widcrsprüch-
lichkcitcn von Handlungsmöglichkeiten gekennzeichnet, wie sie gerade für die
gesellschaftliche Bedeutungskonstellation »Arbeitslosigkeit« charakteristisch
sind.

Die »Arbeitslosigkeit« verschwindet also in subjektwissenschaftlicher Hcran-
gehensweise nicht hinter ihren »psychischen« Auswirkungen, sondern bleibt als
objektivesCharakteristikumder gesellschaftlichen Realität, die vomIndividuum
subjektiv erfahren wird, vollpräsent. Der systematisch erste Schritt jeder ein
schlägigen psychologischen Untersuchung wäre demnach die Bedeutungsana
lyseder Arbeitslosigkeit. Dabei wären —alserste Vermittlungsebene zur indivi
duellen Subjektivität —die gesellschaftlichen, ökonomischen, politischen Cha
rakteristika der Arbeitslosigkeit auf die darin liegenden objektiven Handlungs-
»i^//c/iAe/Vt'/i/-beschränkungcn/-widersprüchlichkciten fiir die Individuen zu
analysieren. Offensichtlich ist,daßindieser Herangehensweise dieArbeitslosig
keit als radikale undglobale Einschränkung menschlicher Handlungsalterna
tiven imponiert: Hier ist die existentiell relevante Möglichkeit, einen Beruf aus
zuüben und sich auf diese Weise materiell/sozial zu reproduzieren, in gesell
schaftlicher Größenordnung beschränkt. Ich bin also — einerlei, wie ich mich
dazu »verhalte« und dies psychisch verarbeite etc. — unter unseren Verhältnissen
mit »Arbeitslosigkeit« als gravierenderBeschneidung menschlicherPotentialität
konfrontiert und lebe — da der Grad der »Freiheit« sich am Grade existentiell re
levanter Handlungsalternativen bemißt — so betrachtet in einer freiheitsbe
schränkten Gesellschaft. Die verschiedenen Erscheinungsformen dieser Frei
heitsbeschränkung wären dann bedeutungsanalytisch auf die jeweils läge- und
positionsspezifischen »Mikrostrukturen« der Bedcutungskonstellation »Arbeits
losigkeit«« hin zu differenzieren, wobei insbesondere auch die in der Arbeitslo
sigkeit gegebenen Möglichkcitsbeschränkungen bei manifest Betroffenen und
potentiell bzw. indirekt Betroffenen näher zu bestimmen wären: »Arbeitslosig
keit« besteht ja als gesellschaftliche Realität nicht nur für die Arbeitslosen.

ZurBedeutungsanalyse derArbeitslosigkeit gehört auch dieBerücksichtigung
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der verschiedenen gesellschaftlichen Realitätsebenen, in denen »Arbeitslosig
keit« gegeben ist: »Arbeitslosigkeit« ist ja nicht nur eine konkrete Lebenssitua
tion, sondern z.B. auch ein »Wort«, d.h. findet sich in der gesellschaftlichen
Wirklichkeit in symbolisch-begrifflicher Form und enthält auch in dieser Gestalt
bestimmte nahegelegte oder »angebotene« Handlungsmöglichkeiten/-beschrän-
kungen/-widersprüche. Diese sind wiederum andere, wenn der Begriff »Ar
beitslosigkeit« im Zusammenhang des gewerkschaftlichen Kampfesoder von Ka
pitalseite, von politischen Instanzen zur Interpretation der »Arbeitslosen-Stati
stik« oder auch im interpersonalen Umgang des Alltagslebens benutzt wird,
womit die ideologische Funktion des »Arbeitslosigkeits«-Begriffes in den Blick
kommt. Dabei muß es auch darum gehen, das Verhältnis der symbolischen Fas
sungzur gesellschaftlichen Massenerscheinung undindividuellen Lebensrealität
der »Arbeitslosigkeit« bedeutungsanalytisch aufzuschlüsseln, da es ja von der
gesellschaftlich »angebotenen« Begrifflichkeit abhängt, ob und in welchem
Sinne ich z.B. meine individuelle Stellenlosigkeit als »Fall« des gesellschaftli
chen Phänomens»Arbeitslosigkeit« einordnenkannund so entsprechendeHand
lungsmöglichkeiten für mich bestehen etc.

Diesubjektwissenschaftlichc Bedeutungsanalyse ist—indem hierAspekte ob
jektiver gesellschaftlicher Verhältnisse, wie»Familie«, »Betrieb«, »Schule« etc.
oder eben auch »Arbeitslosigkeit«, in Termini subjektiver Handlungsmöglich-
keiten/-beschränkungen/-widersprüche gefaßt werden —auf die Resultate vor
gängiger gesellschaftstheoretischer Analysen der ökonomischen, politischen
und ideologischen Charakteristika derjeweiligen Institutionen, Lebensbereiche
bzw. -aspekte etc. aus dem gesamtgesellschaftlichen Zusammenhang verweisen,
erfordert also eine entsprechende wissenschaftliche Urteilsbildung mit Bezug
aufden jeweiligen Stand einschlägiger gesellschaftstheoretischer Auseinander
setzungen. Wenn mithin aufderVermittlungsebene der»Bedeutungen« dieinder
»Arbeitslosigkeit« gegebenen globalen Freiheitsbeschränkungen kritisch heraus
gehoben werden, so ist dies zwar einerseits —indem aufgewiesen ist, was die
Arbeitslosigkeit für die Individuen »bedeutet« —eine subjektwissenschaftliche
Konkretisierung allgemeiner gesellschaftskritischer Darlegungen. Man kommt
dabei aber andererseits —da die Bedeutungen lediglich die »Welt«-Seite der ge
sellschaftlichen Mcnsch-Welt-Beziehung kennzeichnen —gänzlich ohne Rück
griffaufein den »Arbeitslosen« als »Gruppe« unterstelltes subjektives »Leiden«
o.a. aus.

Wenn gesellschaftliche Bedeutungen als Handlungsmöglichkeiten gefaßt sind,
zu denen sich das Individuum bewußt »verhalten« kann, so heißt dies, daß es
grundsätzlich dem Subjekt selbst überlassen ist, wie es angesichts bestimmter
Bedeutungskonstellationen handeln wird. Dies gilt auch da, wo das Subjekt seine
Entscheidungsfreiheit delegiert und seine Verantwortung abgibt bzw. wo es sich
äußerem Zwang unterwirft, da auch das Abgeben von Entscheidungsfrei
heit/Verantwortung bzw. die Unterwerfung unter Zwang stets selbst das Resultat
einerverantwortlichen Entscheidung, zuderesAlternativen gegeben hätte, dar
stellt: Auch hier haben wir es nichtmit einer Handlungsdetermination, sondern
lediglich mit Handlungsmöglichkeiten zu tun. Somit ist es in subjektwissen
schaftlicher Herangehensweise ausgeschlossen, von einem Standpunkt dritter
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Person aus (immer implizit normative) Aussagen darüber zu machen, wie Indivi
duen angesichts ihrer »Arbeitslosigkeit« handeln und sich befinden. Ebenso ist
die Feststellung, Arbeitslose handelten und befänden sich »häufig« oder »meist«
so und so, vielleicht im soziologischen oder politologischen, aber nicht im sub
jektwissenschaftlichen Bezugssystem sinnvoll: Wie häufig mein Handeln/Be
finden auch noch bei anderen auftritt, ist für je mich, da ich immer nureinerbin,
nicht relevant—es sei denn, daß derartige Häufigkeitenselbst wieder als subjek
tive Realität für mich bedeutungsvoll, d.h. ein Aspekt meiner Handlungsmög
lichkeitensind. Wie ich mit meinerArbeitslosigkeit handelndumgehe,dies liegt
letzten Endes auschließlich bei mir selbst, wobeiauch nur für je mich, also vom
Standort erster Person aus, (potentiell) ausmachbar ist, wie ich mich dabei psy
chischbefinde. Wenn man all dies leugnen will, so kann man nicht gleichzeitig
von menschlichem Bewußtsein im Sinne des bewußten »Verhaltens-Zu« reden.

Auch wenn das Ergreifen/Zurückweisen von Handlungsmöglichkciten/Altcr-
nativen dem Subjektüberlassen bleibt, ist esfiir das Subjekt selbst von jeweils
seinem Standort keineswegs beliebig oder gleichgültig, wie es angesichts be
stimmter Handlungsmöglichkeiten handeln wird. Es handelt vielmehr stets und
notwendig im Einklang mit seinen eigenen Lebensinteressen und -bedürfhissen,
wie diese von ihmselbst wahrgenommen werden, d.h. es handelt in diesem Sine
subjektiv »begründet«. Die Voraussetzung, daß sich niemand bewußt selbst
Schaden oder Leiden zußgen kann, istpsycho-logisch unanzweifelbar —es han
delt sich hier mithin um (wie wir es ausgedrückt haben) das einzige materiale
bzw. synthetische Apriori der Individualwissenschafi. —InderEntwicklung und
Ausführung des an dieser Stelle in meine Überlegungen eingeführten Konzepts
der subjektiven Handlungsgründe haben wir den umfassenden Zusammenhang
zwischen dersubjekthaft-aktiven Verfügung des Individuums überseine Lebens
umstände (damit die Quellen der Bedürfnisbefriedigung) undseinererfahrenen
subjektiven Lebensqualität/Angstfreiheit herausgearbeitet. Subjektiv »begrün
dete« Handlungen wären demnach solche, mit welchen das Individuum mitder
Erhaltung/Erweiterung der Verfügung über seine Lebensumstände seine subjek
tive Lebensqualität/Bedürfnisbefriedigung erhalten bzw. erweitern kann. Die je
weiligen Bedeutungskonstellationen als objektive Handlungsmöglichkeiten/-be-
schränkungen/-widersprüche gehen dabei unserer Konzeption nach als -Prä
missen in die bedürfnisbezogenen Handlungsbegründungen des Subjekts ein,
d.h. es handelt stets so, daß im Rahmen gegebener Handlungsmöglichkeiten/
-beschränkungenZ-widersprüche — wie z.B. der Bedeutungskonstellation der
»Arbeitslosigkeit« (in läge- und positionsspezifischer Besondcrung) —seine
subjektive Daseinsverfiigung/Lebensqualität sicherbar bzw. erweiterbar er
scheint. In diesem Sinne subjektiv »begründete« Handlungen sind im Prinzip bei
In-Rechnung-Stellung der jeweiligen Handlungsprämissen und des geschilderten
Interessen-/Bedürfnisbezuges auch von anderen alsförje dieses Subjekt »be
gründet« zu erfassen bzw. zu rekonstruieren, also in diesem Sinne (potentiell
oder tatsächlich) intersubjektiv »verständlich«. —Aus diesen Darlegungen wird
hervorgegangen sein, daß die Handlungen auch durch ihre subjektive »Begrün
detheit/Verständlichkeit« in gewissem Sinne alsdeterminiert zubetrachten sind,
abernicht »von außen« determiniert durch die Umweltgegebenheiten, »Reizbe-
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dingungen«o.a., sondern determiniert vom Standpunkt des Subjekts aus dessen
genuinen Lebens- und Verjügungsinteressen mit den gegebenen Daseinsum-
ständen/Bedeutungskonstcllationen als vermittelnden »Prämissen« für Art und
Grad ihrer Realisierbarkeit. (Nur auf Grund dieses Determinationszusammen
hangs ist hier ein Ansatz für subjektwissenschafiliche Analysen gegeben.)

IV. Von der Wirkungs- zur Erfahrungsanalyse der Arbeitslosigkeit

Mit dem Konzept der subjektiven Handlungsgründe haben wir also (über die
Ebene der Fassung gesellschaftlicher Verhältnisse als Bedeutungen/Handlungs
möglichkeiten hinaus) eine weitere Vermittlungsebene zwischen objektiver ge
sellschaftlicher Realität und individueller Subjektivität herausgearbeitet. Da es
hier um die kategoriale und theoretische Klärung der Vermittlungen zwischen
Bedeutungen und konkreten Handlungen/Befindlichkeiten der Subjekte geht,
hat diese Ebene systematisch den gleichen Stellenwert wie die traditionell-psy
chologischen Kategorien/Theorien zur Erfassung der Vermittlungsinstanzen/
-prozesse zwischen »Reiz« und »Reaktion« o.a. (das Bedeutungskonzept ist ja,
wie dargestellt, die subjektwissenschaftliche Alternative zum traditionellen
Reizkonzept). Der systematisch zweite Schritt subjektwissenschaftlicher Heran
gehensweise nach der geschilderten »Bedingungsanalyse« wäre demnach die
»Begründungsanalyse« von Handlungen vom verallgemeinerten Standpunkt des
Subjekts. Für die wissenschaftliche Möglichkeit und Notwendigkeit einer sol
chen Begründungsanalyse ist aber vorausgesetzt, daßfür das Subjekt nicht von
vornherein »offensichtlich« ist, welche Handlungsweise beieinergegebenen Be
deutungskonstellation/Prämissenlage aus seinen Lebens- und Verjügungsinte
ressen begründet ist:Wenn das Subjekt stetsschonselbstweiß, was es in einer
bestimmten Lebenslage etc. in seinem Interesse begründeter- bzw. verständli
cherweise zu tun hat, ist jede subjektwissenschaftliche Analyse unmöglich/
-nötig. So sind also subjektwissenschaftliche Forschungsfragen nur soweit ge
winnbar, wie mitBezug aufeinbestimmtes Problem die Voraussetzung dersyste
matischen Unklarheit des subjektiv erfahrenen Zusammenhangs zwischen Le
bensinteressen, Daseinsumständen und daraus zu begründenden Handlungen
berechtigt, also dieNotwendigkeit einer subjektwissenschaftlichen Strukturana
lyse von Begründungszusammenhängen vom verallgemeinerten Standpunkt des
Subjekts ausweisbar ist. Das giltauch für den Bedeutungskomplex »Arbeitslo
sigkeit«.

Wirhaben als kategoriale Grundlage fürdie Klärung dieser Problematik das
mit dem Subjektstandpunkt notwendig mitgegebene Verhältnis zwischen der un
mittelbaren Lebenswelt des Individuums undder gesamtgesellschaftlichen Ver-
mitteltheit seiner Existenz herausgearbeitet: Jedes Individuum bewältigt seinDa
sein in der vonseinem Standpunkt aus zugänglichen und daraufzentrierten un
mittelbaren Lebenswelt, wobei die dergestalt dem Subjekt »zugewandten« Mi
krostrukturen gesellschaftlicher Bedeutungszusammenhänge zunächst be
stimmte Handlungsbegründungen »nahelegen«, in denen allein die hier gege
benen Verfügungs- und Befriedigungsmöglichkeiten berücksichtigt sind. Nun
lassen aber —da die unmittelbare Lebenswelt ja selbst wieder eine abhängige
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Teilstruktur gesamtgesellschaftlicher Verhältnisse ist —wesentliche Handlungs-
beschränkungcn und -Widersprüche, obwohl innerhalb der Lebenswclt gegeben,
sich nicht durch Handlungen in diesem Rahmen überwinden. Sic sind nämlich
besondere Niederschläge bzw. Erscheinungsformen übergreifender gesellschaft
licher Beschränkungen und Widersprüche und erfordern demnach zu ihrer Auf
hebung im Lebensinteressc des Subjekts die Erweiterung der Verfügung über die
unmittelbare Lebenswelthinaus. Damit gerät das Subjekt aber innerhalb der bür
gerlichen Gesellschaft mindestens potentiell mit jenen ökonomisch-politischen
Machtinstanzen bzw. deren Repräsentanten in Konflikt, in deren Interesse die
Aufrechterhaltung der Beschränkungen menschlicher Handlungs-/Lebensmög
lichkeiten ist, wie sie der Erweiterung der Verfügung/Lebensqualität des Sub
jekts jeweils entgegenstehen. Damit schließt die Verfiigungserweitcrung inÜber
schreitung der unmittelbaren Lebenswelt stets in irgendeiner Form das Risiko
existentieller Bedrohung auch der noch verbleibenden Handlungs-/Lcbcnsmög-
lichkcitcn ein.

Auf Grund dieser Darlegungen läßt sich nun vielleicht deutlich machen, daß
in einer psychologischen Wissenschaft vom (verallgemeinerten) Standort des
Subjekts nicht wiederum individuelle Subjekte der Forschungsgegenstand sein
können. Vom Subjektstandort aus ist vielmehr die »Welt«, wie sie dem Subjekt
gegeben ist, der Gegenstand der Forschung. Damit gehen wir in gewisser Weise
hinter die »funktionalistische« Bestimmung von »anderenMenschen«als Gegen
stand der Psychologie auf die Wundtsche Auffassung zurück, die Psychologie
habe es mit der unmittelbaren Erfahrung zu tun, wobei allerdings, anders als bei
Wundt, das Verhältnis zwischen Unmittelbarkeit und gesamtgesellschaftlicher
Vermittclthcit subjektiver Welt-und Selbsterfahrung unser zentrales Thema ist.
—Da wir uns somit nicht mit anderen Menschen beschäftigen, liegen auch Cha
rakterisierungen, Einteilungen, Typisierungen von Menschen außerhalb des sub
jektwissenschaftlichen Ansatzes. Charakterisiert, typisiert, u.U. auch eingeteilt
werden von uns vielmehr gesellschaftliche Grundkonstellationen der Unmittel-
barkeitsverhaftetheit und ihrer Durchbrechbarkeit auf der Ebene von Bedeu
tungskonstellationen, Begründungsmustern undpsychischen Funktionsausprä
gungen, also (wir wir uns ausdrücken) typische Möglichkeitsräume oder kurz:
Möglichkeitstypen. Zur allgemeinen Kennzeichnung des Verhältnisses der indi
viduellen Subjekte zu solchen Möglichkeitstypen haben wir das Konzept der
Selbstsubsumtion eingeführt. Ein Subjekt muß demnach (unter Zuhilfenahme
subjektwissenschaftlichcr Begriffe/Verfahrensweisen) selbst entscheiden, wie
weit es von einem bestimmten Möglichkeitstyp mitbetroffen ist, wieweit es also
die darin angebotenenMittel zur Aufschlüsselung seinerunmittelbaren Welt- und
Selbsterfahrungfür sich nutzen kann.

Mit dem Wechsel vonder »Wirkungs«- zur »Erfahrungs«-Analyse ist die Ebene
konkreter Forschungsfragen noch nicht erreicht. Dazu müßten vielmehr jeweils
bestimmte gesellschaftliche Bedeutungskonstellationen aufweisbar sein, in
deneneinerseits »Arbeitslosigkeit« in irgendeinem Sinneder wesentliche Aspekt
der Einschränkung individueller Handlungsmöglichkeiten ist und andererseits
typische Formen der Unmittelbarkeitsverhaftctheit von Handlungsbegrün
dungen anzunehmen sind, deren verallgemeinerte begriffliche Fassung und
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exemplarische praktischeDurchdringung zugleichim Verfügungs-/Lebcnsinter-
esse der Betroffenen liegt.

V. »Personalisierungen« von Arbeitslosigkeit und ihre Durchdringung

Da die Bedeutungskonstellationen der unmittelbaren Lebenswelt zunächst nur
soweit zur Erfahrung werden, wie sie von jeweils meinem Standort aus zugäng
lich und strukturiert sind, wird auch »Arbeitslosigkeit« in diesem Rahmen für
mich nur in ihren unmittelbar personen- bzw. interaktionszentrierten Aspekten
erfahrbar: »Arbeitslosigkeit« bedeutet, »ichhabe keine Arbeit« und in meinen In
teressen »begründete« Handlungen sind demgemäß solche, durch die ich einen
Arbeitsplatz gewinnen kann. Da es — auch in meinem Qualifikationsbereich —
immer offene Stellen gibt, hängt es von mir ab, wieweit ich bei der Bemühung
um eine dieser Stellen mich gegenüber den anderen, die hier mit mir konkur
rieren, behaupte —, und so gesehen bin ich, wenn ein anderer die Stelle erhält,
»selbst schuld«. Zwar hängt es von der Menge der Arbeitsplätze und der Anzahl
der Konkurrenten ab, wie groß meine »Chancen« sind, Arbeit zu finden: Den
noch ist es an mir, die — wie immer geringen — Chancen wahrzunehmen oder
dabei zu scheitern. Da es sich hier um ein Begründungsmuster vonje meinem
Standort aus handelt, erfahre ich nicht nur meine Arbeitslosigkeit, sondern
ebenso diejenige anderer »zunächst« in diesem Bedeutungs-/Begründungszu-
sammenhang, strukturiere also auch als (aktuell) »Unbetroffener« danach meine
sozialen Erfahrungen etc. — Diese unmittelbar lcbensweltliche Erfahrung von
»Arbeitslosigkeit« ist damit jedoch in ihrer Personen- und Interaktionszentriert-
heit keineswegs notwendig auch schon unmittelbarkeitsver/io/rcr, sondern ein
durchaus realistischer Rahmen für der Möglichkeit nach »begründetes« Han
deln. (So geht der in einer Diskussionszusammenfassung auf unserem zweiten
Kongreß »Kritische Psychologie 1979« von Maiers/Markard [1980b, 113] doku
mentierte Konsens, »Einigkeit bestand darin, daß Arbeitslosigkeit nicht durch
Selbstverschulden der Betroffenen zustandekommt«, in derart generalisierter
Form mit Sicherheit an der Sache vorbei.). Zur Unmittelbarkeitsverhaftetheit
kommt es erst, soweit (wie dargestellt) der konflikthafte Ausgriffdes Handelns
ingesellschaftliche Verhältnisse jenseitsder unmittelbaren Lebenswelt als Hand-
langsmöglichkeit ausgeklammert/unterdrückt und so in »deutendem« Denken
die doppelte Möglichkeit interessenbegründeten Handelns eliminiert ist (vgl.
Holzkamp 1983, 386ff.). DamitwürdedergeyarnfgesellschaftlicheEntstchungs-
undWirkungszusammenhang der Arbeitslosigkeit »nach dem Muster« unmittel
baren personal-sozialen »Verschuldens« strukturiert, d.h. die gesellschaftliche
Bedingtheit der globalen Möglichkeits-, d.h. Freiheitsbeschränkungen, durch
die ichgezwungen bin, mich mitanderen permanent inKonkurrenz umArbeits
plätze zu setzen, und durch die mein »Mißerfolg« programmiert und mein »Er
folg« bedroht ist,bliebe unberücksichtigt. Aufdiese Weise verkürzt sich diedar
gestellte Personenzentriertheit derunmittelbaren Begründungsmuster zurPerso
nalisierung (ebd., 390ff.). Da hier die herrschenden Kapitalinteressen, auf
Grundderer »Arbeitslosigkeit« alspermanente Krisenerscheinung hinzunehmen
bzw. (alsDruckmittel aufdie Beschäftigten, zur Schwächung der Arbcitcrbewe-
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gung etc.) sogar »notwendig« ist, unsichtbar bleiben, wird eine solche Personali
sierung durch das Kapital und dessen (»wissenschaftliche«, publizistische o.a.)
Propagandisten, wo immer angängig, ideologisch verallgemeinert undbefestigt,
um so die Handlungsmöglichkeiten der Betroffenen auf das »Naheliegende« zu
reduzieren etc. (vgl. dazu etwa Wacker 1978,20ff.). — Unter diesem Aspekt der
»Unmittelbarkeitsverhaftetheit« bestimmt sich die Unmittelbarkeitsdurchbre-

chung als begreifend-praktische Gewinnung/Rückgewinnung der zweiten Mög
lichkeit des handelnden Ausgriffs zur Schaffung von Verhältnissen, unter denen
»Erfolg« auf Kosten anderer, persönliches Versagen und Konkurrenzförmigkeit
sozialer Beziehungen nicht mehr die Daseinsbewältigung und -erfiillung in
meiner unmittelbaren Lebenswelt beschränken und zersetzen. Nur wenn ich so

über eine grundsätzliche »Alternative« verfüge, kann ich mich auch zur »ersten
Möglichkeit« bewußt»verhalten«, d.h. in der personenzentrierten Bewältigung
meiner Arbeitslosigkeit gleichzeitig die Handlungsmöglichkeiten erkennen und
realisieren, durch welche gesellschaftliche Arbeitslosigkeits-Verhältnisse än
derbar sind, und so auch begreifen, wo hier der Versuch bloß »individueller« Lö
sungen im Rahmen der gegebenen Beschränkungen/Widersprüche, also quasi
das Streben nach »Arbeit umjeden Preis«, nichtmehraus meinemwirklichen Le
bensinteresse begründetwerden kann.

Ein weiteres Kennzeichen der Personen- und Interaktionszentriertheit von Er

fahrungen innerhalb der unmittelbaren Lebenswelt ist der Umstand, daß hier An
tagonismen und Widersprüche nur in der Form von Konflikten zwischen Per
sonen gegeben sind. Sofern diese Erfahrungen in unmittelbarkeitsverhafteter
Weise auf die gesamtgesellschaftlichen Verhältnisse hin universalisicrt werden,
kommt es zur Lateralisierung von gesellschaftlichen Unterdrückungsverhält
nissen, indem hier unterschiedliche Grade der Betroffenheit, die durch die ge
sellschaftliche Unterdrückung induziert sind, genuinals Interessenwidersprüche
zwischen denBetroffenen erscheinen und zu entsprechenden Konflikten führen:
Soetwa,wenn Verhältnisse, unterdenen jeder, der einenArbeitsplatz hat, diesen
einem anderen »wegnehmen« muß, als unmittelbarer Interessengegensatz zwi
schen Beschäftigten undArbeitslosen »personalisiert« werden. Auch hier ist zu
verfolgen, wie solche Lateralisierung, da in ihnendie mit Kapitalinteressen ver
flochtenen gesellschaftlichen Arbeitslosigkeits-Vcrhältnisse ausgeklammert
sind, von den Propagandisten des Kapitals ideologisch verallgemeinert/abge
stützt werden. Dabeidenke ichetwaan die vonder FAZeingeführte Sprachrege
lung, den Arbeitslosen die Arbeitbesitzenden gegenüberzustellen, die — auch
aufGrund dergewerkschaftlichen Politik derArbcitsplatzsicherung —aufihren
Arbeitsplätzen hocken und die Arbeitslosen nicht »'ranlassen«.

Die unmittelbare Lebenswclt ist in ihrer Personen- und Interaktionszentriert
heit gleichzeitig charakterisiert durch direkte, quasi »ökonomischste« Verknüp
fungen zwischen Ereignissen/Prozessen, wobei keine Bedingungen »jenseits«
oder»hinter« denErscheinungen angenommen werden, sondern lediglich diean
schaulich gegebene Information optimal ausgenützt wird, so daßjeweils »ein
fachste Zusammenhänge« unter Voraussetzung begrenzter, invarianter Ressour
cen herausgehoben sind (vgl. Holzkamp 1983, 388ff.). Die gemeinsame Exi
stenzsicherung ist so —quasi nach Art naturwüchsig »familialer« Beziehungen
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— als ein Miteinander-Auskommen durch Auskommen mit den vorhandenen
Ressourcen, also in irgendeinem Sinne»gerechtes« Teilen o.a. strukturiert. So
fern nun in unmittelbarkeitsverhafteter Weise auch gesamtgesellschaftliche Zu
sammenhänge gedeutet werden, könnte sich hinsichtlich der Entstehung und
Überwindbarkeit von »Arbeitslosigkeit« etwa folgender typischer Begründungs
zusammenhang ergeben: Arbeitslosigkeit entsteht dadurch,daß »nicht genugAr
beit da« ist. Deswegenmuß man die verbleibende Arbeit (wie das Brot zwischen
Familienmitgliedern) »gerecht« teilen, wobei man, wie stets in Zeiten des Man
gels, »den Gürtel enger schnallen« und sich einschränken muß, damit man
wieder auf »den grünen Zweig kommt«. Durch die kurzschlüssige Wahrneh
mungeiner Korrespondenz zwischen vorhandener Arbeits- und Geldmenge er
scheint daher Lohnverzicht bzw. Lohnteilung als »selbstverständliches« Mittel
zurÜberwindung der Arbeitslosigkeit im Interesse »aller«. Sparsamkeit als Tu
gend des treusorgenden Familienvaters wird so zur plausiblen Maxime, wobei
evident ist, daß dabei »jeder bei sich anfangen«muß. Die in solchem »familialen«
Denken wiederum — in anderer Wendung — vollzogene Rückverweisung der
Verantwortlichkeit für die Arbeitslosigkeit und deren Überwindung aufdie Be
troffenen, damit Ausblendung der praktischen Kritik an der gesamtgesellschaft
lichen Ursache/Funktion von Arbeitslosigkeit, fordert die Sprecher des Kapitals
auch hier zu einer ideologischen Erhöhung und Festigung des unmittelbarkeits-
verhafteten, »deutenden« Denkens heraus: So wird in der FAZ (vom 18.9.84)ein
Betrieb lobend hervorgehoben, in welchem die Mitarbeiter die Finanzierung von
Lehrstellen nicht dem Firmeninhaber oder dem Staat überlassen, sondern aus ei
gener Tasche übernehmen. Charakteristisch ist in diesem Kontext die Umfunktio-
nierung des Begriffs »Solidarität«, indem (von Ernst Günter Vetter, FAZ v.
30.4.84) die angesichts der Massenarbeitslosigkeit nunmehr erforderte »neue So
lidarität« herausgestellt wird: Nicht die Solidarität der Arbeiter im Kampf gegen
die Kapitalmacht, sondern die »Solidarität« zwischen Arbeitern mit und ohne
Arbeitsplatz, die z.B. bedeutet, daß die Gewerkschaften im (vorgeblichen) Inter
esse der Arbeitslosen sich mit ihren Lohnforderungen zurückhalten müssen. In
die gleiche Richtung argumentieren übrigens auch kirchliche Kreise, so Kardinal
Höffncr mit einem Appell im Tagesspiegel (23.2.85) unter derÜberschrift: »Ar
beitsstunden an Arbeitslose abtreten. Arbeitsplalzbesitzer zu neuen Formen der
Solidarität aufgefordert«, wobei die entsprechende Lohnteilung natürlich immer
mitgemeint ist. Es geht dem »unmittelbaren Denken« spontan »gegen den
Strich«, daß angesichts der Massenarbeitslosigkeitdas (doch in naturwüchsigen
Lebensgemeinschaften selbstverständliche) Teilen — hier von Arbeit und Geld
—kein gangbarer Weg zur Überwindung der Arbeitslosigkeit im Interesse der
Betroffenen sein könnte.

* * *

Mit dem damit skizzierten subjektwissenschaftlichenHerangehen an »Arbeitslo
sigkeit« ist im Prinzip die Behandlung keines derProbleme, die sich die traditio
nelle Arbeitslosigkeitsforschung gestellt hat, ausgeschlossen — auch nicht Pro
bleme des Zusammenhangs zwischen Arbeitslosigkeit und subjektivemLeiden,
psychischer Symptomatik (wie Depressivität), einschließlich möglicher Thera
piebedürftigkeit. Allerdings wird das »Leiden« den Arbeitslosen hier nicht als
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»Wirkung« ihrer Arbeitslosigkeit verordnet: Ob und wiejemand leidet, dies kann
(bestenfalls nur jeweils er selbst wissen, und so kann gegebenenfalls auch nur
letztlichje »ich selbst« enLschcidcn, wieweitdurch ein subjektwissenschaftlich
herausgearbeitetes Bedeutungs-/Begründungsmuster mit den Möglichkeitsein
schränkungen der »Arbeitslosigkeit« als bestimmendem Moment mein Leiden
aufschlüsselbar ist, so daß ich u.U. durch Einbringen der speziellen Vermitt
lungsebenen zwischen meiner individuellen Leidenserfahrung und den gesell
schaftlichen BeschränkungenIWidersprüchlichkeiten von »Arbeitslosigkeit«,
wie sie im zur Frage stehenden »Möglichkeitstyp« konzeptualisicrt sind, zu
dessen theoretischer Differenzierung beitragen kann (vgl. hierzu Holzkamp
1983, Kap. 9, bes. 550ff.). Auch »psychische Symptome« folgen keineswegs
zwangsläufig aus (wie immer läge- und positionsspezifisch zugespitzten) Ar
beitslosigkeits-Verhältnissen. Wenn ich also den Versuch mache, meine psychi
sche Symptomatik (etwa meine Depression) für mich von meiner »Arbeitslosig
keit« her faßbar zu machen, so heißt dies unter subjektwissenschaftlichen Vor
zeichen stets, die Erscheinungsformen von Unmittelbarkeits-Verhaftetheit, durch
welche ich mich zu meiner Arbeitslosigkeit nicht bewußt »verhalten«, sondern
nur »symptomatisch« auf sie »reagieren« kann, zu durchdringen/überwinden,
um so gleichzeitig die Voraussetzungen ihrer Überwind&artte/j' exemplarisch
aufzuweisen. Dabei kann (insbesondere sofern in dem theoretisch konzeptuali-
sierten Möglichkeitstyp besonders gravierende Handlungseinschränkungen samt
deren ideologischer Individualisierung und Mystifizierung etc. angenommen
sind) zu diesen Voraussetzungen gehören, daß — wenn meine Symptomatik
wieder in meine Verfügbarkeit überführt und damit meine blinde Involviertheit
in meine (durch Arbeitslosigkeit bestimmte) Lebenssituation überwindbar sein
soll — ich dazu therapeutischer Hilfebedarf. Soweit der übergeordnete Möglich
keitstyp auf diese Voraussetzung hin spezifiziert ist, können dann im Prinzip
auch andere entscheiden, wieweit sie sich dem subsumieren können, also sich
als »therapiebedürftig« einschätzen müssen. »Psychologische Therapie als Weg
von der blinden Reaktion zur bewußten Antwort auf klassenspezifische Lebens
bedingungen in der bürgerlichen Gesellschaft ...« (Vgl. Holzkamp/H.-Oster-
kamp 1977)
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Frlgga Haug/Komella Hauser (Hrsg.)
Der Widerspenstigen Lähmung
Kritische Psychologie der Frauen 2

Weibliche Lebensplanung, Krankheiten,
Sprechen und Widerspruchsverhalten — das
sind die Bereichsstudien dieses Bandes.
Durch alle Beiträge zieht sich wie ein roter
Faden die Frage nach Politikfähigkeit, dem
politischen Eingriff, dem individuellen
Verhältnis der Frauen zur Regelung der
Gesellschaft: Schlüssel fragen für die
Aufhebung der Frauenunterdrückung wie für
die Vermenschlichung von Gesellschaft
Oberhaupt.
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Helmut Thielen

Agrarreform und Ökologie in Nicaragua

Die Bilder des sozialen Kampfes
verflechten sich mit den Zeichen der Natur.

(Jorge Carrera Andrade)

Nicaragua steht nach wie vor im Zentrum öffentlicher Auseinandersetzungen.
Während invielen Ländern Initiativen existieren, dieden Überlebenskampf Ni
caraguas unterstützen, kennzeichnete Noam Chomsky die Politik seines Landes
so:

»DenUSA ist es gleichgültig,ob ein Landeine formale Demokratiehatoder nicht. Was sie allein in
teressiert ist. ob es sich dem USA-dominicrtcn Weltsystem unterwirft oder nicht... Aber wenn ein
Land beginnt, seine Ressourcen für die eigene Bevölkerung zu verwenden, dann muß es zerstört
werden.« (Dietrich 1986, 18)

Das Beispiel könnte Schule machen, und das gilt es zu verhindern:
»Injeder Phasewar es die Strategieder Conlras, Angst und Schrecken unter der Bevölkerung zu ver
breiten ... DerTerror sollte verhindern, daß die Regierungihre neue soziale Infrastruktur auf die ver
nachlässigten Regionen im Inneren des Landes ausweiten konnte.« (Ricdl 1986, 26)

In einem über Jahrhunderte durch spanische, englische und nordamerikanischc
Interessen der Unterentwicklung ausgesetzten Land von der Größe der halben
Bundesrepublik, mit circa drei Millionen Bewohnern dünn besiedelt, in dem na
hezu die Hälfte der Erwerbstätigen in der Landwirtschaft arbeitet, die ein Viertel
des Bruttoinlandsprodukts und mehr als drei Viertel des Exports produziert, ist
Agrarreform der entwicklungspolitische Schlüsselbegriff, in dem sich alle Kon
zepte und Maßnahmen der Veränderung verdichtet haben. Daß mit den über
kommenen ökonomischen gravierende ökologische Probleme vorlagen, be
gründet die Notwendigkeit einer angepaßten Ressourcennutzungs-Politik. Dem
entsprechen bisher bemerkenswerte und entwicklungsfähige ökologische An
sätze innerhalb der Agrarreform. Eine Beurteilung der gesellschaftlichen Ent
wicklung seit 1979 sollte daher von der Kenntnis der landwirtschaftlichen und
ökologischen Probleme und den dafür entwickelten Lösungen ausgehen.

Phasen und Ergebnisse der Agrarreform

Zu Recht bezeichnet das Zentralamcrikanische Institut für Geschichte (IHCA,
51/1985, 31f.) die sandinistische Agrarreform als vergleichsweise konservativ.
Dies zeigt sich in einer begrenzten Landverteilung, der bis heute unverändert
großen Rolle der Privatwirtschaft, der Vielfalt der Eigentums-, v.a. der Genos- -
senschaftsformen und einer realistischen, experimentellen, auf Freiwilligkeit
beruhenden Vorgehensweise. Drei Stufen lassen sich unterscheiden:
— 1979 bis 1981 die Konsolidierung der entwicklungspolitischen Institutionen

und Rahmenprogramme sowie des Staatseigentums;
— 1981 bis 1984 die Förderung der Genossenschaften;
— seit 1985: beschleunigte Landvergäbe an Kleinbauern undBevorzugung pri

vater Familienbetriebe.
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DieerstePhase der Reform hatte daszentrale Problem des wichtigen Kleinbau
ernsektors noch nichtgelöst,zu wenig oderzu schlechte Böden unterm Pflug zu
haben. Daher begann die zweite Phase mit dem Agrarreformgesetz vom
19.7.1981. Seinen Inhalt kann man in folgende Kernpunkte zusammenfassen:

(1) Allen Großgrundbesitzern, den schon verstaatlichten Somoza-Clan ausge
nommen, wurde unterstellt, daß sie durch die Steigerung der landwirtschaftli
chen Produktion zur nationalen wirtschaftlichen Entwicklung beitragen würden.
Um die Produktion nicht zu behindern und Minifundienbildung als Vorstufe er
neuter Bodenkonzentration zu vermeiden, war eine Besitzaufteilung nicht vor
gesehen.

(2) Für allen Bodenbesitz unter 350 ha bzw. unter 700 ha war jede Enteignung
ausgeschlossen worden.

(3) Darüber liegendes Eigentum konnte nur enteignet werden, wenn es vom
Besitzer verlassen oder seit mindestens zwei Jahren nicht mehr bewirtschaftet

wurde oder zu mindestens 25 % brachlag oder gänzlich verpachtet war, oder
wenn es tatsächlich, jedoch ohne Eigentumsrechte, von Genosscns'chaften oder
kleinen Einzelbauern genutzt wurde bzw. durch Besiedelung von ihnen er
schlossen worden war. (Fürst u.a. 21985, 91f., Thielen 1985, 215f.)

Die Sozialbindung des Privateigentums am Boden beinhaltet folgende
Pflichten: Privatland ist vererbbar, aber nicht teilbar und nicht verkäuflich (Kon
trolle des Bodenmarktes, um einerseits Zersplitterung, andererseits Konzentra
tion zu vermeiden); die Nutzung unterliegt den rahmensetzenden Plänen und
technischen Normen des Ministeriums; persönlicher Arbeitseinsatz ist gefor
dert, mit Genehmigung dürfen darüber hinaus Lohnarbeiter eingestellt werden
(Thielen 1985, 221). Die Landenteignung und -Verteilung geschieht in einem ge
regelten Verfahren: Kleinbauern und Landarbeiter eines Gebietes beantragen
beim Regionalministerium die Enteignung der nach ihrer Auffassung unter das
Gesetz fallenden Ländereien. Stimmt die Behörde zu, entschädigt der Staat die
Eigentümer zum Bodenwert ihrer letzten Grundsteuerveranlagung. Vor Agrarge-
richten haben die Großen Einspruchsmöglichkcitcn. In Ausnahmefallenzahlt der
Staat zusätzlich eine unterhaltssichcre Rente. Lokale Agrarreformriite untersu
chen nun die Bodengüte, vergleichen mit den Anforderungen von Entwick
lungsplänen, prüfen und sichern das Vorhandensein der notwendigen Bedin
gungen und legen dann die neuen Bodennutzungskonzepte fest. Erst danach
werden die neuen Eigentumsurkunden ausgehändigt (Fürst u.a. 21985, 93f.).

Eine Reihe politischer Ereignisse im Dcpartament Masaya—(der Marsch der
25000 vom Februar 1980, eine Demonstration im Herbst 1981 von 2000 Bauern
in der Stadt für radikalere Landverteilung, eine Manifestation von 1200 Fami
lien, die Güter des Baumwollproduzcntcn Bolaiios zu enteignen, schließlichder
unterdurchschnittliche Stimmenanteil der FSLN bei den Novemberwahlen 1984
auf dem Lande) — veranlaßten lokale Funktionäre von FSLN, UNAG und ATC
zusammen mit den für die Region Verantwortlichen des Ministeriums im Mai
und Juni 1985erstmals, mehr Land an Einzelbauern als an Produktionsgenossen
schaften zu vergeben. Dies warder Beginn einerdritten Phase der Landreform,
in der zunehmend die individuellen Kleinbauern gefördert werden (IHCA
51/1985, 34f.). Insgesamt kauftedie Regierung 1985 ca. 340 Großbesitztümer,
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verzichtete also auf die Anwendung des Gesetzes, um politische Konflikte zu
vermeiden, und verteilte sie an Kleinbauern (ann [die nicaraguanische Nachrich
tenagentur] 3.5.1986). 1986 ging die Bauernbewegung verstärkt weiter: 2000
arme Bauern marschierten am 10.4. durch die Straßen von Masaya mit erho
benen Macheten und Spaten, um vor Beginnder Regenzeitvom Ministerium das
benötigte Land zu fordern. 40000 insgesamtmeldeten im Frühjahr ihre Landan
sprüche in den DcpartamentsBoacound Chontalesan. (Barricada 11.4.1986, zit.
n. VfLU-UZ 2/1986).

Insgesamt hält die Privatwirtschaft einen unverändert hohen, weit über der
Hälfte liegenden Anteil an der landwirtschaftlichen Nutzfläche. Zugleich wurde
der Großgrundbesitz deutlich reduziert. Damit sicherte sich die Agrarreform das
Bodenpotential für die neuen Eigentumsformen, für Staatsbetriebe und Genos
senschaften und zunehmend für diejenigen aus der verelendeten Masse der pri
vaten Kleinbauern (Minifundistas), die sich nicht genossenschaftlich organi
sieren wollen. Der Staatsbesitz ging 1979 bis 1986um 4 %-Punkte zurück zugun
sten der verschiedenen Genossenschaftstypen (s.u.) und der kleinen Einzel
bauern. Insgesamt war Ende 1985ein knappes Drittel der Böden mit neuen Be
sitztiteln versehen. Das bedeutet aber nicht reale Umverteilung. Denn nur 40 von
jeweils 100Hektar wechselten durch Enteignung den Besitzer; bei 60 wurden le
diglich gewohnheitsmäßige Nutzungen durch kleinbäuerliche Siedler und Kolo
nisten bestätigt. Dennoch kennzeichnet die Reform eine wachsende Dynamik:
Waren 1981/82, zu Beginn der gesetzlichen Reform, nur 646 Bauernfamilien be
günstigt, so erhielten 1984 schon 1628 neue Ländereien (Thielen 1985, 219f.).
Für 1986 gar plante das Ministerium (ann vom 3.5.1986), an 21000 Familien
350000 ha Boden zu verteilen.

Vorrang für Kleinbauern und Genossenschaften?

Vor allem die großen Rindviehzüchter und Baumwollunternehmcr haben der Po
litik einer gemischten Wirtschaft durch Viehschlachtungen, Nicht-Aussäen
großer Flächen und Anlagenabbau von Anfang an einen systempolitisch moti
vierten Widerstand entgegengesetzt.

Die wirtschaftspolitische Strategie der sandinistischen Regierung, zielt
darauf, von Export und Import von Gütern und Nahrungsmitteln unabhängiger
zu werden. Dazu ist es nötig, bei der Grundbedarfsversorgung weitgehend autark
zu werden, damit die so frei werdenden Devisen für den Ankauf von Investitions

gütern genutzt werden können, mit denen die agro-industriellc Weiterverarbei
tung und eine an die inländischen Verhältnisse angepaßte Produktion von Land
maschinen gefordert werden kann. Da der Kleinbauern- und Genossenschafts
sektor 1981 drei Viertel der landwirtschaftlich aktivenBevölkerung umfaßteund
80 %der Grundnahrungsmittel für den Inlandbedarf produzierte, ist er vonzen
traler Bedeutung für den Erfolg dieser Strategie. Hinzu kommt, daß er ver
gleichsweise rentabel wirtschaftet. Im Unterschied zu den Staatsbetrieben benö
tigt er geringere Zuwendungen und nutzt sie produktiver. Der Sieg über die
Contra hängt zudem wesentlich von der Kooperationsbercitschaft der Campe-
sinos ab, so daß ihre Förderung auch eine politische Übcrlcbensnotwendigkeit
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ist. Diese Faktoren dürften die Novellierung desReformgesetzes von 1986 beein
flußt haben, in dem die Enteignungsmöglichkeiten vonder Größe des Grundbe
sitzes abgekoppelt wurden. Dies sichert dem Ministerium das benötigte Boden
reservoir, um den Landforderungen der Kleinbauern, vor allem in dicht besie
delten Gebieten, nachkommen zu können.

DieVielfalt dergenossenschaftlichen Wirtschaftsformen gehörtzudenBeson
derheiten der sandinistischen Agrarreform. In CCS (Cooperativas de Credito y
Scrvicio) beziehen Einzelbauern mit privatem Bodeneigentum gemeinsam die
Hilfen der ländlichen Entwicklungsinstitutionen. In CSM (Cooperativas de
Surco Muerto) legen die Bauern ihren räumlich zersplitterten Bodenbesitz zu
sammen, um dadurch gemeinsam zu arbeiten und Geräte zu nutzen. Zu Arbeits
kollektiven (Colectivos de Trabajo, CT) schließen sich Saisonarbeiter zu
sammen, die auf vomStaatoder vonPrivatengepachteten Land in der erntefreien
Zeit Grundnahrungsmittel für die Selbstversorgung oder für lokale Märkte an
bauen. Produktionsgenossenschaften (Cooperativas Agricolas Sandinistas,
CAS) haben gemeinsames Boden- und Produktionsmitteleigentum. Sie ver
walten sich selbst über aus ihren Reihen periodisch gewählte Sekretäre für Fi
nanzen, Produktion, Vermarktung, Fortbildung und ggf. Verteidigung (in den
vom Contra-Terror betroffenen Gebieten). Die wirtschaftlichen Erfolge des Ar-
beitens aufeigene Rechnung oder der gemeinsamen Bodenbestellung oder Gerä
tenutzung machen CSM und Arbeitskollektive oft zu Vorstufen von Produktions
genossenschaften. Im Vergleich mit anderen lateinamerikanischen Ländern liegt
ein entscheidender Vorzug der Sandinistischen Agrarreform darin, staatliche
und autonome Fachinstitutionen und Vertretungsorganisationen aufgebaut zu
haben. Sie organisieren die Hilfsprogramme zur produktiven Nutzung der verän
derten Bodenbesitzstruktur, verbessern die Lebensqualität und wirken bei ge
sellschaftspolitischen Entscheidungen mit. Die gewerkschaftliche und politische
Vertretung der Bauern und Landarbeiter soll hier als Beispiel dienen.

Der Klein- und Mittelbauernverband der Pflanzer und Viehzüchter (UNAG)
hatte 1983 40 % seines Sektors organisiert. Die Organe: Basisgruppe, Bezirks-,
Regional- und Nationalversammlung, werden nach der Urwahl durch indirekte
Wahl von unten nach oben besetzt. Aufgaben der UNAG sind: Zusammenarbeit
mit den Kredit-, Handels-und Beratungseinrichtungen, Mitwirkung bei der Bo
denreform und Beraterschulung sowie Aufstellender lokalen Bodennutzungsplä
ne. Dieses Aufgabenspektrum, die organisatorische Unabhängigkeit von der Re
gierungspartei FSLN, der vergleichsweise hohe Organisationsgrad, schließlich
die gesamtwirtschaftliche Bedeutung der bäuerlichen Basis verleihen der UNAG
ein hohes gesellschaftspolitisches Gewicht. Anders liegen die Dinge bei der
Landarbeitergewerkschaft ATC. 1982 organisierte sie nur ein Viertel der ge
samten Landarbeiterschaft, jedoch 60 bzw. 40 % der Arbeiter in den staatlichen
bzw. privaten Großbetrieben. Als Massenorganisation der FSLN ist sie zur
Lohndisziplin verpflichtet, bautjedoch den sogenannten Soziallohnaus, verbes
sert die Mitbestimmung, kontrolliert die Privatunternehmer, ist Verhandlungs
partner in allen Arbeits- und sozialen Fragen und betreut betriebliche Einrich
tungen wie Kindergärten und Grundbedarfsläden.
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Agrarreform und Krieg

Kaum hatten die Organe der sandinistischen Agrarreform begonnen, ihre Hilfs
programme in die unwegsamen Bergregionen und in die karibischcn Tiefländer
hineinzutragen, fiel ab 1980 dieContra von Honduras imNorden undCosta Rica
im Süden in das durch Unterentwicklung, Erdbeben und Revolutionskrieg ausge
blutete Land ein. Mit demagogischen Behauptungen, wie die Sandinisten
glaubten nicht an Gott, injizierten mit den medizinischen Impfkampagnen den
Kommunismus und raubten das Bauernland, mit erpresserischem Terror, der
Zerstörung von Feldern, Ernten und Infrastrukturen und schließlich durch
Dollar-Handgeldzahlungen gelang es ihnen zunehmend, das dünn besiedelte
Hinterland politisch-ökonomisch zu destabilisieren: Felder verfielen, Ernten
wurden nicht eingebracht, Transportwege wurden unsicher, Maschinenparks,
Silos, Schulen, Krankenhäuser wurden zerstört, zivile Fachleute gezielt er
mordet. Angst begann die wirtschaftliche Tätigkeit zu beeinträchtigen. Die
Leute flüchteten einerseits aus den Bergen in die Täler, in die Städte oder gingen
—v.a. Indianer —freiwillig, mit Dollarsgekauftoder militärisch gezwungen, in
die Trainingslager der die Contra befehligenden somozistischen Offiziere und
ihrer US-Berater. Durch groß angelegte Umsiedlungsprogrammc, denen einer
seits alte Agrarreform-Konzepte, andererseits militärstrategische Überlegungen
über einen wirksamen Einsatz der speziellen Eingreifbataillone zur Terroristen
bekämpfung zugrunde lagen, sucht die Regierung seit Mitte 1984 die soziale
Basis der Contra auszutrocknen bzw. erst gar nicht entstehen zu lassen. Schon
bis Oktober 1984 wurden 12500 Familien in 154 lokal verteidigbarc neu ange
legte Dörfer, Asentamientos, umgesiedelt. Insgesamt waren 1985 circa 50000
Bauern von solchen Maßnahmen betroffen.

Nicht nur in der westlichen Presse, sondern auch in Regierung und FSLN-
Führung sind diese Maßnahmen äußerst umstritten. Das Kernproblem besteht
darin, daß die ursprünglichen agrarwirtschaftlichen Ziele des Programms durch
den Zeitdruck und durch kriegsbedingte Ressourcenverknappung überlagert und
verfremdet worden sind. Den neuen Siedlungen wurden Expertenteams, Bauma
terial und Lebensmittel gestellt, aber dadurch entstanden in den Provinzstädten
und sicheren Zonen Lücken an den Arbeitsplätzen und in der Versorgung. Dar
über hinaus bewirkt die Umsiedlung, einem FSLN-Papier von Ende 1984 zu
folge, Produktionseinbußen und sinkenden Lebensstandard trotz solcher Hilfen:
»Dies äußert sich in der Einstellung der vorherigen produktiven Tätigkeit, mangelndem Zugang zu
Lohnarbeit, engem Zusammenwohnen, Mangelernährung und völliger Abhängigkeit vom Staat.«
(Kröll 1986, 56)

Ferner überfordern diese Massenumsiedlungen die administrative, finanzielle
und materielle Kapazität aller betroffenen Ministerien. Schließlich weigern sich
etliche Bauern schlicht, sich in die Asentamientos einzugliedern, »weil sie die
Umsiedlungen als einen Schritt zur militärischen Organisierung auffassen und
weilsie dort in der Regel einer unzureichend angepaßten politisch-ideologischen
Rhetorik ausgesetzt sind« (Kröll, 57).

Die Territorialverteidigung gegen Contra-Überfalle basiert auf kleinen
schnellen Einheiten des Heeres. Zur ersten Gefahrenabwehr und Unterstützung
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existierteine Art Bauernmiliz,die alle Waffenfähigen beiderlei Geschlechtsum
faßt und über einfache Handfeuerwaffen verfügt.

Bis 1981 /82 haben sich Lebensstandard und Lebensqualität für breite Schich
ten verbessert. Bis dahin war es Nicaragua noch gelungen, die Verluste und
Schwierigkeiten durch Kreditsperren (seit 1980 z.B. 112 Millionen US-Dollar
von multinationalen Institutionen; 48 Millionen DM von der Deutschen Bundes
regierung), Handelskrieg und Exportpreisverfall durch Produktionssteigerung,
Enteignung von Saboteuren und organisatorischen Verbesserungen der Versor
gung aufzufangen. Kaum noch tragbar jedoch sind seither die Lasten des
Krieges. Bis 1986 wurden Güter und Anlagen im Gegenwert der gesamten Ex
portdevisen von zwei bis drei Jahren zerstört, die Verteidigungslasten betrugen
1985 ca. 60 % des Haushaltes. Hinzu kamen Unerfahrenheit sowie technokrati

sche und bürokratische Strukturen. Das Ergebnis ist eine Volkswirtschaft, die
sich von einer »Entwicklungsökonomie .... die unter dem Druck des Krieges
steht«, zu einer »Kriegswirtschaft« entwickelt hat (IHCA 45/1985, 5).

Wirtschaftliche Abhängigkeit

Vor der Revolution war die landwirtschaftliche Produktion größtenteils auf den
lukrativen Export orientiert: Kaffee, Baumwolle und Viehweidewirtschaft
nahmen die größten Teile der landwirtschaftlich nutzbaren Flächen ein, Mais
und Getreideproduktion wurden in die Bergeabgedrängt. Dies hatte auch Folgen
für die ökologischeStruktur: So wurden Wälder abgeholzt, um Baumwolle an
zubauen und durch die Monokulturen verschlechterte sich die Bodenqualität.
Mit zwei Gegenstrategien versucht die nicaraguanische Regierung hier Abhilfe
zu schaffen: Erhöhung der Grundnahrungsmittelproduktion durch Unterstüt
zungder Kleinbauern und Genossenschaften (s.o.)und Diversifizierung der Ex
portproduktion durch Tabak-, Palmkernöl-, Kakao- und Kautschuk-Plantagen
sowiedurch Herstellung von Gemüse-, Früchte- und Konservenherstellung mit
Bulgarien undSpanien,dieden Wert der exportierten Gütersteigernsoll. Beiden
Strategien ist bislang kein Erfolg beschieden.

Die Steigerung der Grundnahrungsmittelproduktion hält seit 1982 nicht mehr
mit dem Bevölkerungswachstum Schritt. Die Bedarfslücke wird wesentlich
durchSchenkungen ausder UdSSR unddenCOMECON-Ländern geschlossen.
Gründe hierfür sind einmal die ökologischen Beeinträchtigungen: Überschwem
mungen, Dürreundstarke Regenfälle vernichten immer wieder dieErnten sowie
kriegsbedingte Zerstörungen von Ernten und Vorräten und die Blockierung
ganzer Anbauregionen durch denKrieg. Hinzu kommt, daß die niedrigen Preise
für Grundnahrungsmittel bis 1985 ihren Anbau bremsten und die Bauern dazu
verleiteten, ihren Eigenbedarfdurch Einkaufder Produkte im Staatshandel zu
decken, da die Preise unter den Produktionskosten lagen. Was Exportdiversifi
zierung und die Versuche angeht, den Wert der Exportgüter zu steigern, so
können diese Maßnahmen ökonomisch noch nicht zu Buche schlagen, da sie sich
erst im Planungsstadium bzw. im Aufbau befinden.

Folge dieser zusammenwirkenden Sachverhalte ist, daß die Importabhängig
keit von Konsumgütern und Grundnahrungsmitteln bislang nicht verringert
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werden konnte, aber aufder anderen Seite der Devisenerlös durch Exporte schät
zungsweise von 500 auf 300 Mio. US-Dollar 1985 sank. Die Nachfrage nach ni-
caraguanischen Exportgütern ist gesunken, ebenso wie die für sie erzielten
Preise. Gründe sind dieweltweite Überproduktion und Vorratshaltung sowie die
Substitution von Produkten und Verfahren (Rohrzucker durch Rübenzucker,
Baumwolle durch synthetische Textilien).

Eine steigende Auslandsverschuldung (1979: 1.6 Mrd. US-Dollar; 1986 schät
zungsweise 4,9 Mrd. US-Dollar), ein rapider Kursverfall des nicaraguanischen
Dollar und die Inflationsrate (1986: 300 %) unterstreichen die prekäre Lage. In
sofern haben die USA mit ihrer Contra, trotz deren militärischen und politischen
Niedergang, ein Kriegsziel erreicht: durch massive äußere Gewalt sind die Wohl
fahrtswirkungen der sandinistischen Reformpolitik paralysiert worden. Wenn in
ternationale Beobachter dennoch zu einer vergleichsweise optimistischen Beur
teilung der Grundnahrungsmittelversorgung kommen, so liegt das am wach
senden Gewicht der nicht über den Markt vermittelten kleinbäuerlichen Subsi-

stenzwirtschaft, die nicht statistisch erfaßt wird:

»Nicaraguas Wirtschaft ist durch den Krieg der Contras angeschlagen, hat aber überraschend ela
stisch reagiert... Rcynaldo Rodriguez, wissenschaftlicher Beirat des Washingtoner Council on Hei-
spheric Affairs, berichtete nach einem Aufenthalt Anfang 1986 in Nicaragua, das Bruttosozialpro
dukt sei 1985 um 2,5 % gefallen. Dennoch habe sich die Versorgung der Bevölkerung und vor allem
der Bauern mit Grundnahrungsmitteln verbessert. Der Verbrauch von Hühnerfleisch sei seit der Re
volution von 1979 verdoppelt worden und der Verbrauch von Milch, Eiern, Bohnen und Reis ge
stiegen«. (epd-Entwicklungspolitik 1986, 6)

Im ganzen erhellt diese schwierige Konstellation die strategisch-politische Be
deutungder wachsenden Landvergabe an Kleinbauern,der Initiierungvonländ
lichenEntwicklungen, in denen lokaleund regionaleRessourcen genutztwerden
(z.B. Diriamba, 9) und der Förderung einer die Naturgrundlagcn erhaltenden
Landwirtschaft.

Umweltpolitik in der revolutionären Entwicklungsstrategie

Bemerkenswert ist, daß schon das Programm der FSLN von 1978 umweltpoliti
sche Leitsätze enthielt:

»...die Arbeiter werden nicht mehranVergiftung durch Insektenvernichtungsmittcl sterben...«»Un
sere Regierungwird mit den Bewohnernder Elendsviertel zusammenarbeiten, um die Müllhaufen,
Abwasserpfützen und offenen Kloaken zu beseitigen, die die Ursache vieler Krankheiten
sind ...»

»Unsere natürlichen Reichtümer werden verteidigt... dieWälder werden nichtmehrerbarmungslos
abgeholzt, man wird die verwüsteten Zonen gründlich aufforsten, um die Flüsse und Quellen zu
schützen ...-

Wie kommen Revolutionäre in einem unterentwickelten Land der Dritten Welt
dazu, ökologisch zuargumentieren? Inwelchem Bezugsrahmen istUmweltpoli
tik möglich? —Gesellschaftliche Aneignung derNatur inderökonomischen Ent
wicklung: Die konzeptionellen Leitdokumente der sandinistischen Revolution—
Plan der Reactivaciön Econömica cn Beneficio del Pueblo 1980 und Programa
Econömico de Austeridad y Eficicncia 1981, ergänzt und korrigiert durch das
verteidigungswirtschaftliche Programm von 1985 — formulierten als ökonomi
sche Entwicklungsziele:
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— Wiederaufbau der durch den Krieg zerstörten Wirtschaft;
— interne Sicherung der Grundbedarfs-, v.a. Nahrungsmittel-Versorgung, Un

abhängigkeit von Lebensmittel-Importen;
— Produktionssteigerung v.a. in der Landwirtschaft durch Bodenreform und

flankierende Hilfen, parallele kleinbäuerliche arbeitsintensive wie private
und staatliche kapitalintensive Großproduktion und Agro-Industrie;

— Umstrukturierung der Außenabhängigkeit und wachsende Netto-Devisenein-
nahmen als wichtigster Teil des gesellschaftlichen Akkumulationsfonds
durch Produktionsausweitung, Produktdiversifizierungund agro-industrielle
Weiterverarbeitung einheimischer Rohstoffe.

Für die gesellschaftliche Aneignung der Natur bedeutet die Umsetzung dieser
Ziele zunächst, daß die Ressourcenausbeutc vom gehobenen Konsum einheimi
scher Oberschichten und den Anforderungen des Weltmarktes umgelenkt wird
auf die Grundbedarfsversorgung der Bevölkerungsmehrheit, ergänzt durch Ex
portproduktion für den gesellschaftlichen Akkumulationsfonds. Verbreiterung,
Intensivierung und Differenzierung der Produktion und die notwendige Infra
struktur erfordern eine erweiterte und intensivierte Naturausbeutung.

Plausibel ist daher der Grundsatz, daß zur Erreichung eines Mindestniveaus
von Produktion und Versorgung die Schäden einer gesteigerten Ressourcenaus
beute und Umweltbelastung in Kauf zu nehmen sind. Denn nur aus einem ent
sprechenden Wirtschaftswachstum können auch die direkten Kosten von Investi
tionen in Umweltschutz und ressourcenschonende Produktion wie die indirekten

Kosten von ressourcenregenerativen Umstrukturierungen bezahlt werden (Dil-
ger 1986, 65).

Das ökologischeErbeder Unterentwicklung: Diesen ökonomischen Restrik
tionenvonUmweltpolitik widersprechen die umweltpolitischen Folgenbedrohli
cher ökonomisch-ökologischer Fehlentwicklungender spanisch-kolonialen, vor
allem der somozistischen Vergangenheit. Insofern diese Wirkungsketten und
-kreisläufe von unangepaßter Produktion und Zerstörung ihrer natürlichen
Grundlagenals steigendeKosten, sinkendeErträgesowieals absoluter Rückgang
der land- und forstwirtschaftlich nutzbaren Böden sich darstellen, entsteht ein
spezifisch ökonomischer Zwang zu ökologischer Anpassung. In Nicaragua han
delt es sich v.a. um durch Entwaldung induzierte Minderungder Fruchtbarkeit
(die chemisch-technisch nur begrenzt oder gar nicht korrigierbar ist) und ero-
siven Verlust von Böden und um Rückgang der Oberflächengewässcr und des
Grundwassers. Mit diesen Prozessen geht eine zunehmende Aridität (Trocken
heit und Hitze) einher. Wir finden den Kreislauf Pestizideinsatz, resistente
Schädlinge, Kostensteigerungen undErtragseinbußen unddieGesundheitsfolgen
von fehlender Entsorgung agro-industrieller Rückstände.

Grundsätze sandinistischer Umweltpolitik: Wenn Schäden an den natürlichen
Produktionsressourcen und an der Umwelt die angestrebte wirtschaftliche Ent
wicklung und die Lebensbedingungen der Bevölkerung selbst beeinträchtigen,
habensie eine Chance,als Probleme politisch wahrgenommen und in Aufgaben
umgesetzt zu werden:

»Wir glauben, daß wir den Wen unserer natürlichen Ressourcen in dem Maße erhalten und ver
mehrenmüssen, in dem diese ... zum materiellenWohlstand der Gesellschaft bcilragcnkönnen;wir
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sind nicht daran interessiert, die Wälder zu schützen, um sie sehen zu können und sie ästhetisch zu
würdigen, sondern weil diese Wälder in diesem Fall Devisen repräsentieren, die dieses Land
braucht, um Medikamente zu importieren, um Lebensmittel zu importieren und um Waffen für die
Verteidigung der Revolution zu importieren« (IRENA 1981, 11),

erklärte J. Jenkins Molieri, erster Chef des Umwelt- und Ressourcenministe
riums IRENA auf einem internationalen Symposion 1981 in Managua.

Die vorwiegend intern geführte, aber an der Entwicklungspolitik und dem in
stitutionellen Wandel von IRENA ablesbare Auseinandersetzung spielt sich ab
zwischen »produetivistas«. die die ökologischen Schäden der Entwicklung ak
zeptieren, und »conservacionistas« (Dilger 1981, 65f.), die die Notwendigkeiten
ökologischer Anpassung und die produktiven Möglichkeiten spezifisch ökologi
scher Verfahren selbst wieder im Rahmen der entwicklungs-ökonomischen Prä
missen begründen. Ihr Leitgedanke heißt: Erhaltung der Natur für die Produk
tion und Anwendungsolcher Formenproduktiver Nutzung, welche die Natur er
halten und damit die Kontinuität der Produktion sichern, also »eine Konzeption
der produktiven Erhaltung (Conscrvaciön), wo nur in der besten Art und Weise
die Ressourcen genutzt werden ... Wir haben keine Angst, die Natur zu transfor
mieren, wann immer sich dies in der besten Art und Weise vollzieht und eine bes

sere Lebensqualität zum Ziel hat« heißt es in einer programmatischen Denk
schriftvon IRENA 1982, die fürdie übrigen Ministerien und die Öffentlichkeit
bestimmt war (8).

Die ökologischen Folgen der Unterentwicklung

Dieökonomischen Zwänge zur Umweltpolitik sollen im folgenden an zweiwich
tigen Bereichen erläutert werden.

(1) Problemkreis Entwaldung—Bodenzerstörung—Klimaverschlechterung: In
den pazifischen Ebenen und in den westlichen Hügel- und Bergländern beginnt
sich Trockensavanne mit einer Tendenz zur Wüstenbildung auszubreiten. Ur
sacheistdie vollständige Vernichtung der Waldbestände zugunsten der großtech
nischen Monokulturen, v.a. der Baumwolle, und der wenig produktiven exten
siven Viehweiden. Inallen Regionen, vor allem indenBerglagen unddenpazifi
schen Ebenen, geht die Bodenfruchtbarkeit und die Bodendecke selbst zurück.
Hierwirken die Waldvernichtung, die Klimaveränderung und das Abtragen des
entblößten Bodens durch Wind und Regenwasser (Erosion) zusammen. Hinzu
kommen die Nebenfolgcn bodenverdichtender schwerer Maschinen und der
Agrochcmikalien. Ökonomische Ursachen sind unangepaßte Holzausbeute, Mo
nokulturen, kleinbäuerlicher Brandrodungs-Wanderfeldbau und Viehweide in
den Bergen.

(2) Problemkreis Monokultur —Pestizideinsatz —Schädlingsresistenz ~ Er
tragsrückgang—Vergiftungen: Nachdem 1950/51 der Weltmarktpreis für Roh
baumwolle sich verdoppelt hatte, nahmen die Baumwollanbauflächen um
1600% zu. Der Pestizideinsatz verdoppelte sichalleinzwischen 1972 und 1978;
lag in diesem Jahrbei 45 %der Produktionskosten und beanspruchte 30%der
Devisenerlöse. Pestizideinsatz induziert nämlich spiralförmig sein eigenes
Wachstum: Er filtert resistente Individuen verschiedener Schädlingsarten aus,
die sich zu resistenten Populationen entfalten, dezimiert die natürlichen Feinde
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weiterer Schädlinge, diezuvor biologisch kontrolliert waren und begünstigt die
Entfaltung auch dieser Schädlingsarten zu wachsenden Populationen.

Angewandt wurden hochgiftige Substanzen deutscher und US-amerikanischer
Pestizid-Multis, nachdem sie in Nicaragua in staatsfinanzierten LaborsundTest
gebieten für den lokalen Einsatz spezifiziert worden waren. (VfLU 1984, 15f.;
ders. 1986a, 92ff.)

Die Institutionalisierung von Umweltpolitik in der Revolution

AufGrund dernegativen Zusammenhänge von Ökonomie, Ökologie und Politik
wurde Umweltpolitik als Teil der revolutionären Umstrukturierungen begriffen:
»InNicaragua spiegelte das Management unserer Naturressourcen die dem somozistischen Regime
eigene Ungerechtigkeit wider... UnterdiesemRegime wurdedas Landsystematisch von ausländi
schen Gesellschaften seiner Reichtümer beraubt, die inengster Zusammenarbeit mit dem Staatsap
parat sich mit der Bereicherung einigerweniger begnügten ...« (IRENA 1981a)

Im August 1979 wurde als wichtigste Institution der Umweltpolitikdas Instituto
Nicaragüensede Recursos Naturalesy del Ambiente(IRENA)eingerichtet. Bis
zu seiner Eingliederung in das Landwirtschaftsressort war es ein selbständiges
Ministerium. Auf Grund eines Gesetzes vom Oktober 1979 (Ley Orgänica de
IRENA in: IRENA 1980) soll die Behörde planerische Konzepteentwickeln für
die ökologische Anpassung sämtlicher Vorhaben in Land- und Forstwirtschaft,
Industrie, Infrastruktur und Bauwesen. Nach der sofortigen Verstaatlichung der
wichtigsten natürlichen Ressourcen: Bodenschätze, Wälder, jagdbare Tiere und
Fischreserven, sollte das Ministerium zugleich die ökologisch angepaßte wirt
schaftliche Nutzung durchführen und darüber sein gesamtes Aufgabenspektrum
finanzieren.

Nach der Etablierung von IRENA bewegte sich Nicaraguas Umweltpolitik im
Rahmen der eingangs diskutierten widersprüchlichen Bedingungen.

(1) Die Institution selbst durchlief mehrere Phasen, die diesen restriktiven
Rahmen ausdrücken: Schon bis Ende 1981 mußte IRENA alle produktiven Tätig
keiten abgeben und verlor damit die Chance der Umsetzung ökologischer Pla
nungen in eigener Verantwortung und die der Selbstfinanzierung. Nach den No
vemberwahlen 1984 verlor es schließlich seinen Status als Ministerium und ist

seither eine der »direcciones« (Hauptabteilungen) des Landwirtschaftsministe
riums (MIDINRA). Verblieben ist IRENA die Aufgabe der Entwicklungspla
nung, der Umwelterziehung und der Abstimmung von Maßnahmen mit anderen
Behörden.

(2) Im planerischen Bereich entwickelte sich trotz des gesetzlichen Auftrages
keine landesweite, praktisch verbindliche Anpassung der sozio-ökonomischen
Entwicklung an ökologische Kriterien. Planungen von IRENA haben Vor
schlagscharakter. Ihre Umsetzung hat dann eine Chance, wenn ökologische
Schäden aus der Somoza-Zeit oder nicht abgeschätzte Nebenfolgen revolutio
närer Entwicklungsprojekte sich als störender oder hemmender Faktor geltend
machen.

Am weitesten fortgeschritten ist bisher die Neuordnung der land-und forst
wirtschaftlichen Nutzungen in der Bergregion südlich der Hauptstadt Managua:
die Raumstruktur der Bodennutzung wurde geändert, mechanische (Grabenver-
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bau) und biologische (Gehölzlinien) Erosionsschutzmaßnahmen durchgeführt
und v.a. aufgeforstet.

Einzweites Beispiel istdie Neuordnung imWasscreinzugsgebiet desRioMa-
lacotoya imBergland Boaco. Nachdem dieerste Stufe desgrößten mittelamerika-
nischen Zuckerkombinats TIMAL mit einem Investitionsvolumen von 300 Mil
lionenUS-Dollar Anfang 1985 in Produktion gegangen war, stelltesich heraus,
daß der Fluß auf Grund von Entwaldung und daraus folgender Trockenheit dem
Stausee nicht genug Wasser zuführte. Zudem verschlammte der See mit Ero
sionsmaterial aus den Bergen. Die Pläne für Erosionsschutz und Aufforstung
sind inzwischen abgeschlossen, die Umsetzung beginnt.

(3) Ökonomisch notwendige Maßnahmen im Bereich von Bodenschutz und
Aufforstung sind ebenfalls weiterentwickelt: Bis 1982 wurden im Baumwollan
baugebiet 1100 (!)km Baumreihen gegen die Winderosion gepflanzt. Als Nach
folgeprojekt wurden seit 1982 in der angrenzenden vulkanischen Cordillera de
los Maribios gegen die Wassercrosion der Bergregionen 14000 ha Wald neu an
gelegt. Im Kiefernsavannengebiet des Nordostens wurden 8000 ha aufgeforstet,
doch hat der Contra-Krieg die Weiterführung des Projektes paralysiert. Im
Rahmendes Projektes »Brennholz und alternative Energiequellen« wurden 1982
bis 1985550 ha Leuccacna (Luftstickstoff-Binder) und Eucalyptus gepflanzt und
zwei Biogasmodelle(zusammen mit der deutschen GTZ) entwickelt, von denen
eins in staatlichen Schweinemästereien in Betrieb gegangen ist.

(4) Beachtlich sind auch die Fortschritte in der Umstellung der Schädlingsbe
kämpfung von rein chemischen auf integrierte (IPS) oder rein biologische Ver
fahren. 1981 wurden die zugelassenen Pestizide um 75 % reduziert, 1982die Im
porte der giftigsten Stoffe verboten.

(5) Der komplexen ökonomisch-ökologischen Problemlösung dient das Groß
projekt »Plan Contingente«: Mais und Bohnen werden seit 1983 als bewässerte
Zwischenfrüchte zwischen zwei Baumwollzyklen in Chinandega und Leon ange
baut; 1985 allein auf 14000ha Mais mit 1/4 der Gesamtproduktion auf 1/10 der
Fläche (VfLU 1986a). Auf diese Weise wurde begonnen, die nordwestlichen pa
zifischen Ebenen mit den besten Böden ihrer ursprünglichen Nutzung, den
Grundnahrungsmittelanbau, wieder zuzuführen, ohne sogleich die bis auf wei
teres devisenerwerbsrclcvantc Baumwollproduktion zu verdrängen und die ge
schädigten zentralen Bergregionen von der kleinbäuerlichen Übernutzung zu
entlasten. Unbedenklich würde das Projekt jedoch erst beivollständigem Über
gang zu biologischem Pflanzenschutz und einer dadurch möglichen Entgiftung
der Böden.

(6) Die erwähnten Projekte und Maßnahmen dienen im wesentlichen dem Aus
gleich schon eingetretener, ererbter oder hausgemachter Schäden. Daher soll auf
einige Arbeitsansätze hingewiesen werden, die darüber hinausgehend die
Chance signalisieren, daß in Nicaragua die produktive Nutzung ökologischer
Prozesse zu Chemie und Technik in ein fruchtbares Konkurrenzverhältnis treten

könnte: Im Landwirtschaftsministerium werden Konzepte mit agro-forstlichen
Methoden, z.B. Baum-Mischkulturen mit oder ohne Einbeziehung von einjäh
rigen Pflanzen und Viehhaltung, entwickelt; ein Modcllvorhaben integrierter
ländlicher Entwicklung mit Kleinbauern und Genossenschaftern, das seit 1986
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umgesetzt wird, sieht Mischkulturen von Gemüsen und Früchten im Gartenbau
sowie Haus-Gemüsegärten zur Selbstversorgung der Stadtbevölkerung vor. Ein
in der Regionalstelle des Gesundheitsministeriums angesiedeltes, seit 1985 ar
beitendes Projektzur Entwicklung des lokalen Heilpflanzenanbaus wirddie hei
mischePharma-Industrieentlasten, Devisensparen helfenunddurch die Arbeit
sorganisation und die Reaktivierung traditionellen Wissens die Partizipation der
Bevölkerung fördern. Schließlich arbeitetseit 1984 im tropischen Regenwaldge
biet bisher noch unabhängig vomMinisterium eine bio-ökologische Modellfinca
als Genossenschaft früherer Landarbeiter, deren Erfahrungen ausgewertet
werden können.

Ökologie und Revolution — Fünf Thesen

Erstens: Das sandinistischc Nicaragua ist eines der wenigen Dritte-Welt-Länder,
in denen Umweltschutz und ökologisch angepaßte Ressourcennutzung im politi
schen Willen der bestimmenden Kräfte und in entsprechenden Fachstellen fest
verankert sind — ganz im Gegensatz etwa zu Nachbarländern wie Costa Rica
oder Guatemala. Die sandinistischc Revolution hat überhaupt erst, innerhalb
neustrukturierter sozioökonomischer Entwicklungsprioritäten, ein praktisch fol
genreiches Interesse an Umweltpolitik konstituiert.

Zweitens: Die enge institutionelle Vernetzung der Umwelt- mit der Agrarent-
wicklungspolitik über IRENA und über Projekte in anderen Behörden und Fach
stellen schafft notwendige, aber nicht ausreichende Bedingungen für ökologi
sche Anpassung: Die Verknüpfung von Eigentums- und Bodennutzungssystem-
Reform ermöglicht es, die ökologische Standorteignung in der regionalen Neu-
strukturierung von Produktionszweigen und Nutzungssystemen zu berücksich
tigen. Andererseits erlaubt der dem Prinzip der gemischten Wirtschaft entspre
chende große Sektorder Agrarexportproduktion, vor allem in der Baumwollpro
duktion und Viehhaltung, nur sehr begrenzt ökologische Reformen.

Drittens: Der durch Handelsboykott und Kriegsfolgen verschärfte Zwang, po
litisch glaubwürdig zu sein durch Steigerung von Produktion und Versorgung,
begünstigt einerseits Großprojekte ohne ökologische Anpassung, minimiert die
Sach- und Personalmittel für ökologische Arbeiten (1985 wurden IRENA die
Mittel drastisch gekürzt, die kleine Abteilung CITA für angepaßte Technologien
im MIDINRA wurde nach Auslaufen der holländischen Außenfinanzierung auf
gelöst) und fördert andererseits überall dort ökologische Projekte oder die Be
rücksichtigung ökologischer Erkenntnisse, wo ererbte Schäden die wirtschaft
liche Entwicklung selbst bedrohen. Das dem riesigen Ausmaß der Schäden ent
sprechende Umweltbewußtsein in Teilen der wissenschaftlichen und politischen
Führungsschichten ermöglicht sogar begründete Ansätze von reinem Natur
schutz (Dilger 1986, 43ff.).

Viertens: Wirtschaftskrise und Krieg verknappen die Mittel für Investitionen
in Großprojekte; Erfahrungen in schon laufenden kapitalintensiven Staatsbe
trieben wie TIMAL (Zucker, s.o.) oder CHILTEPE (Milchkombinat) mit ge
ringer Produktivität, fehlender Rentabilitätoder ökonomisch nachteiligenökolo
gischen Nebenfolgenhaben inzwischen einschneidende Reduzierungenentspre-
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chender Planungen gebracht: Neben Chiltepe werden statt 15 geplanten nur ein
weiteres Milchkombinat errichtet. Nachfolgeprojekte von Timal wurden ganz
gestrichen (Kröll und Leonhard 1986, 53f.). DerZwang zur Produktionssteige
rung für die Inlandsvcrsorgung und zum rentablen Einsatz knapper werdender
Mittel haben das Hauptgewicht der Bodenreform auf die privaten Klein- und
Mittelbauern bzw. ihren freiwilligen genossenschaftlichen Zusammenschluß
verlagert: Die beginnende Kritikan der technisch-chemischen Großproduktion
fördert auch das Verständnis für die ökonomische Funktion der Produktivkraft
Natur, d.h. der spezifischen Verfahren des ökologischen Landbaues und der
Agro-Forstwirtschaft wieder angepaßten Technologien. Auch die mühsam sich
durchsetzendeVerwaltungsreform von 1982, die die Kosten der wenigleistungs
fähigen Zentralbürokratien in Managua reduzierten und durch Projekteder re
gionalen und lokalen Stellen die Nutzung der Ressourcen fordern soll, begün
stigt die ökologische Anpassung.

Fünftens: Aus den angegebenen Gründen bleibt offen, ob in Nicaragua Um
weltpolitik mehr als bloßeErgänzung konventioneller großtechnisch-chemischer
Strategien sein wird. Mit Recht unverrückbar bleibt der Primat entwicklungsö
konomischer Kriterien. Denkbar hingegen ist die konkrete Utopie der Vermit
tlung einer naturwissenschaftlich gestützten rationalen Ökologie alsFortsetzung
der Ökonomie in Langzeitperspektive und einer ökologisch durchgearbeiteten
Entwickluhgsökonomie.
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Frieder Otto Wolf

Staatliches Gewaltmonopol
als Definitionsmonopol von »Gewalt«

Zur Gewalt-Diskussion

Wo Zustimmung schwindet, wächst Gewalt. Genauer: der Einsatz ihrer Gewalt
durch die Inhaber der Staatsmacht. Die Frage des staatlichen Gewaltmonopols
hat nichts mit der voneiner konservativen Staatslehre gern angeführten Gefahr zu
tun, daß die Gewalttätigkeit der Massen zum Ausbruch kommen könnte, sobald
sie nicht mehr im Zaum gehalten würde. Diese Gefahr ist imaginär. Selbst die
klassischen »gewaltsamen« Revolutionengeben keine Beispiele für eine spontane
Gewalttätigkeit von unten.

Die Durchsetzung des staatlichenGewaltmonopols zielt im gesellschaftlichen
»Normalzustand« nicht darauf ab, den Staatsbürgern mit Gewalt die Gewaltan
wendung zu untersagen. Das stellt sich nur in der Perspektive der juristischen
Denkform dar, die seit Hobbes jedes einzelne Rechtssubjekt zugleich als einen
potentiellenSouverän und als einen potentiellen Staatsfeind begreift. Im staatli
chen Gewaltmonopol geht es in erster Linie um das Monopol der Definitions
macht. Dies läßt sich bereits an Hobbes' Darstellung ablesen, in der die Frage,
who shallbejudge?, sich wieein roter Faden durchdie Souvcränitätslehrc zieht.
Historisch bedeutete das vonden frühbürgerlichenTheoretikern der Staatsgewalt
zugeschriebene Definitionsmonopol das Endeder persönlichen Gewaltverhält
nisse der Feudalität, stellte also unbestreitbar einen Fortschritt dar. Heute be
deutet ein Hinterfragen dieses Definitionsmonopols keinen Rückfall in die Pro
pagierung des »Rechts des Stärkeren« undauchkein umwegiges Plädoyer für li
banesische Bürgerkriegsverhältnisse. Sondern hier meldet sich eine historische
Tendenz in Richtung auf eine Ausweitung der Bereiche individueller und kollek
tiver Selbstregulierung, für die Unterwerfung unter das staatliche Definitions
monopol zur Schranke geworden ist. Undzwarin ganzandererWeise als iman-
archosyndikalistischen Zweig der Arbeiterbewegung, etwa im Spanien der
frühen dreißiger Jahre oder in den Bauernrevolutionen in der Dritten Welt, wo
sich, wennauch in engen Grenzen, Gewaltanwendung von unten als etwas Be
freiendes dargestellt hat: als ein Weg, die eigene Unterwerfung unter von den
Herrschenden aufgezwungene Normen zu überwinden. Bereits im Konzept der
»begrenzten Regelverletzung« der Studentenbewegung der späten sechziger
Jahre hat sich die soziale Produktivität dieser Tendenz ein Stück weit Raum ge
schaffen, weitmehr noch in dem breiten Fächergewaltfreicr, nicht nur symboli
scher Aktionen, der in den neuen sozialen Bewegungen der siebziger Jahre ent
wickelt worden ist.

Diese historische Tendenz wird neuerdings von Günther Anders verworfen,
wenn er in seinem Buch* zur Gewaltfrage behauptet, »daß mit Gewaltlosigkeit

* Günther Anders: Gcw-alt — ja oder nein. Eine notwendige Diskussion. Hrsg. v. M. Bissinger.
Droemersche Verlagsanstah Th. Knaur Nachf., München 1987 (192 S., br., 7.80 DM). Seiten
zahlen in Klammern bezichen sich auf dieses Buch.
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nichts mehr zu erreichen ist«, und Gcwaltlosigkeit mit Tatlosigkeit gleichsetzt.
»Verzichtauf Tun reicht nicht als Tun.« (23) Derart suggeriert Anders, jetzt sei
die Zeit gekommen, von seiten der Kräfte des Friedens und der ökologischen Be
wahrung zur präventiven Gegengcwaltüberzugehen —sogar in Form einer Stra
tegie der direkten Aktion:
»Da wird uns nichts anderes übrigbleiben, als zurückzudrehen und diejenigen Politiker, die gewis
senlos die Katastrophe in Kauf nehmen oder direkt vorbereiten, ineffektiv machen.« (24)

Dabei geht es nicht darum, das alte ethische Prinzip zu bestreiten, daß die zur
Gewaltabwehr notwendige — wirklich nachvollziehbar notwendige — Gewalt
nicht nur erlaubt, sondern sogar geboten ist, und zwar ohne jede Einschränkung.
Dem deutschen Offizierswiderstand ist nicht sein Attentat auf Hitler vorzu

halten, sondern daß ein solches Attentat erst so spät und dann auch noch so un
wirksam durchgeführt wurde. Es geht auch nicht darum, Anders' Mahnung bei
seitezuschieben, sich in seinem Kampf gegen die Inhaber politischer und ökono
mischer Macht und bewaffneter Gewalt nicht von vornherein auf bloß symboli
sche Tatenzu beschränken, ohne wirklich etwas zu tun, bloß um einst beruhigten
Gewissens von sich sagen zu können, mensch habe es ja versucht. Wirkliche
Wirkung und nachhaltiger Erfolg sind historisch erforderlich.

Anders' Handlungsvorschlag gibt aber hier und heute eine falsche Antwort auf
die von ihm aufgeworfene wichtige Frage, »welcheneuen Typen von Revolution
erfunden und inauguriert werden müssen« (100), nachdem der klassische, von
der Französischen Revolution ebenso wie von der Oktoberrevolution geprägte
Typus der Revolution seine Schubkraft verloren hat.

Wenn wir Anders' These nicht derart lesen, daß sie von uns verlangt, die In
haber von Macht und Gewalt mit einem »neuen Typus« von Revolution zu be
drohen, gegen den ihre Überzeugungs- und Unterwerfungsdispositive versagen,
der ihre Bürgerkriegsrüstung unwirksam werden läßt, dann kann sie nur in die
Irre führen: In die Sackgasse der Strategie der »direkten Aktion«, die als »Propa
ganda der Tat« die Lunte am Pulverfaß der als latent unterstellten Revolutionsbe
reitschaft der breiten Massen sein sollte, oder sogar in die kalte Utopie einer
Stellvertreterpolitik, die eigenhändig zu bewirken unternimmt, was sie den
breiten Massen nicht mehr zutraut. BeideStrategiengehören nicht nur eindeutig
vergangenen historischen Konstellationen an (dem Kampf gegen die zaristische
Autokratie bzw. gegen den deutschen Faschismus an der Macht), sie sind auch
unter diesen, für sie weit günstigeren Bedingungenhistorisch gescheitert. Es be
steht kein Anlaß, sie hier und heute wiederzubeleben.

Dennoch enthält Anders' These einen wichtigen, korrigierenden Eingriff
gegenüber denjenigen, die heute den historischen Fortschritt, den das Konzept
der »direktengewaltfreien Aktion« inden siebzigerJahren und bis heute bedeutet
hat, wiederum als eine abstrakte Doktrin zu fixieren versuchen: Es ist nämlich
auf dem Bodendieses Konzeptes keineswegs zulässig, vonder Staatsgewalt be
ständig die Bestätigung einholen zu wollen, daß mensch doch gewaltlos sei. Im
Gegenteil kommt es emscheidend daraufan, den Inhabern der Staatsgewalt ihr
Gewaltdefinitionsmonopol zu bestreiten. Denn Bundesinnenminister Zimmer
mann war nur konsequent, als er formulierte: »Auch gewaltloser Widerstand ist
Gewalt. Und zwar deshalb, weil er Widerstand ist.« (Zit. n. 103)
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Anders' Einschätzung hängt mit einer weiteren These zusammen: »Ich be
streite ... daß es nach dem Sieg der Massenmedien noch Demokratie gebe.« (30)
Wir sollten seine These dahingehend korrigieren, daß die moderne Massende
mokratie, in der die breite Masse der Bevölkerung in einem demokratischen
Prozeß selbst über die Träger ihrer politischen Beherrschung entscheidet, ohne
die Massenmedien undenkbar wäre — und daß daher die Frage der demokrati
schen Qualität dieser Medien für den Zustand dieser Demokratien von entschei
dender Bedeutungist. Dann könnenwir aus ihr etwasWichtiges lernen: Daß die
von führenden Trägern der Staatsgewalt beständig mit neuen Mitteln, vom Hin
tergrundinterview bis zur Verabschiedung von Gesetzen, in Szene gesetzte Ge
waltdebatte — wer ist als Befürworter und Sympathisant von Gewalttätern, wie
sie der Staat als solche definiert hat, selbst für Gewalt verantwortlich zu machen
— vor allem dem einen Ziel dient, die Massenmedien immer wieder so auszu
richten, daß sie der Reproduktion der ideologischen Bedingungen selbsttätiger
Unterwerfung und selbstverständlicher Herrschaft hinreichend zuverlässig
dienen.

Zwei jüngere Beispiele sind an dieser Stelle lehrreich: Da ist der Fall einer
marginalen Zeitschrift, die es aus libertärer Überzeugung für richtig hielt, Be
kennerschreiben terroristischer Täter zu veröffentlichen. Die Berliner Szene-

Zeitschrift radikalwurde nach dem anläßlich der Sympathisantenjagd der späten
siebziger Jahreeingeführten § I28a alsgewaltbefürwortend verfolgt, ließsichal
lerdings nichtfassen underscheintheutenoch(wenn auchaufeinemNiveau,das
durch die Verfolgung jegliche libertäreProduktivität verloren hat). Auch die ju
ristischeNeuerung, zweian der Gründung beteiligte Journalisten, Benny Härlin
und Michael Klöckner, hilfsweise zu Herausgebern zu ernennen und exempla
risch abzustrafen, führte zu nichts: Die wirklichen Träger der Zeitschrift
machten irgendwie weiter, und Benny HärlinundMichael Klöckner wurdenvon
den Grünen und ihren Wählernins Europaparlament entsandt. Das weigertesich
rundweg, die Herausgabe einerZeitschrift, welchen Charakters auch immer, für
ein kriminelles Verbrechen zu halten, das eine Aufhebung der parlamentarischen
Immunität rechtfertigen würde. Nachdem inzwischen neuerlich ein § 129a die
Gewaltbefürwortung unter Strafe stellt, nimmt die politische Justiz das weitere
Erscheinen von radikal zum Vorwand, um die Infrastrukturen einer alternativen
Öffentlichkeit auszuforschen und zu behindern: Linke Buchvertriebe und Buch
handlungen werden durchsucht. Jeder, der mitder Verteilung von radikal zu tun
haben könnte, wirddamitpräventiv für dessen als staatsfeindlich definierten In
halt haftbar gemacht. Selbsttätige Zensur wird damit zur strafrechtlich durch
setzbaren Bürgerpflicht aller im Medium Buchhandel Tätigen.

Ein zweites Beispiel bietetder Fall eines Fernsehmagazins, das von der von
den Inhabern der Staatsgewalt festgelegten Linie abwich, die Anti-AKW-Bewe
gung insgesamt alsTerroristensumpf darzustellen, und es sogar wagte, Beiträge
zu bringen, die die Atomlobby offen und deutlich kritisierten. In den großen
Massenmedien ist damit der Druck in Richtung auf vorweggenommene politi
scheSelbst-Anpassung —unterdem verschleiernden Namen der »Ausgewogen
heit« —, der seitdenspäten siebziger Jahrenzunächst wiederabgenommen hatte,
wieder unübersehbar verstärkt worden. Gegenüberdem Moderator von Report,
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Franz All, und gegenüber Wolfgang Moser und seinen Redakteurskolleginnen
und -kollegen hat die Leitung des Südwestfunks die Instrumente der Schreckens-
kamincr des Staatskonformismus vorgeführt: Beschäftigungsverbot für freie
Mitarbeiter, Versetzung unbotsamer Redakteure und Beschneidung der publizi
stischen Gestaltungsmöglichkeiten des Moderators. Während hier ein spektaku
läres Excmpel statuiert wurde, wird gleichzeitig auf breiter Front gegen viele an
dereJournalisten ohne Öffentlichkeit vorgegangen.

Beide Beispiele zeigen, daß eine kritische Öffentlichkeit, die sich nicht aufs
Antichambrieren bei den Trägern der Staatsgewalt beschränkt, sondern ihre Po
sitionen auch zu demonstrieren bereit ist, eine Gegen-Macht darstellt, die derar
tigen Eingriffen der Träger der Staatsgewalt in die Infrastruktur der Medien
Grenzen setzen kann. Sie kann erreichen, daß anschließend nicht wieder »von
selbst« in der Medien-Öffentlichkeit eben diejenigen Meinungen gebildet
werden, die die Träger der Staatsgewalt für wünschenswert oder zumindest un
bedenklich halten und daher nicht in die Nähe der Gewalt zu rücken versuchen.

Selbsttätige Zensur fiir verpflichtend und überhaupt Zensur fiir berechtigt zu er
klären, bedarf der Zustimmung der breiten Masse der Bürger. Das wird zumin
dest erheblich erschwert, solange öffentlichgemacht werden kann, durch welche
Art von Eingriffen, durch welche Art von Gewalt gegen einen freien Meinungs
bildungsprozeß die Inhaber der Staatsgewalt die Bedingungen dafür sicherzu
stellen versuchen, daß sich in der Gcscllschaftsstruktur der Bundesrepublik
keine Veränderungen eröffnen, die sie nicht mehr zu kontrollieren vermögen,
weil hinreichend viele Bürger damit begonnen haben, ihre Zustimmung zu den
herrschenden Verhältnissen in Frage zu stellen. Sich selbst die Definitionsmacht
vorzubehalten, was denn eigentlich Gewalt wäre, ist ein wichtiger erster Schritt
dazu.

DER
INNERE SXkm

BüRGERTUMSl
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Udo Bullmann und Peter Gitschmann

Renaissance des Kommunalen?

Zum Stand alternativer Kommunalpolitik und -Wissenschaft

Die lokalen Ansätze einer »zur vorherrschenden Politik oppositionellen Praxis
form« (Evers 1978, 53) der siebziger Jahre haben sich inzwischen zu einem viel
fältigen Geflecht alternativer, reformerischer und zukunftsorientierter neuer
kommunalpolitischer Strategien verdichtet. Allerdings fällt es nach wie vor
schwer, die traditionelle und die alternative Kommunalpolitik sowie diesen Polen
entsprechende Debatten und Ergebnisse zu identifizieren. Die Fachdiskussion in
der lokalen Politikforschung brachte zwar eine gewisse Entmischung, fand aber
in den »Niederungen« kommunalpolitischer Praxis zunächst nur zögerlich Aus
druck. Die Schere zwischen sinkenden originären Einnahmen und wachsenden
Aufgaben der Kommunen öffnete sich so immer weiter, ohne daß in den prekären
Politikfeldern bereits alternative Konzepte griffen — nicht zuletzt wegen der
mangelnden Präsenz politikfähiger neuer Akteure.

Die kritische Betrachtung der Ergebnisse kommunalwissenschaftlicher For
schung der letzten Jahre (vgl. Väth 1985; Zweite Stadt 1986) entdeckt allerdings
unter verschiedenen Aspekten Anhaltspunkte für eine Theoriebildung zur Kom
munalpolitik, die gegenüber allgemeinen staatspolitischen Trends Alternativen
aufzeigt. Gleichzeitig werden Politikfclderaufgefächert, in denen unmittelbarer
Handlungsbedarfbesteht, und insofern werdendie konkreten Alternativenzwi
schen der Fortschreibung traditioneller (und nicht mehr hinreichender) Bewälti
gungsmechanismen einerseits und der Konstitutierung innovativer, problemad
äquater Lokalpolitikandererseits sichtbar. Die Reichweite aktueller Reformmo
delle erschöpft sich schließlichmit der programmatischen und zeitlichen Konsi
stenz möglicher Träger einer neuen, alternativen Kommunalpolitik. Ob »rot
grüne«Kooperationen hierfür eine hinlängliche Gewährbieten und welche kon
kreten Ergebnisse bisherigeralternativer Kommunalpolitik dies gegebenenfalls
be- oder widerlegen, sollte daher ebenfalls interessieren.

Kommunalpolitik im Zeichen neokonservativer Modernisierungsstrategien

Die politikwissenschaftliche Diskussion verzeichnet gegenwärtig einen Bedeu
tungszuwachs des kommunalen Bereichs (z.B. Hesse 1983). Zumindest was die
Palette der neuerdings in lokalen Auseinandersetzungen aufgegriffenen Hand-
lungsfeldcr anbelangt, läßt sich dies ausSicht der kommunalpolitischen Praxis
leichtbestätigen, habendoch nichtzuletzt örtlicheFriedensgruppen undFrauen
initiativenbis tief in ländlichstrukturierte Regionen hineindafür gesorgt, daß die
Selbstbegrenzung lokaler Politik auf einegegenüber staatlicher Aufgabenwahr-
nchmung »subsidiäre« Materie weitgehend durchbrochen worden ist. Dies mag
als weiteres Indizdafür gelten,daß die im Zuge fortschreitender Politikverflech
tung (vgl. beispielsweise: Politikvcrflechtung 1978) faktisch längst aufgehobene
Abgrenzung zwischen angeblich unpolitischer kommunaler Selbstverwaltung
und übergeordneter (»interessengeleiteter«) Staatspolitik nunmehr auch aller-

DAS ARGUMENT 153/1987 ©



402 Udo Bullmann/Peter Gitschmann

orten im Bewußtsein der politischen Akteure überwunden ist. Doch sagt dies
allein noch nicht viel. Gerade in einer Situation, in der lokale Politik in der öf
fentlichen Wahrnehmung aus den unterschiedlichsten Gründen eine Aufwertung
erfährt, bleibt zu fragen, welche Rolle die kommunale Ebene im Prozeß gesamt
gesellschaftlicher Umstrukturierungen spielt und spielen kann.

Auch in der Bundesrepublik bestimmen neokonservative Konzepte bei dra
stisch angestiegener Massenarbeitslosigkeit und teilweise schon irreparablen
Schädigungen der natürlichen Lebensgrundlagen die Krisenregulicrungsvcr-
suche Mitte der achtziger Jahre. Ins Zentrum zentralstaatlicher Strategien ist
dabei eine Mischung aus Austeritäts- und kapitalrationaler Modernisierungspoli
tik getreten, die den nächsten Wachstumsschub herbeiführen und den bundesre
publikanischen Anschluß an die »dritte Phase der industriellen Revolution«
(Esser/Hirsch 1984, 58) gewährleisten soll. Die vorherrschende gesellschafts
politische Konzeption für ein »nachsozialdemokratisches Zeitalter« zielt dabei
auf eine Neuverteilung der Einkommen zugunsten von Kapitaleignern und Bes
serverdienenden sowie auf den Abbau kollektiver Sicherungs- und Schutzrechte
der abhängig Beschäftigten (Memorandum 1984, 57ff.). Tiefgreifende Spal
tungsprozesse und neue soziale Hierarchisierungcn werden inzwischen mit dem
Zukunftsbild einer »individualisierten Gesellschaft« verbrämt (Saagc 1985).
StaatlicheWirtschaftspolitik hat dem »Pionierwettbewerber« (Sachverständigen
rat 1984/85, 166ff.), der die Entwicklung von Hochtechnologie-Produkten vor
antreiben und den Wettlaufmit den Weltmarktkonkurrenten gewinnen soll, »den
Weg freizuhalten« (vgl. Eissei 1986). Indieser auf High-tech-Förderung und Ex
portoffensiven gestützten Wachstumsphilosophic ist für eine umfassende Reor
ganisation der sozialen Sicherung in der Krise ebensowenig Platz wie für eine
Orientierung der Produktionsziele an den Feldern ökologischen und sozialen
Bedarfs.

Im Zeichen neokonservativer Modernisicrungsstrategien werden daher ver
schärfte soziale, aber auch regionale Polarisierungstendenzen erkennbar. Trägt
die ungestcuerte Entwicklung und Anwendung technologischer Neuerungen als
Rationalisicrungstcchniken zum Schrumpfen der Beschäftigung in allenproduk
tiven Wirtschaftsbereichen bei, so wird dieser Schrumpfungsprozeß nur in ei
nigen wenigen Regionen und Städten vom Wachstum derjenigen Industriebe
reiche überlagert, die diese Techniken herstellen (Häussermann/Sicbcl 1985).
Von Seiten der offiziellen Pölitikberatung wird das Ziel eines interregionalcn
Ausgleichs der Lebensbedingungen bereits weitgehend abgeschrieben. Regionen
mit »überholter Wirtschaftsstruktur« verweist der Sachverständigenrat etwa auf
ihr vergleichsweise »zu hohes Lohnniveau« und empfiehlt —pikanterweise unter
dem hierncoliberal gewendeten Stichwort einer»Regionalisierung der Regional
politik« —, zum Abbau von Investitionshemmnissen die Vorteile deregulierter
»freier Wirtschaftszonen« zu überprüfen (Sachverständigenrat 1984/85, 200f.).

Die Kommunen — als unterste politische Instanzen in besonderem Maße der
Organisation der stofflichen Bedingungen gesellschaftlicher Reproduktion ver
pflichtet (Preuss 1973) —werden dabei gleich in mehrfacher Hinsicht in Dienst
genommenundauchsystematisch »überfordert«. Reichen die eigenenHaushalts
mittel sowie der Einsatz von traditionellen Verfahren städtischer Gewcrbeförde-
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rung bei weitem nicht aus, die ökonomischen Einbrüche am Ort zu kompen
sieren, so wächst parallel dazu auf lokaler Ebene der durch zentralstaatliche Zu
rückhaltung mitbedingte ökologische und soziale Investitionsbedarf (Tofaute
1985). Gleichzeitig sorgt eine Demontage des übergeordneten sozialen Siche
rungssystems in Zeiten der Massenarbeitslosigkeit dafür, daß die sprunghaft an
gestiegenen kommunalen Sozialhilfeaufwendungen den örtlichen Handlungs
spielraum verengen (vgl. Huster 1985a). Der Abstand zwischen gewerbe(steuer)-
und strukturstarken Kommunen einerseits und im Krisenzentrum befindlichen

Städten und Gemeinden andererseits verstärkt sich weiter (vgl. Gemeindefinanz
bericht 1986).

Staatsstrukturelle Lastenverschiebung und dezentrale Handlungschancen

Welche Bedeutung hat also die neue Politisierung lokaler Angelegenheiten auf
dem Hintergrund dieser staatsstrukturellen Herabzonungökonomischen und so
zialen Krisendrucks? Käme es lediglich zu einer Dezentralisierung der Verant
wortlichkeiten für prekäre Politikbereiche, so erschöpfte sich die Aufwertung
kommunaler Politik möglicherweise in ihrer stärkeren legitimatorischen Entla
stungsfunktion für den Zentralstaat. AuflokalerEbenewürdedann untergroßem
Aufwand der beteiligtenAkteure im Streit um lokale Politikansätze letztlich nur
eine symbolische Problembearbeitung mitdem»Erfolg« einer Partikularisierung
des Konfliktpotentials geleistet (Offe1975). Inder Tat gibtes hinreichend Belege
für die Instrumentalisierung der Puffer- und Filterqualität der kommunalen
Ebene als Mittel zentralstaatlicher Umverteilungs- und Ausgrenzungspolitik.
Leibfried, Hansen und Heisig zeigen etwa am Beispiel von Arbeitslosenunter
stützung, Arbeitslosenhilfe undSozialhilfe, in welcher Richtung die Kommuna
lisierung von Problemlagen in diesem flexibel hierarchisierten System der so
zialen Sicherung genutzt werden kann (Leibfried/Hansen/Heisig 1984). Mitder
Aussteuerung von Arbeitslosen aus den höheren Sicherungsetagen (»Arbeiter
politik«) und ihrer Überweisung in die Zuständigkeit der kommunal organi
sierten und finanzierten Hilfeleistung (»Armenpolitik«) war historisch jeweils
nicht nur die Absenkung des Reproduktionsniveaus, sondern auch ein Mehr an
sozialer Kontrolle verbunden (Bedürftigkeitsprüfung, Pflichtarbeit). Die Vor
aussetzungen zueinerauch ins Bewußtsein derBetroffenen eindringenden Spal
tung inreintegrierbare, auch im Fall von Arbeitslosigkeit leidlich gesicherte Ar
beitnehmer undausgrenzbare Arme istdamit bereits in der Dreiglicdrigkeit des
Sicherungssystems angelegt.

Das Beispiel staatsstruktureller Verschiebungen in der Bearbeitung von Ar
beitslosigkeit macht deutlich, daß dieAufwertung lokalpolitischer Probleme kei
neswegs mit einer Stärkung institutioneller Problemlösungskompetenzen derde
zentralen Ebene einhergehen muß. Die strukturelle Funktionalisierbarkeit der
unteren politischen Instanzen imRahmen despolitisch-administrativen Systems
scheint sich vielmehr unter Krisenbedingungen zu aktualisieren. Dczcntralisie-
rungstrategien eignen sich hier offenbar zu einer Neuaufteilung faktischer und
legitimatorischer Kriscnlasten zwischen den verschiedenen staatlichen Ebenen.
Insbesondere für neokonservative Modernisicrungskonzepte werden die gesell-
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schaftlichen Kosten der Versuche zur Wiederankurbelung privatwirtschaftlicher
Initiative tendenziell »nach unten« delcgierbar. Eine realistische Betrachtung der
Eingebundenhcit der kommunalen Ebene in staatsstrukturcllc Abhängigkeiten
kann so davor bewahren, die lokalen Handlungsmöglichkeitcn etwa im Sog so-
zialwisscnschaftlicher Themenkonjunkturen zu überschätzen. Einer solchen
Sichtweise wird jedoch mit einiger Berechtigung entgegengehalten, daß sie nur
die eine Seite des spezifischen Charakters lokaler Politik erfaßt. Wodie kritische
lokale Politikforschung in der Bundesrepublik insbesondere in ihrer Frühphase
die politisch-ideologische Integrationsfunktion kommunaler Instanzen und die
Determiniertheit ihrer Handlungsspiclräume im Rahmen des Gesamtsystems
hervorhob (z.B. Offe 1975; Rodenstein 1975), sah sie sich bereits in den siebziger
Jahren mit dem Vorwurf konfrontiert, bestenfalls bei einer »statisch-objektivisti
schen Zustandsbeschrcibung« zu verharren (Evers 1978, 72). Allerdings blieb
hier in der »nachreformerischen« zweiten Hafte der siebziger Jahre auch die
kommunalpolitischc Praxis weitgehend auf die »Verwaltung des Mangels« und
das daraus resultierende Problem einer rein technisch verstandenen »effizienten

Allokation knappster Handlungsrcssourccn« (Scharpf u.a. 1976) beschränkt.
Eine ausschließliche Betonung lokaler Abhängigkeiten wurde jedoch spätestens
mit der zu Beginn der achtzigerJahre einsetzenden Rcthcmatisierung kommu
naler Politikdurch Initiativen und Bewegungen praktisch fragwürdig.

In der gesellschaftlichen Umbruchsituation des neuen Jahrzehnts sieht die
fachwisscnschaftliche Diskussion die zentralstaatliche Instrumentalisierung der
kommunalen Ebene in zunehmendem Widerspruch zur eigentlichen Potenz lo
kaler Politik. Betont wird hier der Doppelcharakter der Gemeinden, der sie zwar
einerseits zur Schaltstelle nationaler Politik fürdas Management der gegenwär
tigen Wirtschaftskrise macht, jedoch auch gleichzeitig bevorzugter Ort für die
Artikulation von Forderungen der Bevölkerung für das Alltagsleben sein läßt
(aus Sicht der französischen Diskussion Lojkine 1985, 186f.). Die Intercsscn-
konflikte kommunaler Politik werden zwar auch im Zusammenhang mit den
Bündnissen und Kämpfen von Klassen identifiziert, dochwirddas ihnen Spezifi
schedarin gesehen, daß sie immer auch die »Lebensweisen« und gewachsenen
gesellschaftlichen Beziehungen auf der subzentralen Ebene berühren. Dem »lo
kalenStaat«wird so gegenüberdem Versuch, ihn zentralstaatlichzu instrumenta
lisieren, auch die Fähigkeit zugesprochen, einen »widerspenstigen« dialekti
schen Prozeß in Gang zu bringen, in dem es auch darauf ankommt, wie die Men
schenüberdiebewirkten Veränderungen dergesellschaftlichen Beziehungen auf
örtlicher Ebene denken, sie in Szene setzen und auf sie reagieren (Duncan/
Goodwin 1985; Kommune im Aufbruch 1983). Das kommunale Terrain er
scheintauf diesemHintergrund sogaroffener für Lernprozesse undtradiertewie
neue »grenzüberschreitende Bündniskonstellationen«. Schlagen sich ökonomi
sche Umstrukturierungen unmittelbar in einer Veränderung der örtlichen
Lebens- und Arbeitsverhältnisse nieder, so finden dort auch Wandlungen der
Gruppen- und Klassenstrukturen und der daraus hervorgehenden Orientierungen
ihrenersten politischen Ausdruck (Friedland/Piven/Alford 1985, 225). Gerade
inGebieten industrieller Umstrukturierung und hoher Arbeitslosigkeit könnten
(vom Staatstrukturell denKommunen übcrlassene) sozialpolitische Maßnahmen
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so potentiell zu Kristallisationspunkten von politischen Initiativen organisierter
und nichtorganisierterTeileder Arbeiterschaft, aber auch von involvierten An
gehörigen der Mittelschichten werden (ebd.).

Auf kommunaler Ebene stießen zentralstaatliche Vereinnahmungsversuche
damit möglicherweise an ihre Grenzen, fanden mitunterWiderstand — bis hin
zur Entfaltung gezielterGegenstrategien —vor. Der Stellenwert undAutonomie
grad lokaler Politikansätze ließe sichso immer nur konkret-historisch aus dem
Prozeß gesellschaftlicher Konfliktaustragung vonobenund unten herleiten. Die
lokale Ebene spiegelte nicht nur die Brüche und Legitimationskrisen des Ge
samtsystems, sondern würde auch die Chance beinhalten, kommunale Gegen
macht wider die Verstaatlichung der unterenpolitischenEbenezu erzeugen (vgl.
Kommune als Gegenmacht 1985).

Ansätze einer alternativen Kommunalpolitik

Inwieweit sich in der Auseinandersetzung mit dominierendengesellschaftlichen
Entwicklungsmustern auf lokaler Ebene Spielräume für alternative Optionen
öffnen, bleibteineFragestellung, dienurpolitisch-praktisch beantwortet werden
kann. Sie entscheidet sich mit dem Standsozialer Bewegungen und ihren Einwir
kungen aufdie unterschiedlichen Ebenen despolitisch-administrativen Systems
sowie über die Installierung neuer lokalpolitischer Mehrheitsverhältnisse und
die Umsetzung neuer fachpolitischer Konzepte. Mit Beginn der achtziger Jahre
hat in diesem Zusammenhang ein Prozeß der Wiederbelebung des »Kommu
nalen« eingesetzt, der sich deutlich von den vormals eher noch vereinzelten
neuen Experimenten und Anstößen auf lokaler Ebene unterscheidet. Aus ein-
punkt-orientierten Protestgruppen ist inzwischen inden meisten Städten und Re
gionen ein dichtes Geflecht von Selbsthilfeinitiativcn und alternativen Projekten
geworden, die nicht nur neue Formen der politischen Willensbildung propa
gieren, sondern mit ihrem Anspruch nach einer anderen Praxis von Arbeits- und
Lebensweise vielfach bereits ein gutes Stück stadtstruktureller Normalität und
alltäglicher gesellschaftlicher Beziehungen am Ort verändert haben (vgl. z.B.:
Großstadt 1983; Rolke 1985). Auf der politischen Bühne sind alternative und
grüne Listen, inletzter Zeit »Die Grünen« als Partei, gerade inkommunalen Par
lamenten nahezu überall vertreten. Auch in der Sozialdemokratie läßt sich, ins
besondere seit dem Machtverlust in Bonn, wieder neues Interesse für kommu
nalpolitische Fragestellungen ausmachen.

Ist dieser Szenenwechselauf der lokalen Ebene einerseits Ausgangspunkt für
alternative kommunalpolitische Strategien, so drückt sich in ihm andererseits
aus, daß dieKommune imRahmen einer umfassenderen Debatte umeine funda
mentale Krise vonSozialstaat, Industrialismus und auch Patriarchat in den Mit
telpunkt der Analyse gerückt ist (vgl.: Ökosoziale Frage 1985). Da mit dem Ver
sagen tradierter gesellschaftlicher Allokationsmechanismen (Offe 1985) die
überörtlich bedingten Fehlsteuerungen etwa in der Arbeitsmarkt- und Beschäfti
gungspolitik, in der Sozialpolitik, aber auch im Bereich der Wohnungs- und
Energieversorgung gleichzeitig auf die örtlichen Lebensverhältnisse einwirken,
werden hier aufdieKomplexität lokal kumulierenden Krisendrucks ebenso kom
plexe Antwortengesucht.
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Die Diskussion um eine Neuorientierung kommunaler Politik hat sich dabei
insbesondere an Politikfeldern entzündet, indenen das Was, Wie undWofür ge
sellschaftlicher Produktion und Dienstleistung in der Vergangenheit besonders
aus lokalerSicht fragwürdig geworden ist (Rommelspacher 1985). Waretwader
Streitumdie Durchsetzung neuer AKW-Standorte inden siebziger Jahren Kata
lysator einer sich später überregional vernetzenden Ökologiebewegung, so
werden neuerdings insbesondere ineinerstärkeren Kommunalisierung der Ener
gieversorgung Ansatzpunkte für eine mögliche »Energiewende« gesehen (vgl.
Hennicke 1985; Eissei 1985). Ist beispielsweise die Anfang der achtziger Jahre
neu wahrgenommene und vielfach von Hausbesetzungen begleitete städtische
Wohnungsnot auch als Folge einer voranschreitenden neoliberalen Umorientie-
rung staatlicher Förderungsmodalitäten zu analysieren, so herrscht seither im
kritischen Lager weitgehende Übereinstimmung darüber, daß der Wiederbele
bung kommunaler Initiativen und Instrumentarien eine Schlüsselnde bei der
Neukonzeption einer bewohnerorientierten Wohnungspolitik zukommt (vgl.:
Wohnungsnöte 1982; Kommunale Wohnungspolitik 1983). Alternative politik-
feldspezifische Ansätze auf kommunaler Ebene könnten damit auch zu Bau
steinen eines — für die verschiedenen Politikbereiche teils noch zu konzipie
renden — globaleren Gegenentwurfs zur vorherrschenden neokonservativen
Modernisierungspolitik des Zentralstaats werden. Mit ihren Ansprüchen auf
Transparenz und Einbeziehung derBetroffenen beiderUmsetzung lokaler Alter
nativen formulieren sie zumeist auch allgemeinere Demokratisierungsanforde
rungen im Zusammenhang mit dem Ziel einer neuen, kommunalen Selbstvcr-
waltungskultur.

Im folgenden wollen wir mit derkommunalen Sozial- und Beschäftigungspoli
tik zwei lokale Politikfelder näher beleuchten, die gegenwärtig im Blickpunkt
kommunalpolitischer und kommunalwissenschaftlichcr Diskussion stehen.

Wiein den vorangegangenen Beispielen wird hier einerseits deutlich, daß die
Handlungsbedingungen in den lokalen Pölitikbcrcichcn weitgehend durch zen
tralstaatliche Rahmensetzungen festgelegt sind. Andererseits zeigt sich jedoch
auch gerade entlang dieser neu thematisierten lokalen Politikfelder, wie durch
eine Politisierung der lokalpolitischen Aufgabenwahrnchmung »von unten«
Handlungschancen gegen zentralstaatlichen Zugriff begründet werden können.

Kommunale Selbstverwaltung undSozialpolitik,
»neue Subsidiarität« und Verschärfung derArmut

Die wissenschaftliche Analyse der »kommunalen Sozialpolitik« als eigenstän
dige, innovationsfähige Veranstaltung ist in den letzten Jahrenentscheidend vor
angekommen (vgl.: Kommunale Sozialpolitik 1985; Grundlagen 1983; Gemein
wesenarbeit 1983 u.a.m.)

Ausgehend vom Befund der »Aufwertung dezentraler Organisationsmuster
staatlicher oder vorstaatlicher Sozialpolitik« (Krüger 1985, 13) rücken Fragen
der »kontextsensiblen« Steuerung (vgl. Olk/Otto 1985) sowie Interventions
formen, traditionelle und neue sozialpolitische Ressourcen im lokalen Feld in
den Vordergrund. Daß die klassischen Medien Recht und Geld sowie Profes-
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sionalisierung und Bürokratisierung als »Rationalitätsgrenzen« der »alten« So
zialpolitik im Zuge vermehrter Dezentralisierung sowie neuer Kooperations
und Koexistenzformen verschiebbar sind, führt zur Frage nach alternativen
Komplementaritäts- und Innovationsressourcen, die gleichzeitig neue Partizipa-
tions- und formale Demokratisierungschancen eröffnen. Das Subsidiaritätsprin-
zip wird aktualisiert und akzentuiert (vgl. Huster 1985b; Opielka 1985). So
rücken Leistungskürzung und -abbau sowie die in deren Gefolge sich ausbrei
tende Armut als »Entzug von Lebensmöglichkeiten im Vergleich zur gesamtge
sellschaftlichen Entwicklung« (Leibfried/Tennstedt 1985, 27) ins Zentrum auch
kommunalen sozialpolitischen Handlungsbedarfs. Die sich vergrößernde allge
meine(Einkommens-)Armut, aber auchdie »Feminisierung« vonArmut und der
Zuwachs an »mobilem« Elend (Obdachlose, Nichtseßhafte; vgl.: Fachpolitische
Stellungnahme 1984) schaffen neben den Auswirkungen der Renten- und Ge-
sundheitsversorgungskrise, der Krise der Arbeitsgesellschaft (Krise 1983) und
des bürgerlichen Familienleitbilds (Leibfricd/Tennstedt 1985, 22) in den Kom
munen neue Potentiale, die einerseits hohe Sprengkraft hinsichtlich der gesell
schaftlich unabdingbaren Massenloyalität besitzen und andererseits eindringli
ches Innovationserfordernis signalisieren. Das Problembewußtsein hinsichtlich
der durch kommunale Restriktionen noch verschärften Entwicklungen (Naegele
1983) wächst undwendet sichmancherorts bereits derkonkreten Fundierung und
Formulierung der neuen Aufgabe zu (vgl. z.B.: Armutsbericht Kiel 1985, ähn
lich als jüngeres Beispiel auch Offenbach).

Im Gespräch sind allgemeingesellschaftliche Reformkonzeptionen einer »So
zialreform« (Mosdorf 1985). Gemäß den heutigen sozialen und kulturellen Stan
dards soll ein gesamtgesellschaftliches Grundsicherungsmaß als Sockel der
Sozial- und Gesellschaftspolitik fungieren (Leibfried/Schulte/Tennstedt 1985).
Auf der kommunalen Ebene werden Modelle vorgeschlagen, die geeignet er
scheinen, Selbstverwaltung und Demokratisierung im Zusammenhang mit so
zialpolitischer Innovation im lokalen Feld voranzutreiben. So ist die Wiederent
deckung kommunaler Sozialplanung (Lewkowicz 1985; Gitschmann 1985) als
flexibler, responsiver und partizipatorischer Steuerungsressource, aber auch die
kritische Begleitung der Entfaltung neuer Selbsthilfe- und Selbstorganisations
formen zu erwähnen. Insbesondere letzteres Feld ist allerdings mit Vorsicht und
ohne unangebrachte Euphorie auf seine realen Möglichkeiten hin zu untersuchen
(vgl. Reidegeld 1985), da der Mißbrauch solcher Potentiale im Rahmen der kon
servativen Subsidiaritäts-Privatisierungsstrategie zu vermeiden ist. Zudem er
gibt die Untersuchung der personalen Potentiale eine spezifische »Ungleichheit
vorder Selbsthilfe« (Jaufmann 1985) zu Lasten gerade derjenigen Betroffenen,
die infolge der vielfältigen Kürzungen bzw. Streichungen öffentlicher Soziallei
stungen am unmittelbarsten zu leiden haben und insofern auf kommunal entfal
tete Selbsthilfe am ehesten angewiesen wären.

Im Zusammenhang mit Selbstvcrwaltungs- und Demokratisierungsmodellen
schließlich werden einerseits ältere Konzepte wiez.B. dasder »Sozialgemeinde«
(Auerbach u.a. 1957) wiederaufgenommen, andererseits aber auch ausgehend
von gegebenen systemischen Möglichkeiten und ausländischen Innovationser
fahrungen z.B. neue Ansätze einer »Bürger-, Versicherten- und Betroffenen-Mit-
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bestimmung« (Trojan 1985) in der kommunalen Gesundheitspolitik entwickelt,
die die Anbieterorientierung lokaler sozialpolitischer Entscheidungsstrukturen
kritisieren und hier den Hebel der Fundierung einer alternativen kommunalen
Sozialpolitik ansetzen wollen.

Lokale und soziale Politik reklamiert also vom detaillierten und umfassenden
Ansatz her neuerdings wieder die Zuständigkeit für die Gestaltung von kommu
nalen undgesellschaftlichen Lebensweisen (vgl. Evers 1985) imSinne einerÖff
nungvonInterventionen hinzu sozialkultureller, partizipativerund selbstverwal
teter Organisationan den »Nahtstellen zwischenSystem und Lebenswclt« (Ha
bermas 1981,581). Dieexperimentelle Entfaltung alternativerPolitikfindetaller
dings Grenzen in denAnsätzen zur Bewältigung von Arbeitslosigkeit undQuali
fikationsproblemen. Nur bei entsprechenden Gestaltungen dieses. Sektors,
dessen Probleme sich verschärfen, kann eine Integration alternativer kommu
naler Sozialpolitik erreicht und die Fortsetzung der staatlich induzierten gesell
schaftlichen Spaltung auch in diesem Feld vermieden werden.

Kommunale Politik und lokale Beschäftigungsinitiativen

Nach zehnjähriger Massenarbeitslosigkeit, aber insbesondere seit diesteigenden
Zahlen der Dauerarbeitslosen den Kommunen als Sozialhilfeträger zum (finan
ziellen) Problem geworden sind, ist die Frage nach lokalen Beschäftigungsstrate
gien in der jüngeren Geschichte der Bundesrepublik erstmals wieder ins Zen
trum kommunalpolitischer und kommunalwissenschaftlicher Diskussionen ge
treten. Wenn auch völlig außer Frage steht, daß örtliche Ressourcen nicht zur
Kompensation zcntralstaatlicher Defizite oder gar zur Überwindung derArbeits
losigkeitausreichen können, so lassensich doch in der lokalen Problembearbei
tung unterschiedliche Interventionsmuster ausmachen, bei denen auch Ansätze
zu einer alternativen kommunalen Beschäftigungspolitik identifizierbar werden
(vgl. zu einem umfassenden Überblick: Lokale Beschäftigungsinitiativen 1986;
Lokale Beschäftigungspolitik 1986; Zweite Stadt 1986).

Im »main stream« kommunaler Politik zeichnete sich allerdings bislang eine
Praxis ab, die als konzeptionslosc Notverwaltung kaum geeignet war, gesell
schaftliche Entsolidarisierungsprozesse aufzuhalten. Miteiner Überkonsolidic-
rung kommunaler Haushalte wurden ökologisch wieökonomisch sinnvolle Inve
stitionen unterlassen, eine restriktive Haushaltspolitik betrieben und dafür ex
tensive Gebühren- und Tariferhöhungen vorgenommen (vgl. Eissei 1985). Mit
lokaler Rotstiftpolitik und der Sondcrbehandlung fiir »Problemgruppen« (wie
z.B. der Einberufung von Sozialhilfeempfängern zur Pflichtarbeit nach dem
Bundessozialhilfegesetz, vgl. Mündcr/Birk 1985) forcierten Kommunen ihrer
seits noch den örtlichen Krisendruck. In der Gewerbepolitik wurde vielerorts
trotz absehbar fehlender Arbeitsplatzeffekte am traditionellen Förderungsinstru
mentarium der Neuansiedlungspolitik festgehalten. Aufder Suche nach neuen
Wegen in der lokalen Wirtschaftsförderung richten zunehmend mehr Städte
»Gründer- und Technologiezentren« ein, die nahezu immer auf eine einseitige
Subventionierung der Kapitalseite hin angelegt sind und deren Erfolgsaussichtcn
zudem aufdem Hintergrund US-amerikanischer Erfahrungen als überaus dürftig
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eingeschätzt werden müssen (vgl. Welsch 1985a). —In der Auseinandersetzung
mit diesem eher gängigen Profil kommunalen Krisenmanagements wurden aus
Sicht der kritischen politikwissenschaftlichen Diskussion in der Vergangenheit
häufiger solche lokalen Strategien gefordert, die am spezifischen »endogenen
Potential« einer Region ansetzen und sich die jeweils brachliegenden Arbeits
und Qualifikationsreserven nutzbar machen sollten (vgl. Maier 1985). Der Kom
munalpolitik käme dabei in viel stärkerem Maße als früher eine örtliche Koordi
natorenrolle zu, aus der heraus eine neue Programmstruktur für umfassende lo
kale Beschäftigungsinitiativen und neue Formen der Zusammenarbeit zwischen
lokaler Administration und städtischen Akteuren zu entwickeln wären. Kern

punkte einer so gewendeten beschäftigungspolitischen Orientierung wären zum
einen extensive öffentliche Ausbildungsanstrengungen, die auch die Einrichtung
außerbetrieblicher Ausbildungszentrenmit qualifizierenden Erstausbildungsan-
geboten mit einbeziehensowieeine expansive kommunale Haushaltspolitik, die
die lokal verfügbaren Ressourcen in den Feldern ökologischen und sozialen Be
darfs zum Einsatz bringt (Tofaute 1985; Welsch 1985b). Dabei hätten sich auch
die Aktivitäten der städtischen Unternehmen an diesen Zielen auszurichten (vgl.
etwa hierzu die Konzeption einer Eigengesellschaft für die Hansestadt Bremen,
Einemann/Lübbing 1985). Um Fehlsubventionierungen des privatwirtschaftli
chen Sektors zu vermeiden und dem Problem einer ansteigenden Zahl von Dau
erarbeitslosen zu begegnen, müßte ein umfassendes kommunales beschäfti
gungspolitisches Konzept dieseAnsätze mit neuen Formen einer arbeitnehmer
orientierten Wirtschaftsförderung und der Schaffung von temporären Erstar
beitsplätzen zutariflichen Bedingungen insinnvollen Arbeitsfeldern verknüpfen.

Im Bereich des sogenannten zweiten Arbeitsmarktes (ABM, sozialversiche
rungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse nach BSHG [vgl. Reissert 1985])
können städtische Initiativen offenbar nur dann einen sinnvollen Beitrag zu einer
Gesamtstrategie kommunaler Beschäftigungspolitik liefern, wenn die Maß
nahmen nicht zu einem gleichzeitigen Personalabbau mißbraucht oder lediglich
zumZwecke einerspäteren Einsparung von Sozialhilfemitteln aufgelegt werden.
Sinnvollerweise wirddaheretwain der gewerkschaftlichen Diskussion auf eine
stärkere Verzahnung mit arbeitsmarktintegriercnden und existenzgründenden
Förderungsstrategien gedrängt (vgl. Regionale Beschäftigungspolitik 1985). In
wieweithier Ansätze einer alternativen Kommunalpolitikentstehen können, ent
scheidet sich entlang der Frage, ob esgelingt, statt Ausgrenzung oderzusätzli
cher Stigmatisierung sinnstiftende Arbeitsverhältnisse in einem emanzipativen
sozialen Kontext zu begründen, die den Betroffenen eine Perspektive bieten.

Daß einer umorientierten, am regionalspezifischen Potential ansetzenden
Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik auf lokaler Ebene neue Partner ent
standen sind, belegen nicht zuletzt die 10000 bis 40000 Arbeitsplätze, dieinzwi
schen in selbstverwalteten Betrieben entstanden sind (Berger 1985). Noch be
deutsamer erscheint die auf weitüber 100000PersonengeschätzteZahl der ins
gesamt in alternativen Projekten tätigen Personen jedoch auf dem Hintergrund
eines sich verändernden Konzepts von Vollbeschäftigung, dasnicht nurden Zu
gang zur traditionellen Erwerbsarbeit offenhalten, sondern auch die infrastruk
turellen Voraussetzungen inselbstorganisierten Tätigkeitsfeldern verbessern will
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(Hegner 1985; Evers 1986). — Gerade in Abgrenzung zu herkömmlichen
Gründer- und Technologiezentren sind darüber hinaus in letzter Zeit gewerk
schaftlich inspirierte Vorhaben konzipiertund teils auch schon in die Praxis um
gesetzt worden, die Beschäftigungsförderung, Qualifikationsanstrengungen und
einen sozial und umweltfreundlich gestalteten Einsatz neuer Technologien mit
einander verbinden wollen (vgl.: Lokale Beschäftigungsinitiativen 1986). An
knüpfend an das weithin diskutierte Beispiel der Bekämpfung von Arbeitslosig
keit durch die Londoner Stadtregierung (vgl. Cooley 1986; Einemann/Lübbing
1984; Spics 1986) transportieren das Entwicklungszentrum Dortmund (»EZD«,
Pollmeyer 1986) und das Zentrum Arbeit, Technik, Umwelt in Mittelfrankcn
(»ZATU«, Pfäfflin/ Richter 1985) die »Philosophie« des Greater London
Council. Nicht durch einseitige Kapitalsubventionen, sondern durch die Mobili
sierung der Kreativität und Phantasie der Arbeitnehmer und einen Ausbau ihrer
Mitbestimmungsrechte soll ein lokaler Beitrag zur Krisenüberwindung geleistet
werden. In vielfältiger Weise fiele kommunaler Politik hier eine Vermittlerrolle
zwischen regionalen Akteuren und am Ort verfügbaren Ressourcen zu. Wenn
sich auch jetzt schon gezeigt hat, daß solchen Konzepten einer neuorientierten
kommunalen Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik in der praktischen Umset
zung zu Häuf Schwierigkeiten bereitetwerdenund über ihre Erfolgenoch wenig
gesagt werden kann, so gewinnt doch der Versuch, durch lokalpolitischc Ausein
andersetzungen das emanzipatorische Potential dezentraler Strukturen (Wicne-
mann/Krummacher 1985) »von unten« zu entfalten, hier bereits erste Konturen.

Chancen einer erneuerten Kommunalpolitik durch rot-grüne Bündnisse?

Noch in den siebziger Jahren schwankten die parteipolitischen Reaktionen auf
eine außerparlamentarische Politisierung der Kommunalpolitik zwischen Ab
wehr- und Kriminalisierungsversuchen einerseitsund »Umarmungs«- und Kana-
lisierungsbemühungen andererseits (Hesse 1982). Mitte der achtziger Jahre hat
sich das lokale Parteienspcktrum selbst weitgehend verändert. Im Zuge rot
grüner Bündnisvereinbarungen wird allerorten Transparenz und Kooperations
bereitschaft gegenüber neuen Akteuren der kommunalen Szenerie proklamiert.
Für »originär« kommunalpolitische Fragen wie für ehemals vornehmlich bun
despolitische Themenstellungen bekunden die meist schriftlich festgehaltenen
Übereinkünfte den Willenzum »Umsteuern« auf eine »neue Politik«. Und in der
Tat, wo sonst solltendie politisch-parlamentarischen Träger für eine neuorien
tierte Lokalpolitik »gegen den herrschenden Trend« auch zu suchen sein? Vom
ersten euphorischen Anspruchsniveau allerdings schon auf den entsprechenden
politischen »Output« zu schließen, wäre ebenso voreilig und verfehlt wie rot
grüne Parlamentsbündnisse umstandslos zu neuen Hoffnungsträgern zu stili
sieren. Erfahrungen mitrot-grüner Praxis liegen bislang erstbruchstückhaft vor
(vgl. Kleinen/Kuhnert 1982; Rot-Grünes Modell Kassel? 1985; Bullmann 1985).
Inwieweit hierdas strukturell offenere lokale Terrain für neue gesellschaftliche
Koalitionen inder Krise genutzt werden kann oder eine neue »Sachzwanglogik«
im rot-grünen Politikprozeß die Oberhand gewinnt, kann noch nicht schlüssig
beurteilt werden.

DAS ARGUMENT 163/1987 <B



Renaissance des Kommunalen ? 411

Kommunalpolitik, die für sich das Attribut alternativ reklamiert und mit ihr
eine handlungsanleitende, aber praxiskritische lokale Politikforschung haben
sich jedenfalls im Aufzeigen spezifischer, innovationstauglicher Felder zu be
weisen und die entwickelten Strategien in ein umfassenderesGegenkonzept ein
zubetten. Als prekäre Anlässe alternativer Politik können dabei insbesondere
Umweltschutz-, Energie- und Technologiefragen, Wohnungsprobleme sowie,
allgemeiner, die kommunale Ökologie-, Sozial- und Beschäftigungspolitik
gelten.

Neuartige fachpolitischc Ansätze haben jedoch nur dann eine Chance, wenn es
nicht zuletzt auf der Basis der neuartigen politischen Bündnisse und Akteure ge
lingt, bei gegebenem »objektivem« Problemdruck die ideologischen und kultu
rellen Momente politischer Ein- und Unterordnung lokal bewegbar zu machen
(Evers 1978). Ob sich hier der im Zusammenhang mit den ersten rot-grünen
Kooperationen entstandene »alternative Optimismus« beweisen kann und zur
Stabilisierung kommunal produzierter Gegen-Politik hinreicht, bleibt abzu
warten. Die derzeit mancherorts auch in alternativen Bündnissen schon zu beob

achtenden »Versachlichungstendenzen« hinsichtlich finanzpolitischer Spiel
räume bergen die Gefahr einer neuen Entpolitisicrung bereits in sich und geben,
was eine kommunale »Gegenmacht«-Potenzangeht, eher zur Skepsis Anlaß (vgl.
auch Erneuerung 1986). Eine Institutionalisicrung und Verparlamentarisierung
neuer lokalpolitischer Initiativen ohne nachhaltige Auswirkung auf administra
tive Strategien — und damit die Eindämmung der lokalen Ebene als Lern- und
Austauschfeld oppositionellersozialerBewegungen —wärejedenfalls eine fatale
Entwicklungund würde einige Chancen, die die Kommunalpolitik gegenwärtig
bietet, ungenutzt lassen.
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Kongreßberichte

1. Europäische Rüstungskonversionskonferenz
Eastbourne/England, 19. bis 22. März 1987

Nach mehrjährigen Bemühungen im Umfeld der »Gewerkschaften fiir Europäische
Nukleare Abrüstung« (TUs for END) trafen sich nun rund 100Delegierte von 25 Ge
werkschaften aus zehn westeuropäischen Ländern auf Einladung der größten briti
schen Gewerkschaft, der Transport and General Workcrs' Union (TGWU), in deren
Kongreßzcntrum. Ein erster Versuch, dieses Treffen in Bremen durchzuführen, war
1984 gescheitert. Dabei spielten bis heute fortdauernde politische Divergenzen eine
Rolle. So waren die spanischen Gewerkschaften, trotz ihres eindeutigen Engage
ments für Rüstungskonversion und Alternativproduktion, im Gegensatz zu den briti
schen nicht vertreten. Daneben waren Vertreter aus folgenden Ländern anwesend:
Bundesrepublik Deutschland, Dänemark, Belgien, Finnland, Schweden, Frank
reich, Griechenland, Türkei und Italien.

Die britischen und skandinavischen Kollegen prägten die Veranstaltung. Interes
santerweise waren alle wichtigen britischen Gewerkschaften im Rüstungsbereich
trotz vorhandener Differenzen vertreten, nicht nur durch hauptamtliche Funktionäre
sondern auch durch Mitglieder aus den Betrieben, zumeist Shop Stewards. Das Pro
blem der Briten scheint — entsprechend dem Wahl-Manifcsto der Labour-Party —
zur Zeit weniger die Rüstungskonversionals solche, sondern die Konversion von nu
klearer zu konventioneller Rüstung zu sein. DiesenPunktbetontenbesonders einige
hochkarätige Parlamentsmitglieder und ein Schattenminister. Das Problem der nu
klearen Rüstungskonversion stellt sich in Europajedoch nur noch für die Franzosen;
insoferngabes indiesemPunktnichtsehr vielGemeinsamkeiten. Zwarwurdeallge
mein die nukleare Abrüstung gefordert, aber nicht unbedingt zugunsten einer Auf
stockung der konventionellen Rüstung.

Das andere britische Problem ist die Privatisierung der staatlichen Rüstungs
schmieden bzw. deren teilweise Schließung. Hier liegen bereits einige interessante
Konversionserfahrungen vor, wobei in bezug auf die Ähnlichkeit der Alternativpro
dukte ähnliche Probleme wie in der Bundesrepublikauftauchten. Hier warendie Er
fahrungen der Kollegen von Krupp MaK (Kiel) sowohl im Hinblick auf die Metho
den der Entwicklung vonAlternativen wieauchauf die betriebs- undgewerkschafts
interne Durchsetzung von großem Interesse. Die skandinavischen Erfahrungen
machten deutlich, daß das spezifische Mitbestimmungssystem eine Reihe von Vor
teilenbei der Durchsetzung und Entwicklung von Alternativen bietet. Es zeigte sich
einmal mehr, daß Rüstungskonversion weniger ein technisches oder ökonomisches,
sondern ein politisches Problem ist: Wie sind die politischen Voraussetzungen und
die Bereitschaft bei den Betroffenen und den Entscheidungsträgern zu schaffen, Rü
stungskonversion wirklich zu wollen? Erkennbar wurde einmal mehr, daß der Pro
phet imeigenen Lande —MikeCooley undder Corporate PlanvonLucasAerospace
— wenig gilt. Diese exemplarischen Erfahrungen wurden von einigen britischen
Teilnehmern als Mythos abgetan —wenn auch sicher richtig ist, daß es zeitweise
eine zu idealistische Aufnahme auf dem Kontinent gab. Aber sowohl der Greatcr
London Enterprise Board wie ähnliche Initiativen an anderen Stellen und in For-
schungscinrichtungen(z.B. Unit for the Development of Alternative Products in Co-
ventry) sind Realitäten.

HerbertWulf(IFSH, Hamburg) sprachaufeinerder Plenumsveranstaltungcn über
die internationale Dimension desWaffenhandels und der Waffenproduktion undver
trat die These,daß in Europa achtbiszehnMilliarden US-Dollar jährlich auf Grund
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nationaler Eigenständigkeiten bei der Waffenproduktion verschwendet würden. Er
plädierte für eine stärkere gemeinsame Herstellung von Rüstungen. Viele Teil
nehmer sahen dies als illusorisch an, wenn man die Geld- und Finanzpolitik, den
Agrarmarkt und selbst das Farbfernsehen betrachtet, wo seit Jahrzehnten keine
Einigkeit erzielt werden konnte. Die Widerstände seien beim neuralgischsten Be
reich nationaler Identität, der Verteidigung um so mehr gegeben. Hinzu kommt, daß
es wohl äußerst fraglich ist, ob die eingesparten Summen tatsächlich für sozial nütz
liche Produkte und Dienstleistungen verwendet werden. Illusorisch ist daher sicher
auch die Forderung nach einem europäischen Konversionsfonds, solange nicht die
politischen Voraussetzungen einer radikalen Änderung der Rüstungs- und Wirt
schaftspolitik gegeben sind. Ein solcher Fonds steht eher am Ende und nicht am An
fang einer Rüstungskonversionspolitik. Erstaunlich war, wie stark die Forderung
nach staatlicher Gesamtplanung entsprechend dem französischen Nachkriegsmodell
unter drittelparitätischer Beteiligung von Staat, Arbeitgebern und Gewerkschaften
zur Bewältigung der derzeitigen Krisensituation vorgetragen wurde (Stuart Hol
land). Einig war man sich in der Ablehnungsowohl von SDI und EUREKA als mili
taristischen und nationalistischen bzw. ungesteuerten wettbewerbsorientierten Stra
tegien. Demgegenüber schlug Glynn Ford das »human fronticrs science«-Programm
der Japaner als Vorbild vor.

Die Diskussion in den vier Arbeitsgruppen über Beschäftigungsperspektiven,
HighTech, Alternativproduktprojekte und Waffenkontrolle war zum Glück sehr viel
konkreter und brachte einen echten Erfahrungsaustausch unter Betroffenen und ge
genseitige Lernprozesse zustande. Ebenso wiedie informellen Kontakte sind sie wie
bei allen derartigen Treffen zweifelsohne immer das Wichtigste und Produktivste.
Die Tagung endete mit Einladungen sowohl der italienischen und schwedischen Ge
werkschaften, die Debatte im Herbst dieses Jahres in ihren jeweiligen Ländern fort
zusetzen. Auch Klaus Mehrens von der IG Metall äußerte die Absicht, demnächst
ein ähnliches Treffen zu organisieren. Dies wäre sicherlich in höchstem Maße er
freulich, nachdem die Debatte in der IG Metall in den letzten Jahren an Breite ge
wonnen hat, wenn auch mit dem Niedergang der Friedensbewegung nach der Instal
lation der Mittelstreckenraketen der Elan etwas verflogen war. Denn die Konferenz
zeigte, daßdie Rüstungskonversionsdebatte nur die Spitze des Eisbergs beider Kon
versionder Gesamtproduktion zu sozial nützlichen Produktenund Dienstleistungen
ist. György Szdll (Osnabrück)

Technologische Entwicklung und Wertwandel der Arbeit
Gespräch zwischen Sozialwissenschaftlern, Theologen, Gewerkschaftern und Ar
beitgebern. Evangelische Akademie Mülheim/Ruhr, 27.Fcbruar bis 1. März 1987

I.

Die vereinigten Interessen von Wirtschaft, Militärund staatlich finanzierter militä
risch-industrieller Forschung erzielten innerhalb relativ weniger Jahreeinengiganti
schen Technologieboom, angesichts dessen Schnelligkeit nahezu jederVersuch kriti
scher Problematisierungoder Einflußnahme in Verbalismen bzw. hinter der »norma
tiven Kraft des Faktischen« steckenblieb. Von einem Putsch jedoch kann nicht ge
sprochen werden: Dem ideologischen Kampf und dem an nackten Profit- und Her-
rschaftsintcressen orientierten Einsatz dieser Maschinerie vcrhalfen nicht nur die
auf Abschaffung bzw. Verkürzung kaputtmachender Arbeit gerichteten legitimen
Hoffnungen zum Erfolg; Technologiceuphorie, Wachstums- und Fortschrittsgläu
bigkeit schufen eineTechnikakzeptanz, die in ihrer technokratischen Ausformung
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gänzlich vergessen macht, daß sich mit Einführung der effizienteren Apparatur
nichts geändert hat an den grundlegenden Widersprüchen im Kapitalismus.

Mag sein, daß z.B. die Mikroelektronik positive Auswirkungen auf Arbeit und
Leben der Menschen eröffnen kann. In der Praxis gegenwärtiger Mehrwertaneig
nung durch das Kapital mehren sich jedoch die Indizien dafür, daß der ungehinderte,
von den Betroffenen nicht mitgesteuerte Technikeinsatz nicht nur quantitativ die
Ausbeutung von Menschen und Ressourcen potenziert; in einem noch ungekannten
Ausmaß wird die Qualität menschlicher Arbeit und gesellschaftlicher Kommunika
tion nun lückenlos — bis ins computergesteuerte Kinderzimmer hinein — einer Ka
pitallogik subsumiert, die weniger denn je nach den sozialen Folgen fragt und noch
weitaus zynischer als bisher die »Entsorgung« der politischen, kulturellen, psychi
schen und physischen Deformationen den dafür auserkorenen »therapeutischen« Ap
paraten wie Gesundheitswesen (incl. Psychiatrie), Kirchen und Freizeitanimations
einrichtungen zuweist.

Diese Art »technischen Wandels« wird von den Agenten des Kapitals als quasi na
turwüchsiger Fortschritt verkauft —als sei nicht immer schon die Entwicklung und
Produktion von Maschinen Ergebnis menschlicher Arbeit, die von jeweils spezifi
schen Interessen (im KapitalismusTauschwertintercsscn) in Gang gesetzt und ausge
beutet wurde. So sind denn die »Neuen Technologien« (incl. Informations- und
Nachrichtentechnik) — allen scheinheiligen Gebrauchswcrtversprcchungen zum
Trotz — in erster Linie das, was ihre Genese (als Produkte des militärischMndu-
stricllen Komplexes) bereits zeigt: universelle Rationalisicrungstechnologien und
gleichzeitig global vernetzte Computersysteme zurEffektivicrung, Steuerung, Über
wachung und Bedrohung all dessen, was sich überhaupt noch regt.

Die sozialistischen Hoffnungenauf das —jetzt scheinbar beginnende —Wanken
und Abkippen bisher verfestigter Betriebshierarchien oder Arbeitsteilungen (z.B. in
Frauen- und Männcrarbeit, Kopf- und Handarbeit) sollten nicht dazu verführen, die
Auflösung der »prozessierenden Widersprüche« des Kapitalismus in Sicht zu
wähnen. Nicht für sich betrachtet, sondern vordem Hintergrund dieser neuen Offen
sive des Kapitals und angesichts umfangreicher neuer Gefahren durch Großtechnolo
gien sowie weltweiter sozialer Ausgrenzungsmaßnahtnen ist —auf der Folie bisher
geleisteter Gescllschaftsanalyse — die Technik interdisziplinär zu untersuchen auf
ihre negativen Folgen. Zu fragen ist
— nach der Qualität und Quantität menschlicher Arbeit, den Rationalisierungswir

kungen und zusätzlichen Destruktionen am Arbeitsplatz;
— nach den Bedürfnissen und Erfahrungen der bereits massenhaft ausgegrenz

ten — sowie zunehmend veratmenden — Gruppen der »Zwei-Drittel-Gesell
schaft«;

— nach den —bereits bisher kaum gelungenen —Überlcbcnsstrategien und der
Problematikbisher nur legitimatorisch-affirmativ erfolgenderDefinitiondessen,
was Arbeit und verfügbare Zeit sein kann;

— nach den Folgen totaler Verdatung, Verkabelung und Überwachung von Indivi
duen bzw. als »Krisenpotential« eingestufter Gruppen sowie nach den Grenzen
von Datenschutz und Machtkontrolle;

— nach der Zerstörung menschlicher Kommunikation durch die Eingriffe in die
stoffliche Auseinandersetzung mit Natur und Gesellschaft;

— nach der neuen Kolonialisierung der ausgebeuteten Völker durch Technologie
transferund Verschärfung der internationalen Arbeitsteilung;

— nachder Vernetzung und Effektivicrung militärischer Vernichtungstechnik, be
sonders im Kontext des Kampfes um den »totalen Markt«;
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— nach den Inhalten dessen, was Bildung, Kultur, politisches Engagement, Repro
duktion und Muße vor dem Hintergrund technokratischer Verwertung heißen
kann ...

II.

Wer jetzt nicht offensiv den Streit entfacht, dürfte bald wenig(er) Gelegenheit dazu
haben. Bereits heute gilt es als spinnert/maschinenstürmerisch, sich mit derartigen
Fragen querzustellen. So ist es nicht hoch genug zu schätzen, wenn eine evangelische
Akademie (»ausgerechnet Kirche«!) Betroffenen, Interessierten, Politikern, Funktio
nären und Experten ein Forum zur Auseinandersetzung bietet — und dieses sogar
noch gut macht, indem sie die volle Schärfe der Widersprüche präsentiert. Teil
nehmer waren Interessierte in einem bunten Querschnitt durch die Gesellschaft:
Pfarrer, Studenten, Arbeitslose, Sozialarbeiter, Gewerkschaftsmitglieder, Inge
nieure, Hausfrauen und berufstätige Frauen. Vortragende waren Wissenschaftler, die
dem Industriemanagement nahestehen, und als Co-Rcferenten Gewerkschafter.

Die Referenten brachten die gängigen Thesen: Qualifikation zur Beseitigung der
Arbeitslosigkeit, Chancen durch mehr und bessere Arbeit durch Automationstech
nik zur Behauptung der Industrie auf den Weltmärkten, alles stark ausgebreitet und
mit ermüdendem Zahlenmaterial unterlegt. Die Gewerkschafter beriefen sich aufdie
Verkürzung der Arbeitszeit als Allheilmittel, unterstützten aber auch die Aufforde
rung zur Qualifikation. Von der FU Berlin kam ein Beitrag mit Zahlenmaterial ohne
genaue Hinweise woher und wohin. — Einen neuen Gedanken in dieses Alltägliche
brachte FriggaHaug mitder leidenschaftlich vertretenen These, daß gesellschaftlich
orientierte und politische Arbeit neben der Erwerbsarbeit eine wesentliche Rolle
spielen müßteund auch honoriertwerden müsse, wobei die bisher wenig beachtete
Arbeit der Frau inHaushalt und Gesellschaft in den Vordergrund gestellt wurde —
und natürlich war dies ein Denkanstoß für die anwesenden Frauen, die sich nun auch
an der Diskussion beteiligten. Wesentliches zum Zustand unserer Gesellschaft
brachteHansStenzel, tätig inder Erwachsenenbildung der evangelischen Kirche,ein
und löste damit wohltuend das Schablonendenken der Referenten wie auch das durch
das persönliche Schicksal (Arbeitslosigkeit) der Betroffenen hervorgerufene ab.

Das Zahlenmaterial und die Zukunftsaussichten waren bestimmt durch Hochrech
nungen desheutigen Potentials. Nichtberücksichtigt waren das Endeder Ressourcen
ebenso wie die wachsende Umverteilung der Kapitalanteile, die in naher oder feiner
Zukunft sich auf die Absatzmärkte auswirken müssen und deren Produktionsgigan
tismus ein Ende setzen, ebenso wie die fortschreitende Zerstörung unserer Umwelt.
Unberücksichtigt bliebauch die Sparteder handwerklichen Ausbildung, die schon
allein notwendig ist, wenn die Gesellschaft nicht zu einer totalen Wegwerfgesell
schaft ausarten soll. Unnötig zu erwähnen, daß die Denkanstöße zu einer gesell
schaftspolitisch orientierten Entwicklung bei den kapitalorientierten Referenten
nicht auf fruchtbaren Boden fielen.

Sowohl dieArbeitslosigkcits-Verwalter(z.B. Bundesanstalt für Arbeit) als auchdie
»Freisetzungs«-Experten aus der Rationalisierungsberatung (z.B. Firma McKinsey
&Comp., Inc.) legen dieAbsicherung des Tcchnologisierungsprozcsses fest ineiner
klaren Pflichtenzuweisung. »Humane Ausgleichsfunktionen wegen reduzierterSo
zialkontakte« seien nötig: Vereinsamung, Kommunikationsverlust am Arbeitsplatz
müssenaußerhalbder Erwerbsarbeit kompensiert werden nach dem Motto: »Nicht
lamentieren, sondern positiv sein und motivieren!« Diese Leistungerwarte man von
den gesellschaftlichen Institutionen und Verbänden sowie vom Staat. So deutlich
hört man's selten,wiedas Kapital die Pflichten zuweist —nämlich die Verpflichtung
zum Mitmachen, Mitverantworten der nun computergestützten Hcrrschaftsstruk-
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turcn (als sozialer Kitt, der die Kaputtgemachten ideologisch und sozialtechnisch zu
sammenhalten soll). Der Turmbau zu Babel war zu allen Zeiten das passende
Symbol fiir hegemoniale Borniertheit ...

Es gibt offenbar keine Indizien dafür, daß die Organisationen der Arbeitnehmer«
nun das schaffen, was sogar in Zeiten der Vollbeschäftigung nicht erreicht wurde:
qualifizierte Mitbestimmung, Vergesellschaftungder Schlüsselindustrien ... Dcnn-
noch treten Gewerkschaftsfunktionäre auf wie die Karikatur eines Menschen, der im
dunklen Keller laut pfeift. Die Mitbestimmungsforderung kommt wie das Amen in
der Kirche; je weniger man handelt und kämpft, desto intensiver wird die bessere
Welt herbeigebetet. Der in Mülheim anwesende »Frcisetzungs«-Experte des Kapitals
schien sich zu freuen über die Technikeuphorie des als Kontrahenten eingeladenen
Gewerkschaftsvertreters, der in der Technologie (m.E.) zu sehr die Chance zur Ab
schaffung/Verkürzung von Fronarbeit sah, zu wenig aber die neuen Entfremdungs
und Ausgrenzungsprozesse. Solange jedoch in den Gewerkschaften der kapitalisti
sche Technologiebegriff reproduziert wird, solange diese Art von Technik nicht ge
sehen wird als das, was sie ihrer Entstehung und Funktion nach ist — nämlich Pro
dukt und Ziel nackter Profit- und Herrschaftsinteressen —, solange technokratische
Blindheiten den Blick darauf verwehren, daß eine alternative, sinnvolle, an den
menschlichen Bedürfnissen orientierte Technik erst entwickelt und erkämpft werden
muß (und in ihrer jetzigen Form nicht einfach übernommen werden kann), solange
Arbeit nur als Last abgeschüttelt werden soll, statt in praxi eine neue, erweiterte Be
stimmung und Aneignung zu erfahren, folgen wir nur dumpfer Kapitallogik.

Und eine weitere Blindheit gilt es zu bekämpfen: den Glauben, der Gesellschaft
gehe die Arbeit aus. Subtil und gleichzeitig brutal sind die emsigen Versuche, die
Frauen wieder »zurück ins Heim« zu schicken (denn sie »drängen auf den Arbeits
markt«) nach dem Prinzip: »Die Männer arbeiten und die Frauen verwalten das
ganze vom Mann verdiente Geld!« Wenn es stimmt, daß die Gesellschaft sich nur die
Probleme stellt, die auf Grund ihrer Produktionsweise auch lösbar sind, dann ist es
an der Zeit, daß Frauen die historische Stunde (in der trotz Abnahme körperlich
schwerer Arbeit und der Grundlosigkeit von »Männerberufen« und »Frauenberufen«
das Patriarchat den »Wertwandel der Arbeit« wieder einmal zu seinen Gunsten for

muliert) offensiv nutzen im Sinne aller Menschen. Der bisherige Arbeitsbegriff mit
seiner Fixierung auf kapitalverwcrtbarc, entfremdete Erwerbsarbeit muß ver
schwinden zugunsten einer neuen Definition dessen, was als gesellschaftlich sinn
volle Arbeil praktiziert werdensoll —vonMännern und Frauen gleichermaßen. Ar
beitsethik müßte abgelöst werden von einergesellschaftlichen Verantwortungsethik,
in der Erwerbsarbeit, Reproduktionsarbeit, gesellschaftspolitische Arbeit und Muße
in einer Weise angeeignet werden, die die Kritik der bestehenden schlechten Verhält
nisse ebenso leistet wie die Formulierung der konkreten Utopie —zugunsteneiner
Beteiligung aller an der Transformation der Arbeit.

Also: Die destruktiven Folgen aufspüren und ihnenmit neuen Inhalten entgegen
steuern! Bei der Analyse und Diskussion des gegenwärtigen ökonomisch-techni
schen Prozesses vornehmlich über die vermeintlichen Chancen zu reden bedeutet,
im Angesicht ungehinderter hegcmonialcr Interessen die wirklichen Kampfziele aus
dem Blick zu verlieren, bedeutet auch, Akzeptanz statt Gegenmacht einzuüben.

Ute Hüttmann (Marl-Hüls) und Melanie Langenberger (West-Berlin)
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Ingenieurinnen — Frauen für die Zukunft
Internationale Konferenz, 8. bis 10. Februar in West-Berlin

Mehrere hundert Frauen versammelten sich auf Einladung der Technischen Univer
sität und der Friedrich Ebcrt-Stiftung im übertechnisierten Wcst-Bcrliner Internatio
nalen Congreßccntrum ICC. Irritierend am ICC war seine Unpersönlichkeit. Sie
symbolisiert eine Ausrichtung auf totale Effizienz, auf Männer des Geschäftslcbens
und damit eigentümlicherweise aufdie Schlüsselfrage, die das Thema der Konferenz
war: Wollen Frauen die Technik erobern, wie sie ist? Oder wollen wir unsere Chance
ergreifen, sie zu vermenschlichen?

Von Beginn an gab es Spannungen. Da waren, zuerst und zuvorderst, die eta
blierten Ingenieurinnen aus den USA und westeuropäischen Ländern, meist über 40
Jahre alt. Falls je ein Beweis nötig war, diese Frauen beweisen, daß »Frauen es
schaffen können« in der Technik. Diese älteren Ingenieurinnen mußten sich beruf
lich durchsetzen in einer Zeit, in der es noch keine aktive Frauenbewegung gab, die
ihnen hätte helfen können. Oft gab es noch nicht einmal Gleichstellungsgesetze in
ihren Ländern. Sie mußten ihren Erfolg also individuell erringen. Es war betrüblich,
aber unvermeidlich, daß sie nur als Jammern und Klagen wahrnehmen konnten, was
die zweite Gruppe vortrug: Soziologinnen und Psychologinnen, die sich mit dem
Ausschluß von Frauen aus der männlichen Technik und mit den Beziehungen zwi
schen Frauen und Technik befassen. In den Augen der etablierten Ingenieurinnen hat
diese zweite Gruppe vorschnell eine vom Männ(li)chen beherrschte Professionali-
sierung und kapitalistische Technologien kritisiert und dabei das Vergnügen über
sehen, mit dem kompetente Frauen ihr technisches Wissen zum Zuge bringen.

Glücklicherweise war eine dritte Gruppe anwesend — junge Ingenieurstuden
tinnen aus deutschen Universitäten. Viele von ihnen ergriffen das Mikrofon, um mit
Nachdruck und Klarheit ihr Engagement für Technik auszudrücken. Aber sie spra
chen auch über die Schwierigkeiten, die ihnen durch männliche Kommilitonen und
Lehrer in den Weg gelegt wurden und über ihren Widerwillen gegen bestimmte
Technologien, besonders Atomkraft und Kernwaffen. Diese jungen Frauen hatten
die Authentizität und Legitimität, die den Theoretikerinnen fehlte. Jedermann/frau
war bereit, ihnen mit Respekt zuzuhören.

Die Konferenzwar konzipiert als Forum, um Ergebnisse einer Untersuchung über
berufstätige Ingenieurinnen zu diskutieren, einen Überblick zu gewinnen über die
Situation von Ingenieurinnen in anderen Ländern und praktische Konsequenzen zu
ziehen, um den Frauenanteil in den Ingenieurwissenschaften zu erhöhen.

Was Mona Dahms, Ingenieurinaus Dänemark, als ihre Biografiedarstellte, kann
— vergleicht man es mit Ergebnissen einer Befragung von über 100 Ingenieurin
nen —, als ein »typischer« Entwicklungsweg für die Generation der jetzt berufstä
tigen Ingenieurinnen angesehen werden: begabte gute Schülerin, Begeisterung für
Naturwissenschaft und Technik, hat die männlichen Kollegen immer als »gute
Kumpel« wahrgenommen und die Unterdrückung als Frau aktiv »übersehen«. Ein
schmerzlicher Prozeß der Bewußtwerdung, angestoßen durch die Frauenbewegung
unddie Unmöglichkeit, so sensibilisiert inalterArt undWeise mit männlichen Kol
legen weiterzuarbeiten. Folgen auch im privaten Bereich —Scheidung. Die Suche
nach Alternativen. Das Bedürfnis nach Frauen-Netzwerken.

DieSpannungen inder Diskussion waren auchden kulturellen Barrieren zwischen
Naturwissenschaft/Technik und Geisteswissenschaft geschuldet. Die Problemstel
lungen der Frauen waren, ausgehend von je unterschiedlichen Praxisbereichen und
Erfahrungen, verschieden. Jene aus der Minderheit weiblicher Ingenicure (2% in
der Bundesrepublik) betonten die positiven Seiten in der Spezifik von Ingenieurs-

DAS ARGUMENT 163/1987 'S



420 Kongreßberichte

arbeit, die Ästhetik mathematischen Denkens und ihre Erfahrung von Umwcltkon-
trolle. Nur indem sie an ihrem starken Arbeitsintercsse festhielten, konnten sie sich
trotz aller Behinderungen in der Frauen kulturell ausschließenden Tcchnikkultur
halten. Diese Frauen hielten es unbedingt für notwendig, sich als Frauen und als In
genieurinnen zu organisieren. Die vorgeschlagenen Wege dazu waren je nach Alter
und politischer Biografie verschieden (Netzwerke wie »Frauen in Naturwissenschaft
und Technik«, Ingenieurinnenverband vergleichbar denen in anderen westlichen In
dustrieländern, frauenspezifische Organisation innerhalb des VDI oder der Gewerk
schaften).

Die Sozialwissenschaftlerinnen dagegen forderten kompensatorische Maß
nahmen, ein Unterstützungsnetz für Mädchen und Frauen oder, radikaler, die Verän
derung der Technik (und der männlichen Techniker). Sie hatten die Mehrheit der
Mädchen und Frauen vor Augen und die Erkenntnis, daß ohne eine Vermenschli
chung der Technik und ihrer Kultur Frauen ausgeschlossen bleiben bzw. die wenigen
Pionicrinncn oft einen hohen persönlichen Preis zahlen müssen.

Die Diskussion wird bei einem Folgekongreßfortgesetzt; die Friedrich-Ebert-Stif-
tung hat uns die Finanzierung am Ende des Kongresseszugesagt.

Cynthia Cockburn (London) und Helga Karl (West-Berlin)

European Conference of Initiatives on Work and Health
Straßburg, 19. und 20.Februar 1987

Zum ersten Mal haben sich auf europäischer Ebene Vertreteraus Arbeitsgruppen ge
troffen, die jenseits der traditionellen Institutionen auf dem Gebiet der Arbcitcrgc-
sundheit aktiv sind. So unterschiedlichdie einzelnen Gruppen arbeiten und organi
siert sind (vertreten waren Großbritannien, Frankreich, Belgien, Holland, Schweiz
und BRD), so auffallend waren viele Parallelen in den Biographien der »Aktivisten«.
DieGründungsmitglieder sämtlicher Gruppen sindpolitisch-kulturell in irgendeiner
Form durch die Studentenbewegung beeinflußt worden. Viele haben ein Uni-Stu
dium absolviert, häufig in sozialwissenschaftlichen Fächern und sind dann — unab
hängig voneinander —zurÜberzeugung gelangt, daß wissenschaftliche Erkenntnis
gewinnung weder Selbstzweck noch Karricrcgrund sein dürfe.

Einige sind dieser Einsicht entsprechend aus ihren traditionellen Wissenschaftler-
Karrieren »ausgestiegen« —andere haben von Anfang an darauf verzichtet, sich im
Wissenschaftsbetrieb zu etablieren. Alle haben — mit mehr oder weniger Mühen
und Erfolg —alternative Tätigkeitsfelder aufzubauen versucht, die aufeine neue Zu
sammenarbeit zwischen Wissenschaftlern und Betroffenen abzielen. Gemeinsam ist
allen Gruppen das Bemühen, durch Beratung, Schulung und gut lesbares Informa-
tionsmatcrial den Betroffenen praktisch verwertbares Wissen zur Verfügung zu
stellen, das ihnen hilft, am Arbeitsplatz (und darüber hinaus) ihre Gesundheit zu
verteidigen. Alle vertretenen Gruppengebendaher Rundbriefe, Broschürenund z.T.
auch Bücher zu ähnlichen Themenbereichen heraus.

Unterschiede gibt es v.a. in der Zusammenarbeit mit staatlichen Institutionen und
Gewerkschaften sowie im Hinblick auf politisch-strategische Forderungen an den
Staat bzw. Gesetzgeber. Während z.B. die britischen und französischen Gruppen
eine weitere Verrcchtlichung und Verregelung der Grenzwerte für gefährliche Ar
beitsstoffe sinnvoll finden, vertraten diebundesdeutschen Gruppen eherdie Auffas
sung, daß ein Regelungs- und Kontrollsystcm in der betrieblichen Praxis viel zu
komplexwäre, um effektivangewandt zu werden, und überdies eine Scheinsicherheit
suggeriere, da bisher ohnehin nur Grenzwerte für einzelne Stoffe existierten, nicht
aber fürdie imAlltag vorkommenden unzähligen Stoffgemische und-kombinationen.
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Leider war die Zeit zu kurz, um derartige Differenzen in grundsätzlichen Ein
schätzungen fruchtbar diskutieren zu können. Alle Teilnehmersprachen sich daher
für ein weiteres Treffen aus, das im Mai 1988 in Straßburg stattfinden sollte. Bis
dahin sollten die neu geknüpften Verbindungen genutzt werden, um auch Vertreter
aus Italien, Österreich und den skandinavischen Ländern zur Teilnahme zu moti
vieren.

Das Treffen wurde politisch und materiell ermöglicht durch die sogenannte »Re
genbogenfraktion« im Europäischen Parlament. Kontaktadresse: Berliner Infoladen
für Arbeit und Gesundheit, im Berliner Gesundheitsladen, Gneisenaustr. 2, 1000
Berlin 61. Eberhard Göbel (West-Berlin)

Analyse und Interpretation der Alltagswelt
Konzepte der Umwelterkundung in Freizeit und Weiterbildung. Thomas-Morus-
Akademie Bensberg, 16. bis 17.2.1987

Für knapp zwei Tage trafen sich ca. 50 Vertreter aus Geographie, Geschichtswissen
schaft und Freizeitpädagogik, um über neue lebensweltliche Konzepte zu sprechen.

Zunächst stellte Wolfgang Isenberg (Bensberg) Vorläufer der lebensweltlichen
Analyse vor und zeigte bestehende Konzepte auf. Vorläufer sah er insbesondere im
Wandern der Jugendbewegung, in der proletarischen Jugendbewegung und den Pfad
findern. Ihre Nachfolger finden sich heute in Dorfanalyse und Spurensicherung. Das
Ziel der neuen kritischen Heimatkunde sei die »Wiedergewinnungder Lcbcnswclt«;
Möglichkeiten standen im folgenden auf dem Programm.

Gerhard Hard (Osnabrück) machte »die Spur« zum Thema seines Vortrages. Er
verstand darunter die »unbeabsichtigte Folge absichtsvoller Handlungen«. Spuren,
die Menschen bei ihren Handlungen hinterlassen (z.B. Trampelpfade) können monu-
mcntalisiert werden, wenn die in ihnen sichtbaren Bedürfnisse im nachhinein legiti
miert werden (der Trampelpfad wird gepflastert). Sie können auch verwischt werden
(dann werden Barrieren aufgebaut, damit der Pfad nicht mehr benutzt werden kann).
Pseudospuren dagegen werden häufig an den Bedürfnissen vorbei von der Admini
stration als Prestigeobjekte angelegt. Den Nutzen einer Spurensuche sah Hard vor
allem in der »hermeneutischen Wendung«, welche es dem Beobachter erlaubt, nach
Analyse der Spuren auf sein Verhalten zurückzuschließen und so auch etwas über
sich selbst zu lernen.

Manuel Kniper (Hannover) unterschied die »ökologische Heimatkunde« von an
deren Typen der Ökologie wie der kybernetischen Ökologie, dem Landschaftsres-
sourcen-Ansatz und Globaltheorien durch den Bezug zur Umweltschutzbcwegung
und den lebensweltlichen Zusammenhang. Der Heimatbegriff wurde dabei bewußt
angenommen, da er die Möglichkeit zur Identifikation beinhaltet. Drei Gesichts
punktebestimmen die ökologische Heimatkunde: der historische(da die historische
Auseinandersetzung Natur stets neu schafft), der Einschluß des lokalen Aspekts (das
Lokaletun, ohne das Globale zu vergessen) undsozialeGesichtspunkte. Heimatsoll
so aus dem Wissen um Heimat vor Ort selbsttätig geschaffen werden.

Gert Zang (Konstanz) unterschiedzunächstzehn Trendsder seiner Meinung nach
unüberschaubar gewordenen RegionaN/Alltagsgeschichte: die Verarbeitung vonGe
schichte zu Theaterstücken, das Aufleben der Heimatmuseen, die Renaissance von
Ortsgeschichten und -Chroniken, historische Rundgänge, die Hinwendung der Par
teienund Organisationen zur Geschichte ihrerOrtsvercine und Verwaltungsstellen,
die Spurensuche an Volkshochschulen, Einzel- und Kollektivbibliographien mit
Hilfeder »Mündlichen Geschichte«, Regionalgcschichte an der Schule, Geschichts
werkstätten und schließlich wissenschaftliche Publikationen zu Region, Alltag und
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Lebenslauf. Anschließend stellte er zwölf Thesen zur Struktur der »Neuen Bewe

gung« auf: Die Entwicklung ist neben der institutionalisierten Verarbeitung von Ge
schichte hergelaufen, sie ist nicht nur länder-, sondern auch systemübergreifend, die
dahinterstehenden Bedürfnisse sind noch unklar und wenig erforscht, der Entwick
lung liegen aber auf jeden Fall keine einheitlichen Motive zugrunde, die Schranken
Weimarer Heimatgeschichte wurden verlassen, den Hauptaspekt bildet das Indu-
striezcitaltcr als unmittelbare Vorgeschichte der Gegenwart, Regionalgcschichtc ist
Teil der Struktur- und Sozialgcschichtc. Viele Bearbeiter begnügen sich mit dem re
gionalen Blick, die Bewegung stellt sich gegen die Hegemonie der Zentralen, sie ver
breitert die Pluralität, lenkt den Blick von den Städten auf die Region, erweitert das
Spektrum der Fragestellungen und ist selbst Teil einer Bewegung zu mehr Selbsttä
tigkeit.

Hans-Martin Müllenmeistcr (Hannover) beschrieb anschließend das Konzept
einer »Länderkundlichen Animation«, wie sie von einem großen bundesdeutschen
Reiseunternehmen angeboten wird. Zwar ist das Informationsbedürfnis des Durch-
schnittstouristen größer als allgemein angenommen, doch werden die angebotenen
Ausflüge ins Hinterland der Urlaubsorte nur von einer Minderheit in Anspruch ge
nommen. Die länderkundliche Animation versucht dem Besucher einen Einblick in

die Lcbenswelt der Bewohner des Gastlandes zu verschaffen. Durch intensive Aus

einandersetzung mit der fremden Kultur soll der Gesichtskreis des Reisenden erwei
tert werden. Nur durch die ganzheitliche Darstellung von Kultur könnten Vorurteile,
die durch Fragmentierung entstehen, abgebaut werden, und nur so könnte sich eine
flexiblere Einstellung dem eigenen Alltag gegenüber entwickeln.

Helga Kampf-Jansen (Gießen) beschrieb, wie »Aus Alltagsdingen Kunstobjekte«
werden. Die Auseinandersetzungmit Alltagsdingen zeigte sie als Entwicklungsskiz
zen, als Reisen in das Wesen der Dinge. Jedes Ding wird nicht nur formal be
schrieben, sondern in seiner Funktion, Genese und Selbstinterpretation dargestellt.
Das wiederum führt zur Interpretation und Reflexion des eigenen Lebens. »Die Bio
grafie des Dings ist immer auch eine Biografie menschlichen Lebens.« Folgende
Fragen, die an die ästhetische Erfahrung zu stellen sind, zählte sie auf: die Frage
nach der Konkretheit der Dinge, nach ihrer persönlichen Geschichte, nach den in un
serem Bewußtsein hinterlassencn Spuren, ihrem kulturhistorischen Kontext, der in
ihnen vergegenständlichten menschlichen Arbeit und den individuellen Formen
ihrer Aneignung. Ferner sollten der Waren-Charakter der Dinge, die ästhetischen
Normen ihrer Produktion, ihr Fetischcharakter, die mit ihnenverbundene Alltagser
fahrung und ihre Wahrnehmung als Kunst untersucht werden.

Egbert Daum (Hannover) sprach zum Thema »Eins werden mit der Welt? Räum
licheWahrnehmung undsinnlicheErfahrung.« Zunächstunterzog er die »Neuerliche
Innerlichkeit« einer herben Kritik, schränkte aber ein, daß diese nach sinnvoller Ein
ordnung und Kritik konstruktiv in eine Synthese von Ratio und Emotion zu über
führen sei.

Möglichkeiten der Umwcltpolitik, der Stadtteilerkundung mitKindern, zeigte an
schließend Wolfgang Zacharias (Pädagogische Aktion München). Er ging von der
These aus, daß es neue Verbindungen zwischen Sinn und Sinnlichkeit, zwischen
Symbol, Zeichen und Ding, zwischen Abstraktion und Phänomenalem, zwischen
Wissen, Denken undHandeln, Fühlen undErfahren herzustellen gilt. Zumleitenden
Paradigma wirddabei eine lebensweltlichc Topographie, dieje erreichbare Alltags-
umwclt, dcr»oikos«, indem Kinder undJugendlicheleben. Lebcnswcltmuß zurück
erobert werden (Nutzflächenncuvcrtcilung). Zerstückelung der Lebcnswclt zeigt
sich in der fragmentarischen Wahrnehmung und Nutzung von Räumen. Hier

DAS ARGUMENT 163/1987 E



Kongreßberichte 423

Wohnen, dort Spielplatz, da Baden. Dazwischen liegen tote Zonen, die außerhalb
der Nutzung durch Kinder liegen.

Inge Meta Hülbusch (Kassel) erzählte im letzten Beitrag die Chronik eines Beteili
gungsverfahrens von Jugendlichen an der Dorferneuerung eines oberhessischen
Dorfes. Ausgehend von der Wahrnehmung ihres Dorfes hatten Jugendliche ihre An
sprüche dargestellt und Beteiligung gefordert. Innerhalb des zähen Verfahrens
zeigten sich die undemokratischen Strukturen der Planung, welche die Jugendlichen
die »Realität« ihres Dorfes kennenlernen ließen.

In der Schlußdiskussion prallten dann noch einmal beide Forschungskonzep
tionen, die kritisch-rationale und die subjektiv-emotionale, aufeinander. Wurde er-
sterer ihr sozialtechnologischer Charakter vorgeworfen, so wehrte sich letztere
gegen den Absolutheitsanspruch und stellte sich als nützliche Ergänzung dar: Die
Realität, wie sie die Menschen wahrnehmen, ist ernstzunehmen.

Hubert Mücke (Bonn)

Europäische Lesben- und Schwulenkonferenz
5. bis 6. März 1987 in Brüssel

Der 6. März 1987 könnte als historisches Datum in die Annalcn der europäischen
Schwulen-und Lesbenbewegung eingehen. An diesem Tagnämlichbeschlossendie
Teilnehmer/innen der von den Grün-Alternativen im Europaparlament veranstal
teten Anhörung zur Diskriminierung von Schwulen und Lesben in Europa, ihre
Kräfte zu bündeln und eine europäische Meldestelle gegen Diskriminierung zu
gründen.

Mehr als hundert Teilnehmer/innen, Abgesandte von 60 Organisationen aus zehn
europäischen Ländern, einschließlich der Türkei,waren dem Aufruf, nachBrüssel
ins Europaparlament zu kommen, gefolgt. Die Ideezu diesem Projekt warwährend
einer anderenVeranstaltung der Grün-Alternativen entstanden. Im Januar 1985, auf
der Konferenz »Jugend gegen Rassismus«, traten die an der Konferenz teilneh
menden Vertreter vonSchwulen- und Lesbenorganisationen miteiner gemeinschaft
lichen Erklärung andieÖffentlichkeit, inderdieNotwendigkeit einereuropaweiten
koordinierten Bekämpfung der Diskriminierung von Schwulen undLesben unterstri
chen wurde. Gerade angesichts der AIDS-Hysterie und der damit verbundenen
neuen Anti-Schwulen- und Lesbenstimmung drückten die Unterzeichner/innen der
Erklärung das Bedürfnis nach einereigenen »Amnesty»-Organisation aus. Der Ge
danke einer europäischen Meldestelle war geboren.

Um keine Zeit zu verlieren, erklärte sich die flämische Schwulen- und Lesben
organisation »Federatie Werkgroepen Homoftlie« aus Antwerpen spontan bereit, die
Vorbereitung einer Konferenz zur Verwirklichung dieses Projekts auf sich zu
nehmen. Zahlreiche Schwulen- und Lesbenorganisationen aus ganz Europa rea
gierten begeistert auf ein erstes Rundschreiben, in dem das Projekt vorgestellt
wurde. Weniger begeistert waren die Reaktionen der politischen Fraktionen im Eu
ropaparlament, die um ihre finanzielle, organisatorische und politische Unterstüt
zung gebeten worden waren. Abgesehen von einigen wenigen Solidaritätserklärun
gen individueller Abgeordneter hüllte man/frau sich in Schweigen. Nur die Grün-
Alternativen zeigten sich von ihrer besten Seite. Sie waren bereit, dieKonferenz als
Anhörung unter ihre Schirmherrschaft zu nehmen und die notwendigsten finan
ziellen Mittel zur Durchführung der Veranstaltung und Gründung der Meldestelle
bereitzustellen.

Am5. Märzkonnte der niederländische Abgeordnete Bramvander Lckim Namen
seiner Fraktion die Anhörung eröffnen. Die niederländische und sozialistische Ab-
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geordnete Hcdy dAncona informierte die Vertreter/innen der Schwulen- und Les
benorganisationen darüber, was im Europaparlament im Bereich der Anti-Diskrimi
nierung auf Grund sexueller Orientierung geschehen ist. Die wichtigste parlamenta
rische Initiative ist der Entschlicßungsantrag der italienischen Kommunistin Vera
Squarcialupi vom 13. Februar 1984 über sexuelle Diskriminierung am Arbeitsplatz.
Diese Entschließung beinhaltet u.a. die Forderung, alle Gesctzcsartikel. die freiwil
ligen homosexuellen Verkehr zwischen Erwachsenen verbieten, jegliche Form von
Registrierung und jedwede Klassifizierung von Homosexualität als Geisteskrankheit
abzuschaffen. Der Europäischen Kommission wurde nahegelegt, initiativ zu werden
in Fällen von Entlassungen, Vorschläge zu entwickeln, um zu verhindern, daß Ho
mosexuelle in den Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft diskriminiert
werden beim Zugang zum Beruf und bei den Arbeitsbedingungen, bei der Weltge-
sundheitsbehördc dafür zu plädieren, Homosexualität aus ihrem Verzeichnis von
Krankheiten zustreichen und bei den Mitgliedsstaaten eine Übersicht über diejewei
ligengesetzlichen Bestimmungen zu fordern, um eventuelle Diskriminierungen fest
stellen zu können sowie gegebenenfalls einen Bericht darüber zu erstellen. Von den
vielen gutgemeinten Forderungen sind nur sehr wenige in die Tat umgesetzt worden,
und auch diese nur in vereinzelten Ländern. Die Teilnehmer/innen der Anhörung
warennicht gerade überraschtüber einen Briefder Kommission, in dem der Antrag
auf Finanzierung der europäischen Meldestelle mit höflichen, aber nichtssagenden
Worten ignoriert wurde.

Holger App (Bundesverband Homosexualität) stellte die deutsche Tradition der
Homosexuellenvcrfolgung dar, die in der physischen Vernichtung durch die Nazis
kulminierte. Die Scheinliberalität, wie sie Endeder sechzigeroder Anfang der sieb
zigerJahre herrschte, wurdedurchdas Auftreten der Krankheit AIDSjäh beendet.
App schilderte vor allem die Situationin Bayern, wogerade die Existenzvon »Rosa
Listen« indie Publizität gekommen warundwodie »Sondermaßnahmen« gegen (po
tentielle) AIDS-Kranke eine für Homosexuelle unlebbare Situation kreiert haben.

Sprecher der französischen Delegation stellten fest, daß alles, was an Liberalisie
rung unter der sozialistischen Regierung erreicht worden war, abgebaut wird. Poli
zeirazzien und Idcntitätskontrollen sind gang und gäbe.

In Großbritannien ist, wo das Mindcstaltcr für homosexuelle Handlungen (zwi
schen Männern) noch immer bei 21 Jahren liegt, sind in der letzten Zeit auffällig
viele und scharfe Urteile unter Mißachtung dieses Gesetzes gefällt worden. Auch
gilt,wie für viele andere EG-Länder, daß aufGrund einer homosexuellen Beziehung
keineAufenthaltsgenehmigung erteiltwird. Derobligatorische AIDS-Test bei Immi
granten, ebenfalls in vielen EG-Ländcrn diskutiert, ist in Großbritannien bereits
Realität. Gute Nachrichten kamennuraus Norwegen, einemLandalso, das nichtder
europäischen Gemeinschaft angehört. Dort kennt man schon seit 1981 ein Antidis
kriminierungsgesetz.

Derzweite Tag war der Idee dereuropäischen Meldestelle gewidmet. Alsgrößtes
Problem blieb zu diskutieren, wie sie zu finanzieren sei, da die erhoffte Unterstüt
zung der Europäischen Kommission und der politischen Parteien (vorläufig) aus
blieb. Mit beeindruckender Entschlossenheit demonstrierte die europäische
Schwulen- und Lesbenbewegung, wie aus der Not eine Tugend gemacht werden
kann. Judith Schuyf, Mitarbeiterin der Abteilung »Homostudies« an der Universität
Utrecht, unterbreitete das Angebot ihrer Institution, den Dokumentationsteil der
Meldestelle zu übernehmen. Jean-Claude Letist, Sekretär der IGLA (International
Gay and Lesbian Association), erklärte die Bereitschaft seines Verbandes, für den
Aktionsteil Sorge zu tragen. Holger App überreichte spontan sein »Hochzeitsgc-
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schenk«: eineAktemit tausend Diskriminierungsfällen, zusammengetragen unddo
kumentiert von der ZEH (Zentrale Erfassung Homosexuellendiskriminierung). An
Arbeit wird es der Meldestellealso nicht mangeln. Die Schwulen- und Lesbenbewe
gung hat in der »Hauptstadt« Europas demonstriert, daß ein »Europa der Bürger«,
wofür dieeuropäischen Institutionen werben, auch ihren Interessen Rechnung tragen
muß. Die Bereitschaft scheint bei den Institutionen zu bestehen: der Vorsitzende der
Kommission, Jacques Delors, schickte den Veranstaltern ein Telegramm, in demer
seinBedauern ausdrückte;nichtan der Anhörung teilnehmen zu können und gleich
zeitig den Wunsch, über die Ergebnisse informiert zu werden.

Marianne Ebertowski (Brüssel)

2. Forum europäischer sozialistischer Feministinnen
7. bis 9. November 1986in Hamburg

Seit zwei Jahren treffen sich sozialistische Feministinneneuropaweit, um Kontakte,
Erfahrungen, Ideen und Strategien auszutauschen. Eine erste Konferenz im Oktober
1985 in Kopenhagen mit ungefähr 80 Frauen konstituierte ein »europäisches Forum
sozialistischer Feministinnen«. Frauen aus Hamburg, speziell die der marxistischen
Zeitschrift Das Argument nahestehenden, haben enorm viel Energie, Zeit, Arbeit
und Geld investiert, um zu gewährleisten, daß die HO Frauen, die nach Hamburg
kamen, ein anregendes, angenehmes und denkwürdiges Wochenende verleben
konnten. Es ist ihnen gelungen. Die Stimmung war warm, freundlich, aufregend und
erinnerte an die »gute alte Zeit« früher Frauenbewegungskonferenzen. Die Teilneh
merinnen kamen meist aus Dänemark, Italien, Spanien, Österreich; einzelne Frauen
aus Finnland, Norwegen, Frankreich und Nordirland.

Bevor über die Situation der Frauen und der Frauenbewegungen in jedem der re
präsentierten Länder berichtet wurde, umriß Nora Räthzel vom »Argument« in der
Eröffnungsveranstaltung die Ziele der Konferenz. Es gibt bereits eine organisierte
europäische Linke — auf Initiative der PCI hin —doch bis jetzt sind Feministinnen
darin kaum präsent. Das Forum hofft, feministische Eingriffe auf dieser europä
ischen Ebene zu stärken. Es hofft, daß Frauen aus den verschiedenen europäischen
Ländern jene Ideen und Strategien koordinieren können, die sie aus ihren unter
schiedlichen sozialen und politischen Kontextenentwickelt haben. Es hofft, daß wir
Europa als politisches Unterstützungsforum für die Kämpfe der Frauen der Dritten
Welt nutzen können — seien sie Immigrantinnen in Europa oder Zielscheibe impe
rialistischer Politik zu Hause. Frauen sind nicht nur eine einheitliche Gruppe, son
dern durch Klasse, Rasse und Region gespalten. Wenn nun ein europäisches Netz
werk Erfolg haben soll, wird es Prioritäten setzen müssen, an welchengemeinsamen
Forschungsprojekten, Strategien und Aktionen wir teilhaben wollen, damit wir in
kreativer Weise in die Lage versetzt werden, politische Ziele und Perspektiven zu
umreißen, und nicht nur begrenzte Forderungen an unterschiedliche Einzelstaaten
stellen.

Das Hauptthema dieser Konferenz war »Frauen und die Restrukturierung der Ar
beit«. Es wurde gewählt, weil NeueTechnologien, Bewegungen transnationalenKa
pitalsund sich im Umbruch befindliche Musterder Frauenlohnarbeit einen Schlüs
selkomplex für die weltweite Veränderung der Lageder Frauendarstellen. Die »Re
strukturierung der Arbeit« wird Frauen immer mehr als Lohnarbeitcrinnen in »un
qualifizierten«, Unterbezahlten undunbeliebten Arbeiten fesseln. Als »flexible« Teil-
zeitarbeiterinnen werden sie sich am Rande des Arbeitsmarktes wiederfinden, wenn
sie sich nicht zur Wehrsetzen. VieleBeiträgeauf der Konferenzdiskutierten Themen
wie den Erfolg und das Scheitern der Kampagnen für Arbeitszeitverkürzung; wie
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Arbeitgeber die »flexible« Zeit ausnutzen, um die Produktivität der Frauen zu er
höhen; und wie manden Problemenbegegnen kann, auf die Frauentreffen, wennsie
individuell versuchen, in die traditionellen, qualifizierten Arbeitsplätze einzu
dringen, die üblicherweise Männern vorbehalten sind.

Der für viele Teilnehmerinnen interessanteste Teil der Konferenz waren vielleicht
zu Beginn die Berichte überden Zustand desFeminismus inden verschiedenen Län
dern. Es gabdie vertraute Aufregung, neueFrauenzu treffen, die an ähnlichen Pro
blemen arbeiten, aber dennoch in sehr anderen Situationen leben; ebenso gab es ein
mutmachendes Bewußtsein über die Unterschiedlichkeit feministischer Projekte
überall in Europa. Dochberichteten die meisten Länderdarüber, daß zwareinerseits
feministischeIdeen —ganz anders als noch vor zehn Jahren —zur Geltung kommen
—z.B. innerhalb der Gewerkschaften, in lokalen und sogar in den nationalen Regie
rungen — doch andererseitsder Sinn für eine autonome, geeinte Frauenbewegung
nicht mehr präsent sei. Viele Frauen, die heute unermüdlich für Fraueninteressen
kämpfen, wiesen die Bezeichnung »Feministin« weit von sich. Überdies schien so
zialistischer Feminismus als eine Art kohärenter, organisierter Strömung innerhalb
des Feminismus kaum irgendwo zu existieren. Maria Lisa Rodano, Mitglied der PCI
und des Europaparlaments, drückte es so aus: »Es stimmt, daß die Bewegung jetzt
nicht tot ist, aber sie ist noch immer etwas versteckt«. Oder wie Jacqueline Heinem
ihren eher düsteren Bericht über den französischen Feminismus schloß: »Noch gibt
es keine Erneuerung sozialistisch-feministischer Ideen. Es gibt aber immer Hoff
nung«. Hoffnung war die Stimmung, die die meisten von uns aus Hamburg mit
nahmen.

Als das strittigste Thema während der gesamten Konferenz stellte sich das Ver
hältnis von Erster und Dritter Welt heraus. Eine Minderheit von Frauen empfand es
als Ausdruck weißer, eurozentrischcr Herrschaft, sich überhaupt als Frauen auf
einer europäischen Ebene zu organisieren. Der Konsens, der schließlich gefunden
wurde, akzeptierte, daß wir zumindest kurzfristig aus praktischen und ökonomi
schen Gründen zur Zeit nicht hoffen können, uns auf internationale Ebene als sozia

listische Feministinnen zusammenzuschließen. Wir mußten uns schon sehr an

strengen, um unser aktuelles Problem zu lösen, wie wir einer breiteren Gruppe
europäischer Frauen (speziell eingewanderten und Arbeiterklasscnfraucn) die Mittel
und Möglichkeiten organisieren sollten, an einer solchen europäischen Konferenz
teilnehmen zu können. Andere machten sich stark dafür, daß es politisch wichtig sei,
sich europaweit zusammenzuschließen, um die Lage und Kraft aller europäischer
Frauen zu stärken und zu verbessern — seien sie nun gebürtige oder eingewanderte;
ebenso, um für eine internationalistische Orientierung europäischer Politik zu
kämpfen, die allgemein der Dritten Welt und speziell den Frauen dort nutze. Die Or
ganisierung der dritten Konferenz wurde von den Frauen aus Madrid übernommen,
auch mit dem Argument, daß die Frauen aus dem südlichen Europa stärker zu Wort
kommen müßten.

Tliemenfür die Konferenz 1987: 1: Produktion: Enthält den Prozeß, Arbeit zur Ge
legenheitsarbeit (Flexibilität) werden zu lassen, neue Technologien, Umwelt und
Energie (Koordinatorin: Esther Breitcnbach, 130 Marchmont Road, Edinburgh EH9
1AQ, Schottland). 2: Öffentlich und Privat: Enthält Reproduktionstechnologien,
doppelte Identität der Frauen, Sexualität, Sozialpolitik und Fragen der Autonomie
(Koordinatorin: Mercedes Combabella, Barquillo44,2 Madrid, Spanien). 3: Euro
päische Politik: Enthält Ost/West-Beziehungcn und die Friedensbewegung (Koordi
natorin: Frigga Haug. Rappstr. 2, 2000 Hamburg 13, Bundesrepublik). 4: Ethnizität,
Einwanderung und Frauen der Dritten Welt (Koordinatorin: Paloma Uria, Uria 5,
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33003 Oviedo, Spanien). Kontaktadresse fiir die Konferenz 1987: Linda Gottfried,
San Martin de Porres22, Madrid, Spanien. Kontaktadresse für das Forum, in dem
die Beiträgeder Konferenz veröffentlicht werden: Jeanne Gregory, Middlesex Poly-
technic, Queensway, Enfield, Middlesex EN3 4SF, GB, U.K.

Cynthia Cockburn (London)

Kongreßankündigung

Historisch-aktuelle Probleme der Persönlichkeitsentwicklung
Vierte Arbeitstagung zur Tätigkeitstheorie, Marburg, 12. bis 14. Juni 1987

Die Arbeitstagungen werden seit Jahren voneinem Kreis von Leuten aus Psychologie
und Pädagogik, aber auch aus anderen Disziplinen und Praxisfeldern getragen, die
von der produktiven Aneignung der Tätigkeitstheorie, insbesondere von A.N. Le-
ontjews Werk, Fortschritte ihrer Arbeit erwarten. Nach drei Hauptreferaten zum
diesjährigen Rahmenthema, u.a. auch über weibliche Persönlichkeitsentwicklung,
werden in Workshops zu verschiedenen Arbeitsgebieten (Pädagogik/Didaktik, Psy
chologie/Therapie, Kulturarbeit/ästhetische Erziehung, Frauen, Biografiefor-
schung) speziellere Problemstellungen und Arbeitsergebnisse zur Diskussion ge
stellt.

Anmeldungen sind zu richten an die Vorbereitungsgruppe Lcontjew-Tagung,
z.Hd. Prof. Dr. G.Auernheimer, Institut für Erziehungswissenschaft, Wilhelm-
Röpke-Str. 6B, 3550 Marburg (Teilnahmegcbühr 20,- DM).

Spendenaufruf

15 Prozent der Philippinos gehören zu den Stammesvölkern. Auch nach dem
Machtwechsel ist ihre Existenz durch Landraub, Vertreibung und Militarisierung
bedroht. Um ihren Ansprüchen auf Land, Selbstbestimmung, Friedenund regio
nale Autonomie Nachdruck zu verleihen, veranstaltet das Volk der Igorot eine
Konferenzder Stammesvölkervom21. April bis 6. Mai. Zur Deckung der Kosten
undFolgekosten dieserKonferenz bittet die Gesellschaftfär bedrohte Völker um
Spenden auf ihr Konto Nr. 7400-201 beim Postgiroamt Hamburg, Stichwort
»Igorot-Konferenz«. Die Spenden sind steuerlich absetzbar. Weitere Informa
tionen: Gesellschaft für bedrohte Völker, Postfach 2024, 3400 Göttingen.
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Besprechungen

Philosophie

Rehfus, Wulff D.: Der Philosophieunterricht. Kritik der Kommunikationsdidaktik
und unterrichtspraktischer Leitfaden. Verlag Frommann-Holzboog, Stuttgart 1986
(223 S., br., 38,- DM)

Den Vorwurfder »Kommunikationsdidaktik« richtet Rehfus gegen die gegenwärtig
dominierende philosophiedidaktische Position von Eckehard Martens (19). Martens
rückt das »Sclbstdcnken« der philosophierenden Schüler ins Zentrum und setzt
daher beim Gespräch über Alltagsprobleme der Schüler an. Dann erst werden philo
sophische Texte als weitere »Dialogpartner« herangezogen, um abschließend nach
Konsequenzen für zukünftiges Handeln zu fragen. In der Betonung des dialogischen
Charakters sieht Rehfus das Lernziel »Erkenntnis« zugunsten von »Verständigung«
aufgegeben (44, 147); gegen die Handlungsorientierung des Philosophieunterrichts
setzt er seine Vorstellung, die Beschäftigung mit Philosophie solle nicht für den
Alltag tauglich machen, sondern im Gegenteil aus ihm herausfuhren zum Ver
ständnis der »abendländischen geistesgeschichtlichen Tradition« (59). Mit großer
Schärfe betont Rehfus den Gegensatz zwischen seiner Zielsetzung, die vorhandenen
philosophischen Denksysteme zu vermitteln, und Martens' Betonung des dialogi
schen Lernprozesses und des praxisbezogenen Philosophierens — man erkennt in
dieser Kontroverse den bereits in anderen Fächern ausgetragenen (und inzwischen
relativierten) Gegensatz zwischen wissensorientierter und schülerorientierter Di
daktik wieder.

Rehfus beschränkt sich allerdings keineswegs auf die Vermittlung von Kennt
nissen, sondern propagiert mit Nachdruck das Bildungsideal des »philosophischen
Bewußtseins«, das — in absoluter Trennung von jeglichem Handeln und Kommuni
zieren —definiert wird als Geisteshaltung, die von der »Öffnung des Denkens für
Metaphysik und Einübung des Denkens in methodischen Zweifel« (55) bestimmt ist.
Gegen den Vorwurf, es gehe dabei nur um den Nachvollzugvorhandener Denksy
steme (»Abbilddidaktik«), forderter vomLehrer, »Problemeder Philosophie zu Pro
blemen der Schüler zu machen« (93), den Philosophieunterricht also nicht nur sach-
orientiert, sondern zugleich problem- und erklärungsorientiert anzulegen (106f.).
Die Begriffe klingen hier ähnlich wie bei Martens, doch die »Probleme« scheinen vor
allemdie der philosophischen Tradition zu sein, zumindestwird die Fragenachdem
Zusammenhang mit den Problemen von Schülern in den konkretisierenden Vor
schlägen für die Gestaltung des Unterrichts, etwa im betont »undogmatisch« gehal
tenen Abschnitt »Inhalte« (90ff.), nicht weiter verfolgt.

Im Zentrum des unterrichtspraktischen Teils steht denn auch eine differenzierte
Systematik zur Aneignung philosophischer Texte: Erarbeitung vonProblemstellung
und-lösung, Rekonstruktion des Argumentationsgangs, Einordnungin das Werkdes
Autors (136). Diese Systematik dient in vereinfachter Form zugleich als Aufgaben
stellung füralleLernkontrollen, was anhand von Klausurtexten (samt Beurteilungen)
zu Descartes und Heidegger dokumentiert wird (171ff.). Rehfus' Überlegungen be
schränken sich allerdings nicht auf die philologische Arbeit an philosophischen
Texten, auf die der Philosophieunterricht auch seiner Ansicht nach nicht reduziert
werden darf. Er stellt darüber hinaus Überlegungen zu den Formen und Methoden
des Philosophieunterrichts an, diewegen der konkreten Auseinandersetzung mitUn-
tcrrichtsproblemcn für den Lehrer auch dann von Nutzen sind, wenn man seine be-
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wußtseinsphilosophische Position nicht teilt. Bemerkenswert ist, daß sich Rehfus
gegen die Ausrichtung des Unterrichts auf vorgegebene »Lernziele« wendet und
einen betont schülerorientierten Unterricht anstrebt. Auch wenn diese Orientierung
im Rahmen seines (auf die Aneignung der vorhandenen philosophischen Denksy
steme konzentrierten) Konzepts zu sehen ist: die Gegensätze zwischen den didakti
schen Theorien scheinen sich mit zunehmender Nähe zur Unterrichtspraxis zu ver
wischen. — Der abschließend dokumentierte Ausbildungsplan für die Arbeit im
Fachseminar Philosophie legt großes Gewicht auf unterrichtspraktische Übungen
und arbeitet damit der Theorielastigkcit der Rcfcrendarausbildung entgegen.

Eckhard Volker (West-Berlin)

Totok, Wilhelm: Bibliographischer Wegweiser der philosophischen Literatur.
Vittorio Klostermann Verlag, Frankfurt/M. 1985 (53 S., br., 12,80 DM)
Totok, Wilhelm: Handbuch der Geschichte der Philosophie. Band V: Bibliogra
phie 18. und 19. Jahrhundert. Vittorio Klostermann Verlag, Frankfurt/M. 1986(760
S., Ln., 285,- DM)

Totoks Wegweiser, knapp und übersichtlich, ist seit 26 Jahren (1. Ausgabe 1959)
eine viel benutzte Übersicht. Die die Strukturdes Werkes respektierende Bearbei
tung durch Horst-Dieter Finke — ebenfalls Mitarbeiter des Handbuchs — hat den
größten Teil der Titel durch neue ersetzt. Allerdings dient der Wegweiser in seiner
Knappheit trotz des klaren Aufbaus eher dem Berufsphilosophen. Neuere, didak
tisch bsorgte Übersichten geben hingegen auch praktische Ratschläge zum bibliogra
phischen Aufbau des Studiums (so Siegfried Detemple, Wie finde ich philosophi
sche Literatur, West-Berlin 1986).

Bei der starken Inhalts- und Kontextwanderung der Philosophie seit der Nach
kriegszeitfällt andererseitseine starke Rückständigkeit auf. Die »Grenzbereiche zur
Philosophie« sind mit Theologie, Mystik und Orient gut sortiert, wobei der Orient
wiederum mehr als Grenzgebiet zur Theologie und Mystik denn als eigene Sphäre
spekulativen Denkens angesehen wird. Wenig gibtes inden»Teilgebieten« zurpoliti
schen Philosophie, nichts zur Wissenschaftsgeschichte; Wissenschaftstheorie und
Tomismus werden referiert, aber es gab offensichtlich weder Psychoanalyse noch
Strukturalismus, Existentialismus oder Marxismus ... oder »das andere« Deutsch
land. Fazit: ein Nachschlagewerk, das nützlicher für konventionelle als für neue
Aufgaben sein dürfte.

Noch prinzipieller sinddie Einwände zum 5. Band des (insgesamt sechsbändigen)
Handbuchs vonTotok mitder Bibliographie zum 18. und 19. Jahrhundert. Konzipiert
als Fortsetzung der Bibliographie des Grundrisses von Überweg, beinhaltete es in
früheren Bänden Einleitungen zu den verschiedenen Kapiteln, die im 5. Bandent
fallen. Dies ist nicht zu bedauern, wenn man das Konventionelle und Inhaltslose
jenerEinleitungen berücksichtigt. Bedenklicher istdas Durchhalten eines scheinbar
plausiblen Auswahlkriteriums: der Eigenname desmöglichst systematischen Philo
sophen alsKern derPhilosophiegeschichtc. FürPerioden wie die europäische Auf
klärung, ohne klare Selbständigkeit der Philosophie oder eindeutig überragende
Namen, kann sich das verheerend auswirken. Warum Mendelssohn und nicht
Garve? Warum Namen mitspekulativer Bedeutung wieLessing undnicht ebenso mit
philosophisch-institutioneller wie Nicolai oder mit ästhetischer wie Winckelmann
und Baumgarten? Gelten nurdie Namen, die inden großen spekulativen Schlachten
auftauchen? Allen Respekt für das Behandeln von Rosmini, de Maistrc, Maine de
Biran,Burke, John H. Newmann; aber gabes nichteinenProudhon oder die anderen
eher schlechtals recht »Vorläufer« des Marxismus genannten? Kann man die spani-
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sehe Philosophie des 18. und 19. Jahrhunderts auf den Neuscholastikcr Balmcs redu
zieren? Und wo sind Vico, die Physiokraten, Mcslicr, Fontenelle, der präromanti
sche Piatonismus in Cambridge geblieben, nicht zu reden von Buffon, Lamarck, die
Naturphilosophen? Kann man die Philosophie des 18. Jahrhunderts ohne all dieje
nigen Zeitschriften und Nachschlagewerke aus der Zeit studieren, die gewiß nicht als
philosophisch einzustufen sind?

Das Problem wird hier scharf. Denn es geht um die Voraussetzungen der philoso-
phiegeschichtlichcn Arbeit. Eine hervorstechende Qualität des Bandes besteht in der
Systematisierung der vergleichenden Studien zu verschiedenen Verfassern, die, zu
sammen mit der Bibliographie zu Teilgebieten, cinge der genannten Lücken teil
weise schließt. Aber das genügt keineswegszur Strukturierung einer Philosophiege
schichte, die Husserls Bestimmung der reinen Philosophie nicht mehr teilt und die
Eigennamen nicht länger als letzte, »schöpferische«, »geistige«, »humanistische«
Einheit der Philosophie betrachtet. Erschwert wird das Problem durch die er
drückende Masse der zu berücksichtigenden Literatur, die unter Totoks Vorausset
zungen eher durch eine Enzyklopädie als durch ein Handbuch zu lösen wäre. Totok
hat sich verdienstvoll einer alten Aufgabe entledigt; neue Aufgaben hat er nicht anvi
siert. Eine Bibliographie der Philosophiegeschichtc bleibt für neue Forschungs
zwecke von Fall zu Fall durch jeden einzelnen Forscher zu rekonstruieren; die episte-
mologischen Grenzen der Disziplin sind zur Zeit allzusehr ins Wanken geraten. Ein
Telefonbuchder Autoren, nochdazu ein verdächtigeinseitiges, wird nur eine, gewiß
unentbehrliche, Hilfe sein. Jose Maria Ripalda (Madrid)

MotroSilova, Nelli Vasil'evna (Hrsg.): Studien zur Geschichte der westlichen
Philosophie. Elf Arbeiten jüngerer sowjetischer Autoren. Mit einem Vorwort von
Dieter Henrich. Suhrkamp Verlag, Frankfurt/M. 1986 (266 S., br., 28,- DM)

Der Band bietet eine fragmentarische Philosophiegeschichte, die sich in Schwer
punkten von den Vorsokratikern bis zu Denkern des 20. Jahrhunderts erstreckt. Die
Aufsätzesind überwiegenddem Zusammenhanggrößerer Arbeiten entnommen, was
die Lektüre bisweilen erschwert. Alle Autoren, darunter vier Frauen, sind an akade
mischen Instituten beschäftigt. Seltsam mutet an, daß sie als »jünger« bezeichnet
werden: über die Hälfte ist über fünfzig Jahre alt. Ausdrücklich weistdie Herausge
berin darauf hin, daß die sowjetische Philosophie keinen monolithischen Block
bildet. Geeint freilich seien dieversammelten Philosophiehistoriker inder Überzeu
gung, ihr Fach habe einem »Grundwert menschlichen Miteinanders« zu dienen: dem
Verstehen anderer Epochen und anderer Völker (11). Die Absicht ist nicht bloß anti
quarisch, bewahrend, sondern auch aufPrüfung und Bewährung vergangenen Den
kens gerichtet. Methoden historisch-materialistischer Erklärung von Überbauge
stalten spielen keine Rolle.

A.V. Lebedev untersucht die Beziehungen zwischen dem naturphilosophischen
Denken und der griechischen Vasenmalerei; A.L. Dobrochotov interpretiert Frag
ment B52 von Hcraklit im Hinblick v.a. auf den Begriffdes Aion und die Meta-
phorik desSpiels, wobei die»Identität von Chaos und Kosmos« zurGeltung kommt.
Der Beitrag von S.S. Averinen' hat »DieSymbolikdes frühen Mittelalters«zum Ge
genstand und nimmt thematisch wiedem Umfang nach eineSonderstellung ein. Im
Mittelpunkt steht die politische Wirksamkeit der Symbole v.a. der Wortsymbolik.
Zunächst umreißt der Autor die Vorgeschichte: mit der Herausbildung des römi
schen Kaiserreiches verloren die Institutionen undGebräuche der Republik ihreei
gentliche Bedeutung und wurden Zeichen. Durch den wachsenden kulturellen Ein
fluß des Orients verstärkt sich ein Hang zur Emblcmatik, dessen politische
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Bedeutung Averinccvan interessanten Beispielen aus beiden Reichshälften der Spät
antike belegen kann — etwa an der Sclbstbezeichnung der Byzantiner als »Romäer«
(Römer). Im Mittelalter nun erfährt die Kraft der Symbolik eine nochmalige Verstär
kung durch die christliche Eschatalogic, in deren Perspektive der Monarch — wie
derum in Ost und West — nur als Statthalter und unvollkommener Repräsentant der
göttlichen Macht gilt, deren baldige Erscheinung man allgemein erwartet. Der
Kampf zwischen Kaiser- und Papsttum wird verstellbar als eine »Auseinanderset
zung um das Recht, Symbolträgcr sein zu dürfen« (89). Innerhalb dieser Auseinan
dersetzung spielen philosophische Spekulation und Ästhetik eine Vermittlerrolle.
Schließlich wird als das Spezifische der christlichen Symbolik »der Zusammenhang
der Idee des Zeichens und der Idee der Treue« (99) ausgewiesen.

G.G. Majorov will in seiner Arbeit zum Problem der Erkenntnisgewißheit bei
Leibniz zeigen, daß dessen Lösungsvorschläge zum Teil auch heute noch Gewicht
haben —wie das Prinzip des zureichenden Grundes oder der Begriff der Repräsenta
tion —, während Frau Gajdenko unter dem Titel »Antike Traditionen im Deutschen
Idealismus« die Einheit und Differenz in der Auffassung der Geometrie bei Piaton,
dem Neuplatoniker Proklosundbei Kant bestimmt. Letzterem geltenauchdie näch
sten beiden Arbeiten: A.V. Lektorskij stelltdas ProblemkantischerErkenntnistheorie
verständlich dar; E. Solov'ev behandelt die bei Kant thematisierte Beziehung von
Wissen, Glauben und Sittlichkeit aus aktueller Sicht. Ausgangspunkt ist die szienti-
stische Ideologie, welche, dem Sicherheitsbedürfnis der Menschen Rechnung tra
gend, behauptet, alle praktischen Fragen könnten undmüßten von der Wissenschaft
gelöst werden. Diese aber sei, so Solov'ev im Gefolge Kants, dazu gar nicht in der
Lage. Weil die szientistische Verkleidung des Alltagsbcwußtseins und ein dogmati
scherGlaube, der Moralität begründen willund somitdemErnstsittlicher Entschei
dung entflicht, des gleichen berechnenden Wesens sind, kann »vernünftig abwä
gende Überlegung sich in Aberglauben überall da (verwandeln), wo sie an der ei
genen Unzulänglichkeit des Wissens scheitert« (176). Nun soll, Solov'ev zufolge, die
kritische Beschränkung des Wissens bei Kant direkt der »selbständigen Bedeutung
des Sollens und der absolut sittlichenEntscheidung« dienen (174). Eine solche Inter
pretation wird man als zumindest ungenau bezeichnen müssen, stellt doch nach Kant
die moralische Erfahrung, dieder Freiheit, etwas durchaus Ursprüngliches dar. So
fern die Freiheitsidee einer Vermittlung durch die Kritik theoretischer Vernunft be
darf, stehtsie im Kontext der Möglichkeit des höchsten Gutsals Endzweck morali
schen Handelns. Aber das absolute Sollen setzt Solov'ev der Bestimmung eines sol
chen Endzwecks — auf die sich Marxisten wie Ernst Bloch als Kantisches Erbe zu
berufen pflegten —gerade entgegen. Warum schließlich die imSinne Kants verstan
dene moralische Haltung alsstoisch zubezeichnen sei, bedürfte ebenso der Klärung
wie die wenig dialektische Formulierung vom »antibürgerlichen Pathos derSelbstlo
sigkeit« (181). Jedoch ist Solov'ev eine Variante der Szicntismuskritik gelungen, die
nicht zuletzt durch ihr beinahe cxistcntialistisch zu nennendes Pathos der Gefahr und
der Verantwortung bemerkenswert ist.

Es folgen zwei Untersuchungen zur Philosophie des 19. Jahrhunderts. A.I. Volodin
belegt die russische Feucrbach-Rczeption der vierziger Jahre, während N.V.
Motrosilova dieBedeutung des Systemsbegriffs für Hegels Methodologie und insbe
sondere für seinen Wissenschaftsbegriff skizziert. Den Abschluß der Sammlung
bilden zwei Arbeiten zu Denkern unseres Jahrhunderts. Einer möglichst konsi
stenten Interpretation von Wittgenstein gilt derhermeneutische Ehrgeiz M.S. Koz-
lovas. Obwohl sie die Notwendigkeit einer Analyse und Kritik der durch falschen
Gebrauch der Sprache entstehenden Scheinprobleme und Mißverständnisse in der
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Philosophie einräumt, kritisiert sie Wittgensteins Trennung von Methode und
Theorie und den darauf basierende Methodenprimat. N.S. Avtonomova schließlich
thematisiert »epistemologischc Aspekte des Unbewußten«. Freuds Theorie versteht
sie als Symptom und Resultat eines Umbruchs zur Modernität. In diesem Prozeß
verlor der Begriff des Bewußtseins den Charakter der Sclbstcvidenz und seine Har
monie mit den Strukturen der Außenwelt und der Sprache. Zur Lösung der damit
entstehenden Probleme biete sich Freuds Begriff des Unbewußten an. Avtonomova
hebt seinen materialistischen Charakter hervor, kritisiert aber zugleich eine natur
wissenschaftliche Verengung. Innerhalb der Psychoanalyse sei sie besonders erfolg
versprechend überwunden im strukturalistischen Ansatz Lacans. Freilich biete auch
dessen zentrale These, das Unbewußte sei eine Redeweise und intelligibel nach Ana
logie der Sprache, methodologische Schwierigkeiten, die zeigen, daß sich die Wis
senschaft vom Unbewußten noch auf der Stufe der Hypothesenbildung, nicht schon
auf der einer einheitlichen Theorie befinde. Dieses Ziel könne erreicht werden erst

mit der Einbeziehung des Unbewußten in eine allgemeine Bewußtseinstheorie, die
ihrerseits in eine umfassende Gesellschaftstheorie integriert werden müsse.

Nicht nur die beiden letzten Beiträge zeigen eine beachtliche Vertrautheit mit der
westlichen Literatur auch der Gegenwart. Des Eindrucks, daß die meisten Arbeiten
auch hierzulande hätten geschrieben werden können, wird man sich kaum erwehren
können. Bemerkenswert scheint mir, was die Einleitung zur gesellschaftlichen Stel
lung der Philosophie in der Sowjetunion berichtet: die Resonanz, die solchen Ar
beiten ineiner weiteren Öffentlichkeit sicher ist, und die Achtung, die ihnen auch of
fiziell entgegengebracht wird (12ff.). Motrosilova führt sie zurück auf die Tradition
sowohl des Marxismus als auch der russischen Kultur.

Hans-Ernst Schiller (Frankfurt/M.)

Schönherr, Hans-Martin: Philosophie und Ökologie. Philosophische und politi
sche Essays. Verlag Die Blaue Eule. Essen 1985 (150 S., br., 27,- DM)

Schönherr promovierte 1982 (»Staat und Gesellschaft —der Progreßder Rationa
lisierung bei Hegel und Kant«) und ist Mitherausgeber der »Nürnberger Blätter«. In
sieben Essaysgeht er »der Kernfrage (nach), warum die abendländische Kulturent
wicklung derart destruktiveWirkungen für die Natur und auch den Menschen hat«
(9). Er siehtsicheinemeinheitlichen Rationalisierungsprozeß gegenüber, der sowohl
die menschliche Natur in ihrerSinnlichkeit undIndividualität diszipliniere und uni
formiere als auch die äußere Natur wissenschaftlich-technisch, sozioökonomisch,
politisch und ethisch zu stellen bzw. zu unterwerfen trachte (23). So werden die auf
der Naturwissenschaft beruhenden Weltbilder dort problematisch, wo diese »die
reale, individuell erfahrbarc Lebenswelt« als ihren Gegenstand verdrängt habe(34).
Betroffen von dieser Krise sind gleichermaßen Liberalismus und Sozialismus in
ihrer Auffassung der Neutralität der Technik gegenüber der Gesellschaft (113) und
der naturwissenschaftlichen Objektivität (30).

Wie dieNaturwissenschaftler haben auch »die Philosophen« »Verantwortung über
nommen: für den Fortschritt der Vernunft, für die Ausbreitung rationaler, techni
scherundtechnologischer Prinzipien, Verfahren und Handlungsweisen, unterdenen
Natur —die äußere wie die menschliche —mehr als nur zu leiden hat« (11). Insbe
sonderewarnt Schönherr voreiner rational-ökologischen Ethikals Mittel zur Diszi-
plinicrung jedeseinzelnen gegenüber derNatur (79) und als Lcgitimationsideologic
einer Politik, »die genau jene Herrschaftstendenzen verstärken (könnte), die der ba
sisdemokratische Anspruch bekämpfen will« (82). Esgelle, jetzteineselbstkritische
Rationalität und sanfte Vernunft zuentwickeln. Dabei könne »eine Philosophie des
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Umdenkens... nur von einem Begriff des Menschen als sinnlichem Naturwesen aus
gehen, wie er bei Nietzsche antizipiert wurde, wenn Rationalisierung sich nicht
weiter verselbständigen soll. Der Mensch beginnt dort zu leben, wo er sich nicht
mehr rational verhält« (26). Vernunft sei in den Dienst der Sinnlichkeit zu stellen,
die »Symbol für Natur in einer rationalisierten Welt« sei (27) und als »das Andere«
begriffen werden müsse (23). Letztendlich seien jedoch die Leitbilder zurÜberwin
dung der ökologischen Krise weder der Natur selbst noch der (eher verselbstän
digten) Technik oder derEthik entnehmbar, sondern nur noch derÄsthetik (133), da
»Kunst... sich dem Primat der Rationalität« entziehe (134).

Der Autor läßt Sinn, Inhalt und v.a. Durchführbarkeit der »anderen Rationalität«
im Ungewissen. Die ökologische Krise führt er »originär (auf) eine Krise der
industriell- und kapitalorientierten Arbeits- und Lebensweise« im Osten und Westen
zurück (59) und erkennt diese als sozial verursacht (43). Statt aber zu versuchen,
diese Gedanken durchzuarbeiten und an der Wirklichkeit zu überprüfen, möchte er
»den Einfluß sozialer Herrschaft und ökonomischer Ausbeutung etwas beiseite
lassen« (114), da er implizit jenen zustimmt, »die die Gefahr viel mehr in einer ver
selbständigtenTechnik... als in den Strukturen sozialer Herrschaft der modernen In
dustriegesellschaft« (113) sehen. Doch damit übergeht er das Zusammenspiel von
Ideologie, Wissenschaft und kapitalistischer Produktionsweise, und trägt — wohl
eher ungewollt — zu der zu Recht kritisierten »metaphysischen Selbsthcrrlichkeit
und Überheblichkeit« (23) der Rationalität bei. Stephan Beermann (Paris)

Breuer, Stefan: Aspekte totaler Vergesellschaftung. Freiburg i.Br., Ca-Ira-Verlag
1985(315S.,br.,36,-DM)

Der Band versammelt Aufsätze und Rezensionen, die von 1975 bis 1985 im »Le-
viathan« und anderen Zeitschriften erschienen. Die Texte des ersten Teils, der Frank
furterSchule gewidmet, schwanken eigenartig zwischen einer philologischen Ana
lyseder Theoriedifferenzen zwischen z.B. Adorno und Horkhcimer (15ff.), wonach
Horkheimer einfach eine radikalisierte Variante der idealistischen Philosophie ver
trete, während Adorno umgekehrt die Sprengkraft seiner Fetischismuskritik durch
seine metahistorische Theorie der Naturbeherrschung neutralisiere, und einem un
mittelbaren Rückschluß ausdemdiagnostizierten »Verfall der Philosophie« aufeinen
irgendwie analogen Zustand der Gesellschaft. Daß z.B. die Totalitätskategorie
immer unformulierbarer werde und daher vielleicht nicht mehr aufrechterhalten
werden könne, weistfür den Autorgleichdaraufhin, »daß die Geschichte in ein Sta
dium getreten ist, in dem nicht mehr das Endliche, Besondere, Empirische die
Formen der Vermittlung vorgibt, sondern das Unendliche, Absolute, Allgemeine:
ein Stadium, in dem das konstitutive Prinzip sichauf die Endlichkeit nicht mehr nur
äußerlich bezieht, sondern diesedergestalt umwälzt, daß es in ihr zur Erscheinung
gelangt« (9). Durch diese einigermaßen pathetische Rekapitulation von Frankfurter
Leerformeln —»Das Empirische« ist mindestens ebenso abstrakt wieseinGegenteil
—wird subjektivistische »Globalgeschichte« (nach dem Terminus von Foucault; vgl.
306) derbanalsten Sorte geschrieben und gleichzeitig sogetan, alswäre dieVerding
lichung von dem durch dieVerdinglichungskategorie erleuchteten Blick problemlos
und »global« zudurchschlagen. Wäre derVerfasser bei seinen philologischen Beob
achtungen, innerhalb deren Philosophen wie Adorno oder Habermas ebensoviel
(oder wenig) Dignität beanspruchen können wie alle anderen auch, geblieben, hätte
er sich derart unvermittelte Sprünge in die Geschichtsprophctie ersparen können.
Aber, wiees in seiner Habermas-Kritik heißt, der Platz, dendie Frankfurter Schule
»in den Auseinandersetzungen der sechziger Jahre einnahm, ist seither leer gc-
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blieben und hält durch eben diese Leere die Erinnerung an das wach, was Theorie
einmal bedeuten konnte« (52). Es handelt sich um eine Leerstelle, die auf Grund des
gesellschaftlichen Zustandes wohl auch leerbleiben muß und daher auch vom Autor
dieses Buches (mit all ihrer Faszination) freigelassen wird.

Der zweite Abschnitt »Politik und Recht« betreibt entgegen dem ersten eine
durchaus traditionelle Geschichtsbetrachtung mit allerdings universalhistorischen
Ansprüchen. Es kann hier nicht darum gehen, historische Fehler (wie die falsche
Darstellung der faschistischen »squadre«; 203) zusammenzutragen; interessanter ist
wohl, daß sich die historische Darstellung immer unterhalb einer nie bezweifelten
Hegemonie des »Begriffs« ansiedeln muß. So stellt der Autor treffend die Diffe
renzen zwischen dem deutschen und dem italienischen Faschismus dar und plädiert
für eine genaue Analyse der historischen Kontingenz, kommt dann aber zu dem Er
gebnis: »Während in Italien der kapitalistische Modernisierungsprozeß die traditio-
nalcn Institutionen und Mentalitäten nur erst so weit untergraben hatte, daß wohl die
Diktatur eines faschistischen Führers, nicht aber eine tiefgreifende Faschisierung der
Gesellschaft möglich war, war dieser Prozeß in Deutschland bereits so weit fortge
schritten, daß der Faschismus die ihm innewohnenden Möglichkeiten ungehemmt
entfalten konnte« (222). Hier wird kontingente Geschichte reduziert auf einen ab
strakten Faschismusbegriff, dem der deutsche Fall besser, der italienische weniger
gut entsprochen habe, ohne daß dieser Begriffselbst überhaupt diskutiert würde. Ein
ähnliches Ergebnis konnte man im übrigen vor zwanzig Jahren bei Ernst Nolte auch
schon nachlesen.

Beim letzten Abschnitt mit »Kritiken und Polemiken« fehlt, da ihr Anlaß in der
Regel schon zurückliegt, weithin das Interesse. Wichtig ist dieses Buch vielleicht am
ehesten als Dokument des Zusammenbruchs der von der Frankfurter Schule (und
auch von ihren Nachfolgern) stets beanspruchten geradezu ciceronianischen Univer-
salkompctcnz. Hier zeigt sich nun, daß sie wederden Ansprüchen der Textphilologie
noch denen der positivistischen Tatsachenforschung genügen kann. Eine Entschei
dung zwischen diesen beiden Offerten wird sich vielleicht nicht mehr lange hinaus
schieben lassen. Manfred Hinz (Augsburg)

Sprach- und Literaturwissenschaft

Sucharowski, Wolfgang (Hrsg.): Gesprächsforschung im Vergleich. Analysen
zur Bonner Runde nach der Hessenwahl 1982. Niemeyer Verlag, Tübingen 1985
(332S.,br..98,-DM)

Der Sammelband will verschiedene Formen der linguistischen Gesprächsanalysc
—teilweise unter den Namen »Konversationsanalyse«, »Diskursanalyse«, »Dialog
forschung« —einer nichtnur linguistischen Leserschaft vorstellen und vergleichbar
machen. Die Beiträgerwurdengebeten, unabhängig voneinander ihren eigenen An
satz anhand der Fernsehsendung »Bonner Runde«nach der Hessenwahl 1982,die der
»Wende« unmittelbarvorausging unddie in transkribierterFormabgedruckt ist, vor
zuführen. Die Komplexität der Struktureiner solchen Sendung und ihre Länge (ca.
25 Minuten) erschweren es allerdings, diejeweilige Methode stringent darzulegen.

Dieckmann (54-76) erläutertnur einen kurzen Augenblick im Gespräch zwischen
Nowottny (ARD), Reiche (ZDF), Brandt(SPD), Kohl (CDU) und Genscher (FDP),
nämlich Brandts Äußerung, daß eine linke »Mehrheit diesseits der Union« existiere,
und die Reaktionen Genschers und Kohls darauf. Er geht von einer trialogischen
Kommunikation aus, einer Kommunikationsinszenierung zum Zweckedes Betrach-
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tctwerdens durch die Zuschauer/innen, deren Widersprüchlichkeit darin bestehe,
daß diese mißtrauisch erwarten, daß »zum Fenster hinausgesprochen« werde, sie
diese Erwartung jedoch nur aufrechterhalten können gegen den Schein einer quasi
nicht-öffentlichen Kommunikationsvcranstaltung. Hehler (77-106) konzentriert sich
gleich viel stärker auf die restriktive Form der Gesprächsführung (also weder Inter
view noch Mehrpersonengespräch) und bezeichnet sie als kommunikativen Mecha
nismus zum Abrufen von Statements. Er thematisiert solche Äußerungen, die die
laufende Gesprächshandlung (z.B. eine Erwiderung auf einen Vorwurf) nicht unter
brechen, und nennt sie Einwürfe. In Einwürfen sieht er eine Möglichkeit, sofort in
haltlich zu reagieren, ohne gleich einen eigenenGesprächsbeitrag liefern zu müssen.
Nacheiner Auflistungerfolgteine Interpretation aller Einwürfe: sie dienen vorallem
der Vorspiegelung einer Gesprächslebendigkeit und verhüllendie im Grunde äußerst
starre Organisation. Hoffmann (107-145) entwickelt zunächst ausführlich die Kom
munikationsform einer Wahlnachsendung und geht dann auf den allgemeinen thema
tischen Ablauf ein; sodann entfalteter für ausgewählte Beispieleden Zusammenhang
von Äußerungsformen und Handlungsqualität, wobei er aufandere Institutionen zu
rückgreift. Einewichtige Kategorie für ihnsindMehrfachadressierungen, mitderer
die Bedeutung mancher Äußerungen auflösen kann. An drei längeren Beispielen
wird exemplarisch vorgeführt, wie seine »linguistische Diskursanalyse« vorgeht.
Hoffmanns sehr gründliche Erörterung der Form, Thematik, Handlungsverknüp
fung und der institutionellen »Fiktion« relativiert eine Vorgehensweise, die zu
schnell vom Einzelfall abstrahiert. Kindt (146-176) versucht nachzuweisen, daß in
der BonnerRunde viel mehrpassiert,alsdaßsiedie Beteiligten lediglich in Kommu
nikation verstrickt. Mit einem Arsenal aus »Standardelementen« und »Stcreotypie-
elemcnten«, die er z.T. der Rhetorik entnimmt, kommt er zu einer weitreichenden
Interpretation über »Austauschbarkeit« der Politikerreaktionen und Reagieren »auf
eine allgemeine, außerhalb des Gesprächs liegende Konstellation«. Damit ist ein
Rahmen zumindest ansatzweise gefunden, der mit einem —hier jedoch völlig im
plizit gehaltenen —Ideologie-Begriff operieren könnte. Kindt knüpft mehrfach an
seine eigenen etwas ironischen Politikvorstellungen an und findet diese in der
Bonner Runde wieder. Die »rhetorischen Wirkungsmöglichkeiten« hätte ich gern
ausführlicher erläutert gesehen, sieerscheinen abernurals»rhetorische Techniken«.
Rehbock (177-227) kümmert sich ausschließlich um tendenziöse und rhetorische
Fragen inderBonner Runde und knüpft an eine längere Diskussion inder linguisti
schen Pragmatik an. Er exemplifiziert mit Hilfe des Transkripts seine Überlegungen
zu diesen spezifischen Fragetypen. Es geht dabei immer wieder um Zwickmühlen
und Fallstricke fürGcsprächsteilnehmer, indiesiedurch diese Fragen hineinmanö
vriert werden. Sager (228-264) ist der einzige, der den Anspruch erhebt, diege
samte Bonner Runde einihrerKomplexität zuanalysieren. Dazu entwirft er einsoge
nanntes Schichtcnmodcll aus vierSchichten eines Gesprächs (Äußerungen, Rede,
Diskurs, Dialog), dieer sukzessive abarbeitet, beginnend mit deruntersten Schicht,
den Äußerungen. Außerdem unterscheidet er quantitative und qualitative Sicht
weisen. Da er zum Vergleich eine studentische Diskussion heranzieht, zeigt sich
schnell, was zuerwarten war, daßdieBonner Runde »anders«, »abweichend« ist. Der
Berg kreißt und heraus kommt: die Bonner Runde ist überwiegend monologisch,
d.h. die Politiker sind lange ununterbrochen am Reden, und sie besitzt vor allem
einen Turniercharakter. Die von Sager verwendete Analogie zurTierwelt (Rivalität,
Kommentkämpfe u.a.) wäre amüsant, wenn sie nicht vorgäbe, mehr als nur Analogie
zusein, nämlich eine »linguistische Ethologie« (Bonner Runde unter dem Gesichts
punkt der Arterhaltung). Sucharowski (265-307) beschränkt sich vor allem auf die
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Beobachtung, daß die Politiker ihre ersten Statements mehr oder weniger vorbereitet
haben, und untersucht dann im einzelnen, mit welchen Strategien sie ihre Vorberei
tungen mit der Position im Gespräch, die durch eine Frage beispielsweise gegeben
ist,inÜbereinstimmung bringen. Ermacht daraufaufmerksam, daß die Politiker be
stimmte Prinzipien beachten (Höflichkeit, Kooperation), aber gleichzeitig andere
Prinzipien verletzen (»Processibility«, »Clarity«).

Der Versuch, die Leistungsfähigkeit linguistischer Gesprächsanalysen an einem
einzigen Beispiel vorzuführen, ist gelungen: das liefert spannende Vergleiche, die
für alle nützlich sein können, die Kommunikation analysieren. Ein Manko ist die
Abwesenheiteines Ansatzes, der den Beitrageiner solchen fernsehgerechten Politik-
vcranstaltung (oder politischen Fernsehinszcnicrung) vorrangig unter dem Gesichts
punkt derIdeologiedistribution behandelt. Überhaupt wird das Problem des Ideolo
gischen nur ganz von Ferne gestreift: Dieckmann erwähnt die Inszenierung von
Politik, Hoffmann führt breit die Institutionalisicrung aus, Kindt erwähnt auch
»Übergänge« zur allgemeinen Politik, und Säger unterstreicht den Ritualisierungs-
charakter. Eine der Ideologiefrage nichtausweichende Analysehätte sich damit aus
einanderzusetzen, mit welchen »Methoden« eine solche Fernsehsendung Vertrauen
in die Politik erzeugt, indem sie die Zuschauer/innen als »Souverän« bestätigt und
ihnen gleichzeitig plausibel macht, daß die politische Macht in den »richtigen«
Händen liegt. Die Dialektik von Stimmabgabc und anschließender Reaktion der
Spitzenkandidaten kommt nicht ausreichend zur Geltung; die in dieser Runde feh
lenden Grünen zeigen jedoch, daß ein anderes Politikverständnis möglich ist, dem
von denetablierten Parteien und den privilegierten Journalisten mitPanik begegnet
wird. Die Berührungsfurcht der Linguistik vor solchen Phänomenen ist unbe
gründet. ChristophSauer (Amstelvccn/Niedcrlande)

Knobloch, Clemens: Sprachpsychologie. Ein Beitrag zur Problcmgcschichte und
Theoriebildung. Max Niemeyer Verlag, Tübingen 1984 (399S., br., 108,- DM)

Knoblochs Text ist —in Übereinstimmung mit dem eigenen Anspruch —weder
als systematische Einführung in die Psycholinguistik noch als stringente Geschichte
des Fachs zu lesen. Statt bloß dasVorfindlichc alsgegeben hinzunehmen und zu sy
stematisieren (wie etliche Einführungen in Form katalogartiger Überblicke) oder
eine Aneinanderreihung von theoretischen Modellen als Wissenschaftsgeschichte
auszugeben, versucht Knobloch, die Disziplin von grundsätzlichen Problemstel
lungen und Lösungsansätzen her in den Griff zu bekommen. Dazu bedient er sich
u.a. eines Verfahrens des selektiven Rückgriffs auf einzelne Ansätze aus der Ge
schichte des Fachs, anderen Diskussion erzeigen will, »daß dieTopoi und Probleme
... ihre Vorläufer und Vordenker gehabt haben« (40). Sehr klar und zwingend istdie
Begründung für Vorgehen und Auswahl nicht.

Ineiner vorläufigen Aufgabenbestimmung weist Knobloch derSprachpsychologie
die Untersuchung der Prozesse des Sprechens und Verstehens zu, wozu es der Kom
bination psychologischer Erkenntnisse (über den Aufbau des menschlichen Han
delns) mit linguistischen (über die Struktur natürlicher Sprachen) bedürfe (vgl. 1).
Schon von dieser allgemeinen Bestimmung aus wird dann leicht nachvollziehbar,
wie sich die Psycholinguistik immer wieder zu vorschnellen Analogieschlüssen
zwischen diesen beiden Größen hat drängen lassen und sich durch diesen »refle-
xionspsychologischcn Fehlschluß« (17) alseiner Artpermanenten Sündenfalls selbst
in ein Dilemma hineinmanövriert hat. Welche Realität aber haben die Kategorien lin
guistischer Beschreibung im Prozeß der Hervorbringung und Wahrnehmung von
Sätzen?
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Knobloch gliedert seine Untersuchung dieser Frage nach drei funktionalen Ge
sichtspunkten, unter denen das Sprechereignis gesehen werden könne: dem Steue-
rungs-, dem Gebilde- und dem Erlebnisaspekt. Er lehnt sich in dieser Einteilung ex
plizit an Karl Bühler an; in Fragen der Redeerzeugung stützter sich »aufdas in der
kulturhistorischen Psychologie üblicheHandlungs- oderTätigkeitsmodell« (40), ins
besondere auf A.A. Leont'ev, wobei er von der »Kombination beider Modelle eine
Fülle fruchtbarer Fragestellungen« (44) erwartet.

Das Kapitel über den Gebildeaspektinder Sprachpsychologie führt am direktesten
zum Verhältnis von Sprachstruktur und Sprechmechanismus (»Psychologisierung
der Grammatik«). Während in den untersuchten Traditionslinien selbst Antipoden
wie Paul und Wundt darin übereinstimmen, daß sie dieses Verhältnis als Analogie
modellieren (nur mit anderen Abhängigkeiten), versucht Knobloch zu zeigen, daß
die Grammatikauf der einen Seiteundder psychische Apparatauf der anderen völlig
unterschiedliche Aufgaben zu lösen haben (vgl. 167), daß mithindie Problemeder
Linguisten völlig anderesindals die der Sprachbenutzer, so daß die Ergebnisse lin
guistischer Beschreibung nicht als Kopiervorlage für eine angemessene Beschrei
bung der Mechanismen der Redeerzeugung und -Wahrnehmung dienen können.

Knobloch zeigt, wieso eine solche »sprachpsychologische Nutzanwendung« der
Grammatik zu unangemessener Gegenstandsbestimmung fuhrt, und kommt zu dem
Ergebnis, »daß die Struktur- undGebilderegeln der Linguisten keinegeschlossene,
systematische und einheitliche Entsprechung in der Psychologie des Redemecha
nismushaben« (213). Damiterweistsich die gesamte Tradition der Psycholinguistik
(mit Ausnahme KarlBühlers) für Knobloch als wenig ertragreich,der daraufhinaus
will, »die Probleme der Redeerzeugung und -Wahrnehmung aus einer reinen 'Ge
bilde-Optik' herauszurücken« (246). Dieser Versuch besteht aus einer Reihe von
plausiblen Überlegungen zur Stützung der Hypothese, »daß alle grammatikalisie-
renden Operationen psychologisch andieEntfaltung von Inhalten gebunden bleiben«
(238). Von derdetailreichen Kritik, dieden Hauptteil des Buches ausmacht, wird für
die weitere Arbeit an einer als Desiderat angedeuteten anderen Psycholinguistik ei
gentlich recht wenig aufgehoben, zumal die Position des Autors weniger aus der
Konfrontation mitden kritisierten Ansätzen gewonnen alseherdaranillustriertwird.
Die Perspektiven eröffnen sich vor allem im Anhang (»Das innere Lexikon in der
Sprachpsychologie«), wo Knobloch besonders die psychologische Relevanz der
Wortbedeutung in den Mittelpunkt stellt.

Lektüre und Verständnis des Buchs werden dadurch erschwert, daß der Autor zu
wenig orientierende Hilfen gibt, dieden Stellenwert derjeweils diskutierten Zusam
menhänge im Rahmen der gesamten Argumentation verdeutlichen könnten.

Walter Kühnert (Ennepetal)

Römer, Ruth: Sprachwissenschaft und Rassenideologie in Deutschland. Fink-
Verlag, München 1985(239 S., Ln., 58,- DM)

Während dieSprache des Rassismus und Faschismus inDeutschland relativ häufig
Gegenstand sprachwissenschaftlicher Untersuchungen war, war die Erforschung der
Sprachwissenschaft bislang beschränkt aufAufsätze in Zeitschriften und Sammel
bänden bzw. auf Kapitel in Monografien, die zentral anderen Themen gewidmet
waren. Römers Buch ist die erste Gesamtdarstellung zum Thema »Rassistische
Sprachwissenschaft«, und —um es vorwegzunehmen —ihr ist es gelungen, sie als
unumgehbare Grundlage für zukünftige Forschungen zu gestalten. Im Kern setzt sich
dieArbeit austhematisch geordneten, manchmal polemisch kommentierten kurzen
Zitaten und Referaten zusammen. Die Stichworte der Themen sind: Gcschichtsbe-
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griffe, Einschätzung der Menschen als solcher sowie einzelner Menschengruppen,
insbesondere Indogermancn, Germanen und Juden, das Verhältnis von Sprache
und Rasse bzw. Volk. Der Schwerpunkt der Darlegungen liegt zwischen 1800 und
1933.

So allgemeinverständlich die Expertise selbst bei schwierigen Sachverhalten
bleibt, sie teilt leider die Schwäche fast aller Pionierwerke: Sie setzt zu viel voraus.
Römer hat eine Fülle von Material zusammengetragen. Sie schreibt nicht einfach ab.
Sie verarbeitet die Originale und liest sie nicht selten gegen den üblichen Strich. (So
zeigt sie z.B. in dem Kapitel über die Juden, daß die auch in moderner Faschismus
forschung von den Nazis übernommene Einschätzung Gobineaus als Hauptvertreter
des Antisemitismus im 19. Jahrhundert so nur schwer zu halten ist.) Die Menge der
verarbeiteten Literatur bewegt sich an der Grenze der Glaubwürdigkeit. Aber sie hat
die Verfasserin auch erdrückt. Die Darstellung grenzt zu häufig an name dropping
mit Zitatenmörtcl. Zu selten erfährt man etwas über die Forschungsrichtung, der ein
Name angehört, noch weniger über Ansatz und Methode des ganzen Textes. Kaum
ein Zitat wird vom Leben seines Verfassersher beleuchtet. Sozialgcschichtliche Zu
sammenhänge bleiben fast völlig außen vor. Das bringt nur Forschungskollegen
etwas, die sich in der Materie sehr gut auskennen. Die Sympathie der Verfasserin für
Strukturalismus, Liberalismus und Humanismus setzt sich konsequent auch in der
Konzeption ihres Werkes durch. Wissenschaftsgeschichte konzentriert sich bei ihr
auf die Aneinanderreihung themenbezogener Äußerungen, die zuvor aus ihren tex-
tuellen, biografischen und sozialgeschichtlichen Zusammenhängen herausgelöst
wurden, umrahmt von kritischen Kommentaren. Römer bemüht sich nicht um das
Verständnis des Entstehens, Wirkens und Zerbrechens der rassistischen Ideologie.
Sie will diese lediglich dem Vergessen entziehen, das fachgeschichtlicheGedächtnis
auffrischen.

Meine Kritik läuft auf eine (vermutliche) Verzehnfachung des Umfangs und auf
eine mindestens zehnjährige Verspätung der Veröffentlichung hinaus, und da kann
ich der Verfasserin nur Recht geben, wenn sie all diese Mängel in Kauf nahm, das
Opus in dieser (wenn auch leicht kritisierbaren) Form herausbrachte und der zukünf
tigen Forschung seine Komplettierung und Revision in Richtung auf mehr Fach- und
Textbezüge, auf mehr Biografie und Sozialgeschichte sowieauf mehr Ideologiever
ständnis überließ. Römers Ausführungen erweisen sich schon jetzt für meine For
schungen als schier unerschöpfliche Fundgrube. Nicht ohne Verwunderung nahm
ich zur Kenntnis, daß Römerfür ihr Opus eine fünfstellige Summe Druckkostenzu
schuß bezahlt hat. Fachismuskritischen Arbeiten bläst also inzwischen wieder ein
deutigder Wind ins Gesicht. Gerd Simon (Tübingen)

Kolkenbrock-Netz, Jutta, u.a. (Hrsg.): Wege der Literaturwissenschaft. Bou-
vicr Verlag, Bonn 1985 (412 S., br., 68,- DM)

Hinter dem anspruchsvollen Titel verbirgt sich der kleinste gemeinsame Nenner
von 28 Vorträgen, gehalten zu Ehren des 60. Geburtstages des Bochumer Germani
sten PaulGerhard Klussmann. Eine Festschrift also, in der die Herausgeber, wie das
so üblich ist, im nachhinein »gewisse thematische und theoretische Schwerpunkte
ausmachen, die für den gegenwärtigen Diskussionstand« in der bundesdeutschen
Germanistik aufschlußreich seien: Reflexion des Litcraturbcgriffs in systematischer
und historischer Perspektive, Diskussion von Grundsatzproblcmcn der Herme
neutik,das Verhältnis von Literatur undSubjektivität, Kritikan Konzeptionen tradi
tioneller Literaturgeschichtsschreibung, Wechselwirkung der Künste (5). Die kriti
sche Position einer sozialgcschichtlich fundierten Analyse von Literatur, die auch
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den Auftragzur humanisierenden Veränderung vonGesellschaftnicht aus dem Blick
verliert, eint viele der in diesem Band zusammengefaßten Beiträge. Manfred Frank
beschäftigt sich eingangs im Rückgriff auf frühe Stationen der Fachgeschichte
(Boeckh, Humboldt, Schleiermachcr) mit der Definition und Hermeneutik des lite
rarischen Textes, der in seiner Verschriftlichung sich vom Mitteilungskontext und
Autorenintention löst und seinen Sinn in der unbegrenzten Vielfalt seiner Reaktuali-
sierungsmöglichkeiten zur Disposition stellt (17). In Abgrenzung von Entschlüsse
lungsmodellen der Textpragmatik, jedoch in Anlehnung an SartresFragestellung in
Idiot de la famille, plädiert Frank für Schleiermachcrs »divinatorischen« Ansatz
unter Einschlußdes ethischen Imperativs für die Philologien, »in ihrer täglichenAr
beit einen Bezug zur Rettung/Befreiung des Individuums zu erkennen« (25). Karl
Otto Conrady beschäftigt sich mit den Schwierigkeiten der Lyrikanalyse, kritisiert
die idealistischen Ansätze vonWilpcrt, Wapneski, Dominund Hugo Friedrich, um
dann Rühmkorfs Warnung vorder Ambivalenz der Rezeptionsmöglichkeiten vonGe
dichten aufzugreifen und mit Christoph Meckel aufdas Gedicht als den »Ort der zu
Tode verwundeten Wahrheit« zu verweisen (44). Renate Werner diskutiert die Pro
blematik der »Rekonstruktion von historischen bzw. literarhistorischen Verlaufs
strukturen und Segmentierungen« (211) am Beispiel des »Wilhelminischen Zeitalters«
und plädiert unter Berufung aufsozialgeschichtliche Innovationskriterien des fran
zösischen Soziologen Henri Lefebvrc für dieZeit derJahrhundertwende fürdieBei
behaltung des Terminus als eines soziokulturellen Verständnisbegriffs (Hans
Schwerte), daer ander Einsicht von der Interdependenz von GesellSchafts- undLite
raturgeschichte festhalte (231). Klaus-Michael Bogdal kommt zu dem Ergebnis, daß
unter dem Eindruck der Kritik Brechts und Lukäcs' das antimilitaristische Potential
der naturalistischen Dramaturgie zu wenig genutzt wurde, welche die »elementaren
Gewaltverhältnisse der bürgerlichen Gesellschaft« in ihren bis dahin wenig beach
teten alltäglichen Mikrostrukturen sichtbar gemacht habe (235). Uwe K. Ketelsen be
klagt die bestehenden Unsicherheiten bei der Einordnung der »Literatur des III. Rei
ches«in den Gesamtrahmender deutschen Literaturgeschichte. Ergeht auf die Pro
blematik geistcsgeschichtlichcr, psychologischer und kommunikationstheoretischer
sowie politologisch-faschismusthcoretischer Erklärungsansätze ein. Die »Literatur
des III.Reiches« erscheint ihm angesichts ihrer Wurzeln inder»Gesamttradition der
deutschen Literatur« (301) und ihres Weiterwirkens nach 1945 durch Autoren wie
Carossa und Jünger diachron nicht eindeutig abgrenzbar; doch glaubt er, synchrone
Parallelen, etwa inder»klassizistischen Wende dereuropäisch-amerikanischen Lite
raturentwicklung in den 30er Jahren« und der Bauarchitektur sowie der Theater
praxis zu entdecken (302). Es gelte, hinsichtlich des Status und der Funktion der Li
teraturproduzenten, der Motivstrukturen und -Verwandlungen und der formalisti
schen Stiltcndenzcn der Epoche die Berührungen und Widersprüche zwischen der
»Literatur des III. Reiches« und der Moderne näherzu untersuchen. Eröffnet Kctel-
sens Aufsatz möglicherweise einen Zugang zu einigen neuen Aspekten der histori
schen Wurzeln, aber auch derzeitgeschichtlichen Kongenialität faschistischer kultu
reller Denkmuster als Reflexe eines umfassenden spätbürgerlichen Krisenbewußt
seins, soerscheint sein abschließender Vorschlag inseiner tendenziellen Einordnung
der »Literatur des III. Reiches« in den größeren Rahmen modernistischer Bewälti
gungsstrategien fundamentaler Sinnkrisen insbesondere durch seine Reduktion auf
formale Aspekte in Gefahr, die Wesenszüge faschistischer Kultur(politik) zu verwi
schen und damit dieBencnnbarkeit von zuallererst sozialhistorischen Ursachen, Po
tentialen und Wirkungsweisen des deutschen Faschismus in seinen weltgeschichtlich
einzigartigen Konturen zurückzunehmen.
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Heinrich Küntzel untersuchtdie Darstellungder deutschen Teilung in der Literatur
der DDR vomgesamtdeutschen über das DDR-legitimatorische bis zum gegenwär
tigenStadium, in dem sich unter Zweifeln und Selbstwidersprüchen eine selbst- und
systemkritische Behandlung der deutschen Teilung durchgesetzt habe (384). Frie
drich Kienecker untersucht am Beispiel von Prometheus und Sisyphos, Hiob und
Kainmythische Modelledes modernen Selbstbewußtseins, wobeier den Mythos als
Emblem der Geschichtlichkeit des Menschen versteht, in der sich »die existentiellen
Bedingungen unseresHaftcnsan der Welt« (334)ausdrückten. Die mythischen »Vor-
Bilder« schließlich verwandelten sich in Impulse, neue Entwürfe zu wagen (343).
Wulf Wülfing analysiert die Funktion der Napoleon-Anthologien im Vorfeld der
1848er Revolution als Medien der Mythisierung von Figuren der Geschichte. Da
neben finden sich u.a. Aufsätze zu Friedrich von Spec, zur Laokoon-Debatte von
Winckelmann und Lessing bis zu Peter Weiss, zu Bonaventura, Goethes Divan,
Kleist, E.T.A. Hoffmann, Keller, Storm; Zdenko Skrebs Untersuchung zu Fontanes
Goethebild, Marianne Kcstings Analysevon Mallarmds Bewußtseinskriseund wei
tere Arbeiten über Thomas Mann und Wagner, Hamsun, Handke, Rolf Schneider
und Christa Wolf.

Die hier versammelten Aufsätze sind als Momentaufnahmen des gegenwärtigen
Standes von Fragestellungen in der Germanistik interessant auch für Wissenschaftler
anderer Fachdisziplinen, die sich über ihre sich z.T. stetig verengenden Fachhori
zonte hinaus inhaltliche und methodologische Anregungen geben lassen möchten.

Wolf Kindermann (West-Berlin)

Stephan, Inge, und Hans-Gerd Winter: »Einvorübergehendes Meteor«? J.M.R.
Lenz und seine Rezeption in Deutschland. Metzlcr Verlag, Stuttgart 1984 (260 S.,
br., 78,- DM)

Die Rezeptionsgeschichlc des Sturm- und Drang-Autors J.M.R. Lenz ist einiger
maßen zerklüftet. Lange galt Lenzens Werk, dem vernichtenden Diktum Goethes
folgend, als minderwertig, unvollendet oder einfach »krank«. Auch das Bild des Au
tors selbst erschien zumeist in negativem Licht, er galt als unverbesserlicher Intri
gant, »Affe Goethes«, als grillenhafter, letztlich untätiger Projektemacher, der sich
selbst zerstört habe und konsequent im Irrsinn gelandet sei. Doch andererseits
fühlten sichbereits früh bestimmte Gruppen undKreise vom Leben undWerk dieses
Autors angezogen. So entdeckten ihn die Romantiker (Tieck), Büchner, später die
Naturalisten und Expressionisten, wobei Lenz gelegentlich sogar zueinerArtKult-
figur wurde. 1949 leitete die Brcchtsche »Hofmeister« Bearbeitung eine Renaissance
der Lenz-Originale ein. Die Faszination durchdiesen Autor, die Vorliebe vieler zeit
genössischerAutoren, aber auch Komponisten, Filmemacher, Maler usw. für einen
»genialisch Scheiternden«, die bis heute anhält und sich, parallel zum Niedergang
der Sludentenbewegung, noch verstärkt hat, ist der Ausgangspunkt der vorliegenden
Untersuchung. Diebeiden Autoren wollen dabeizumeinenklären, in welcherhisto
rischen Situation das Interesse für Lenz jeweils erwachte. Gleichzeitig sollen —wie
es einleitend heißt —die eigene zunächst nicht näher problematisierte »Nähe« zu
Lenz sowie der damit zusammenhängenden Komplex von Literatur-, Gesellschafts
und Traditionsauffassungen bewußt gemacht und reflektiert werden (2).

Derpräsentierte Grundriß der Lenzancignung, der imeinzelnen rechtunterschied
lich gewichtet ist, beschäftigt sich hauptsächlich mit zwei »Reihen«, einer biographi
schen Reihe, d.h. einem Rezeptionsstrang, der vor allem dem Leben des Autors gilt,
sowie einer werkbezogenen zweiten Reihe. Bevor aufdie eigentliche Rezeption ein
gegangen wird, wird das Leben des Autors ausführlich behandelt. Dabei wird weit
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mehrgeboten alsdie übliche Aufzählung biographischer Daten, vielmehr analysiert
der Verfasser (H.G. Winter), gestützt auf (jüngere) psychoanalytische Forschungser
gebnisse und zahlreiche Brief- und Werkzitatc die grundlegenden sozialen Erfah
rungen, Schreibmotive und Lebenskrisen des Autors. Nachgewiesen wird die Er
satzfunktion, welche die Literaturfür den mittel- und stellungslosen Intellektuellen
weitgehend gewann.Dabeisei es Lenzzunächstgelungen,eine kritische Literaturzu
produzieren, welche die »psychischenund sozialen Defekte der Zeit« reflektiert habe
(26). Grundsätzliche Probleme bei der Überwindung (besonders intensiv verinner-
lichter) Erziehungs- und Religionsnormen, das Scheitern der Beziehungen zu
Frauen und Freunden, die zunehmende Selbstentfremdung und Isolation hätten zur
psychischenErkrankung und schließlich auch zur Beeinträchtigungseiner künstleri
schen Objektivierungsfähigkeit geführt. Mit Begriffen wie Schizophrenie oder
»Wahnsinn« geht der Autor betont vorsichtig um, vielmehr konstatiert er, Lenz habe
sich »außerhalb des Konsensus der bürgerlichen Ordnung« gestellt (52). Die be
kannten Verdikte oder moralischen Todesurteile von Zeitgenossen wie Goethe oder
auch Oberlin beruhten in Wahrheit auf Verdrängungen, da in Lenzens »Wahnsinn«,
wenn auch in verzerrter Form, Triebe und Wünsche zum Ausdruck gekommen
seien, die mit der eigenen bürgerlichen Identität nicht mehr zu vereinbaren waren
(ebd.).

Der biographischen Linie folgend, schließt sich eine Analyse des Büchnerschen
»Lenz« an. Die Verfasserin (I. Stephan) vermeidet den üblichen Fehler, Lenz und
Büchner gleichzusetzen. Büchner habe vielmehr —wie im »Danton«—die Haltung
eines »Geschichtsschreibers« eingenommen, ohne freilich auf Parteilichkeit zu ver
zichten: Rekonstruktion und Identifizierung ergänzen einander. Lenz werde dabei
bei Büchner als Autor herausgestellt, der vor allem die Entfremdungszustände der
Gesellschaft kritisiert und ein betont politisches Litcraturkonzept vertreten habe, das
die Entfremdung bekämpfe und »Leben«, »Möglichkeit des Daseins«, einfordere.
Die zunehmenden Krankheitssymptome erkläre Büchner nicht einlinig oder mono
kausal, sondern komplex aus der Sozialisierungsgeschichte des Sturm- und Drang-
Autors (Vater- und Mutterbeziehung), aus seinem Außenseiterstatus (in persönlicher
wie politisch-ästhetischerHinsicht)sowieletztlichaus der Tatsache, daß Leben und
Werk für diesen Autor eine Einheit bilden. Deutlich zeigt die Autorin, daß die Nähe
und »Wahlverwandtschaft«, die Büchner zu seinem Vorgänger spürt, sich z.T. zwar
eigenenpersönlichenKrisen verdankt,dies allerdingsin keinemFall eine Absagean
politische Aufklärungoder eine wirkungsorientierte realistischeLiteratur bedeutet.
Das Niveauder Büchnerschen Auseinandersetzungist —wie der weitere Verlaufder
biographischen »Reihe« erweist — kaum noch einmal erreicht worden. Vielmehr
machten sich, vor allem in der jüngeren deutschsprachigen Prosa »verflachende«
Tendenzen bemerkbar, da man Lenz gern »psychiatrisiere«, d.h. sein Außensei-
tertum und seinen »Wahnsinn« in den Mittelpunkt rücke und sich vordergründig mit
Melancholie und Isolation im Sinne des modischen Innerlichkeitskults identifiziere
(Beispiele sind neben P. Schneiders »Lenz«, H. Kipphardts »März« oder auch W.
Rihms Oper»Jakob Lenz«). AlsAusnahme giltG. Hofmanns Erzählung »Die Rück
kehr des verlorenen Jakob Michael Reinhold Lenz nach Riga« (1981).

Erst im Anschluß an den biographischen Rezeptionsstrang folgt die Darstellung
der werkbezogenen Rezeption. DerVerfasser (H.G. Winter) setztauch hierzunächst
bei Lenzens Theatertheorie und den wichtigsten Dramen an, und stellt deren sozial
kritische wie psychologische Dimensionen wie auch dieQuerbezüge zudenbereits
diskutierten Lebenskrisen des Autors heraus. Das folgende Kapitel zur Brcchtschen
»Hofmeister« Adaption beschäftigt sicheingehend mit Brechts bereits 1938/39 ein-
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setzendem Interesse an Stoff und Autor, diskutiert die vielfältigen kulturpolitischen
Zielsetzungen der ersten Inszenierung nach demKrieg (vorallem den Kampf gegen
eine undialektische Rezeption des Erbes) und stellt die wichtigsten Veränderungen
der Bearbeitung heraus. Brecht habe das Original nicht verdrängt, er habe es
spielbar gemacht, »indem er die historisch richtige Perspektive, in der es zu rezi
pierenist, aufzeigt undindenText einfügt« (203). Inder Folge wandte mansich frei
lich (wie auch nach H. KipphardtsBearbeitcungder »Soldaten«) immer stärker den
sperrigen, weniger stimmigen Originalstückcn zu. Allerdings zeugen die zum
Schluß vorgestellten Inszenierungsbeispiele (Freiburg, Tübingen, Hamburg) von
den nicht geringenSchwierigkeiten, Klassenfragen des 18. Jahrhunderts einem heu
tigen Publikum so vermitteln, daß auch die eigene Situation mit reflektiert werden
kann. Jürgen Pelzer (Marburg/Lahn)

Briegleb, Klaus: Opfer Heine? Versuche über Schriftzüge der Revolution. Suhr-
kamp-Verlag, Frankfurt/M. 1986 (458 S., br., 24,- DM)

Wo steht Heinrich Heine? Die Blockierungen, die sich seine Zeitgenossen wie die
Literaturgeschichte auferlegt haben, indem sie ihn abwechselnd als Romantiker,
Ästhetizisten oder Revolutionär deklarierten, seine Klassenposition fixierten, sie
aber im Werk nicht wiederfanden, möchte Briegleb, Herausgeber von Heines
Schriften, aufbrechen. Er versucht, die Gestalten und Metaphern, in denen der
Dichter die bürgerliche Revolution und ihr Scheitern inkarnierte, also: Don Quijote,
Prometheus, Lazarus, Hiob und die Walküren, abzuleiten, aus einer an Heine selbst
ablesbaren Wandlung jüdischen Selbstverständnisses im 19. Jahrhundert. Endgültig
als Volk des Geldes anerkannt, hätten die Juden das Richteramt über die Schrift ver
loren, seien alle ihre Figuren und Metaphern disponibel geworden. Heines Revolu
tionsbeschreibungen aus Frankreich liest Briegleb daher als Säkularisierungen, als
»Übertragungen jüdisch-symbolischer in französisch-napoleonischc Missionsvor
stellungen« (14). Diese Sichtweise legitimiert er aus der vielfach beobachteten, aber
wenig analysierten religiösen Wende des späten Heine, die nicht mehr als persön
liche Resignation oder als politische Regression interpretiert werden soll, sondern
als entschiedenes Bekenntnis zu einem Leben und Denken in Widersprüchen, die die
jüdische Überlieferung bereits vorformuliert hatte! »Viel mehr als zwischen 'Posi
tionen' verirrt sich Heines Schreibweise zwischen Kindsein und Gottkonkurrenz,
zwischen Kinder- und Schöpfungsliedern, zwischen Sich-Klein-Machen (Ironie)
und wahnsinnigen Sarkasmcn, Sinnlichkeit und Spiritualismus.« (17) Diese Wider
sprüche sieht Briegleb inkarniert in der mythischen Figur des ewigen Juden und in
der soziologischen des modernen Flaneurs. Sie macht Heine zum »schon ent
täuschten Vorgänger Baudelaires« (22), der sich einen ästhetischen Raum schafft,
um den Mythos der Revolution zu re-inszeniercn. Seit 1848 bis zu seinem Tode 1855
bewegungsunfähig in der »Matratzengruft«, arbeitet Heine, aus den Traditionen der
Revolution von 1789 schöpfend, die politischen Niederlagen von 1830 und 1848 in
eine »Poetikder Besiegten« (127) um, die ihrerseits durchaus historische Repräsenta-
tivität beanspruchen kann. Den politisch-ästhetischen Diskussionen im Paris dieser
Jahre nachspürend, entdeckt Briegleb in dem Maler Courbct und in Baudelaire Be
gleiterund Fortsetzerheineschen Denkens: SiesindebensoAußenseiterinder Repu
blikanismusdiskussion wie er, sie vertreten eine Ästhetik des Offenhaltcns, des
Fragen-Stellens, und bis in die Mikrostruktur ihrer Werkehinein läßt sich »die Angst
vorden geschichtlichen Halbheitenund Systemzeichen der politischen Republik, die
Melancholie der bei den Kämpfen um die 'Sozialrcvolution' aus der 'realistischen'
Politik verdrängten Ästheten nachvollziehen« (144), zum Beispiel in der Sicht auf
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Napoleon und seine Karriere vom Republikanerzum Kaiser (141), die Courbets 1855
gemaltes Bild »L'atelier du peintre« mit Heines Entwürfen zu seinen Memoiren teilt.
Gerade zum Nachvollzug dieses Zusammenhanges aber wäre eine bessere Repro
duktion des Bildesbzw. einzelner Ausschnitte sinnvoll gewesen. Die jetzige Präsen
tation reduziert Brieglebs dem Bild-Text folgende Überlegungen genau auf den
Status der Illustration, den die Ästhetik Courbets aufbrechen will.

Parallel zur historischen Fundierung von Heines »flanierender Schreibweise«
(287) leistet Briegleb eine Anwendung der Texttheorien Derridas und Kristdvas, die
die oft genug zur kleinen Münze des Feuilletons gewordenenTheoreme vom »Text
begehren« und vom »Spiel des Signifikanten« in seiner Schreibpraxis erfahrbar
werden läßt.

Natürlich ist ein 1986 publiziertes Buch über Hoffnungen und Niederlagen der
bürgerlichen Revolution, über ästhetische Bearbeitung und »Aufbewahrung« politi
scher Ziele nicht nur vom interesselosen Wohlgefallen an der Vergangenheit geleitet.
Gerade um dieLeistungen derÄsthetik ineiner Phase aktueller politischer Resigna
tion würdigen zu können, hätte die Frage nach Heines Widerständigkeit noch stärker
zugespitzt werden müssen. Sie beantwortet Briegleb etwas zu selbstverständlich mit
seinem »Einzug unter den melancholischen Himmel der modernen Poesie« (417).
Eine verallgemeinernde Funktionsbeschreibung Heinescher Textstrategien dagegen
fehlt. Brieglebs abschließende »Rede wider das Hamburger Heine-Denkmal« (421)
zeigt, daß die Anwendung Heinescher Ironie auf die Hamburger Gegenwart des
Jahres 1982 nicht gelingt: insymbiotischcr Über-Identifikation mit »seinem« Dichter
kritisiert Briegleb an den Strategien staatlicher Wiedergutmachung, daß sie Heine
zum Opfer umstilisieren und fordert dagegen: »Definieren wir das Denkmal um!
damit wir 'wieder' an Heinrich Heine denken können, wenn wir an diesem vorüber
gehen« (431f.) —währenddoch dieser selbst seine Heimatstadt wie auch Denkmäler
jeder Art ständig ironisierte und forderte: »Lieber als Ästhet und Vaterlandsverräter
gelten denn als politischer Flüchtling.« (168) Claudia Albert (Paris)

Knopf, Jan (Hrsg.): Brecht-Journal 2. Suhrkamp-Verlag, Frankfurt/M 1986
(212 S., br., 12,- DM)

Während das erste Brecht-Journal sich mit der ästhetischen Vielfalt Brechts be

schäftigte, rückt der vorliegendeBandein Schwerpunktthema ins Zentum: »DasTui-
Projektoder: Der Weg der Weimarer Republik in den Faschismus«. Unter diesem
Titel montiert Jan Knopf Abschnitte aus dem Tui-Fragment korrespondierend mit
politischen, literarischen undphilosophischen Dokumenten der Weimarer Republik.
Ziel ist, zu beweisen, daß Brechts Tui-Roman kein Schlüsselroman über das Frank
furter Institut für Sozialforschung um Horkhcimer, Adorno, Pollok, Fromm und an
dere darstellt. In Wirklichkeit, so belegt Knopf,gilt die eigentlicheAuseinanderset
zung der Weimarer Republik insgesamt.

Brechtssatirischer Angriffgalt den Intellektuellen, jenen »Kopflangcrn«, die über
mehr Wissen und Kenntnisse verfugen als der »gemeine Mann«, sich aber dadurch
korrumpieren, daß sie es an die Herrschenden verkaufen und nur zu deren Vorteil
nutzen. Zu den Ketten der sozialen Herrschaft liefern sie den passenden Heiligen
schein. In diesem Sinne war für Brecht die Weimarer Republik eine Republik der
Tuis. IhrBeginn liegtfolgerichtig amAnfang desErsten Weltkrieges, alsdieSoziali
sten, ehemals »vaterlandslose Gesellen« mit antikapitalistischer Zielsetzung, sich
mitder Bewilligung der Kriegskredite zur Stütze der herrschenden imperialistischen
Kräfte machten. In der Allianz von politischen Repräsentanten, Intellektuellen und
Kapitalmagnaten sah Brecht die Grundkonstcllation gesellschaftlicher Machtaus-
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Übung von 1914 bis 1945. — Alle übrigen Beiträge des Bandes dienen der Erweite
rung und Ergänzungdieses Kernstücks. Ein weiterer umfangreicher Abschnitt befaßt
sich mit den Hollywood-Elegien. Marion Fuhrmann interpretiert sie als Kunstpro
dukt: »In einem Umfeld, in dem alle Beziehungen Warencharakter haben, ist nur
eine 'reduzierte' Lyrik möglich, eine Lyrik, die sich zwar der Realität stellt, indem
sie Strukturenentlarvt, inder aber darüberhinaus keineAnsätze zu ihrer Überwin
dung aufgezeigt werden können; dazu sind die Verhältnisse zu extrem, ist die Distanz
zu groß —so groß, daß das lyrische Ich in seiner möglichen Funktion als Beobachter,
Reflektierender, Gefühle und Vorschläge Äußernder entfällt« (35).

Ein weiterer längerer Abschnitt befaßt sich mit der »Kriegsfibel« und dem »dialek
tischen Gedicht« des Exils. Die Autoren Joachim Lang und Christiane Bohnert
heben v.a. den Verweisungscharakter dieser Lyrik heraus, ihre Funktion als einer
»Sehschule«. Die gegenwärtige Beschäftigung mit Brechts Werk wird mit einem kri
tischen Bericht zur neueren Brecht-Forschung eingekreist und in einer exemplari
schen Darstellung zum Gebrauch Brechts im griechischen Theater erläutert.

Mit dieser Anordnung der Beiträge verfolgt Jan Knopf durchaus aktualisierende
Absichten: der Resignation vieler Intellektueller angesichts der aufgeblasenen, re
gierenden Mediokrität hält Knopf mit der Interpretation des Tui-Fragments den
Spiegel vor. Auch unter zeitkritischem Gesichtspunkt ist also das zweite Brecht-
Journal eine spannende und abwechslungsreiche Lektüre.

Patrik Baab (Mannheim)

Hecht, Werner (Hrsg.): Brechts Theorie des Theaters. Suhrkamp-Verlag, Ham
burg 1986 (377 S., br., 18,- DM)

Der vorliegende Band versucht einen Gesamtüberblick über Brechts dramaturgi
sche Konzeption. Der Herausgeber hat bereits veröffentlichte, z.T. ältere Beiträge
zur Brecht-Deutung versammelt; dabei handelt es sich sämtlich um »Klassiker« der
Brecht-Forschung. Systematische, genetische und rezeptorische Aspekte werden in
den Beiträgen abwechselnd berücksichtigt.

Gerd Irrlitz, der jüngst auch die Bloch-Renaissance in der DDR mit vorbereiten
half, macht aufmerksam auf drei philosophiegeschichtliche Quellen Brechts: die
Methodik der frühneuzeitlichen Naturwissenschaften, die Anthropologie der Auf
klärung und die Hegelschc Dialektik. Aus diesen Traditionslinien schöpfte Brecht
die Anregungen zu seinem originalen Beitrag zur materialistischen Gesellschafts-
theorie, nämlichzur Revolution der Subjektauffassung. HansMayerbemühtsich um
die Darstellung von Brechts Bezügen auf römische und chinesische Stoffe, auch
seiner Hochschätzung Lcssings, bei der Herausbildung des anti-aristotelischen
Theaters. WernerHecht selbst beleuchtet die »Vorgeschichte« des epischenTheaters
in den 20er und Anfang der 30er Jahre. Er betrachtet dabei die frühen Brecht-Texte
und -Notate unterdem Gesichtspunkt derallmählichen Entwicklung seinerTheater
konzeption.

Unter stärker systematischem Blickwinkel versucht Jan Knopf, die Quellen von
Brechts Verfremdungsbegriff offenzulegen. Der Beitrag ist von hoher analytischer
Qualität. Klaus-Detlef Müller spürt den philosophischen Gehalten des »Messing
kaufs« nach, damit der Bedeutung Bert Brechts als »Philosoph auf dem Theater«.
Werner Mittenzwei zeichnet die jüngere Diskussion um Brechts Lehrstücktheorie
nach.

Die Theaterpraxis wird unter dem Primat des Schauspielerischen von Käthe Rü-
licke-Weiler präsentiert, wiederum von Werner Mittenzwei unter methodischem
Blickwinkel. Ernst Schumacher versucht, Brecht als Subjekt und Objektder Thea-
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terkritik darzustellen. Manfred Wekwerth, selbst noch ein Mitarbeiter Brechts und
kürzlich hervorgetreten durch seine scharfe Kritik an der Aufführungspraxis von
Brecht-Stücken in der DDR (Fragen, Brecht betreffend, in: Sinn und Form 3/86),
beschließtden Bandmiteinem Beitragüber »Brecht-Theater heute«. Von den Entste
hungsbedingungen des Werks bis zu seiner aktuellen Bedeutung werden also in
diesem Band wichtige Aspekte der Brecht-Forschung repräsentiert. Eine Chronik
wichtiger theoretischerSchriften,ein Glossarder Grundbegriffe des epischenThea
ters und eine Auswahlbibliographie runden die vorliegende Textsammlung ab.

Werner Hecht hat damit einen sinnvoll ausgewählten, gut ausgestatteten Materia
lienband vorgelegt. Patrick Baab (Mannheim)

Mauser, Wolfram (Hrsg.): Erinnerte Zukunft. Elf Studien zum Werk Christa
Wolfs. Verlag Königshausen und Neumann,Würzburg 1985 (336 S., br., 29,80DM)

Der Herausgeber hebt in seinem Vorwort hervor: »Zudem verbietet ein Werk von
so großer Problem-Präsenz und Perspektiven-Vielfalt vorschnelle Vereinheitli
chungen.« (11) Zu »Kultbüchern« (10) seien Wolfs Erzählungen geworden, meint er,
und: »Dievorliegenden Studienwollendazu beitragen, Christa Wolfs Werkgründli
cher zu verstehen.« (Ebd.)

Distanz und »Perspektiven-Vielfalt« allerdings vermißt man. Mit Ausnahme der
Beiträge von Rolf Günter Renner und Helmtrud Mauser wird diese Veröffentlichung
wohl dazu beitragen, Christa Wolf, in einer ihren Intentionen qucrliegenden Weise,
zur Mode-Autorin zu machen. Wasdie Beiträger übereinstimmend beeindruckt, was
sie zu begeisterter Akklamation bringt, ist Christa Wolfs Souveränität und Mut im
Umgang mit Geschichte — sei es der »großen«, sei es der individuellen. »Im Raum
ihres Schreibens ist der Widerhall eines Sprechens, das nicht nur mit, sondern auch
in seiner Zeit verstummen mußte, da es über die Lebensmöglichkeit der Zeit hinaus
ging« (O. Gutjahr; 53). »Gegen die Einsinnigkeit des Daseienden wird der Reichtum
und die Fülle des Potentiellen ausgespielt ... im Bewußtsein der Simultaneität des
Ungleichzeitigen.« (H.D. Weber; 96) »Das Ich soll ... Zugang finden zu der in ihm
selbst verdrängten Möglichkeit, Christa T. Dann wird in der Geschichte seiner Ich-
Bildung die fatale Kette der Siege aufgebrochen ...» (B. Greiner; 116) »Die für das
schreibende Ich so bedeutsame Erinnerungsarbeit zielt darauf ab, eine neue (Le
bens-) Geschichte zu konstruieren ...« (Ch. Zahlmann; 158) »... sie (verleiht) spezi
fisch weiblichen Erfahrungen ... eine historische Dimension.« (J. Marx; 171) Sie
bringt »die weibliche Stimme« gegen »die männliche Heldengcschichte« zur Geltung
(G. Neumann; 255).

Zweifellos zutreffende Beobachtungen, die unter jeweils unterschiedlichen Ge
sichtspunkten — geschichtsphilosophischen, ideologiekritischen, psychoanalyti
schen, sprachkritischen — wesentliche Züge des Werks von Christa Wolf kenntlich
machen.

Allen diesen Beiträgen gemeinsam ist allerdings auch die Vernachlässigung der
Reflexion aufden historischen Ort der Autorin und ebenfalls aufden der hier Schrei

benden —i Distanzlosigkeit.
In Klagen über die »schlechte Welt« (Hochrüstung, Kriegsgefahr, Entfremdung)

wird die »Ost und West« umfassende Schicksalsgemeinschaft eines moribunden
»Abendlandes« evoziert (vgl. W. Mauser; 204). Bei homogenem historischem Be
zugsfeld —von Kritiker und Autor — ist die hier vorgeschlagene unvermittelte Les
art die korrekte und einzig mögliche. Die in unserem Fall implizit vorausgesetzte
Homogenitätallerdings ist nicht so selbstverständlich, als daß sie nicht hätte themati
siert werden müssen. Das geschieht nicht — oder nicht ausreichend.
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Eine Fehlleistung —angesichts der Bewunderung der Sensibilitätdes Werks von
Christa Wolf für die Geschichtlichkeit von Situationen und Phänomenen, einer Sen
sibilität, die bei Wolfgeradeals überwache Präzisionin der Registrierung vonTatbe
ständenderendoppeltesProfilhervorbringt undgroßflächig-vereinnahmende Verall
gemeinerungen zurückweist.

Ein »doppeltes Profil«des Werksvon Christa Wolfwird der Leser im vorgelegten
Band nicht finden. Es wird nicht problcmatisicrt, inwieweitihr Einklagender im Ge
schichtsprozeß(phylo- wie ontogenetisch) verschüttetenMöglichkeiten »Subjekt« zu
werden, in einer nachrevolutionärcn Gesellschaft wie der der DDR unmittelbar
strukturverändernd wirksam werden kann — während dessen unvermitteltes Über
tragen in das anders konditionierte historische Feld »BRD« möglicherweise im indi
viduell-unverbindlichen und damit auch nicht-geschichtlichen Raum nur spielerisch
nachahmt, was unter anderen Bedingungen geschehen kann. — Auch ein Stoff für
Christa Wolfs feinen Sinn für geschichtliche Un-möglichkcitcn.

Gerhard Friedrich (Turin)

Schulz, Genia: »Die Ästhetik des Widerstands« — Versionen des Indirekten in
Peter Weiss' Roman. Metzler Verlag, Stuttgart 1986 (170 S., br., 28,- DM)

»Es wird in dieser Arbeit nicht der Anspruch erhoben, die 'Ästhetik des Wider
stands' als Gesamtheit zu deuten, sondern diejenigen Elemente in ihr, die sie als
einen Text ausweisen, an dem etwas über die Situation der Moderne zu entziffern
ist.« (26) Schulz fragt nach »dem Konflikt zwischen dem ästhetischen Mechanismus
und dem ideologischen Projekt« (15); sie will jenen Elementen nachspüren, die die
Identität des Textes sprengen, sucht nach dem Anteil des Unbewußten an der künst
lerischen Produktion, der sich zur Intention des Autors querstellt.

Als »ideologisches Projekt« von Weiss erkennt sie cn passant die »Aneignung und
Besetzung des (antifaschistischen) Widerstands und der Realität des Ästhetischen
von einer humanitären Sozialismusauffassung her« (15); Weiss ist »auf der politi
schen Ebene« ein Vertreter der »Ideologie der Einheitsfront« (16). Die vagen und
spärlichen Charakterisierungen zeigen schon, daß Schulz den Anstrengungen von
Weiss nicht zu folgen bereit ist, Perspektiven gesellschaftlicher Veränderung aus
findig zu machen. Kunst ist ihr das letzte Rcfugium des Subjekts, Politik ein von den
bösartigen Viren der Macht verseuchter Schreckensbezirk. Ohne die komplexe
Theorie der Vermittlung von Kunst und Politik, von Ratio und Imagination zu er
fassen, die im Zentrum der »Ästhetik des Widerstands« entwickelt wird, reduziert
sie den Autor auf den einerseits naiven Wunschdenker und andererseits artifiziellen

Poeten, dessen Textpraxis letztlich seinem Konzept widerstreite, das »Kunst im päd
agogischen Dienst der Politik« (24) begreift.

Solches Weiss in den Mund zu legen, verrät, daß nicht einmal sein Begriff von
Kunst als einem autonomen Gcgcnlagcr zum politischen Diskurs nachvollziehbar
war. Gcnia Schulz heißt in Weiss' Roman Rosalinde Ossictzky, deren Einwände dis
kutiert werden. Aber wie diese gelangt sie nicht auf die Höhe der Reflexionen,
wendet sich vorher ab. Ihre Untersuchungen hinter dem Rücken des Autors sprechen
von der Mühe, die es macht, fortwährend Erkenntnisse %-on Weiss integrieren zu
müssen, die eigentlich im Unbewußten (und mithin schwerlich explizit formu
lierbar) subversiv seine Gutgläubigkeit in das Projekt der Aufklärung torpedieren
müßten.

Aus diesem Dilemma rettet sie sich mit dem Argumentationsmustcr von den un
vereinbaren zwei Seelen in des Autors Brust. So kommt die Unzugänglichkeit der
»Ästhetik des Widerstands« gerade recht, um hinter den konjunktivischen Konstruk-
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tioncn eine»Grammatik des Zweifels« (22) erkennen zu können, diedie Gcspalten-
heit des Autorsverrät (vgl. 34). EinanderesBeispiel: Weil SchulzkeinenSinn in der
Dctailfiille mancher Passagen ausmachen kann, wird ihr die »Lust am Benennen«
(103) zur geheimen Widersacherin der politischen »Mühe um 'Orientierung', Ord
nungund Sinn«(ebd.). Womit Realität verstärktwerde, »umals Stofflichkeit präsent
zu sein, statt zur bloßen Trägerin von Ideen degradiert zu werden« (102). Die
durchaus bedenkenswerten Formbeobachtungenführt Schulz also stets auf das unzu
reichende Erklärungsklischee zurück von der »Vcrselbständigung der imaginären
Prozesse über die diskursive Logik hinaus«(sie; 90), weil sie die zugrundeliegende
ästhetische Theorie nicht in den Blick nehmen wollte. So enden auch die detaillierten
Analysen der Gericault-Rczcption und weiterer Stilcigentümlichkeiten unbefrie
digend.

Ihrer Negativität ist alle Hoffnung suspekt, nachdem die Vernunft ihr Janusgesicht
offenbart habe. Im verhängnisvoll verdrängten Unbewußten sieht sie nur asoziale
Energien wirken (Todestrieb, »Lust an der Destruktion«; 28), für die im Bereich der
Kunst ein Ausdrucksfeld gesucht werden (muß), damit es nicht in der Wirklichkeit
gesucht wird« (ebd.). Gerade an diesem Punkt bemüht sich Weiss aber um einen am
bivalenten und mithin auch die konstruktiven Seiten des imaginären Vermögens wür
digenden Begriff der unbewußten Prozesse. Aus der Untersuchung der Poetik des
Traums folgert er auf die vitalen, lebensbewahrenden Einflüsse der mnestischen
Funktionen des Menschen, um daraus die Hoffnung auf eine Instanz zu begründen,
die den archaischen, destruktiven Impulsen entgegenzuwirken vermag. Sein Projekt
zielt auf die Bewußtmachung und Aktivierung dieser vorrationalen Erkenntniskraft;
hier liegt der Sinn der ästhetischen Mittel des Romans verborgen, auf dieser Ebene
wäre nach dem die Intentionen unterwandernden Diskurs zu fragen gewesen.

Der von Schulz verhandelte »Modus des Indirekten« (40) oder »der Stil des regi
strierenden Benennens« (101) hätte dann nicht länger als »selbstvergessener Wunsch
des Ich« (103) gegen den Vorsatz, »Realität nach politischen Kriterien zu ordnen«
(ebd.), gedeutet werden müssen. Weiss macht vielmehr das Problem des Erfah-
rungsverlusts im 20. Jahrhundert inmitten einer zunehmend komplexen, mehr
schichtigen Wirklichkeit sinnfällig. So, wie sich das Ich des Romans mit Hilfe ver
mittelter, gefilterter Eindrücke im Pro und Contra der Diskurse zu orientieren sucht,
muß sich auch der Leser im Gewebe des Textes um Erkenntnis mühen; die Ratio
wird keineswegs unabsichtlich fortwährend auf Irrwege geleitet. Als ihr Komple
ment will Weiss die Phantasie mobilisieren, im Wissen darum, daß das schematische
Denken der Welt nicht mehr gewachsen ist. Die Interpretationen von Genia Schulz
arbeiten hinter ihrem Rücken dieser These entgegen.

Christian Bommert (Bremen)

Soziologie

Gennep, Arnold van: Übergangsriten (Les rites de passagc). Aus dem Französi
schen von Klaus Schomburg und Sylvia M. Schomburg-Scherff. Campus Verlag,
Frankfurt/M., New York 1986 (264 S., br., 38,- DM)

Das 1909erschienene und jetzt nach fast80 Jahren endlich ins Deutsche übersetzte
Hauptwerk des Ethnologen undVolkskundlers Arnold van Gennep gilt als Klassiker
der Ethnologie; in zahlreichen Fcldforschungen konnte die von van Gennep ent
wickelte Terminologie der»Übergangsriten« angewandt und dieDrei-Phasen-Struk
tur, in denen sieablaufen, bestätigt werden. Das Strukturschema derÜbergangsriten
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gehört heute zum ethnologischen Grundwissen. —Van Gennepging davon aus, daß
jede Gesellschaft sich aus einer Vielzahl voneinander getrennter sozialer Gruppen
zusammensetzt: Alters-, Familien-, Orts-, Religions-, Berufs-, Gcschlechtsgruppcn
usw. Doch ist das Zusmmenleben der Gruppen nichts Statisches. Es gibt ständig
Grenzübcrschrcitungcn, die Individuen bewegen sich fort, sie wechseln ihren Auf
enthaltsort, ihre Familien-, Status-, Berufs- und Altersgruppenzugehörigkeit. Alle
diese Veränderungen aber gefährden das Ordnungssystem des sozialen Lebens und
müssen, um die Gefahren zu verringern oder auszuschalten, von Riten begleitet
werden, in denen diese Prozesse gesteuert und nicht nur für die Beteiligten, sondern
auch für die Umwelt überschaubar und verständlich gemacht werden. Diese Über
gangsriten laufen immer in drei Phasen ab: zuerst die Trennungsphase, die vom frü
heren Ort, Zustand, Sozialgefüge, Familienverband usw. ablöst, dann die Umwand-
lungs- oder Schwellenphase, in der das Individuum seinem alten Ort, Zustand oder
Sozialgefüge nicht mehr und dem zukünftigen noch nicht angehört, und schließlich
die Angliederungsphase, die den Menschen in neuer Zugehörigkeit wieder in die
Gesellschaft eingliedert.

Für van Gennep gab es keinen Unterschied zwischen der Ethnographie europäi
scher und der nichteuropäischer Gesellschaften. Er hielt es für die Aufgabe der Eth
nographie, die Bedingungen menschlichen Verhaltens generell zu erforschen, eine
Vorgehensweisc, die regional-ethnologischen Tendenzen zuwiderläuft. VanGennep
ging systematisch vor: Er verglich nur Zcremonialkomplcxc gleicher Kategorie mit
einander: Bestattungsriten mit Bestattungsriten, Hochzeitsriten mit Hochzeitsriten,
Initiationsriten Jugendlicher mit ebensolchen; ein Verfahren, das der heute gefor
derten kontextgebundenen Interpretation kultureller Phänomene entgegensteht. Van
Gennep kommt das Verdienst zu, die oft auch heute noch pauschal als Pubertätsriten
bezeichneten Initiationsriten Jugendlicher analysiert und sowohl in ihren körperlich-
pubertären als auch in ihren oft viele Jahre bis ins Erwachsencnalter hinein andau
ernden Lern- und Ausbildungszeiten transparent gemacht zu haben. Er rückte im
Sinne seiner Erkenntnisinteressen Grundstrukturen menschlichen Handelns in den

Vordergrund, ging davon aus, daß nur sie die Grundlage bilden, auf der das Beson
dere einer Kultur seine Erklärungen finden könne. Van Gennep übersah freilich in
diesem Schematismus, danach zu fragen, ob die Übergangsriten eineausreichende
Behandlung der ihnen zugrundeliegenden Konflikte darstellen.

Als die »Übergangsriten« 1909 erschienen, wurde das Buch kaum gewürdigt und
von den Kritikern abgeurteilt. Für seine unabhängige Haltung — van Gennep kriti
sierte Durkhcims Theorie des Totemismus vernichtendund verteidigteseine eigenen
Theorien — zahlte er einen hohen Preis: Ihm blieb eine Universitätskarriere und die

wissenschaftliche Anerkennung versagt.
Inderdeutschen Übersetzung ist die Verweisliteratur aufden neuesten Stand ge

bracht und ein Nachwortder EthnologinSylvia M. Schomburg-Scherff beigegeben.
Ingrid Freitag (West-Berlin)

Bargatzky, Thomas: Einführung in die Ethnologie. Eine Kultur- und Sozialan-
thropologic. Helmut Buskc Verlag, Hamburg 1985 (212 S., br., 19,80 DM)

Nacheiner kurzen wissenschaftstheoretischen Einordnung der Ethnologiebehan
delt Bargatzky die Grundkategorien System, Symbol, Kultur und Gesellschaft.
Dabei rückt er den Systembegriff in den Mittelpunkt und betont die Systemeigen
schaften sozio-kulturcller Phänomene, ein Paradigma, das später vor allem bei der
Abhandlung kulturtheorctischcr Fragen stark hervortritt. Im dritten Kapitel themati
siert er ausführlich die Verwandtschaftscthnologie. Er erklärt Grundbegriffe wie
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Affinalität und Deszendenz, stellt die Vcrwandtschaftstcrminologic dar und listet die
verschiedenen Verwandtschaftssystemeauf. Das Kapitel schließt mit einem Blick auf
den »Mythos vom Matriarchat« (80). Dieses Kapitel ist verwirrend geschrieben und
unklar in der Begrifflichkeit, für Laien und Neulinge eher abschreckend, der
schwächste Teil des Buches. Wesentlich besser ist das vierte Kapitel »Kulturtypo
logie«; es behandelt die politische Ordnung, die ökonomische Anthropologie und die
Religionsethnologie.

Beim ersten steht die »band-tribe-chicfdom-state«-Typologie von Elman Service
im Vordergrund; die Entwicklung politischer Strukturen und ihre Probleme werden
diskutiert. Die ökonomische Anthropologie leitet Bargatzky mit der Kontroverse
über Substantivismus—Formalismus ein. Hauptsächlich an Marshall Sahlins orien
tiert, werden die Formen des Austauschs, Produktion, Reziprozität und Markt er
läutert.

Religion steht als symbolisches kulturelles System zur Debatte; es geht um die
Frage nach Religion im sozialen Kontext, die Suche nach dem Wesen von Religion
und die Formulierung von Universalkategorien hält er für den falschen Weg. Das an
spruchsvolle Kapitel »Kulturtheorie« bildet den Schluß des Buches. Ausgehend von
den synchronen und diachronen Paradigmen werden die verschiedenen Ansätze der
Ethnologie vorgestellt: Funktionalismus, Evolutionismus, Kulturgeschichte und
Kulturökologie. Bargatzky stellt eine Typologie der Kulturtheorien vor und disku
tiert Stärken und Schwächen der »Technoökonomisch-ökologischen Theorien«, der
»Sozialstruktur-Theorien« und der »Mcntalistischen Theorien«. In der Klassifizie

rung und Diskussion, die (fiirein deutschesLehrbuchder Ethnologie) auf einem er
frischend modernen Stand ist, tritt des Autors eigene Meinung deutlich hervor: Er
plädiert für eine integrierende Betrachtungsweise mit systemtheoretischem Denken
(144f., 171). Im Anhang findet sich, außer Registerund Bibliographie, eine nach den
Kapiteln gegliederte kommentierte Liste weiterführender Literatur, schätzenswert
vor allem für Studenten. Heiner Goldinger (Mainz)

Zinser, Hartmut (Hrsg.): Der Untergang von Religionen. DietrichReimerVerlag,
Berlin 1986 (340 S., br., 58,- DM)

»Der Untergang von Religionen« war Thema des internationalenKongresses der
»Deutschen Vereinigung für Rcligionsgeschichte«, der vom 1. bis5. Oktober 1984 in
West-Berlin tagte und zusammen mit dem Rcligionswissenschaftlichen Institut der
Freien Universität Berlin ausgerichtet wurde. Die dort gehaltenen Vorträge sind in
überarbeiteter Fassung in dieser Aufsatzsammlung zusammengefaßt. Anhand von
Beispielen, die mangrob indie Bereiche der antiken Religionen, sogenannten Stam
mesreligionen, Religionen der Neuzeit sowie religiösen Intentionen in Kunst- und
Naturwissenschaft gliedernkann,wirdvorgeführt, wiesichReligionen derart verän
dern können, daß von einem »Untergang«, zumindest aber einer Transformation,
deren wesentlichstes Elementdie Veränderung der spezifischen religiösen Substanz
bis zur Unkenntlichkeit hin, gesprochen werden kann.

Eine allgemeine theoretische Reflexion zum Untergangsbegriff bietet der Eröff
nungsvortrag von Carsten Colpe. Unter der Fragestellung, wann und unterwelchen
Kriterien ein Untergang im Sinne eines völligen Verschwindens zu konstatieren ist,
wirft Colpe Probleme der religiösen Identität sowie der Bedeutung von Religion in
nerhalb einer Gesamtkultur auf und diskutiert verschiedene Varianten des Unter-
gangsprozesses, ein Vorgang, den er in enger Verbindung mit historischen, kultu
rellen und gesellschaftlichen Veränderungen sieht.

Aus dem Bereich der antiken Religionen sei der Beitrag von Hubert Cancik her-

DAS ARGUMENT 163/1987 ©



450 Besprechungen

vorgehoben, der die römische Religion thematisiert. Untergang meint hier das Ende
einer religiösen Institution. Im 4. Jh. n. Chr. wurde durch eine Reihe sakralrechtli
cher, finanzieller und administrativer Maßnahmen die römische Religion abge
schafft. Gleichzeitig erging der Befehl an »alle Völker« (65), die römisch-katholi
sche Religion anzunehmen. Das Verbot führte jedoch nicht zum völligen
Verschwinden der römischen Religion. Während desintegrative Teile in Rückzugsge-
bicten weiterlebten, andere Elemente im Bildungswesen, Brauchtum oder Kunst
werk umgeformt wurden, lag die wichtigste Transformation in der Romanisierung
des Christentums.

Zum Thema Stammesrcligionen sei das Referat von Karl-Heinz Kohl genannt, das
sich auf indonesische Religionen bezieht. Anhand einer Schilderung sozialer, politi
scher und ökonomischer Veränderungen dreier Ethnien, stellt er verschiedene Mög
lichkeiten religiöser Transformation vor: Die Aufgabe der alten Religion bei gleich
zeitigem Übertritt zum Islam oder Christentum, dernominelle Übertritt zueiner der
beiden großen Offcnbarungsreligionen unter Beibehaltung zentraler Elemente der
überlieferten religiösen Weltsicht und die universalistische Neuinterpretation der tra
dierten Religion mit dem Ziel, diese an die staatlich anerkannten Religionen anzu
gleichen. Hier wird vorgeführt, wie sich die alte Weltsicht verändert, wenn sich die
Kultur umwälzt oder auflöst. Da Stammesreligionen eng mit der sie umgebenden
Kultur verbunden sind, kann von einem Untergang nur gesprochen werden, wenn
sich die Religion gegenüber der Gesellschaftsstruktur verselbständigt.

Das letzte Referat beschäftigt sich mit religiösen Tendenzen innerhalb der physika
lischen Forschung des 20. Jahrhunderts. Burkhard Gladigow nennt u.a. A. Einstein,
M. Planck und J. Jeans als Vertreter einer Religiosität, die auf der Faszination von
physikalisch beobachtbaren kausalen Zusammenhängen, der Einheit der Wcltord-
nung und der Unbestimmtheitsrclation, die den Beobachter des Geschehens gleich
zeitig als dessen Teilnehmer versteht, gründet. Die »kosmische Religiosität« (Ein
stein) ist mit der Ablehnung eines personalen theologischen Gottesbegriffs und der
Kirche verbunden. Sofern Denken und Erkennen als Teilhabe an der kosmischen To

talität verstandenwerden, gilt die Beschäftigung mit den Wissenchaftenals Wegzum
»kosmischen Geist«, d.h. als Heilsweg (»Gnosis von Princeton«).

Der Titel »Untergang vonReligionen« scheint mir nicht glücklich gewähltzu sein,
da die einzelnen Beiträge deutlich machen, daß von einem völligen Verschwinden,
das der Begriff »Untergang«impliziert, nicht gesprochen werden kann. Die Verände
rung einzelner Elemente einer Religion innerhalb eines historischen Gesamtpro
zesses ist die Regel. Daher wäreeine stärkere Bezugnahme auf die jeweilige kultu
relle Situation, die religiösen Untergang begleitet, bei einigen Beiträgen
wünschenswert gewesen. Yvonne Karow (West-Berlin)

Gellner, Ernest: Leben im Islam — Religionals Gesellschaftsordnung. Ausdem
Englischen von Susanne und Ulrich Enderwitz. Klett Cotta Verlag, Stuttgart 1985
(387 S.. Ln., 78.-DM)

Unter dem irreführenden — vermutlich der Vorliebe für Anschaulichkeit Konzes
sionen machenden —deutschen Titel »Leben im Islam« (Originaltitel: »Muslim So
ciety«), isteineAufsatzsammlung von Ernest Gellner ineinerexakten undangenehm
lesbaren Übersetzung zugänglich geworden. Sie stellt schon deswegen einen nützli
chen Beitrag zum Problem der sozialwissenschaftlichen Erfassung von Gesell
schaften aus dem islamischen Kulturkreis dar, weil diese in der deutschsprachigen
Fachliteratur erst in den Anfängen steckt. Die Artikel Gellners aus einem Zeitraum
von 17 Jahren zeigen imgroßen und ganzen zwei Wege der theoretischen Einordnung
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religiöser Entwicklungen in islamischen Gesellschaften auf. Dort wo Gellner ein ei
genes theoretisches System anstrebt, tut er dies mit Hilfe der kritischen Anlehnung
an europäische philosophische und sozialwissenschaftliche Klassiker und mit Hilfe
von Ibn Khaldoun, der allerdings der einzige »Nordafrikaner« ist, der zu Wort
kommt. Dort wo die Ebene allgemeiner Aussagen verlassen wird und Gellner regio
nale Einzelerscheinungen in einen theoretischen Rahmen einordnen will, tut er dies,
indem er die Arbeiten zeitgenössischer Fachkollegen würdigt und auf noch zu lö
sende Probleme hinweist. Ein Aufsatz fällt etwas aus diesem Schema heraus: »Der

unbekannte Apoll von Biskra: Die gesellschaftlichen Grundlagen des Puritanismus
in Algerien«. Hier kommt kein europäischer Wissenschaftler zu Wort, sondern ein
reisender Literat, den seine Identitätsproblemc innerhalb der eigenen Gesellschaft
zur genauen Beobachtung einer fremden Gesellschaft anregen. Anhand von A.
Gides Beobachtungen und der dazu im Kontraststehenden Eindrücke heutiger Alge
rienpilger auf der Suche nach einer sozialistischen Gesellschaft zeigt Gellner, wie
durch die Zentralisierungstendenzen der Moderne der »Gezeitenwechsel im mensch
lichen Glauben« für die islamische Religionbeendet wird. Wennauch sein theoreti
sches Modell heftig umstritten ist, bleiben seine Darstellungen und Enthüllungen
scheinbar traditioneller Formen als Ausdruck moderner Entwicklungen aufschluß
reich. Anregend ist die Vorführung des identitätssuchenden Europäers und seiner
Eindrücke einer nichteuropäischen Gesellschaft, ein Beitrag nicht nur zur Klärung
der eigenenIdentität, sondern auch zur Aufklärung darüber, welchePhänomeneund
Entwicklungen in den nichteuropäischen Ländern dem Raster unserer Wahrneh
mung entkommen. Ludmilla Hanisch (West-Berlin)

Renner, Erich: Sozialisation in zwei Kulturen. Analyse autobiografischer Texte.
Campus Verlag, Frankfurt/M. 1986 (253 S., br., 52,- DM)

Migrationsprozesse werdenvermutlich nie mehr solche Impulsefiirdie sozialwis
senschaftliche Forschung liefern wie einst in dem klassischen Einwanderungsland
USA, aber immerhin gewinnen auch hier die jüngeren Prozesse der Arbeitsmigra
tion Einfluß auf die sozialwissenschaftlichcn Fragestellungen. Ein Beispiel ist die an
autobiografischem Material gewonnene Studie von Renner überbikulturelle Soziali-
sationsprozesse. Der Verfasser gehtder Fragenach, wieMenschen ausaußereuropä
ischen Kulturen, aus einfachen Stammeskulturen, die Begegnung mit »modernen«,
sprich: bürgerlichen Gesellschaften verarbeiten, welche Deutungsmuster, Lebens
stile und welches kulturelle Selbstvcrständnis sie entwickeln, wobei der Verfasser
die Schule als Sozialisationsinstanz sehr hoch bewertet. Diese nimmt auch tatsäch
lich in denvonihmherangezogenen 15 Autobiografien einenhohen Stellenwert ein.
Die meisten Gewährsleute des Autors, überwiegend indianischer Herkunft, sind
Opfer kolonialistischen Expansionsstrcbcns bzw. missionarischen Eifers undhaben
mit der Schule ihre leidvollenErfahrungen gemacht, wurden nicht selten sogar der
Schulerziehung zwangsweise unterworfen. Die Tatsache, daß sie ihr Leben aufge
schrieben haben, belegt sicher ein besonderes, keineswegs alltägliches Verhältnis
zur eigenen Lebensgeschichte, ist aber für das Vorhaben des Autors ohne Belang,
weiles ihmdarum geht, grundsätzliche Konstellationen und Verlaufsgestalten zu er
fassen. Ihmgehtes umFragen wiedie,obdieRekonstruktion autobiografischen Ma
terials aus der Perspektive kultureller Selbstvcrständnissc typische Entwicklungs
verläufe in zwei Kulturen erwarten läßt. Im ersten Kapitel diskutiert Renner Untersu
chungen zurEntwicklung inzwei Kulturen und zurAkkulturation, speziell zurAk-
kulturationsleistung der Schule. Dabei wird auch problematisicrt, was überhaupt
unter Akkulturation zu verstehen sei (Änderung des Lebensstils oder innerer Pro-
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zeß?). Daraus entwickelt der Autor die Grundlinie des analytischen Vorgehens. Er
unterscheidet zwischen einer Entwicklungsphasc I, den Bedingungen und Wir
kungender frühkindlichen und kulturspczifischcn Sozialisation,der Entwicklungs
phasc II, welche die fremdkulturellen Einflüsse des Schulsystems umfaßt, und der
Entwicklungsphase III, der nachschulischenEntwicklung und dem darin gebildeten
kulturellen Selbstverständnis. Im zweiten Kapitel vergewissert sich der Verfasser der
Regeln der biografischen Methode im Rahmen qualitativer Sozialforschung, wobei
er dem Deutungsmusteransatz besondere Aufmerksamkeit widmet. Im dritten Ka
pitel werden dann die 15 Autobiograficn nach einleitenden Bemerkungen zur Quel
lenlage und zur Auswahl und Vergleichbarkeit des Materials nach einem einheitli
chen Muster (Selbstdcutungen, Deutungen der Lebenswelt, Deutungen in größeren
Zusammenhängen, gegliedert nach den drei Entwicklungsphasen) analysiert. Das
letzte Kapitel ist der Versucheiner zusammenfassenden Auswertung der Ergebnisse.
Es werden Mcrkmalkombinationen der Entwicklung in zwei Kulturen und Kontexte
der Merkmalkombinationen herausgearbeitet. Die zentralen Themen der Autobio
graficn werden sortiert und verglichen (Vorbilder, Umcrziehungszwängc usw.). Ab
schließend konstruiert der Verfasser in der Auseinandersetzung mit der anglo-amcri-
kanischen Modernisicrungsforschung sieben verschiedene Versionen kulturellen
Selbstverständnisses auf der Basis seines autobiografischen Materials. Die Spann
weite reicht von rein traditionalistischen Orientierungen bis zur Praktizicrung einer
vollkommen neuen Lebensweise mit dem erfolglosen Versuch, Resttraditionen mit
»kulturfremdem Gedankengut« zu verschmelzen (211). Ein Anhang mit kulturellen
Steckbriefen der Herkunftsethnien der Autobiografen, miteinerListe vergleichbarer
Autobiograficn und mit einem tabellarischen Überblick über ausgewählte Akkultu-
rationsstudien bietet eine wertvolle Ergänzung zu dem Band. Renner stellt lineare
und — oft trotz gegenteiliger Versicherung — am Kausalschcma sozialer Prägung
orientierte Sozialisationskonzeptc in Frage, obgleich er selber noch einem kulturali-
stischen Muster verhaftet bleibt. Die Widersprüchlichkeit und Vielfalt der mögli
chen subjektiven Verarbeitungsweisen von Lebensbedingungen ist bei den vorge
stellten Autobiografien unübersehbar. Renner hat fiir die Interpretation seines
Materials nur den Deutungsmusteransatz und ein mehr oder weniger vages Wechscl-
wirkungsmodell verfügbar. Vermutlich wäre ein radikalerer subjckttheorctischcr
Ansatz vonnöten. Bedauerlich ist, daß »Kultur« begrifflich unbestimmt und histo
risch abstrakt bleibt (ethnografisches Kulturkonzept). Nur indirekt und unbegriffen
werden an den von der Modernisierungsforschung identifizierten Elementen von
»Modernität« Bestimmungsmomente bürgerlicher Vergesellschaftung sichtbar. An
erkennenswert ist, daß der Verfasser sich die Mühe gemacht hat, die Hcrkunftskul-
turen seiner Autobiografen zu studieren und deren Darstellung mit der Sichtweisc
der Ethnologen zu konfrontieren. In jedem Fall ein beachtenswerter Beitrag zur So-
zialisationsforschung, der auch für die aktuelle Diskussion über intcr- oder bikultu
relle Erziehung hierzulande bedeutsam ist. Georg Auernheimer (Marburg)

Erziehungswissenschaft

Hohmann, Joachim S.: Vom Elend politischer Bildung. Konservatismus, Natio
nalismus und Faschismusals Quellen staatsbürgerlicherErziehung in westdeutschen
Schulen. Pahl-Rugenstein-Vcrlag. Köln 1985 (206 S., br., 25,- DM)

Hohmann stellt sich die Aufgabe, »die häufig offenkundige geistige Verwandt
schaft der Hauptströmungen politischer Bildung nach 1945 mit ihren ideologischen
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Vorläufern aufzudecken und an einzelnen Autoren die TheorienpolitischerBildung
zu demonstrieren.« (8) Mit einer derart pointierten Fragestellungan die Analyse der
politischen Bildung heranzugehen, sagt zunächst (wieder einmal) sehr viel über die
politischenKonturendes Publikationsprogramms des Pahl-Rugenstein-Verlages aus.
Natürlich muß —um einen Begriff vonHohmann aufzugreifen —»fortschrittlichen«
Lesern ein Blick in Schulbücher für das Fach Sozialkunde gerade der 50er und 60er
Jahre Betroffenheit auslösen: Allein ostpolitich sind diese mit einer Fülle irrationaler
Feindbilder versehen. Doch das Problem einer angemessenen sozialwissenschaftli
chen Aufarbeitung und sozialkundlichen Weitergabe von sozialen und politischen
Realitäten wird bei Hohmann vereinfachend zugespitzt: »Wer die Geschichte der
Entnazifizierung in den Westzonen kennt, wird in den Schulbüchern insbesondere
für das Fach Sozialkunde nichts anderes erwarten.« (113)

Die Lesart von Hohmann hat ihre Berechtigung. Jedoch wird deren Relativität nir
gends verdeutlicht. Die Selektivität des ganzen Problemzugangs von Hohmann wird
nicht angemessen reflektiert. Hohmann mag es im »Fall« (53) von Theodor Wilhelm,
der »keinesfalls ein Einzelbeispiel« (67) ist, gelingen, die mangelhafte Entnazifizie
rung im westdeutschen Hochschulsystem nachzuzeichnen. Ansonsten fehlt es ihm an
hinreichender Differenziertheit in der Skizze ideengeschichtlicher Strömungen und
Traditionszusammenhänge. Allein der einleitende Bezugauf neuere (in ihren ideen
geschichtlichen Kapiteln selbst hoch problematischen) Studien zum pädagogischen
»Neokonservatismus« von Fend und Wanner (vgl. auch die Besprechungen vom Ver
fasser im Argument 152, 615ff.) ist in Hinblick auf (prä-)faschistische Ideentradi
tionen völlig deplaziert.

Typisch ist Hohmänns Rezeption von Spranger (70). Sprangers Kritik der »Ver
massung« (und die entsprechende »Tugendlehre« zur Überwindung der »Kultur
krise«) steht vielmehr in der Tradition der liberalistischen Wohlfahrtsstaatskritik, die
elitär, individualistisch und arbeitsethisch orientiert ist, steht der (kulturwissen
schaftlichen) Bürokratiekritik von Max Weber näher als dem Faschismus. Gerade
bei Spranger wird deutlich, wie theorielos, historisch-typologisch undifferenziert
und plakativ Hohmann Etiketten wie »Konservatismus« (bei ihmein Sammelbegriff
für Grenzgängerzum faschistischen Ideengut)verteilt. Ebensotypisch ist die Rezep
tion des nationalliberalen Kerschensteiner, der als Vertreter der »imperialistischen
Pädagogik« eingestuft wird (74). Die Vielfalt der Kerschensteiner-Forschung geht
damit vollends verloren.

Das interessante Anliegen von Hohmänns Studie wird durch seine fragwürdigen
ideengeschichdichen Rückgriffe keiner Lösung zugeführt. Frank Schulz (Köln)

Herrmann, Ulrich (Hrsg.): Die Formung des Volksgenossen. Der »Erziehungs
staat« des Dritten Reiches. Beltz Verlag, Weinheim 1985 (348 S., br., 42,- DM)

Nimmt man Sammelwerke zum Indikator, so scheint die faschistische Epoche der
deutschen Erziehungs- und Bildungsgeschichtc als Forschungsfeld der Historischen
Pädagogik inzwischen etabliert zu sein. Die von der Historischen Kommission der
Deutschen Gesellschaft für Erziehungswissenschaft 1980 herausgegebenen, Bände
mit ihren dreißig Beiträgen (Erziehung und Schulung im Dritten Reich, 2 Bde.,
Stuttgart 1980) machen das ebenso deutlich wie der kürzlich von Herrmann im
Rahmen seiner Reihe von Studienbüchern zur Geschichte des Erziehungs- und Bil
dungswesens in Deutschland vorgelegte Sammelband, der 22 Beiträge, darunter
sechs autobiographische Texte, umfaßt, von denen die meisten in den 80er Jahren
schon andernorts publiziert worden sind. Die erziehungswissenschaftliche Erfor
schung der pädagogischen Verhältnisse imdeutschen Faschismus hat in den letzten
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zehn Jahren erheblich an Breite und Differenzierung zugenommen. Doch steht eine
die zahlreichenSpczialstudien auf dem gegenwärtigen Standder Faschismusdiskus
sion verarbeitende Gesamtdarstellungnoch aus. Ebenso stehen einer vorbehaltlosen
Auseinandersetzung mit der eigenen Wissenschaftsgeschichte und den besonderen
Voraussetzungen der NS-Pädagogik noch immer Barrieren im Wege. Die Erfor
schung des Widerstandes und der Emigration deutscher Pädagogen hat gerade erst
begonnen.

Herrmanns Reader füllt diese Leerstellen nicht, ergänzt aber die von der Histori
schen Kommission vorgelegten Forschungsergebnisse thematisch (Hitlers Men
schenbild, NS-Erziehungstheorien, BDM und Jugendopposition, Elternrolle und
Alltag im Dritten Reich) und vor allem methodisch durch ihren sozialhistorischen
Akzent. Dieser begrüßenswerte Anschluß an neuere Forschungsansätze in der Ge
schichtswissenschaft führt zur Berücksichtigung alltags- und regionalgeschichtli
cher Fragestellungen sowie der lange übersehenen oppositionellen Bewegungen
unter Jugendlichen und der offenkundigen Widersprüche der HJ-Sozialisation.
Schließlich führt diese Vorgehensweise zur Frage nach der subjektiven Wahrneh
mung und Verarbeitung des Faschismus, die in dem umfangreichen autobiographi
schen Textmaterial zum Thema wird. Wenn man auch fragen muß, warum Herrmann
nur bürgerliche Lebensgeschichten präsentiert und weder die Erfahrungen der Opfer
noch der Gegner des Regimes hier berücksichtigt, so sind die Beispiele doch ge
eignet, Identifikations- wie Distanzierungsprozcsse sichtbar zu machen und allzu
pauschale Annahmen über die Wirkung faschistischer Sozialisation zu modifizieren.
Insbesondere die reflektierten Erinnerungen der Erziehungswissenschaftler Klafki
und Henningsen gehören zu den raren Belegen für eine pädagogische Intelligenz,
die, ihre Erfahrungen kritisch und selbstreflexiv verarbeitend, das Faschismuspro
blem nicht anekdotisch oder historisierend verharmlosen, sondern nachdrücklich
auf Momente der Faszination, der Beunruhigung und des Unerledigten aufmerksam
machen.

Machen die autobiographischen wie auch die sozialhistorischen Beiträge des
Bandes recht anschaulich, daß mit einer Orientierung an Verführungs- und Totalita-
rismuskonzepten die widersprüchliche Realität des Dritten Reiches nicht zu erfassen
ist, so muß doch bezweifelt werden, daß hierin die die Textauswahl leitende Absicht
des Herausgebers bestanden hat. Schon die an NS-Selbstdefinitionen orientierten
Titel des Readers sind irreführend und ignorieren die z.B. von Lingelbach schon 1970
überzeugend vertretene Einsicht, daß im Gegensatz zu früheren Arbeiten weder von
einem monolithischen Führerstaat noch von einem geschlossenen System der NS-
Pädagogik ausgegangen werden kann. Darüber hinaus grenzt Herrmanns Beschrän
kung auf die Jahre 1933 bis 1945 die für die kritische Faschismusforschung zentrale
Frage nach Kontinuität und Diskontinuität aus, was der zunehmenden Auffassung,
diese Epoche als abgeschlossene Vergangenheit zu begreifen, implizit entgegen
kommt. Herrmann entledigt sich der Frage nach den Voraussetzungen, die die NS-
Pädagogik möglich machten, durch die apodiktische These, diese sei als eine »con-
tradictio in adjeeto« zu begreifen und damit auf pädagogische bzw. erziehungswis
senschaftliche Denktraditionen nicht beziehbar. Der Nichtbeachtung anderslau
tender Forschungsergebnisse entspricht die These, das, was im Dritten Reich
»Pädagogik« geheißen und sie bestimmt habe, sei ohne das Menschenbild Hitlers
und seine biographischen Voraussetzungen nicht zu verstehen. Sie läuft auf Hitle
rismus im Gewände historischer Biographie- und Mentalitätsforschung hinaus, die
sich mühelos mit obsolet gewordenen Annahmen des Totalitarismuskonzcpts ver
bindet. Ein zusammenfassender Bericht des Herausgebers über den aktuellen For-
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schungsstand bzw. der Versuch, die methodischen Ansätze und die Befunde der von
ihm zusammengestellten Texte zu integrieren, wäre für eine Einführung in die Aus
einandersetzung mit dem Thema sicher hilfreicher gewesen. Im übrigen wird nicht
einsichtig, warum in einem Studienbuch zur faschistischen Epoche der deutschen
Erziehungs- und Bildungsgeschichte Beiträge zu den personellen Umsetzern der NS-
Pädagogik (Lehrer, Erzieher, Sozialarbeiter) und zu spezifischen Inhalten (z.B. der
Schule), zur Lagererziehung oder zur Sozialarbeit — von den historischen Voraus
setzungen abgesehen — fehlen. Hasko Zimmer (Münster)

Otto, Hans-Uwe, und Heinz Sünker (Hrsg.): Soziale Arbeit und Faschismus.
Volkspflegeund Pädagogik im Nationalsozialismus. Karin Bollert KT-Verlag, Biele
feld 1986 (537 S., br., 35,- DM)

Sozialarbeit im Nationalsozialismus — weder die Faschismusforschung noch die
Forschung zur Geschichte der Sozialarbeit haben sich bisher mehr als peripher
dieser Thematik zugewandt oder sich an diesem Schnittpunkt getroffen. Nachdem
insbesondere mit Masons Arbeiten über die nationalsozialistische Sozialpolitik die
Bedeutung der intermediären Instanzen für eine Erklärung des Phänomens Fa
schismus weite Anerkennung gefunden und nachdem im Zuge dieser Entwicklung
unter den Titeln Alltagsgeschichte und Subjektgeschichte eine Such-Bewegung
»nach unten«, also zur »sozialen Basis« (Jaschke) des Faschismus hin, stattgefunden
hat, lag es nahe, nun auch die Sozialarbeit und Sozialpädagogik mit ihren Institu
tionen zum Gegenstand von Forschungsbemühungen zu machen. Diese Bemü
hungen können sich auf Erfahrungen und Erkenntnisse stützen, die im Rahmen von
Arbeiten zur (Geschichte der) Professionalisierungder Sozialarbeit und im Rahmen
von Frauenforschungsprojekten zur nationalsozialistischen Bcvölkerungs- und Ge
sundheitspolitik gewonnen wurden. —Der vorliegende Sammelband ist entstanden
aus einer Tagungsreihe, die auf Initiative der Herausgeber von der Kommission So
zialpädagogik der Deutschen Gesellschaft für Erziehungswissenschaft in Zusam
menarbeit mit der Heimvolkshochschule Haus Neuland veranstaltet wurde.

Wer sich mit der Frage beschäftigt, »in welcher Weise soziale Arbeit auf Grund
ihrerBedingungen wie ihrer Durchführung zur Herrschaftssicherung, zur Durchset
zung von normalen und terroristischen Standards im Nationalsozialismus beige
tragen hat« (Otto, Sünker, XV) und nach Erklärungen für dieFunktionalisierbarkeit
ihrer Handlungsfelder für den Nationalsozialismus sucht, findet hier bemerkens
werte Antworten und weiterführende Anregungen.

Mit unterschiedlichen forschungsstrategischen Zugängen untersuchen die Auto
rinnen und Autoren Funktionsmechanismen und Handlungsformen vonSozialarbeit
undSozialpädagogik imBereich deröffentlichen Fürsorge und innerhalb des Netzes
der außerparteilichen NS-Organisationen sowie sozialpolitische Instrumente und
Strategien im Bereich der Bcvölkerungs-, Gesundheits- und Richtsatzpolitik. Es
wird gezeigt, daßes offenbar ohne besondere Schwierigkeiten möglich gewesen ist,
die Sozialbürokratie eines demokratisch verfaßten Wohlfahrtsstaats in einen Kon
troll-, Selektions- und Repressionsapparat umzuwandeln, der als notwendiger Be
standteil der nationalsozialistischen Vernichtungsmaschinerie funktionierte.

Hierzu sindzunächst die Beiträge überdasJugendkonzentrationslager Moringen
(Guse, Kohrs, Vahsen), über Praktiken im Bereich der Nichtseßhaftenfürsorge
(Ayaß) sowie eine Regionalstudie über die Arbeit von Fürsorgerinnen in Hamburg
(Knüppel-Dähne, Mitrovic) zu nennen. Sie lassen keinen Zweifel daran bestehen,
daß »die aktive Beteiligung an der 'Ausmerze' von Asozialen, Kranken und An-
ders'rassigen' gerade zum Alltagsgeschäft dersozialpolitischen und sozialpädagogi-
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sehen Institutionen gehörte« (Peukert, 126). Durch die Ausgrenzung »rassisch« oder
»biologisch Minderwertiger«, »Arbeitsscheuer« und politisch Oppositioneller, die
Unterstützungsleistungen nur noch in eingeschränkter Form, wenn überhaupt, bean
spruchen konnten, wurde es möglich, solchen »Volksgenossen«,die den nationalso
zialistischen Normalitätsvorstellungen entsprachen, relativ höhere Leistungen und
Vergünstigungen zuzuteilen und gleichzeitig die bereits in der Weimarer Republik
begonnene negative Umverteilungspolitik weiter zu verschärfen.

Die administrative Umsetzung dieser Sozialpolitik durch Institutionen der behörd
lichen Fürsorge ist jedoch erst die eine Seite sozialarbeiterischer Normalisierungsar-
beit im Sinne des Nationalsozialismus. Als deren andere, dazu komplementäre Seite
erweist sich insbesondere in den Beiträgen über die (Kultur-)Arbeit der NS-Volks-
wohlfahrt und der »Kraft durch Freude« (Vahsen, Schoen), des BDM (Klaus), der HJ
(Klönne) und der spezifisch auf Frauenarbeit und Familie bezogenen NS-Organisa
tionen (Czarnowski, Dammer, Reese-Nübel) die »Ausrichtung« auf fachistische
Selbst- und Weltbilder mit den »eigentlich« pädagogischen Mitteln.

Die Autorinnen und Autoren haben sich nicht beschränkt auf eine zeitlich isolierte

Betrachtung des Nationalsozialismus und Versuche des Nachweises einer totalen
herrschaftlich-administrativen Unterwerfung des Berufsstands unter die Imperative
des Nazismus, die man dann nur noch moralischzu verurteilen braucht und vermag.
Vielmehr wird soziale Arbeit im Faschismus deskriptiv und explikativ thematisiert
als ein geschichtlich begründbarcs Aufeinandertreffen der spezifischen Formen und
Ziclbestimmungen faschistischer HerrschaftmitdemStandder Entwicklungvonso
zialer Arbeit selbst, wie sie sich unter dem Einflußder Denktraditionen vonbürger
licher Frauenbewegung, Jugendbewegung und Geisteswissenschaftlicher Pädagogik
mit der wohlfahrtsstaatlichen Gesetzgebungund der damit einsetzenden Standardi
sierung und Verrechtlichung sozialarbeiterischer Interventionsformen in der Wei
marer Republik als Profession und staatliche Instanz konstituierte. Mit diesem An
satz gelingt es, Brüche und Kontinuitätslinien in der weiteren Entwicklung der
sozialen Arbeit im Faschismus sowohl auf der Ebene ihrer Begründungen als auch
auf der Ebene ihrer Handlungsformen sichtbar zu machen.

Die überwiegendtheoriegeschichtlich und ideologiekritisch orientierten Aufsätze
zum Verhältnis von Pädagogik und Faschismus leisten hierzu einen wichtigen Bei
trag. Mit unterschiedlichen Akzentuierungen und Zugangsweisen untersuchen
Kupffer, Rang undRichter diewissenschaftlichen undgesellschaftspolitischen Posi
tionen derGeisteswissenschaftlichen Pädagogik undihrerVertreter (Nohl, Spranger,
Flitner, um nur die wichtigsten zu nennen) im Hinblick auf Affinitäten und Diffe
renzenzum Nationalsozialismus. Im Mittelpunkt der Analysen steht der Nachweis,
daß sowohl Geisteswissenschaftliche Pädagogikals auch die nationalsozialistische
»Weltanschauung« in der Kontinuität einer deutschen Denktradition stehen, die sich
als anti-intellektualistische und anti-individualistische Kulturkritik gegen Aufklä
rung und Moderne und deren die »Volkskultur zersetzende« Erscheinungsformen
richtet und an deren Stelle Lebens- und Gesellschaftsformen einfordert, die die Her
stellung einer harmonischen Gemeinschaft von Ungleichen realisieren sollen (vgl.
19f., 24, 50f., 103, 112). Gemäß den Grundpositionen solchen »organismisch-ro
mantischen Denkens« (Otto, Sünker, XXI) kann als reale Basis dieser »Gemein
schaft« nurdas »Volk« bzw. die »Nation« gedacht werden. Eine systematisch bedingte
Anschlußfähigkeit pädagogischer Theorie solchen Zuschnitts an den für den Natio
nalsozialismus zentralen ideologischen Topos der »Volksgemeinschaft« und an die
damit verbundenen Vorstellungen wird aus dieser Perspektive offensichtlich.

Stefan Schnurr (Bielefeld)
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Paul, Gernot: Lehrerbildung und Politik. Eine Analyse der Auseinanderset
zungen während der Weimarer Republik. Hamburger Buchwerkstatt, Hamburg 1985
(449 S., br., 19,80 DM)

Politische Auseinandersetzungen umdie Neuordnung der Lehrerbildung konnten
nach 1918nicht ausbleiben. Im Klassenschulwesen des Kaiserreichs waren die Volks
schullehreran Präparandenanstalten undSeminaren ausgebildet worden, die unmit
telbaran die Volksschule anschlössen undden nichtvermögenden Schichten die ein
zige Gelegenheit zum Erwerb einer größeren, wenn auch nicht »höheren« Bildung
boten. Als soziale Aufsteiger waren die Volksschullehrer dann —wie es ein bei Paul
zitierter DVP-Abgeordneter einmal aussprach — »in Wahrheit die Träger des alten
Staates gewesen« (143).

Indem die Weimarer Reichsverfassung bestimmte, daß die Lehrerbildung »nach
den Grundsätzen, die für die höhere Bildungallgemeingelten, für das Reich einheit
lich zu regeln« sei, wardie Frageeiner Neuordnung der Lehrerbildungaufgeworfen.
Das Reichsgesetz kam jedoch nicht zustande. Die hierfür, wie Paul glaubt, gün
stigste Phase (von Mitte 1919 bis Mitte 1920), in der auch das Grundschulgesetz ver
abschiedet wurde, wurde verpaßt. Nur damals verfugten SPD und DDP, die zu
sammen eine wissenschaftliche (und das bedeutete zugleich konfessionsfreie) Leh
rerbildung hätten beschließen können, über eine Mehrheit im Reichstag. Trotzdem
haben die deutschen Staaten —mit Ausnahme Bayerns —in Erwartung eines Reichs
gesetzes bereits 1920 mit der Auflösung der Seminare bzw. ihrer Umwandlung in
»Aufbauschulen« oder Deutsche Oberschulen begonnen, auf denen Volksschüler die
künftig zum Besuch einer Lehrerbildungseinrichtung erforderliche höhere Bildung
erwerben konnten. Durch den Abbau der Seminare drängte spätestens Mitte der 20er
Jahre das Problem einer Neuordnung der Volksschullehrerbildung, wenn die Bil
dungsverwaltung schon in der Ausbildung der übrigen Lehrer alles beim Alten
lassen wollte.

Inhaltlich ging es vor allem um die Frage einer wissenschaftlichen Lehrerausbil
dung. So wurde zumindest von den Volksschullehrerorganisationen ursprünglich die
Formulierung der Reichsverfassung ausgelegt. Dabei machte ein Anschluß der
Volksschullehrerausbildung an eine Universität oder Hochschule — wie in Hamburg
oder Sachsen und zeitweilig auch in Thüringen — zugleich die konfessionelle Leh
rerbildung unmöglich. Gerade aus diesem Grunde, so schließt Paul, wurde denn
auch in Preußen eine besondere, eben nur »hochschulmäßige« Form gewählt — die
Pädagogische Akademie. Bis auf eine Ausnahme (die Pädagogische Akademie in
Frankfurt am Main) waren diese Akademien konfessionell.

Betrachtet man als Gradmesser für die Akzeptanz der verschiedenen Formen das
Wahlverhalten der Lehrerstudenten aus den kleinen Staaten ohne eigene Lehreraus
bildung, so zeigt sich, daß die angehenden Lehrer selbst die universitäre Ausbildung
bevorzugten, obwohl sie davon keinen statusmäßigen Vorteil hatten. Beispielsweise
studierten 1931 von 102 Bremer Studenten 98 an Universitäten und nur 4 an preußi
schen Akademien (428).

Auch wenn die Entwicklung in den einzelnen Staaten höchst unterschiedlich ver
lief, weist Paul doch nach, daß ihr keine pädagogischen Motive zugrundelagen.
Selbst die vom maßgeblichen preußischen Bildungspolitiker Becker scheinbar im
Alleingang geborene Idee der PädagogischenAkademie, die sich anlehnt an Spran
gers auf der Reichsschulkonferenz entwickelteIdee einer »Bildnerhochschule«, läßt
deutlich die politische Absicht erkennen, zum Kompromiß mit dem Zentrum zu
kommen. Und so kann Paul denn auch zeigen, daß überall dort, wo die wissenschaft
liche Lehrerausbildung realisiert wurde, die Parteien links vom Zentrum in der
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Mehrheit waren, und überall dort, wo das Zentrum als Mehrheitsbeschaffer in der
Regierung saß, die konfessionelle Lehrerbildung durchgesetzt wurde. Daßdie SPD
dabei inBaden sogardieKröte der konfessionellen Lehrerbildungsanstalt schluckte,
zeigt, welchen Einfluß das Zentrum auf die Politik besaß, das zwar nie Mehrheits
fraktion, aber bis 1932 in allen Reichsregierungen vertreten war. Dort, wo SPD und
DDP mehr oder weniger einflußlos waren, wie in Württemberg und Bayern, setzte
das Zentrum dann im Bündnis mit rechten Parteien die Beibehaltung der Seminare
sogar gegen die eigenen katholischen Lchrcrvcrbändc durch.

Eine weitereSchlußfolgerungvonPaullautet, daß das ständig in den Akten begeg
nende Argument mangelnder Finanzierbarkeit auch nur vorgeschoben worden sei.
Das Problem bestand dabei nicht nur in den Kosten der Reform selbst, sondern auch
darin, daß besser ausgebildete Lehrer eine entsprechend höhere Besoldung ver
langenwürden, obwohl die Lehrergehältcr schon 1920 um zwei Besoldungsgruppen
angehoben worden waren. Die Finanzbeamten fürchteten nun, damit würde das
ganze überkommene Besoldungsgefüge »inTrümmergehen« (255). Dagegen wurde
bereits damals eingewandt, daß diese Kosten doch erst sehr viel später anfallen
würden. Mir scheint jedoch, daß Paul bei seinem Bestreben, die gesellschaftspoli
tisch reaktionäre Orientierung der Ministcrialbürokratie nachzuweisen, die ökono
mische Logik bestimmter, selbstverständlich nicht herrschaftsneutraler Prozesse un
terschätzt.

Interessant an Pauls außergewöhnlich gründlicher Darstellung scheint mir schließ
lich ein dritter Aspekt. Während die DNVP und der Bauernbund mit teilweise aber
witzigen Argumenten (221) für das alle System plädierten, versuchte die NSDAP,
sich vor 1933 zum Fürsprecher der Lchrcrintcrcssen zu machen. Gerade so, wie sich
der NSLB in Schulreformfragen am Programm des Deutschen Lehrervereins orien
tierte (116). Auch die Umwandlung der verschiedenen Lehrerbildungseinrichtungen
in zweijährige, nicht konfessionelle »Hochschulen für Lehrerbildung« nach 1933
konnte vielen als Fortschritt in der Lehrerbildung erscheinen. Vielleicht erklärt sich
zu einem Teil auch daraus der übcrproportional hohe Anhang der NSDAP in der
Lehrerschaft. Die Einrichtung von sogenannten Aufbaulehrgängen für Volksschüler
im Jahre 1939und die Abschaffung der Hochschulen durch »Führerbefehl« mit der
Rückkehr zur fünfjährigen Lehrerbildungsanstalt im Jahre 1941 warfen dann freilich
ein anderes Licht auf die Bildungspolitik der Nazis.

Durch Pauls mit vielen interessanten Tabellen versehene Veröffentlichung kann die
Geschichte der Lehrerbildung in der Weimarer Republik als weitgehend erforscht
gelten, schon allein deshalb gehört das Buch in die Bibliotheken aller Lehrerbil
dungseinrichtungen unserer Tage. Für andere Interessierte weist es den gleichen
Mangel auf, wie viele unverändert im Druck erschienene Dissertationen; die Dar
stellung ist sehr breit angelgt, teilweise auch redundant. Schließlich wäre zur Er
schließung eines so umfangreichen Werkes zumindest ein Personenregister nötig ge
wesen. Wie sonst soll der Leser eine so interessante Kleinigkeit, die er am Rande
erfährt, wie die Auseinandersetzung um die Vcrbcamtung Hitlers in Braunschweig
im Jahre 1931 (169f.), sonst wiederfinden? Frank Neumann (Bremen)

Apel, Hans-Jürgen, und Michael Klöcker: Schulwirklichkeit in Rheinpreußen.
Analysen und Dokumente zur Modernisierung des Bildungswesens in der ersten
Hälfte des 19. Jahrhunderts. Böhlau Verlag, Köln 1986 (769 S., br., 115,- DM)

Im Rahmen der »sozialgeschichtlichen Wende«, die in der Geschichts- und in der
Erziehungswissenschaft hierzulande in den späten 60er Jahren einsetzte, wird seit ei
nigen Jahren verstärkt an einer »Sozialgeschichtc« anstatt — wie bis dahin nahezu
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ausschließlich —an einer »Geistesgeschichte«der Erziehung geschrieben. In diesem
Kontext ist es für die Bildungsgeschichtsschrcibung inzwischen unbestritten, daß re
gional und lokal spezifische Studien zur Geschichte der Institutionalisierung des mo
dernen Schulwesens ein Defizit darstellen. Eine der Materiallücken, die dieses De
fizit mit verursachen, geschlossen zu haben, ist die verdienstvolle Leistung des vor
liegenden Bandes.

»Alltagsorientierte Forschung beabsichtigt die Erforschung der konkreten Lebens
verhältnisse und damit also der lebensweltlichen und lebenspraktischen Erfahrungs
basis der Menschen einschließlich ihrer Schöpfungen (Werte, Normen, Rollen, In
stitutionen)« (3), und zwar so, daß zum einen die Bedingungen und Umstände des er
zieherischen Alltags im engeren Sinne, darüber hinaus aber auch die gesamte gesell
schaftliche Lebenswirklichkeit einschließlich ihrer sozialen, politischen, ökonomi
schen etc. Determinanten erfaßt werden müßten. Neben dem Kriterium der »Alltag
sorientierung« stellt »Modernisierung« das zweite Kriterium dar, gemäß dem die Se
lektiondes präsentierten Materialserfolgt. Da unter diesen Terminuserheblich von
einander abweichende theoretische Auffassungen über die Determinanten sozialen
Wandels fällen, ermöglicht, so die Herausgeber, erst die regionale und lokale Aus
richtung der Modernisierungsforschung, Antworten auf die Frage nach den kon
kreten Wirkungen veränderter Sozialstrukturen: »Blicktman so z.B. auf die Rhein
lande, so erweist sich, daß die Modernisierung des Bildungswesens lange vor der
preußischen Staatssukzession und großenteils auch vor der französischen Besat
zungszeit fundiert wurde.« (15)

Das Buch versammelt Transkripte handschriftlichen Materials der Schulen und
Schulverwaltungsinstanzen aus Archiven in Köln, Koblenz, Düsseldorf, Aachen,
Osnabrück usw.; dazu kommen einige Nachdrucke aus heute ebenfalls nicht mehr
ohne weiteres zugänglichen Schulprogrammen. Geordnet nach drei thematischen
Hauptgesichtspunkten —niederer, mittlerer und höherer Bildungssektor —enthält
der Band eine Vielzahl ausgewählter Dokumente über die Schulpraxis. Alle Doku
mente datieren aus den Jahren 1814/15 bis 1848, umfassen also die Phase der »Re
stauration« nach dem Wiener Kongreß (1815 bis 1830) und den »Vormärz«
(1830-1848).

Welchen theoretischen Stellenwert haben nun die eingangs genannten Kriterien
»Alltagsorientierung« und »Modernisierung« für die Auswahl und Kommentierung
der Quellen? Sie reichenmeines Erachtens nichthin. Wenn nämlich »grundlegende
Impulse zu einerModernisierung des rheinischen Bildungswesens ... insbesondere
von der Reformation« ausgegangen sind(15), sostelltsichdieFrage, warum danndas
ausgewählte Material ausschließlich ausderEpoche der Institutionalisierung desall
gemeinbildenden öffentlichen Schulwesens stammt. Sozialhistorischer Kontext und
gesellschaftliches Subjekt der Etablierung »allgemeiner Bildung« kommen mit Hilfe
der Modernisierungskategoric —entgegen der erklärten Absicht der Herausgeber —
aber offenbar nicht in den Blick. Damit bleibt die für diesen Zusammenhang grund
legende Frage, wiesich»Modernisierung« vor von »Modernisierung« nach derFran
zösischen Revolution, selbst in Preußen (oder vielleicht gerade dort), unterschieden
hat, unbeantwortet. Der zeitliche Rahmen der ausgewählten Materialien ließe sich
mit Hilfe derKategorie »Allgemeinbildung« sehrviel stichhaltiger und auch ihre the
matische Spannbreite —die große Teile der Leserschaft vermutlich »erschlagen«
wird —theoretisch angemessen begründen. Aufder anderen Seite wäre allerdings
der pädagogischen Geschichtsschreibung zu wünschen, noch über sehr viel mehr
Stoff der Art, wie sie in dem Band präsentiert wird, verfügenzu können.

Ingrid Lohmann (Hamburg)
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Geschichte

Freier, Anna-Elisabeth, und Annette Kuhn (Hrsg.): Frauen in der Geschichte V.
»Das Schicksal Deutschlands liegt in der Hand seiner Frauen« — Frauen in der deut
schen Nachkricgsgeschichte. Pädagogischer Verlag Schwann-Bagel, Düsseldorf
(480S.,br.,36,-DM)
B. Joeres, Ruth-Ellen, und Annette Kuhn (Hrsg.): Frauen in der Geschichte VI.
Frauenbilder und Frauenwirklichkeiten — Interdisziplinäre Studien zur Frauenge
schichte in Deutschland im 18. und 19. Jahrhundert. Pädagogischer Verlag Schwann-
Bagel, Düsseldorf 1985 (352 S., br., 36,- DM)

Band V. enthält Beiträge des Historikerinnentreffens 1983 (Berlin). Mit ihm wird
mehr bezweckt, als nur die Darstellung »vergessener Frauengeschichte« (9). Ange
strebt ist eine »wissenschaftlich-kritische Intepretation der Frauengeschichtc der
Nachkriegszeit« (ebd.), die nicht nur ein akademisches Interesse befrieden soll, son
dern —wie aus einzelnen Beiträgen ersichtlich —auch konkrete Lernziele verfolgt.
Uncins sind sich die Autorinnen darin, ob die »grenzenlose Opferbereitschaft« in der
Wiederaufbauphase eher als Ausdruck »weiblicher Stärke« oder — weil »typisch
weiblich« — als »weibliche Schwäche« zu verstehen sei (10). Einem einheitlichen
Konzept stellen sich die Unterschiede in methodischer und theoretischer Herange
hensweise in den Weg: »Für alle Frauen stand fest, daß wir nicht von einem systema
tischen, verbindlich formulierbaren feministischen oder polit-ökonomischen Ge
dankengebäude her zu einer zusammenfassenden Gesamtinterpretation unserer
bisherigen Ergebnisse gelangen können« (11). Der kleinste gemeinsame Nenner
lautet: Einbindung der Frauengeschichte in einen gesamtgesellschaftlichenRahmen.
Die Frauengeschichte nach 45 berge »in sich Ansätze« zu einer »Gcscllschaftsalter-
native« (12). Als »alternative Geschichte« sei sie mehr als »nur Not- und Ausnahme-
gcschichlc bis zur lautlosen Machtübernahme der Männer nach der »Normalisie
rung« der westdeutschen Zustände« (ebd.). Frauen hätten gesellschaftlich festge
fahrene Verhältnisse nach 45 entgrenzt, zugleich aber die Be-grenzung der Frauen-
Politikkennengelernt. Unhistorisch sei es aber, voneiner »verpaßten Chance« reden
zu wollen (13).

Die Beiträge sind in vier Themenblöcken zusammengefaßt: Frauen wirken in der
Öffentlichkeit; die Arbeitswelt der Frauen; Frauen erinnern sich —ein Beitrag zur
Bewußtseinsgeschichte der Nachkriegszeit; Frauen und Frieden.

Anna-Elisabeth Freier greift in »Frauenfragen sind Lebensfragen« die politischen
Dimensionen weiblichen Handelns in der Nachkriegszeit auf: »Fraucnhandeln war
in diesen Jahren, indem sie Überleben durch übermenschliche Anstrengungen si
cherten, das einzig relevante 'politische' Handeln (...)« (19). Frauen waren sich der
Bedeutung ihres Handelns zwar bewußt, dennoch begriffen sie es als »nicht poli
tisch« (ebd.). Dieses Verständnis unterwarf sich einem Politikbegriff, der die Be
schaffung vonSubsistenzmitteln unddie Organisation des täglichen Lebens zur Pri-
vatsphärc deklarierte. In den politischen Parteien nicht verankert, wurden die Frauen
mit der Reorganisation der caritativen und paritätischen Wohlfahrtsvcrbände beauf
tragtundals ehrenamtliche Helferinnen eingesetzt oderauchgelegentlich als Berate
rinnen politischer Gremien zugelassen. Ihre Arbeit sei, wenn überhaupt, allenfalls
im»politischen Vorfeld« anerkannt gewesen (vgl. 26). Gegen die Thesen auch kriti
scher Historikerbehauptetdie Autorin,daß der gesellschaftliche Wiederaufbau sich
nichtbezahlterLohnarbeit, sondernüberwiegend der unbezahlten Arbeit vonFrauen
verdanke. Alsquantitativer Beleg wird derhohe Frauenüberschuß genannt: 1946 gab
es sieben Millionen Frauen mehr als Männer (vgl. 42). Ein wichtiges Argument bei
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Freier ist, daß die Deutschen in den drei westlichen Besatzungszonen sich grundsätz
lich weniger für Fragen der »großenPolitik« und der gesellschaftlichen Neuorientie
rung interessierten (Beispiel: Unkenntnis über das Grundgesetz). Von daher müsse
der Politikbegriff für die Jahre nach 45 anders definiert werden (vgl. 35).

Während A. Freier den Anteil der Frauen am Wiederaufbau herausstellt, inspi
ziert Annette Kuhn in ihrem Beitrag »Die vergessene Frauenarbeit in der deutschen
Nachkriegsgeschichte« zunächst die vorhandenen methodischen Ansätze zur Nach-
kriegsgcschichtc. Sic warnt vor einer Heroisierung der Frauen nach 45 und einer
gleichzeitigen Enthistorisierung (außergewöhnliches Handeln in einer Notstandssi
tuation) in der Alltagsgeschichtsforschung. Der in der Sozial- und Wirtschaftsge
schichtsforschung (Niethammer/Huster/Abelshauser) vertretenen These vom »or
ganisierten Kapitalismus«,der auch nach 45 nicht zusammengebrochen sei, schließt
sich Kuhn zwar prinzipiell an, sie sieht aber durch die Reduktion auf die Produk
tionssphäre den für Frauen relevanten Bereich der Reproduktion ausgeklammert
(172/173). Frauenarbeit werde hier allenfalls als »natürliches Opfer« gesehen (176).
Gegen das Konzept der Familienökonomiekonstatiert die Verfasserin Grenzen und
Perspektiven: »Es gilt nicht nur die Reproduktionsarbeit der Frauen nach 45 zu be
rücksichtigen;es gilt die Familienökonomie in ihrer strukturellen, konflikthaltigcn
und ungleichenBeziehung zur Marktökonomie zu begreifen« (177). Als methodische
Alternative tritt die »Theorie der dualen Ökonomie« (Subsistenzproduktion und in
dustrielle Produktion) auf den Plan. Mit Hilfe dieser Theorie könne nachgewiesen
werden, daß »die fast übermenschliche Frauenarbeit in der akuten Reproduktions
krise der Nachkriegszeit nicht als eine heroische Ausnahmetätigkeit, sondern als
Ausdruckder kapitalistischen Krisen und der strukturellen ungleichen sozioökono-
mischen Lageder Frauenin kapitalistischen Gesellschaften zu wertensei« (197). Die
Reproduktionssphäre sei 1947 nur deshalb indie Krisegeraten, weil sichdie Mehr
arbeit der Frauen nicht beliebig erweitern ließ (185). Die Fraucnnachkriegsge
schichte wird von A. Kuhn in den historischen Kontext einer kapitalistischen Ent
wicklung gestellt, der die Frauen in der Tat vollends entheroisiert: »Der gesell
schaftspolitische Blick für die Reproduktionsbedürfnisse der Gesellschaft blieb in
der Nachkriegszeit trotz der akuten Not verstellt. Die stillen Überlebensarbeiten der
Frauen deckten diese gesellschaftliche Bedürfnisbasis zu: sehr zum Nachteil der
Frauen und der Erneuerungsmöglichkeiten der deutschen Nachkriegsgesellschaft«
(198).

Elke Nysscnund Sigrid Metz-Göckcl wollen in ihrem Beitrag»Ja,die warenganz
einfach tüchtig —Was Frauen ausder Geschichte lernen können« mitHilfe der oral
history die »unsichtbare Überlebensarbeit« der Frauen nach 45 darstellen. Obwohl
erinnerte»(Lebens-)Geschichten keinwahrheitsgetreues Bildder Lebensgeschichte«
(316) präsentieren, halten dieAutorinnen dieoralhistory füreine»angemessene Me
thodeder Frauengeschichtsforschung« (ebd.).Berichte undErfahrungen vonFrauen
zwischen 30 und 75 Jahren wurden wissenschaftlichen Analysen und historischem
Filmmaterial gegenübergestellt. Imwesentlichen wird gezeigt, wie Frauen die Ver
hältnisse, ihre Mütteroder sichselbst wahrgenommen haben. Mitder Rückkehr der
Ehemänner/Väter ausder Kriegsgefangenschaft oderausdemLazarettbeobachteten
die Frauenan sich oder ihren MütternVeränderungen der positiv bewerteten Verhal
tensweisen (Aktivität, intensives Mutter-Kind-Verhältnis). Die »Mütterfamilien«
seien wieder in die Form tradierter, patriarchalisch bestimmter Familienstrukturen
übergegangen (vgl. 327). Durch dieAuseinandersetzung mit dereigenen Geschichte
seien Lernerfolge zumindest aufzwei Ebenen sichtbar geworden: zum einen hätten
die Frauen das Mutter-Kind-Verhältnis neu überdacht und seien zu veränderten Iden-
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tifikationspunkten gelangt; zum anderen seien zukunftsgerichtete Interessen geweckt
worden: an einer weiteren Aufarbeitung der eigenen Geschichte und für ein Engage
ment außerhalb der »privaten« Sphäre, z.B. für Fragen des Friedens (vgl. 341). Ob
sich auch »Lerneffekte« in dem Bereich Ehe/Familie einstellten, läßt der Beitrag
offen.

In Band VI. sind überwiegend Beiträge einer Konferenz an der Universität von
Minnesota (USA) zum Thema »Condition and Consciousness« (April 1983) zusam
mengestellt.

Ein interdisziplinärer Dialog zwischen Gcschichts- und Literaturwissenschaft
sollte nicht nur zur Auswertung anderer Quellengattungen fuhren, sondern über eine
erweiterte Quellenkenntnis eine fachspcziftschc Sichtweisc von Fraucnleben im
18./19. Jahrhundert verändern helfen (vgl. 7/8). Alle Beiträge bemühen sich um eine
methodologische und wissenschaftsthcoretischc Klärung feministischer Forschung.
Im ersten Abschnitt werden unter der Überschrift »Feminismus: Modelle, For
schungsansätze und Forschungsthesen« drei Beiträge vorgestellt, von denen der erste
ein »fcministische(s) Modell« aus der Tradition der Frauengeschichte (Kathcrine R.
Goodman), der zweite und dritte die methodologischen und forschungsgeschichtli
chen Beiträge von Richard J. Evans bzw. Bodo von Borries behandeln. Der zweite
Abschnitt beinhaltet schwerpunktmäßig liierarische, publizistische und künstleri
sche Produktionen von Wciblichkcitsbildcrn. Im dritten, sozialhistorischen Teil
»Frauenarbeit und weibliche Lcbcnszusammcnhängc — Von der Vielfalt der Sy
steme der Geschlechterbczichungen« werden Lebenswege von Frauen nachge
zeichnet, »die alle nicht in das vorgeprägte Bild der patriarchalischen Familie
passen« (10).

Wer Frauenforschung betreiben will, müsse aber zunächst eine »ganz andere Per
spektive wählen« und — so die beiden Herausgeberinnen des Bandes — dieser Per
spektivwechsel verlange »die Fähigkeit, eineneueSubjektivität der Wahrnehmungen
gegenüber vertrauten Wahrnchmungsmustern zu behaupten und somit bisher Ver
trautes seiner Pscudo-Objektivität zu entkleiden« (11).

Katherine R. Goodmann greift in ihremBeitrag »Mutterschaft und Berufstätigkeit:
Das Konzept der mißbrauchten Frauenkraft« bewußt auf ein historisches Thema zu
rück, »um die Feministinnen wieder für eine Diskussion um die Mutterschaft zu in
teressieren und den kulturellen Auftrag der Frauen zu bekräftigen« (15). Sie fragt
nach den Ursachen für die zeitgleich entstehenden Ausrichtungen der angelsächsi
schen Frauenbewegung »Wahlrecht für Frauen« und der deutschen »Mutterschutzbe
wegung« indenJahren 1904/5. Zentrale Bedeutung komme dabeider Rezeptionsge
schichte der »schwedischen Feministin« Ellen Key zu. Key, die bereits 1895 das
Schlagwort der »mißbrauchten Frauenkraft« prägte, vertrat die Ansicht, daß die ge-
schlechtsspczifischc Arbeitsteilungsowohl den biologischen, sozialen als auch den
intellektuellen Fähigkeiten von Frauen entspräche. Eine Überwindung des naturge
gebenen Zustandes führe zumkulturellen Untergang (vgl. 16). Key befand sich »ein
deutig in der Gesellschaft von Antifcminislcn« (19). Hedwig Dohm, Marie Diers,
Gertrud Bäumer und Helene Lange unterstützten die Forderung Keys, »weibliche
Feinfühligkeit« als kulturelle Aufgabe zu erhalten (23). Durch eine wohlwollende
Rezeption Keys auch in der proletarischen Frauenbewegung (Klara Zetkin, Lily
Braun), z.B. inder Frage derGegensätze derGeschlechter, seieineNeubestimmung
des Gcschlechtcrvcrhältnisses verhindert worden. Vergleichbar dem Revisionismus
Bernsteins müsse eher die Rede von »Umformulierung der feministischen Theorie
als von cinc(r) feministischc(n) Unideutung von Kultur und Gesellschaft« sein (31).

Richard J. Evans plädiert in »Feminismus als Forschungskonzept: Anmerkungen
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für die Praxis« für einen historischen, nicht fiir einen politischen Feminismusbegriff
(39). Er warnt zugleich vor der Übertragung des heutigen Feminismusbegriffs auf
die Historie. Feminismus bedeute in seiner ursprünglichen Interpretation »Entwick
lung weiblicher Züge bei Männern« (35). Seit etwa 1890 werde er im englischen
Sprachgebrauch — in Anlehnung an den französischen »feminisme« — mit »Vertre
tung der Rechte der Frau im Hinblick auf die Gleichheit der Geschlechter« definiert
(35/36). In Deutschland dagegen habe sich die obsolete Definition bis in die 1960er
hinein behaupten können. Folgerichtig hätten sich die Vertreterinnen der deutschen
Frauenbewegung wie Gertrud Bäumer, Marie Stritt und Anita Augspurg nie als »Fe
ministinnen« oder ihre Theorie als »feministisch« bezeichnet. Sie im Nachhinein als

»Feministinnen« zu deklarieren widerspreche, so Evans, der historischen Besetzung
des Begriffs. In Analogiezur Geschichte des Sozialismus besteheauch für die Femi
nismus-Forschung die Gefahr, unhistorisch zu verfahren (vgl. 39). Verständnis er
wachse erst mit dem Blick auf die Epochegebundenheit des Forschungsgegen
standes. Werde »Feminismus« als zeitüberdauerndes Ewig-Weibliches verstanden, so
gelte dies ebenso für eine Beständigkeit des Patriarchats, und umgekehrtseien beide
Begriffe auch zeitbegrenzt zu denken. Evans stellt eine Reihe von Begriffsdefini
tionen aus den Reihen der Frauenbewegung und die von Historikern gewählte Typo-
logisierung vor: Soziale, harte, gemäßigte, radikale, sozialistische, katholische,
hausbezogene, jüdische und nationalsozialistische Varianten von Feminismus. Hi
storisch habe sich die sozialistische und die feministische Frauenbewegung nicht auf
einen Nenner bringen lassen.

Auch MaryJo Maynes kommt zu dem Resultat, daß feministische Ansätzein den
Autobiographien vonsozialistischen Arbeiterinnen fehlen (vgl. 164). Das Auseinan
derklaffen der Inhalte sozialistischer und nicht-sozialistischer Lebensbereiche führt
bei Mayneszu der Frage, ob unterschiedliche Lebensläufe sich in unterschiedlichen
Lebensbildern niederschlagen (vgl. 172f.). Das Fehlen feministischer Positionen
wirdmitder Eingebundenheit undUnterordnung der Frauenfrage unterdieArbeiter
frage beantwortet (vgl. 177).

BeiJean H. Quataert gehtes umdie »Teamarbeit in sächsischen Handweberfami
lien im 19. Jahrhundert: Eine einleitende Untersuchung zur Frage der Geschlechter
rollen in der Arbeit«. Quataert möchte mit seinen Untersuchungsergebnissen Paral
lelen einer nicht arbeitsteilig organisierten Lebenswelt zwischen Oberlausitzer
Handweberfamilien des 19. Jahrhunderts und afrikanischen Mbuti-Pygmäen auf
zeigen. Die leitende Fragestellung gilt allerdings weniger exotisch den »lange auf
rechterhaltenen Thesen von immerwährender männlicher Herrschaft und ge-
schlcchtsspezifischer Arbeitsteilung« (304). Mit Hilfe bisher nicht (odernicht voll
ständig) ausgewerteten Quellenmaterials wird ein neues Bild der Lebens- und Ar
beitsverhältnisse sächsischer Handweberfamilien gezeigt, das sich von bisherigen
Forschungsergebnissen abhebt (vgl. 306f.). Detailliert werden dieveränderten öko
nomischen Rahmenbedingungen dargestellt, innerhalb deren sich die Handweberei
etablierte. DieProduktionssphäre waraufdasHaus desWebers beschränkt. AlleFa
milienmitglieder waren an der Herstellung der Produkte beteiligt. Mann und Frau
tauschten dabei die Funktionen untereinander aus. Das betraf den Bereich der Pro
duktion ebenso wie den der Versorgung des Haushaltes und der Erziehung der
Kinder (vgl. 319). War einer der Eheleute mit dem Verkauf derProdukte außerhalb
des Hauses beschäftigt (oft übernahmen die Frauen diese Aufgabe), so verrichtete
der Partnerdie häuslichen Aufgaben. Ob diese Arbeits- und Lebenssituation unter
anderen Gesichtspunkten (etwa den politisch-organisatorischen odersozialen) auch
positiv gesehen werden kann, sei dahingestellt. Die enklavenartige Situation der

DAS ARGUMENT 163/1987 ©



464 Besprechungen

hausarbcitcnden Handweberfamilien brach stets dann auf, wenn einer der Eheleute
außerhalb des Hauses seine Arbeitskraft verkaufen mußte. Mit der zunehmenden In

dustrialisierung sanken die Einkommen der Handweber und die Männer nahmen in
den Sommermonaten Saisonarbeit (Bau und Landwirtschaft) an, während die
Frauen in den Wintermohaten schlecht entlohnte Fabrikarbeit verrichteten (323).

Dagmar Burgdorf (Bremen)

Soziale Bewegungen und Politik

Heinze, Rolf G. (Hrsg.): Neue Subsidiarität. Leitidee für eine zukünftige Sozial
politik? Westdeutscher Verlag, Opladen 1986 (339 S., br., 48,- DM)

Spätestens seit Helmut Kohls Regierungserklärung zur »Wende« 1982haben wir es
mit einer verwirrenden Reaktualisierung des Subsidiaritätskonzeptes zu tun. Dieses,
seit Pius XI. Enzyklika »quadragesimoanno« (1931) konstitutives Moment der katho
lischen Soziallehre und ihrer politischen Folgerungenwie z.B. der Betriebsgemein-
schaftsichreim Austrofaschismus 1934-38 wirdvonunterschiedlichen ideologischen
Positionen und ökonomischen Interessenlagen her instrumentalisiert. Diejenigen
Lobbies und Korporationen samt ihren »Kopflangern«, die hinter der Wiederbele
bung der ordoliberalen Marktkonzeption und der entsprechenden geistig-morali
schenBesinnung stehen,betonen die Reprivatisierungs- und Entstaatlichungsaspek
te des Subsidiaritätsgedankens. Diese Idee, die einem Gemcinschaftsbild als Gesell
schaftsbild entsprungen ist, das —in der Tradition von Tönnies und Ncll-Brcuning
—jeglichen Antagonismus ausblendet, läßtsichhierzu,da inhaltlich weitgehend un
bestimmt, mißbrauchen. Bedeutet doch Subsidiarität die Delegation von Steuerungs
aufgaben von großen an kleine Einheiten, die Devolution vonKompetenzen in hier
archischen Gebilden und die Funktionsauslagerung an (relativ) autonome Gescll-
schaftsscgmcntc. SolcherartSubsidiarität als Prinzipder Rücknahme des Staatesaus
der Gesellschaft interpretierend, sollen die — von Luhmann und Scholaren unent
wegt behaupteten — kontraproduktiven Folgewirkungen der professionalisierten,
ökonomisierten, monetarisierten und bürokratisierten staatlichen Sozialpolitik, die
den Bürgerlähmten, paralysiert werden, indem am Horizont der selbstverantwort
liche, mündige citoyen als neues Leitbild wiederauferstehc. Neben diesen entweder
»friedmanistisch« ordoliberal oder mit der »Ethik der Eigenverantwortung« Argu
mentierenden beansprucht eine Reihe von in ihrem Selbstverständnis linken Theore
tikern der Sozialpolitik das Prinzip der Subsidiarität, um dem kapitalistischen Ent
fremdungszusammenhang eine neue Mitmenschlichkeit, Überschaubarkeit und
Geborgenheit entgegenzustellen und aus einer Melangeaus Marx, Freud, Marcuse
und GorzeineüberdieGrenzen desBestehenden hinausweisende Entstaatlichungs-
strategic einzufordern. Dieindiesen linken Entstaatlichungsstrategien kombinierten
Elemente sind, das zeigt der vorliegende Band sehr deutlich, zum großen Teil nur
sehr schwer von den Strategemen der Wende-Ideologen abzugrenzen und müssen
sich zum Teil vorhalten lassen, bestehende soziale Ungleichheiten zudynamisieren.

Brunn (172ff.) führt anschaulich vor, daß die bestehenden Tendenzen zu Selbst
hilfe, Laienkompetenz und Eigeninitiative gegen die behauptete »Unbeweglichkeit
und Unvollständigkeit des Sozialstaates« eben an jenen sozialenOrten nachweisbar
sind, wo ökonomisch abgesicherte, wenn nicht saturierte Mittelschichten sich aus
dem »Entmündigungszusammenhang« zuemanzipieren trachten. Deimer/Kaufinann
konstatieren (im Rahmen derneuen Bürgerbeteiligung) gestaltende Eingriffe inden
unmittelbaren Lebensraum, bspw. die Selbstorganisation von Wohngemeinschaften.
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Diese Bürgerbeteiligung sei, so Brunn (173), antietatistisch, antiinstitutionell und
egoistisch, doch bemerkt die Autorinauch, daß merkwürdige Koalitionen mit kon
servativen Kräften eingegangen würden (ebd.). Eine Reihe von Beiträgen macht
deuüich, daß die Ergänzungder professionalisierten und institutionalisiertenSozial
leistungen durch nicht-professionelle Systeme nur in einer Koppelung mit dem »tra
ditionellen« System sozialer Absicherung der Strategie der »Marginalisierung der
Lohnarbeitslosen« nicht in die Hände spielen würde. Gross führt dies vor Augen,
wenn er schreibt, daß »die Grenze zwischen Unschuld und Verantwortung, zwischen
notwendiger Fremdhilfe und erwünschter Selbsthilfe (...) sich nicht abstrakt über
diegesellschaftliche Topographie hinwegziehen (läßt)« (83).Wenn also Eigenverant
wortung zum Merkmal einer Mittelschichtsorientierung ökonomisch abgesicherter
Intellektueller (Deimer/Kaufmann, 190) wird und zur Dynamisierung eines indivi
dualistischen Rückzugsverhaltens (Heinze, 27) fuhrt, die informellen Netzwerke
und Selbsthilfegruppen ihre »engagierte Selbst-und Mitbetroffenheit« scheinbar au
ßerhalb des klassengesellschaftlichen Zusammenhangs praktizieren, muß ein linkes
Subsidiaritätsprinzip in bezugauf seineImplementationsaussichten sehr genau »ab
geklopft« werden, soll es nicht die aktuellen Probleme der Dauerarbeitslosigkeit,
Pauperisierung undMarginalisierung bloß verschärfen. Zumindest kann festgestellt
werden, daß die neue Subsidiaritätdie formelle, monetarisierteSeitedes sozialpoli
tischen Leistungsangebotes nichtersetzen, sondern ergänzen muß. Die redundante
»Selbstüberforderung des Sozialleistungssystems« sowie die »Reflexivität selbstak
tiver Felder und kommunikativen Handelns« (Pankoke) jedoch haben fürs Erste
keinen Erkenntniswert,wennsie nicht a) empirisch fundiert und b) mit einer ökono
misch, politisch und rechtlich realistischen Folgenabschätzung verknüpft werden.
Blauäugig wirktes meiner Ansicht nach, angesichts desSubsidiaritätsverständnisses
der herrschendenKlasseund ihrer Chuzpe, »Nischen« einzufordern.Der vorliegende
Band vereinigt, miteinigen Schwächen, dieStandpunkte rund um eineRealisierung
desSubsidiaritätsprinzips neben/anstelle der formell-monetarisierten Sozialpolitik.
M.E. enthälter zu vieletheoretische Spekulationen und»simple Wahrheiten« und re
kurriert zu wenig auf faktische Entwicklungstendenzen.

Nikolaus Dimmel (Salzburg)

Glotz, Peter, Günter Kunert und Sozialistische Studiengruppen: Mythos und Po
litik. Überdie magischen Gesten der Rechten. VSA-Verlag, Hamburg 1985
(147S.,br., 18.-DM)

Es geht um die Mythostheorie der Sozialistischen Studiengruppen (SOST), der eine
Diskussion mit Glotz und Kunert angehängt ist.

Ausgangspunkt derSOST ist die Beobachtung, daß die »Verunsicherung inderLebens
lage« (7) infolge der in den siebziger Jahren einsetzenden gesellschaftlichen Krise, die
auch als Sinn- und Wertkriseverstanden wird, zu einer Umstrukturierungund Verschie
bung imGesamtsystem derkulturellen Aneignungsweise derLohnabhängigen (8) und zur
Ausprägung der »sinnlichen Darstellungsformen der Individualität« (11) führe. Allerdings
erst inder Artikulation miteinerrückwärts gerichteten »Romantik« werde diese Entwick
lung zum Problem (15). Die »Sehnsucht nach dem Mythos« sei die Sehnsucht nach einer
symbolischen Ordnung, die als »Lückenbüßer für die wachsende Leere, die die Krise ...
im Bewußtsein hinterläßt, einspringen« (18) soll.

Allgemein gilt den SOST der Mythos als »Bewußtseinsform vorbürgerlicher Gesell
schaften, dieinderbürgerlichen Gesellschaft zwar zurückgedrängt wird, ohne dabei aber
völlig zu verschwinden« (33). Früher seien die »sinnlichen Aneignungsformen« der ge
sellschaftlichen Realität noch völlig »unter den Mythos subsumiert« (43), dessen einheit-
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lichcs Weltbild die »Klammer« zwischen den ungcschicdcnen Bereichen des Über
baus und der gesellschaftlichen Basis bildete (40). Erst in der bürgerlichen Gesell
schaft erfolge die vollständige Trennung von Basis und Überbauten. Die materielle
Produktion werde zum »strukturierenden Zentrum des gesellschaftlichen Ganzen«
(60), und alle sinnlichen, also auch die mythischen, Ancignungsweisen werden »als
sekundäre Aneignungsformen in den Überbau abgedrängt« (ebd.).

In Krisenphasen zeige sich die Diskrepanz zwischen den »durch die Logik des
Wertgesetzes bestimmten gesellschaftlichen Verhältnissen« (80) und den rationalen
Aneignungsformen. Diese Diskrepanz, verbunden mit dem Verlust der in der Phase
der Prosperität stabilisierten Wertmaßstäbe, erkläre die Sehnsucht nach Geborgen
heit, nach dem Mythos. Die Neokonservativen konnten diese Wünsche erfolgreich
bedienen. Sie stellten Individualität als individuelle Leistungsfähigkeit (Leistung
muß sich wieder lohnen) in Opposition zum »Gedanken der Solidargemcinschaft«
(81). Zur Lösung der »Widersprüche des Alltags« konnten die alten Identifikations
möglichkeiten (Familie, Heimat, Nation etc.), neu definiert werden, die das Indivi
duum in die mythische Geborgenheit »größerer Gemeinschaften« (84) stellten. Die
linke Gegenstrategicmüsse die verschiedenen Bereichedes Alltagslebensals »unter
schiedliche Seiten eines Gesamtprozesscs« (86) begreifen. Es wäre fatal, wenn die
Linke wieder überheblich intcllektualistischc Saiten anschlagen würde, statt auf der
»gesamten Tonleiter des Alltagslebens zu spielen«, um ihre »politische Program
matik im Massenbewußtsein zu verankern« (90).

Was leistet der Mythosbegriff bei der Analyse neokonservativer Politikformen?
Um Mythen trennscharf zu fassen, vertretendie SOST einen »engenBegriff dessen,
was Mythos ist« (33). Die behaupteten Vorteiledieses Begriffs werden aber weder an
der Mythosforschung, noch am Material nachgewiesen. Gerade hier zeigt sich aber,
daß dieser enge Begriff zu unspezifisch ist. Die Attraktivität der neokonservativen
Politik besteht gerade in der Verknüpfung z.B. der Geborgenheit in der Heimat, der
ökologischen Probleme, der neuen Partnerschaft und der Perspektive der »Informa
tionsgesellschaft«. Es gilt, die Konstruktion dieses ideologischen Romans zu be
greifen, statt ihn unter dem Begriff Mythos zusammenzufassen. Die SOST verdeutli
chen auch nicht, wie sich der Mythos, als primär vorbürgerliche Bcwußtseinsförm,
in Opposition zur Rationalität der bürgerlichen Gesellschaft begreifen läßt. Er
schwert wirdder Umgang mit dem Text dadurch, daß die SOST Theoriefragmente
ihrer »Überväter« Hegel, Marx und Ernst Cassiercr, die eher referiert alskritisch re
zipiert werden, häufig unausgewiesen in ihren Text verweben.

Im Gegensatz zu den SOST, die die Grundlage der Mythen im Alltagsbewußtsein
ernst nehmen wollen (86), faßt Glotz »Mythos« eher manipulationstheoretisch als
»Technik der Verblendung« (142), die von den Rechten gezielt eingesetzt wird. »Wir
hatten über anderthalb Jahrzehnte lang politisch —und kulturell und intellektuell —
einePeriode derAufklärung ... was wirjetzterleben istGegenaufklärung, Gegenre
form« (119). Diessoll das Beispiel »Heimat« zeigen, das ebenso wie »Familie« von
den Rechten in ein »mythisch überhöhtes Leitbild« (120) transformiert wurde. Auf
die Fragen und Probleme, die diese Politik beidenen produziert, die damit ausge
grenzt werden, sieht Glotz keine Antworten, denn »der Mythos ... gibt keine Ant
worten, weil er keine Fragen kennt« (123).

Glotz glaubt auch nicht an eine »lange Herrschaft des Mythos« (130), denn der
»Realismus der Leute« (ebd.) werde die schnellen Antworten der Rechten auf die
immer bohrender werdenden Fragen als mythisch entlarven (128). Er weiß aber
auch, daß allein durch den Zerfall der Mythendie Linke noch nicht die kulturelle
Hegemonie zurückgewinnt. Dies könne nur »über große Diskurse, große Verständi-
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gungsprozesse über die Zukunftsfragen« erreichtwerden. —Bewegt sich Glotz nicht
auch in der Form des Mythos, wenn er mit den rationalen Diskursen, die von der
»Gegenaufklärung« verdrängtwordenseien, eine neue Phaseder Aufklärungherbei
führen will?Beruhtder Mythosnichtauchaufder Einteilungin zweiantagonistische
Welten, wie Gut/Böse oder Aufklärung/Gegenaufklärung? Müßte nicht eine linke
Gegenstrategie gerade in den »Mythos« intervenieren, ihn zerlegen und einzelne
Teile besetzen, statt ihn zu entlarven?

Kunert begreiftMythosinseiner»letzten konsensfähigen Form«, der »Geschichte«
(93), als notwendig, um der »Sinnlosigkeit und Rätselhaftigkeit des irdischen und
kosmischen Geschehens« (ebd.) zu einem Sinn zu verhelfen. Nach der Entgötterung
der Welt werdedie »Sinnlosigkeit undGrundlosigkeit deseigenen Lebens« (97)nur
durchden»kurzfristigen emotionalen Einklang miteinerbesonderen aber insgeheim
allgemeingültigen Position« (98) erträglich, der sich z.B. überdieLiteratur herstellt.
»Das Gedicht erlöst keinen vonder Sinnlosigkeit und Zufälligkeit des Lebens, aber
es gibt dem Leser dasGefühl, ineinen nurzuahnenden Zusammenhang wiederauf
genommen zusein« (98). Daß sich dieMenschen nurüber den Mythos ineinem ge
sellschaftlichen Zusammenhang wähnen können, stelltsich für Kunert nichtals Pro
blem. Er verspricht sich auch nicht viel von einer Veränderung der Gesellschaft.
Einzig darin, daß die Menschen ihr »methaphysisches Bedürfnis erkennen« (ebd.)
und nicht mehr in Mythen ihr Heil suchen, siehtKunert die Chance einer Verände
rung: Erselbst hat, wie schon Max Stirner, der auch zusammen mit derGeschichts
philosophie die wirkliche Geschichte über Bord warf, seine »Sache auf Nichts ge
stellt«, er findet seinen »Halt in der Sinnlosigkeit« (107).

Michael Stobbc (West-Berlin)

Greiffenhagen, Martin: Das Dilemma des Konservatismus in Deutschland. Mit
einem neuen Text: »Post-histoire?« Bemerkungen zur Situation des »Ncokonserva-
tismus« aus Anlaß der Taschenbuchausgabe 1986. Suhrkamp Verlag, Frankfurt/M.
(437 S., br., 24.- DM)

Das ist das Buch von 1971, in dem die These vertreten wird, der Konservatismus
sei prinzipiell inkonsistent: »Alle Konservativen argumentieren aufdem Boden der
Aufklärung gegen sie.« (376) Die These samt ihrer reichhaltigen historischen Be
gründung hatte vielfältige Diskussionen ausgelöst, die Grciffenhagcn schon inder
Ausgabe von 1977 referierte und kommentierte. Niemand, der sich mit derSache be
schäftigt, kommt an diesem Buch vorbei. Statt es noch einmal zu besprechen (vgl.
Lutz Wincklers Rezension in Argument 72), kommentiere ich das Nachwort von
1986. Esendet mit der Diagnose: »Der deutsche Konservatismus hat resigniert und
ist objektiv an sein Ende gekommen.« (385) Greiffenhagen notiert noch einmal das
Scheitern des technokratischen Konservatismus (Schelsky) mit seinen Illusionen
einer sich selbst rechtfertigenden industriellen und bürokratischen Entwicklung.
DerKonservatismus reagiert mit einerVerschärfung seines kapitalistisch-marktwirt
schaftlichen Kurses bei gleichzeitiger »Entkopplung des Industrie- und Kultursy-
stems» (379). Die bewahrten und »bewährten« Normen werden von übergreifenden
gesellschaftlichen Steuerungsfunktionen entlastet, sie bleiben gut für die höhere
Weihe einerGesellschaft, die sichder Bestimmung durchsieentzieht. FürGreiffen
hagen geht damit der Konservatismus endgültig in ordinären Liberalismus über
(385). DerNeokonservatismus, von dem also garnicht mehr zusprechen wäre, ver
suche vergeblich auseinanderzuhalten, was erfrüher habe vereinen wollen: die kapi
talistische Industrie untergräbt, wie das Beispiel der Medien zeigt, die konservativen
Werte, wie umgekehrt der »Wertewandel« dafür sorgt, daß die kulturellen Normen
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der »Freizeit« das Industriesystem durchdringen und Veränderungen erzwingen,
gegen deren emanzipatorische Konsequenzen sich die Konservativen gerade
stemmen (vgl. 377).

Mir kommen Zweifel, wenn ein Quicklebendiger totgesagt wird. Die Zweifel
mehren sich, wenn PeterGlotz Greiffenhagens Zeitdiagnosc ein Vierteljahr vorder
Bundestagswahl in der »Neuen Gesellschaft/Frankfurter Hefte« abdruckt und im
Editorial echot: »Wir behaupten: Der Neokonservatismus nähert sich ... seinem
Ende.« (Oktoberheft, S. 868) Zweckoptimismus? Pfeifen im Walde?

Martin Greiffenhagen leistetdieser »einfachen Lösung« des ProblemsNeokonser
vatismus durchseineKategorisierung Vorschub. »Konsistenz« istdie generelle Meß
latteseinerideologiekritischen Analyse. Wenn aberdie Ideologien nicht durchKon
sistenz, sondern durch Inkonsistenz bzw. durch Widerspruchskapazität Wirkung
entfalten? Ein weiteres Mal führt Greiffenhagen den »Eklektizismus« der Konserva
tiven an—daswar schon gegen den Faschismus einschwaches Argument, denn der
wäre vielleicht ohne »Eklektizismus«, ohne hegemoniale Kapazität garnicht bis1939
gekommen. Dieideologische Arbeit eines Lübbe, eines Späth oderBiedenkopf wird
in Greiffenhagens Perspektive zur quantite negligeable. Ihm kommt nicht in den
Sinn, daßderZynismus einerangeblichen »Entkoppelung von Industrie- und Kultur-
system« mit dem Zeitgeist harmoniert, daß dies eben eine Verarbeitungsform des
»Wertewandcls« sein könnte, daß die neuen Konservativen »neue Werte« assimi
lieren. Neuere Diskussionen über den Konservatismus scheinen für Greiffenhagen
nicht geführt worden zu sein, das Literaturverzeichnis bleibt auf dem Stand der 70er
Jahre. In Greiffenhagens Kopfgeht der Konservatismus im Liberalismus auf. Aber
in der politischen Wirklichkeit wird die liberale Partei von der konservativen mit
Leihstimmen alimentiert.

Peter Glotz siehtals neuen Gegner denNeoliberalismus (a.a.O.). Alsseider nicht
längst eine Verbindung mit dem Konservatismus eingegangen: Das ist erjaeben, der
Neokonservatismus. Die Erleuchtung »Konservatismus = Liberalismus« bildet
einen toten Winkel aus, in dem zwei wichtige Prozesse verschwinden: die Aushöh
lung des sozialdemokratischen Projekts durch irreversible Ergebnisse neokonserva
tiver Politik und die mögliche Neuauflage des Sozialliberalismus als Verbindung von
Sozialdemokratismus und Neoliberalismus. Wieland Elffcrding (West-Berlin)

Briefs, Ulrich (Hrsg.): Anders produzieren, anders arbeiten, anders leben.
Pahl-Rugenstein Verlag, Köln 1986 (236 S., br., 14,80 DM)

Eine Reihe von sozialen Bewegungen in der Bundesrepublik (Frauen, Frieden,
Umweltschutz) verfolgt Ziele, deren Bezug zur Arbeitswclt zwar nicht unmittelbar
ins Auge fällt, deren Verwirklichung aber nur über eine Veränderung der herr
schenden Produktionsverhältnisse möglich sein wird. Die Diskussion über eine al
ternative Produktionspolitik steht noch am Anfang. Dieses Buch soll einen Über
blick über ihren Stand verschaffen, Erfahrungen vermitteln und konkrete Hand
lungsansätze aufzeigen. Die Palette der Projektberichte, Erlebcnsbeiträgc und Vor
schläge für eine alternative Produktion reicht von den individuellen Erfahrungen in
einem Selbstverwaltungsbetrieb über konkrete Anregungen für die Schiffbau-,
Rüstungs- und Stahlindustrie sowie die Informationstechnologic bis hin zurSchilde
rung des Versuchs einer Betriebsübernahme durch die Belegschaft.

Heiner Heseler zeigt am Beispiel der Schiffsbauindustric, wie mit verschärfter
Strukturkrise und dramatischem Personalabbau die gewerkschaftliche Politik von
sozialpartnerschaftlicher Krisenregulierung in kämpferischen Widerstand umschlug
und in der Besetzung von Großwerften kulminierte. Der Kampf um die Arbeitsplätze
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sei von Forderungen nach alternativen Produkten außerhalb der traditionellen Her
stellung von Zivil- und Militärschiffen begleitet gewesen, auch, um eine Wiederho
lung solch blamabler Szenen wie der des im Jahre 1980 vom Management unter
stützen Streiks der Kieler Werftarbeiter für Rüstungsaufträge und -exportc zu ver
meiden. Mehrere betriebliche Arbeitskreise seien entstanden und hätten anhand von

zahlreichen Produktideen nachgewiesen, daß gerade die Werften über günstige Vor
aussetzungen für Produktionskonversion verfugten. Freilich habe sich sehr schnell
gezeigt, daß — ohne Veränderungen betrieblicher EntScheidungsprozesse — die
Umsetzung solcher Vorschläge von Konzernstrategien abhängig bliebe, egal ob es
sich um private oder öffentliche Unternehmen handelte. Heseler folgert, daß die
»Forderungen nach Alternativer Produktion ... eine sinnvolle und notwendige Er
gänzung, aber keinErsatz traditioneller Gewerkschaftspolitik undalternativer Wirt
schaftspolitik« seien (116).

Etwas weitergehenEdgar Einemann undEdo Lübbing, die ihre Position ausführ
lich in dem Buch »Anders produzieren. Alternative Strategien in Betrieb und Re
gion« (Marburg 1985) dargestellt haben, in bezug aufRüstungskonversion: Daß die
Probleme der Produktionsumstellung keinetechnologischen Schwierigkeiten böten,
sondern daß es dabei um politische Prioritätensetzung gehe, hätten schondie Kol
legen von Lucas Aerospace nachgewiesen. Die über 15 betrieblichen Initiativen in
der BRD, die sich bislang fürdie Umstellung der Waffenproduktion auf sozial nütz
liche Güter einsetzten, seien meist aus der Not drohender Entlassungen oder Be
triebsschließungen geboren worden. Resultat ihrerArbeitsei das »zunehmende Be
wußtsein davon, daßdie Erfolgsbedingungen imBetrieb anpolitische Rahmenbedin
gungen gebunden« (135), also an eine Ausweitung der Mitbestimmungsrechte und
gesamtgesellschaftliche Veränderungen geknüpft seien. Allerdings begrüßen die Au
toren die Arbeitskreise als Basisinitiativen, die innerhalb der Gewerkschaften neue
Ansprüche stellten, traditionelle Gewerkschaftspolitik überwänden und die wegen
ihrer über betriebswirtschaftliche Rentabilitätskalküle hinausgehenden prinzipiellen
Betrachtungsweise, die sich anVorstellungen derFriedens-, Umweltschutz- und So
lidaritätsbewegungen mit der3. Welt orientiere, eine nicht zuunterschätzende politi
sche Sprengkraft darstellten.

Aus ihrem zweiten Beitrag über Alternativen inder Luftfahrtindustrie seidas Er
gebnis einer Belegschaftsbefragung erwähnt, wonach die Teilnehmer größtenteils
eine alternative Fertigung begrüßt, die zentrale Problematik aber aufderEbene der
Durchsetzungsmöglichkeiten erkannt hätten. Einemann/Lübbing setzen auf inner
betriebliche Aktivierung und Aufklärung, offensive Informationspolitik nach außen,
gewerkschaftliche Bildungsarbeit mit mehr Betriebsnähe und Kontakte zum Wissen
schaftsbereich, da bundespolitische Veränderungen nur vorstellbar seien »auf der
Basis einer von realen Perspektiven getragenen Gegenmachtsbildung in den Be
trieben« (205).

Die Strukturkrise in der Stahlindustrie kann nach dem Dafürhalten von Hermann
Bömer nichtdurch Produktkonversion, sondernnur durcheinealternative ökonomi
sche Steuerung beendet werden. Konkret heißt das Verstaatlichung, Ausbau derMit
bestimmung und »demokratisch kontrollierte nationale Planung der Investitionen,
der Produktion und der Beschäftigung« (159). ZurVerwirklichung dieser Ziele ver
weist der Autor auf die Strategie des»antimonopolistischen Kampfes«, wie sie von
der DKP vertreten wird.

Günstige Voraussetzungen für eine Politik der alternativen Produktion macht Ul
rich Briefs im Bereich informationstechnologischer Systeme aus, und zwar wegen
deren spezifischer Entwicklungsweise sowie ihrer Gebrauchswerteigenschaften.
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Briefs verläßt hier seine auf EDV-Laien leicht abstrakt oder unverständlich wirkende

Darstellung und erläutert anschaulichbetrieblicheAnwendungenund alternative Be
nutzungsmöglichkeiten.

Über die problematischen Beziehungen zwischen herkömmlichen gewerkschaftli
chen Positionen und der Realität selbstvcrwalteter Betriebeberichtet Martin Kempe
am Beispielder taz. Das Fehlenvon Hierarchien unddie autonomeArbeitsorganisa
tion mache die Existenz eines Betriebsrates überflüssig, innerbetriebliche Gründe
für gewerkschaftliche Organisation seiennichtgegeben; andererseitskönneeine Un
ternehmen wiedie taz schonaus ökonomischen Gründen tarifvertraglichen Ansprü
chennicht gerecht werden, sodaßgewerkschaftliche »Mindestbedingungen« als Vor
aussetzung für die Unterstützung von Übernahmeprojekten unerfüllt bleiben. Zu
Recht beklagtKempe die gewerkschaftliche Unbeweglichkeit, die autonome Lohn-
findung ablehne, ohne den geringeren Entfremdungsgrad in Selbstverwaltungspro
jekten in Rechnung zu stellen.

Hartmut Schulz schildert den monatelangen Kampf der Belegschaft von Mönning-
hoff, deren Versuch der Betriebsübernahme zwar am Veto der Banken und an man
gelnderpolitischerUnterstützung gescheitert sei, beider Belegschaft aber einenBc-
wußtseinsschub überdie Realitäten des kapitalistischen Systems ausgelöst und die
Möglichkeiten eigenen Handelns auch in scheinbar ausweglosen Situationen ver
deutlicht habe.

Eingerahmt werden diese Beiträge durch Aufsätze von György Szell und noch
einmal Brieft. Um das immer noch distanzierte Verhältnis der Gewerkschaften zur
Alternativproduktion aufzubrechen, befürwortet Szell eine »Vernetzung« von Alter
nativsektor und einschlägigen gewerkschaftlichen Initiativen. Als Ansatzpunkte der
Konversion sieht er fehlerhafte und gefährliche Produktionen bzw. umgekehrt diezu
wünschende soziale Nützlichkeit derProdukte. Erbestimmt alseigentliches Ziel der
Alternativproduktionen den Bcdürfnisbildungsprozeß als einen bewußten gesell
schaftlichen Akt. Zwar verbliebe die alternative Produktion in den Schranken der
herrschenden Ökonomie, aber eben nur »solange, bis dann doch eines schönen Tages
das Primat der Politik sich gegen das Primat der Ökonomie durchsetzt, indem das
Bedürfnis nach sinnvoller, sozial nützlicher Arbeit zur materiellen Gewalt wird und
die bestehenden Strukturen hinwegfegt« (43).Briefs, dem vom DGB wegen seiner
Kandidatur für dieGrünen gekündigt wurde, formuliert alsnächstliegendes Ziel die
Verallgemeinerung der Ansätze der Arbeitskreise alternative Fertigung in den Ge
werkschaften, um produktionspolitischc Konzepte entwickeln und propagieren zu
können. Udo Fedderies (Bischofsheim)

»Sind wir unsdenn so fremd?« Dokumentation des 1. gemeinsamen Kongresses
ausländischer und deutscher Frauen 23. bis 25. März 1984, Frankfurt/Main. Or-
landa Frauenverlag. West-Berlin 1985 (240 S., br., 16,80 DM)
Oguntoye, Katharina, May Opitz und Dagmar Schultz (Hrsg.): Farbe be
kennen. Afro-deutsche Frauen auf den Spuren ihrerGeschichte. Orlanda Frauen
verlag. West-Berlin 1986 (243 S., br., 29,- DM)

Neben einigen verstreuten Aufsätzen sind dies die einzigen Veröffentlichungen,
die sich mit Rassismus und der Frauenfragc bezogen aufdie bundesrepublikanische
Situation befassen. Daß die Frage langsam für uns virulent wird, zeigt die Dokumen
tation des ersten bundesweiten Zusammentreffens ausländischer und deutscher
Frauen: In einem der einleitenden Beiträge vertritt Maria Mies dieThese, »Auslän
derfeindlichkeit« und Frauenfeindlichkeit sei dasselbe, denn die Angst vor Über
fremdung werde immeralsdie Angst artikuliert, »unsere Frauen« zu verlieren. Alle
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Frauenmüßten deshalbzusammen kämpfen. Wassy Tesfa macht dagegen daraufauf
merksam, daß Rassismus auch in der deutschen Frauenbewegungexistiere. In den
Arbeitsgruppen, derenDiskussionscrgcbnissc imzweiten Teil desBuches dokumen
tiert sind, bricht dann der Konflikt zwischen ausländischen und deutschen Frauen
offen aus. Für die deutschen Frauen unerwartet, setzen sich Migrantinnen gegen Ver
suche, sie zu emanzipieren, zur Wehr. Jahrelang angestauter Ärger über das, was sie
als Bevormundungsversuche erleben, macht sich Luft. Deutsche Frauen sehen sich
mit dem Vorwurf des Rassismus konfrontiert.

Farbe bekennen ist herausgegeben von einer Gruppe afro-deutscher Frauen. In
einem historisch-theoretischen Teil werden die Wurzeln des deutschen Rassismus
vonder Kolonialzeit bis zum Faschismus gezeigt. In zwei Kapiteln werden Zusam
menhänge zwischen Rassismus und Sexismus vorgeführt, die zu weiteren For
schungen anregen: die sogenannten Naturvölker wurden im 19. Jahrhundert als»pas
sive weibliche Völker« klassifiziert, die »selbstgcnügsam« und »ohne politische An
sprüche« leben. Später galten den Deutschen Juden, Italiener, Franzosen und Slawen
als weiblich. (24f.)Wiebeiden Frauen so wirdauchbeianderen Völkern derenan
gebliche Minderwertigkeit biologisch begründet. (88ff.) In einem zweiten Teil des
Buchesberichtenafro-deutscheFrauen aus mehrerenGenerationenüber ihr Leben.
Allen gemeinsam ist die Rolle der Außenseiterin: In dem Land, in dem sie auf
wachsen, zudem sie sich zugehörig fühlen, dessen Sprache sie sprechen, werden sie
als Fremde behandelt. Sie werden abgelehnt oder als Exotinnen bewundert. In den
Ländern ihrer Väter fühlen sie sich selbst fremd, es verbindetsie nichts oder kaum
etwas mit deren Lebensweisen und Kulturen. Immer wieder wird in der für Frauen
spezifischen Weise das Problem des »Aussehens« in den Biographien thematisiert:
Aus den Schönheitsnormen fallen sieaufjeden Fall heraus, seies, daß sie sichals
häßlich empfinden oder gerade wegen ihrer außergewöhnlichen Schönheit bewun
dert werden. Noch weniger als andere Frauen können sie von ihrer äußeren Erschei
nung abstrahieren, weil sie die Kommunikation mit anderen unweigerlich in immer
dieselben Bahnen lenkt: Fragen nach der Herkunft, Erstaunen über ihr »gutes
Deutsch«, Mitleid und/oder Bewunderung sind die Reaktionen, mit denen sie sich
permanent auseinandersetzen müssen.

Im Vorwort und in einigen Berichten wird der Nutzen formuliert, den die Produk
tiondesBuches vorallem fürdieAutorinnen hatte: Sicnahmen zum ersten MalKon
takt auf mit anderen afro-deutschen Frauen und sie lernten, ihr persönliches
Schicksal im Zusammenhang der deutschen und afrikanischen Geschichte zu be
greifen. Das Buch hat auch schon andere Frauen angeregt, sich zu organisieren. In
Mainz traf ich eine Gruppe afro-deutscher Frauen, die durch Anzeigen in den Me
dien allein in Mainz und Umgebung 40 »schwarze Deutsche« wie sie sich nennen,
zusammengebracht hat. Es wäre schön, wenn in einem nächsten Schritt versucht
würde, die spezifischen Lebenserfahrungen genauer zu analysieren, d.h., sie mit Er
fahrungen und Theorien zu konfrontieren, in denen die Funktion von Frauenunter
drückung und Rassismus für die Reproduktion der Herrschaftsverhältnisse deutlich
wird. Das würde uns sowohl dem Begreifen der jeweiligen Lebenserfahrungen als
auch dem Begreifen der gesellschaftlichen Verhältnisse näher bringen und weitere
Handlungsmöglichkeiten eröffnen. Nora Räthzel (Hamburg)
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sion; Soziale Umstrukturierung in Nordafrika
Hinz. Manfred: siehe Argument 161

Holzkamp, Klaus. 1927; Dr.phil., Prof. f. Psychologie an der FU Berlin, Hrsg. des Forum Kritische
Psychologie. V: Sinnliche Erkenntnis (1973); Gesellschaftlichkeit des Individuums (1978); Grundle
gung der Psychologie (1983/85). A: Individualgeschichte der Subjektivität. M: BdWi, ÖTV
Hüttmann. Ute, 1946; M.A., Medienwissenschaftlerin, z.Zt. frcibcrufl. Journalistin. V: Arbeitshilfe
—Medientechnik/Medienpraxis (1975); So entstand das Neue Testament (1975). A: Medienwissen
schaft, Kirche, Neue Technologien, Frieden. M: IG Druck und Papier. Friedens- und cntwicklungs-
politischc Gruppen

Karl. Helga, 1950; Dipl.Soz., EDV-Organisatorin, Redakteurin des Argument und der Projektgruppc
•Automation und Qualifikation. V: Automation im Arbeilerleben. AS 79 (Mitautorin, 1983); Wider
sprüche der Automationsarbeit (Mitautorin. 1986). A: Automationsforschung, Kulturarbeit. Frauen
M: GEW, Kulturpolitische Gesellschaft, SPD
Kindermann. Wolf: siehe Argument 162
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Verfasser/innen 473

Kühnen, Walter: siehe Argument 162

Langenberger, Melanie, 1911; Dipl.rcr.pol. (Volkswirtschaft)

Lohmann, Ingrid, 1953; Dr.phil., wiss. Mitarbeiterin. V: Lehrplan undAllgemeinbildung in Preußen
(1984). A: Historische und Systematische Pädagogik

Mücke. Hubert. 1955; Doktorand(Hist. Geographie) an der Univ. Bonn. A: Alltags-, Regional-und
Umweltgeschichte. M: Geschichtswerkstatt, Init. Kulturwissenschaftler f. Frieden u. Abrüstung

Pelzer, Jürgen, 1949; Dr.phil., Literaturwissenschaftler. V: Stereotyp und Ibrurteil in der Literatur
(Mithrsg., 1978); Kritik durch Spott (1985)

Rälhzel, Nora, 1948; Dipl.-Päd., Mitarbeiterin in einem Kultur- und Beratungszentrum für Einwan
derer. Redakteurindes Argument. V: Die Schwierigkeit, nichtrassistischzusein (Mithrsg., 1986).A:
Frauenbewegung, Rassismus

Ripalda. Jose-Maria, 1936; Dr.phil..Dozent ander Fcrnuniv. Madrid. V:LaNaciön Dividida 1978);
Hegel, EscritosdeJuventud (Hrsg., 1984); Hegel, Fdosofta Real (Hrsg., 1984). A: Deutsche Philo
sophie (1770-1870)

Rodejohann, Jo, 1947; Dipl.-Pol., freier Publizist, Redakteur des Argument. V: Rüstungsindustrie
aufdem Weg indie Krise (1985); Istder Frieden noch zuretten? (Mitautor, 1986). A: Rüstungs- und
Abrüstungsfragen

Sauer, Christoph: siehe Argument 161

Schiller, Hans-Ernst, 1952; Dr.phil., M.A. V: Metaphysik undGesellschaftskritik. ZurKonkretisie
rung der Utopie im Werk Ernst Blochs (1982). A; Sozial- und Geschichtsphilosophie
Schnurr, Stefan, 1958; Student. A: Pädagogik, Sozialarbcit, Sozialstaat, Bildung. M: Die Grünen
Schulz. Frank, 1958; Dr.rer.soc., Wiss. Mitarbeiter am Seminar für Finanzwissenschaftder Univ.
Köln. V: Zur Dogmengeschichte derfunktionalen Fmanzwinschaftslehre (1986). A: Finanzwissen
schaft, Sozialpolitik

Simon. Gerd, 1937; Dr.phil., Akad. Oberrat ander Univ. Tübingen. V: Ibrschläge zum Aufbau des
Studiums fürgermanist. Linguistik (1979); Sprachwissenschaft und politisches Engagement (Hrsg.,
1979); Wissenschaft undWende 1933, in Argument 158 (1986). A: Soziolinguistik, linguist. Hoch
schuldidaktik, Sprachwissenschaftsgeschichtsforschung. Bedeutungslehre. M: AHD, DGfS, AL, DS
Solle, Dorothee: siehe Argument 161

Stobbe. Michael, 1959; Studium der Politologie an der FU Berlin
Szell, György; Hochschullehrer für Sozialwissenschaftcn anderUniv. Osnabrück. V: Vampyrismus
oderBetroffenenforschung (1980); Rastungskonversion, Allemativproduktion und Gewerkschaften,
AS 118 (Hrsg., 1987). A: Neue Technologien. Selbstverwaltung, Dritte Welt. M: ÖTV, Internatio
nales Sekretariat Trade Unions for European Nuclcar Disarmcmcnt
Stolcke, Verena, 1938; D.Phil., lehrt Sozialanthropologie an der Univ. Barcelona. V: Marriage,
Class and Colour in XIX Century Cuba (1974); Cafeicultura, Homens, Mulheres e Capital (1986). A:
Sozialanthropologie, Sozialgeschichte, Gcschlechterverhältnisse
Thielen, Helmut, 1941; Dipl.-Soz., Dipl.-Ing., wiss. Mitarbeiter an der TUBerlin. V: DerVerfall der
»Inneren Führung« (1970); Anti-Wehrkunde (Mitautor, 1975); Agrarreform inLateinamerika zwischen
Ökonomie und Ökologie (1985). A:Ökologische Ressourccnnutzungsplanung und Agrarpolitik; Kri
tische Theorie und Theologie. M: ÖTV, Bund der Religiösen Sozialisten West-Berlin
Volker. Eckhard, 1948; Dr.phil., Studienrat. V: Schriftsteller und Arbeiterbewegung (1980); Theorien
über Ideologie (Mitautor, 1979); Faschismus und Ideologie (Mitautor. 1980). A: Literaturtheorie,
Ideologietheorie
Wolf, Frieder 0«o,1943; Priv.Doz. an der FU Berlin, Mitglied der Grünen imEuropäischen Parla
ment. Redakteur des Argument. V: Wissenschaftskritik und sozialistische Praxis (Mithrsg.,
1972);{//rovege(1983); Für eine subversive Praxis der Philosophie, inArgument 137 (1983); Grünes
und alternatives Jahrbuch (Mithrsg., 1986). A: Philosophie, Politik. M: Die Grünen, Alternative
Liste
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42'87
Moskauer Frühling — Liberalisierung im
Ostblock?

L.Kopelew: Man muß an Wunder glauben
T.Garton Ash: Reise in eine verkehrte Welt.

Schriftsteller und Intellektuelle in der CSSR
M.Simecka: Normale Kinder der Normali
sierung. Diejunge Generation inder CSSR
L.Luks: Der Gorbatschow-Kurs in Polen

G.Petri: Zeil der Kakteen und des Sandes

H.Ch.Buch: Gedanken über die Dissidenz

Lyrik und Prosa von:
Boleslaw Fac, Jaroslav Hutka, Antoni

Pawlak, Martin Pohl. Jan Polkowski,Sigmar
Schollak. Piolr Sommer und Scszck Szaruga

12. Jg. 1987

Herausgeber: Heinrich Doli t. Günlcr Grass. Timm Kosua,
Carola Stern, Johuno Slrasscr. Heinrich Vormwcg. Rcdak-
lion: JohanoSlrasscr. Franziska Sperr. — 1.'80erscheint
viermal jährlich, üinzclband 15 DM. Jahresahii 50 DM
(zzgl. Versand). - I.'SOVcrlagsGmbll. Hanscslraflc 63a.
5000 Kitin 90
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67'87
Ökologie und Ökonomie
D.Groh: Strategien, Zeit und Ressourcen.
Riskiminimierung. Unterproduktivität und
Mußepräferenzen — die zentralen Katego
rien von Subsistcnzökonomicn

E.Altvater: Ökologie undÖkonomie. Moda
litäten von Zeit und Raum

F.Bcckcnbach: Möglichkeiten und Grenzen
einer Ökologisicrung derÖkonomie
J.Martinez-Alier: Energieberechnung und
der Begriff der »Produktivkräfte«
R.Fücks: Alternative Regionalökonomie.
Chancen kommunal-genossenschaftlicher
Ansätze am Beispiel Bremen
L.Mez: Mit einem dichten Netz von elektri

schen Kraftwerken ... den Kommunismus

aufbauen oder Die Energiepolitik der
UdSSR

H.Gerstenberger: Vom Lauf der Zeit. Eine
Kritik an Fernand Braudel

H.Ganßmann/R.Weggler/M.Wolf: »Krise
des Sozialstaats« — Krise für wen?

16.Jg. 1987

Herausgegeben mn der -Vereinigung zur Kritik der polici
schen Ökonomie e.V.. — Rcdaklion: E. Allvalcr. G. Gcn-
sior, Th. Hahn. S. Heimann, K. Hübner, Th. Hunicnne. L.
I.appc. B. Mahnkopf, W. Spohn, M. Sungcr. Ch. Wat-
kinson. — Erscheint viermal im Jahr. — Einzelheit 15DM,
im Jahrcsabo 12DM. - RolbuchVerlag,ftisldamcrStr. 98.
IOOOBcrhn30. Redaklionsadressc: ftislfach 100529. 1000
Berlin Kl
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5'87

Titel

Friedensbewegung und bundesweite Demon
stration am 13.6.

Hochschule

vds-Mitgliederversammlung: Ergebnisse,
Einschätzungen. Dokumente
Wissenschaftsläden

Konkurrenz und Individualisierung im Stu
dienalltag

Keine BRD-Staatsangehörigkeit für MSB-
Milgliedcr?

BRD

Hattingcn-Rcport
K.Wanner: Gramscismus von rechts

J.Sommer: Die Linke nach Hessen

Frauen

E.Völlger: Entmündigung per Gesetz
P.Parnass: Steter Tropfen höhlt den Stein

Kultur

Im Interview: Julian Copc

Rezension: »Slörfall« von Christa Wolf

dizz und dazz: Literatur aus der und über die

Sowjetunion

17. Jg. 1987

Herausgeber: Bundesvorstand des MSIISpartakus. — Re
daktion: Manfred Confurius (verantwortlich). Vera Kisscl.
Michael Ritlmcicr (Gcslallung). — Erschein! ninnallich
(außer Mar/, und Augusl). — Einzelheft 2.50 DM, Jahrcs
abo 24 DM. — Rcslaklionsanschrift: rolc blauer. Pmlfach
2006, 5300 Bonn 2. Telefon (0228) 22 20 54. - Verlag:
Plambcek & Co. Xantcncr Sir. 7, 4040 Ncull

IV

1HMRIT1I

95 '87
Carl Einstein

H.Heissenbüttel: Auskunft über Carl

Einstein

C.Einstein: Studie zu einem Gespräch. Mit
einer Anmerkung von Wilfried Ihrig
M.Martincz-Seekamp: Ferien von der Kau
salität? Zum Gegensatz von »Kausalität« und
»Form« bei Carl Einstein

H.J.Dethlefs: Die Überwindung des Ästhe
tischen. ÜberCarl Einsteins Braque-Projekt
K.H.Kiefer: »BEB II« — Ein Phantombild

H.Ochm: Intellektuellenkritik und politische
Ästhetik: Bertolt Brecht und Carl Einstein

W.Ihrig: Vita Carl Einslein
W.Ihrig: Biographie zu Carl Einstein
Notizen

Herausgeber: Heinz Ludwig Arnold. Redaktionelle Mit
arbeiter: Ingrid Laurien. Olto Lorenz und Angelika Ma-
chinel. — Erseheini jährlich invierHeften. — Abopreis38
DM (zzgl. Versand). — nlition teil + krilik, Postfach
80 05 29, 8000 München 80
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TECHNIK NATURWISSENSCHAFT
GESELLSCHAFT

33'87

High-Tech und 'Dritte \WIt«

G.Thumser/J.Petersen: Wege ins goldene
Zeitalter? Informationstechnologien und
•Dritte Welt«

E.-M. Hartmann/G.Cy ranek/R. Hutzenlaub:
Auf der Suche nach sinnvollenComputeran
wendungen in Ostafrika

B.Platz: »Byte ist right«. Computerpolitik in
Indien

Arbeitskreis »Informatik und Dritte Welt« in

der Gl

A.P. Kachru: Wehre Dich, Du Frau, Du
Schwarze

J.Meycr-Stamcr: Zauberformel Informa
tionstechnik. Schwellenländer im internatio

nalen Wettbewerb

J.Schcer: Die implizite Ordnung. Zur Arbeit
von David Böhm

U.Hoffmann: Cobol für Adam. Zur histori

schen Grundlage des »Männermythos«
Computer

F.Rieß: Eines Tages im Jahr 1997. Gedanken
zur Zukunft des Fahrrades

St.Connor: Die Robert C. Gallo Story
J.Schcer: Das Jahr I nach Tschernobyl
Th.Kirski/E.Rößler/B.Stein: Der verord

nete Strahlenschutz. Zur Novellierung der
Strahlenschutzverordnung
Aktiv gegen Strahlen. Die unabhängige
Strahlenmeßstelle Berlin

9. Jg. 1987

Redaktion: Reinhard Bchnisch (verantwortl.), Paula Bra*
dish. Dagmar Kahnes. Herben Mchnens, Ralph Oster-
nunn. Franz Plich.Elvira Scheich, Rainer Schlag, Rainer
Slangc. Erich Tegeler. Ulrich Tielz*. - Ershcint viencl-
jihrlich. - Einzelne« 6 D.M. Jahrsabo 24 DM. - \fcrlag
und Redaktion: Gncisenauslr. 2. 1000 Bertin 61

DAS ARGUMENT 163/1987 ©

Zeitschriftenschau

wiener

tagebuch
marxislische

monatsschrift

5'87

Z.Mlynar: Gorbatschow in Prag

Ch.Reinprecht: Zur Wirtschaftskrise in
Ungarn

L.Spira: Die verflixten sieben Prozent: Anti
semitismus in Österreich

E.HackI: Brief aus Argentinien
R.Stadler: Kirche und Staat in Griechenland

B.Wagner: Der fünfzigste Todestag Antonio
Gramscis

I.Pollack: Zum Tod von Josd Afonso

A.Achmatowa: Requiem

4>87
L.Spira: »Austria and Nazism«

W.Brus: Kann die Reform erfolgreich sein?
Eine Antwort auf Z.Mlynäf

Brief aus Warschau: Neue Armut in Polen

C.-W.Macke: Grüne Gretchenfragen
Ch.Reinprecht: Wie aktuell ist die Kritische
Theorie?

I.Pollack: JoseSaramago — ein Erzähleraus
Portugal

F.Keller: Mariätegui — der südamerikani
sche Gramsci

Herausgeber: Vfcrrin .Freundedes Wiener Tagebuch-. —
Gcschäflsluhrendcr Redakteur: Leopold Spira. — Er
scheint monatlich. — Einzelpreis ÖS 25.-; Jahresabo ÖS
230.- (Ausland ÖS 280.-/DM 40,-); Studenten ÖS 130.-
(Ausland ÖS 200.-/DM 28 - Verlags- und Rcdaktions-
adressc: Bels'ederegasse10.AI040 Wien
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Comay: Notes on Rorty
Gonzalez: Commentary on Tikkun

Zavarzadeh: Traditionalizing the Past
Whitebook: Autonomy and Redemption
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Ruhrfestspiele Recklinghau-
ocn(Hg)

Ihr für uns
und wir für euch
40 Jahro Ruhrfestspiele
Rocklinghausen

Vom Tausch „Kunst gogon
Kohlo" zum .linken Bayreuth"
(Wallor Dirks): keinJubiläums
band mitWeihrauch und ver
klärtem Blick, sondern leben
diges Porträt diesereinzigarti
gen Einrichtung abseits von
Massonunterhaltung und Elite
kultur.Und ein prachtvoller
Theater-Bildband dazu.

248 Seilen mit über 250 Ab
bildungen, davon 23 vierfarbig,
dokumentarischer Anhang
Formal 24 i2l cm, broschiert
19,80 DM

Jan Foilzik

Zwischen den Fronten
Zur Politik, Organisation und
Funklionlinkerpolnischer
Kloinorganisationen imWider
sland 1933 bis 1939/40 unier
besonderer Borücksichtiquna
dos Exils. a

Reihe: PGG Bd. 16
364 Seilen, 58,- DM

Bealrn Herlemann

Auf verlorenem Posten

Kommunistischer Widerstand
imZweiton Weltkrieg
DieKnöchel-Organisation
Die Untersuchung stellt inner
halb der bundosrepublikani-
achon Forschung die erste
Monographio einer kommuni
stischenWidorstandsgruppe
im Krieg dar.

Reiho: PGG Bd. 15
312 Seilen.48.- DM

Michael Schneider

Demokratie in Gefahr?

Der Konflikt um die Notstands
gesetze: Sozialdemokratie.
Gewerkschaften und intellek
tueller Prolcsl (1958 bis 1968)
Schneider zoichnot die Debat
te dieser Auseinandersetzun
gen nach, die nicht ohne aktu
ellen Bezug ist und deren
Schlüsoolbogrilf .gesamtgo-
sellschafllicho Demokratisie
rung" lautot.

Reihe: PGG Bd. 17
304 Seiten. 32,- DM

Ulrich Herbert

Geschichte der
Ausländerbeschäftigung
in Deutschland
1880 bis 1980

Saisonarbeiter - Zwangsarbei
ter- Gastarbcitor
Mit der Hochinduslrialisiorung
vor etwa 100 Jahren begann in
Deutschland auch dio Be
schäftigung ausländischer Ar
beitskräfte. Ebonso all sind die
Probleme:Anwerbungund Ab
schiebung nach Bedarf, Ras
sismus und Angst vor.Über
fremdung". Es gibt keine
bruchloso Kontinuität,aber un
heilvolle Traditionen, dio noch
heute wirken.

Dietz Taschenbuch 19
272 Seiton, 16.80 DM

Ulrich Herbort

Fremdarbeiter

Politik und Praxis dos .Auslän
der-Einsatzes inder Kriegs
wirtschaft dos Dritten Reiches
2..unverändorto Auflago 1986
488 Seiton, broschiort
38.- DM
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